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Abgeordneten Dr. Harleß im II: Ausfchuſſe 
| über 


den Antrag des Abgeordneten Dr. Schwindl, bie Wieder⸗ 
herſtellung des verfaſſungsmäſſigen Zuſtandes der 
Preßfreiheit betreffend. 





Ueber die formelle Zuläſſigkeit des von dem Herrn 
Abg. Dr. Schwindl eingebrachten Antrags iſt bereits durch 
Beſchluß ſowohl des VI. Ausſchuſſes als der hohen Kam- 
mer entfchieen worden. Die Aufgabe, welche dem III. Aus- 
fchuffe, refp. dem von ihm ernannten Referenten zufommt, 
wird daher vor Allem die feyn: 4) die materielle Bes 
gründung des Antrags, 2) defien SFormulirung 
zu prüfen, um dan, je nachdem man dem Einen oder dem 
Andern oder Beiden nicht zuftimmen zu können glaubt, 3) 
entweder den Antrag zu verwerfen, oder eine an 
dere Formulirung desſelben vorzuſchlagen. In— 
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dem nun Neferent fich anfchiet, den von ihm bezeichneten 
Weg zu verfolgen, wendet er ſich: 


J. 
Zur materiellen Begründung des Antrags. 


Diefe muß der Natur der Sache nach fich nad) einer 
gevoppelten Seite hin bewegen; fie muß 1) das Wefen 
der Öarantieen bezeichnen, die den verfaffungs- 
mäffigen Beftand- jenes Rechtszuftandes fichern, 
welchen man Preßfreiheit nennt; fie muß 2) die 
Shatfahen angeben, aus welchen hervorgeht, 
daß diefe gefeglichen Garantieen mindefteng fo -» 
weit nicht eingehalten worden find, daß ein Ans 
trag auf Wiederberitellung des verfaffungss 
mäffigen Zuftandes der Preßfreiheit begründet 
erfcheint. 


ad 1. 
PBerfaffungsmäffige Garantieen der Prepreeiheit. 


Zur Bezeichnung des Weſens jener Öarantieen, 
welche uns die Berfaffung in Bezug auf ge 
feßlich geregelte Preßfreiheit bietet, werden im 
Antrage die betreffenden 88. des III. Ediktes zum Theil 
ihrem ganzen Inhalte nach aufgeführt, und es wird aus 
ihnen der Schluß gezogen, daß nach einer zweifachen Seite 
hin die Preßfreiheit gegen willführliche Befchränfung gefichert 
ſey, a) binfichtlich der präventiven Genfur, indem nur 
die politifchen Zeitungen und periodifchen Schriften politifchen 
oder ftatiftifchen Inhaltes, fonft aber Feinerlei Drud-Schriften 
diefer Cenſur unterliegen (f. 88. 1, 2 des IH. Edikts), umd 
b) hinftchtlich der Nepreffiv-Maßregeln, indem nad) 
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Geift und Wortlaut der 88. 6 und 7 des II. Edikts „Be- 
fchlagnahme der Druckſchriften nur gegen. wirkliche ftrafbare 
Geſetzes⸗Uebertretung zuläſſig“ ey. 

Daß man das Erſte den Beſtimmungen der Verfaſſung 
gemäß behaupten müſſe, und daß man das Zweite aus 
ihnen folgern könne, will Referent nicht läugnen; aber er 
muß in Abrede ſtellen, daß mit dieſen Angaben das Weſen 
der grundgeſetzlichen Beſtimmungen erſchöpft ſey, und daß 
man mit der Rückführung auf den alſo beſchriebenen Boden 
der Verfaſſung den Uebeln begegnen — über welche der 
Herr Antragſteller klagt. 


Der weitere Verlauf des Antrags ſelbſt beweist die 
Richtigkeit dieſer Bemerkung. Denn in Bezug auf den erſten 
Punkt wird nicht darüber Klage geführt, daß man etwa ge- 
gen den Wortlaut der Verfaſſung andere Schriften als. poli- 
tifche Zeitungen und Schriften politifchen oder ftatiftifchen 
Inhalts der präventiven Genfur unterworfen habe, ſondern 
die Klage geht dahin, daß man die Genfur nur nach „mie 
niſteriellen Vorſchriften“ undin einer Äufferft drückenden 
Weife handhabe. Wie fol nun dagegen die Zurüdführung 
auf den verfaffungsmäfligen Boden fchügen ? | 


Wo fteht in der Verfaſſung gefchrieben, daß. die Genfur 
nicht nah minifteriellen Borfchriften gehandhabt 
werden dürfe? -Wo bezeichnet die Berfaffung die Grenzen, 
aufjerhalb welcher die Cenſur anfängt, willführliche und drü⸗ 
ckende Beſchränkung zu werden? 


Die Verfaſſung ſagt Edikt II. $. 2 nur: „dieſelben 
(Schriften) unterliegen der dafür angeordneten Gen- 
fur.” Davon aber fagt fie nichts, nach welchen Normen 
und Vorſchriften diefe Genfur vollzogen werde. Die That 
fache ift alfo die, daß die Berfaffungs-Urfunde 
über die Normen und Grenzen der präventiven 

1* 
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Genfur: feine Beftimmungen, hiemit aber auch wider 
die im Antrag gerügten Uebelftände feine Ga: 
rantieen hat. 


. 


Was den zweiten Punft anlangt, fo entfpricht auch 
hier nach der Anficht des Referenten die Behauptung, laut 
ss. 6 und 7 Edikt III. ſey Beichlagnahme von Drudichrif- 
ten nur gegen wirkliche ftrafbare Gefeßes -Uebertretung zu— 
läfjig, ebenfalls nicht ganz dem Sachverhältniß, wie es durch 
die Beftimmungen der Berfaffung möglich geworden und 
faftifch herbeigeführt ift. Zwar unterliegt es feinem Zweifel, 
daß, wenn Preßvergehen, wirkliche oder angebliche, immer 
‚ einer richterlichen Unterfuchungs-Behörde zugemwiefen würden, 
diefelbe nur in der oben angegebenen Meife verfahren, und 
lediglich allein im Falle wirklicher Gefeges-Uebertretung, fey 
es im Verbrechens - oder Vergehens- oder Polizei = Lleber« 
tretungs⸗Grade, eine Drudjchrift mit Beſchlag belegen könnte. 
Allein der $. 7 des II. Edikts geftattet von der Ueber— 
weifung an das einfchlagende Unterfuchungss®ericht, was 
die Regel feyn follte, und in der Verfaſſung ald Regel 
angenommen wird, eine Ausnahme, nämlich die, daß die 
Polizei „nach Unterfchied felbft der Beftrafung wegen ge: 
eignet zu verfahren habe.” 


Diefe Ausnahme ift jegt Regel geworden und 
überhebt die Behörden des eigentlichen richterlichen Verfah— 
tens, d. h. der Berurtheilung nach vorhergegangener Unter: 
fuchung und Verantwortung, und unter Mittheilung der rich- 
terlichen, in der Verfaſſung felbft nur allgemein angedeuteten 
Entjcheidungs-Gründe. Somit ift die Thatfache wies 
derumdie,daßhinter ver Angabe, man habe „nad 
Unterfchied der Deftrafung wegen geeignet ver- 
fahren,“ fih auch eine willführliche Adminiſtra— 
tiv-Maßregel in PBreß- Angelegenheiten ficher 
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ftellen fann, und daß eben darum wider die im 
Antrage behaupteten Uebel von willführlichen 
Repreffiv- Mafregeln die Berfaffung abermals 
feine, wenigftens Feine genügenden Garantieen 
darbietet. 


Aus diefen Gründen kann Referent der erften Seite der 
materiellen Begründung, der Angabe des Weſens der in der 
Verfaſſung für Preßfreiheit gegebenen Garantieen ſeine Zu⸗ 
ſtimmung nicht ertheilen. 


ad 2. 


Nachweis verfaſſungswidrigen Verfahrens in Preß— 
Angelegenheiten. 


Die zweite Seite, von welcher aus die materielle Be— 
gründung des Antrags zu unterſuchen iſt, beſteht in dem zu 
erwartenden Nachweis von Thatſachen, aus wel— 
ben eine der Verfaſſung nicht entſprechende 
oder verfaffungswidrige Handhabung der prä- 
ventiven Genfur und der Repreffiv-Mafregeln 
hervorgeht. 


Der. Herr Antragfteller fpricht davon, daß die Genfur 
in einer Weife gehandhabt werde, welche der periodifchen 
Preſſe auch nicht einen Schatten freier Beiwegung in Bezug 
auf innere Angelegenheiten des Landes übrig laſſe; er be— 
hauptet ein Gleiches in Bezug auf die Repreſſiv-Maßregeln, 


fchildert auf das Lebhaftefte die Gefahren, welche von da... 


aus namentlich der Entwicklung der Wiffenfchaften in unferm 
Lande drohen, und bezeichnet fchließlich feine Schilderung als 
eine wahrheitögetrene und ohnehin notoriſche. Aber leider 
hat fich Referent vergebens nach Mittheilung auch nur ei- 
ner Thatfache zum Beleg diefer Behauptung umgefehen, und 


6 Vortrag des Abg. Dr, Harleß über den Antrag des 


muß’ aus einem dreifachen Grunde biefen Mangel ernftlich 
beflagen. 

Denn 1) wenn auch Referent die Notorietät einer mwill- 
führlichen und übel durchgeführten Genfur der politiſchen Zei- 


u tungen zugeben will, fo ift ihm doch die Notorietät eines 


allgemein gehandhabten willführlichen und verfafjungsmi- - 
drigen Berfahrend gegen Schriften rein wifjenfchaftlicher Art 
mehr als zweifelhaft; 2) fcheint es ihm nicht nur bedenklich, 
fondern auch unzuläffig, bet Klagen und Anträgen fo ernfter 
Art, ja überhaupt bei jedem Antrage, welcher Abfchaffung 
eines unrechtmäffigen Verfahrens begehrt, mit gar feiner 
Thatfache den Beftand dieſes Verfahrens zu beweifen, ohne 
fic) über den Grund diefed Mangels in zureichender Meife 
zu erflären; 3) hält er gerade in Bezug auf das Verlangen 
verfafjungsmäfliger Preßfreiheit es für etwas der Sache und 
dem eigenen Intereſſe des Antragftellers Gefährliches, den 
Antrag durch Anflagen zu motiviren, welche, eben wegen 
mangelnder Belege, als Uebertreibung abgemwiefen werden 
fonnen. 


Aus diefen Erwägungen ift e8 dem Referenten nicht 
möglich, auch in Bezug auf die zweite Seite. der materiellen 
Begründung "dem vorliegenden Antrage er Zuftimmung 
zu ertheilen. 

Referent muß fich daher unmittelbar 


zur 
Formulirung des geftellten Antrages 
wenden. | 
Der Antrag zerfällt in die zwei Theile: 
„Seine Majeftät den König im ver 
faffungsmäffigen Wege fubmiffeft um die aller- 
höchfte Verfügung zu bitten, daß 
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1) den periodijchen Schriften über Gegenftände der 
innern Politik wieder jene Genfur-Freiheit ein- 
geräumt werde, welche durch die allerhöchfte 
Entfcehlieffung vom 12. Juni 1831 anerfannt 
war, und daß 

2) bezüglich der Handhabung des Reprefliv - Sy: 
ſtems genau nach den klaren Beftimmungen ber 
88. 6 und 7 der III. Verfaſſungs-Beilage ver- 
fahren, fohin Feine Beſchlagnahme zugelaffen 
werde, wenn nicht eine gefeglich ftrafbare Hand- 
lung im Verbrechends, Vergehens- oder SBolizeis 
Uebertretungs-Grade indicirt erfcheint, und gleich- 
zeitig die entiprechende ftrafrechtliche ie 
eingeleitet wird.” 


Der zweite Theil des Antrages kann aus Ddenfelben 
Gründen nicht in Erwägung fommen, aus welchen er nach 
dem in der vierten Sitzung veröffentlichten Beſchluſſe des 
VI. Ausfchuffes für formell unzuläffig erflärt wurde (fiche 
das gedrudte Protofoll S. 246 Pr. Bd. J.). Ein Wunfch, 
daß die Beftimmungen der Verfaſſung eingehalten werden 
möchten, läßt fih nur als Ergebniß entgegengefegter Wahr: 
nehmung denken, nämlich der Kenntnißnahme von verfaſſungs⸗ 
widrigen Inftruftionen der obern Behörden, oder von ver- 
fafjungswidrigen Handlungen der Unterbehörden. In folchem 
Falle ift aber durchaus nöthig, daß das verfaffungsmwidrige 
Faktum nicht blos verfichert, fondern nachgewiefen, und daß 
zur Abhilfe eines folchen Verfahrens der durch $. 21 Tit. 
VO. der Verfaffungs-Urfunde bezeichnete Weg der Beſchwerde 
betreten werde. Da nun bei dieſem zweiten Antragspunfte 
weder das Eine noch das Andere gefchehen ift, fo muß ihm 
Referent gleichförmig mit dem Erfenniniß des VI. — 
die Zuſtimmung verſagen. 
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Anders verhält es fich mit dem erften Antragspunfte, 
deffen formelle Zuläfiigkeit der VI. Ausſchuß anerkannt 
hat. Es wird hier von feinem materiellen Gehalte aus 
entfchieden werden müfjen, ob berfelbe Aneignung finden könne 
oder nicht. 

Bor Allen entfteht die Frage: was ift denn der Inhalt 
der allerhöchften Entfchlieffung vom 12. Juni 1831?  Die- 
ſelbe lautet wörtlich folgendermaffen (fiehe Regieruugs-Blatt 
vom Jahre 1831 Seite 337. f.): 

„Ludwig von Gottes Gnaden König von 

Bayern ıc. ıc 
Wir finden Uns bewogen, die Verord. v. 28. Jänner 
d. Irs. den Vollzug der Beftimmungen des $. 2 der 
III. Beilage der BVerfaflungs » Urkunde betreffend, 
hiemit auffer Wirfung zu fegen, und befehlen, daß . 
diefe Unfere Entfchlieffung durch das Negierungs- 
Blatt bekannt gemacht werde.” 

Wenn nun der Antrag geftellt wird, daß jene Genfur- 
Freiheit, welche durch dieſe allerhöchfte Entfchlieffung aner- 
fannt wurde, „Wieder eingeräumt“ werde, fo ift die 
zweite Frage: Was ift denn durch diefe Entfchlieffung ein: 
geräumt, und wodurch ift das Eingeräumte aufgehoben 
worden? | 

Eingeränmt ift durch die allerhöchite Entfchlieffung 
nur dieß geworden, daß jene nähern Beftimmungen, welche 
durch die Vollzugs-Inftruftion oder Genfur-Verordnung vom 
28. Jänner 1831 den Genforen, Schriftitellern und Ver— 
legern gegeben wurden, hinfort auffer Giltigfeit feyen, und 
daß das Verfahren in PBreß > Angelegenheiten lediglich durch 
das III. Edikt normirt bleibe. 


‚Nun macht fich aber bereits hier jene fchon oben. be: 
rührte Differenz zwifchen dem Herrn Antragfteller und dem 


s J 
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Referenten geltend. Wer nämlich durch beſagtes Edikt der » 
Willkühr in Preßſachen die genügenden Schranfen gejebt 
fieht, der mag fich auch feinerfeitS begnügen, ven Antrag 
zu ftellen, daß in Preßfachen nur nady den Konfequenzen 
der allerhöchften Entichlieffung vom 12. Juni 1831 oder, 
was durchaus dasfelbeift, ausfchlieglich nach der Norm 
ber in der III. Berfaffungs-Beilage gegebenen Beftimmungen 
verfahren werde. Aber wer, mie der Neferent, dieſe Be— 
ftimmungen als unzureichend. für ein genügendes gefeßliches 
Derfahren betrachtet, der Fann nimmermehr im der Erhörung 
eines alfo geftellteu Antrages eine ausreichende Abhilfe der 
geſchilderten Uebelftände erbliden. | 


Allein ed liegt noch ein zweited® Moment in diefem alfo 
geftellten Antrage. Wird nämlidy die Wicdereinräumung der 
durch allerhöchfte Entfchlieffung vom 12. Juni 1831 .afier- 
fannten Preßfreiheit beantragt, fo liegt in diefem Antrage die 
indirefte Behauptung, daß die durch jene Entfchlieffung auffer 
Kraft geſetzte Verordnung vom 28. Jänner 1831 wieder 
rechtlich oder faktifch als Norm beobachtet werde. Nun ift 
officiell eine Zurücnahme der allerhöchften Entfchlieffung vom 
12. Juni 1831 nicht ausgefprochen worden. Daß aber fak— 
tiich die Beſtimmungen der Verordnung vom 28. Jänner 1831 
wieder eingehalten würden, ift durch Feine Thatſache belegt. 
Es fehlt alfo auch von diefer Seite aus dem Antrage die 
nothige Motivirung. 


Wenn demnach, wenigſtens nach der Anſicht des Re⸗ 
ferenten, der Antrag in feiner praftifchen Folge unzureichend 
und in ferner Begründung mangelhaft erfheint, fo muß die 
Annahme eines alfo formulirten Antrages als unräthlich be⸗ 
zeichnet werden. 
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Nun aber entiteht 
II. 
die Frage: 
Soll nur einfac die Verwerfung diefes Antrages oder 
fol eine neue Sormulirung desfelben beantragt werden ? 


Nach dem bisher Entwidelten fchiene allein das Erſte 
indicirt. 


Wenn nun, trotzdem Referent ſich eben ſo entſchieden 
gegen das Erſte, als für das Zweite ausſpricht, ſo wird 
es feine Pflicht ſeyn, nicht nur die mögliche neue Formulir— 
ung zu bezeichnen, jondern auch die Gründe zu entwideln, 
welche für diefelbe fprechen. 


A. 


1. Gründe für eine neue Sormulirung des 
geftellten Antrages. 


| Die Gründe für eine neue Formulirung des 
geftellten Antrages beftehen für ven Referenten darin, 
daß er nur theilweife und namentlich in Bezug auf die Form 
“dem Antrage nicht beitreten kann, keineswegs aber, was die 
M aterie der Motivirung betrifft. 


Er ift im Gegentheile davon überzeugt, daß die bereg- 
ten Vebelftände einem groſſen Theile nach wirklich beftehen, _ 
ebenfo, daß zu ihrer Befeitigung Fein Augenblid günftiger als 
der. gegenwärtige ift , nachdem nicht nur andere Staaten mit 
dem Beifpiele von gefeglicher Regulirung des Berfahrens in 
PBreßfachen vorangegangen find, fondern ald überhaupt, wie 
der Herr Antragfteller jagt, die Wölfer Teutfchlands durch 
die einhellig dargelegten Beweiſe teutfcher Einigkeit und fefter 
Unterthanen-Treue das Bertrauen ihrer Herrfcher verdienen. 
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Nach allen diefen Seiten hin mit dem’ Herrn Antragfteller 
einverftanden, erlaubt fich nunmehr Neferent fpecieller in die 
Motive einzugehen, auf welche er einen anders formulirten 
Antrag gründen zu dürfen glaubt, 


Diefe Motive liegen theild a) in allgemeinen Er- 
wägungen rechtlicher Art, theils b) in befondern 
Wahrnehmungen DIES DE. Uebergriffe 
der Behörden. 


ad a. 
a) Allgemeine Erwägungen vom Recht3-Standpunfte aus. 


Die allgemeinen Erwägungen, von welchen aus 
eine Abhilfe des gegenwärtigen Verfahrens in Preßſachen 
dringended Bedürfniß ift, umfaſſen jowohl die rechtlichen _ 
Zuftände der teutſchen Bundesftaaten, als die 
unferes Baterlandes insbefondere. 


Was. Art. 18 der Bundesafte verheißt: „Die Bundes- 
verfammlung wird fich bei ihrer erſten Zufammenfunft mit 
Abfaſſung gleichfürmiger Verfügungen über die Preffreiheit 
befchäftigen ,” das ift bis jetzt eine unerfüllte Zufage ges 
blieben. Hiebei follen nun nicht im mindeften die Schwie— 
tigfeiten verfannt werden, welche wider die Erfüllung einer 
folcyen Zufage theild aus der Natur der Sache an fich, theils 
aus den politifchen MWechfelbeziehungen und der Stammes» 
Eigenthümlichfeit der verfchiedenen Bundestheile, theild aus 
gefchichtlichen Vorgängen und. VBerwidlungen gefloffen find 
und noch flieffen mögen; ja ed mag vielleicht nach einer 
Seite hin, im Hinblid auf die in einzelnen Bundesftaaten 
beftehende relativ gröfiere PBreßfreiheit, der Mangel einer 
allgemeinen Bundes⸗Preßgeſetzgebung von Einzelnen nicht ohne 
allen Grund ald eine Wohlthat betrachtet werben. 


} * 
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Dennoch iſt das Uebel der in Teutſchland beſtehenden 
Differenz im Preßverfahren ſo tief eingreifend, daß ſelbſt ein 
Opfer relativer Vortheile gering gegen die Herſtellung von 
geſetzlicher Gleichheit erſcheint, und daß auch große Hinder- 
niffe und Schwierigfeiten nicht von einem. Verfuche zur Abs _ 
ſtellung diefer Differenz abichreden dürften... Es find ſchwere 
Schäden, moralifcher ımd materieller Art, welche aus 
dem gegenwärtigen Zuftande der Dinge hervorgehen. Die 
moralifchen Schäden gehen fowohl das allgemein teutfche, 
als das befondere Nationalgefühl an. Wie fol fich ein tiefbe— 
gründetes Bewußtfeyn teuticher Einheit bilden, wenn man 
wahrnimmt, daß zwar für den Handelöverfehr die drückenden 
‚Schranken und die Verfchiedenheit der Gefeggebung aufhören, 
daß aber in Bezug auf den geiftigen Verkehr in dem einen 
Bundesftaate erlaubt ift, was man in dem andern verbietet! 
Wie fol die Zufriedenheit mit der eigenen Landes-Regierung, 
d. h. jene Zufriedenheit, die auf der Einftcht in die in allen 
Bundesftaaten gleihförmig gehandhabte Gerechtigkeit ruht, 
ohne bedenkliche Störung bleiben, wenn man gewahrt, daß 
man im eigenen Lande, welches doch auch ein Theil des 
groffen Bundes ift, in Bezug auf Gedanfenmittheilung Ber 
fchränfungen oder auch Bedrückungen unterworfen ift, von 
welchen der nächfte Nachbarftaat, auch ein Bundesglied, Nichts 
weiß! — 8 find aber’ auch nicht geringe materielle 
Nachtheile, welche aus der fo verfchievdenen Behandlung der 
- Breßangelegenheiten, namentlich) aus dem num und nimmer 
zu rechtfertigenden DBerfahren, nach welchem in dem einen 
Bundesftaate Bücher, welche in einem andern Bundesftaate mit 
Erlaubniß oder ohne Beanftandung verlegt wurden, ohne weiteres 
Fonfiscirt werden können oder Fonfigcirt werden, dem 
teutfchen Buchhandel, diefer materiellen Baſis des teutfchen, 
für ganz Europa fo. wichtigen, geiftigen Verfehrs notwendig 
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envachfen müſſen. Wenigftens läßt fich, fo lange Ungleich- 
heit der Preßgeſetze in Teutſchland beſteht, zwax die Remit— 
tirung der Bücher aus einem Bundesſtaate an den Verleger 
eines andern Landes, nimmermehr aber die Konfisfation der: 
felben rechtfertigen. Wie ſehr aber diefe und andere Uebel— 
ftände des Preßverfahrens den teutjchen Buchhandel gefähr- 
den, das. haben die hiebei Nächftbetheiligten felbft unlängft 
in einer Schrift dargethan, welche, wenigftens nach dem Urs 
theile des Referenten, von Uebertreibung freigeiprochen wer: 
ven muß”). 


Wiewohl nun Referent von einem Antrage auf baldmög— 
fichfte Erwirkung eines allgemeinen Bundes-Preßgeſetzes un- 
ter den gegenwärtigen Umftänden leider wenig hofft, auch 
deshalb unterläßt, einen jolchen, wie er nach Art. 18. der 
Bundes-Afte allerdings gerechtfertigt wäre, zu ftellen, fo hat 
er doch diefe allgemeine Erwägung um jo weniger unterbrü- 
den fünnen, als fie für die Beurtheilung ber Verhältniſſe im 
eigenen Lande keineswegs ohne Gewicht iſt. 


Wer nämlich das bei uns übliche Verfahren in Preß— 
angelegenheiten mit dem anderer Bundesſtaaten vergleicht, der 
wird zwar zugeben müſſen, daß in der geſetzlich zugeſicherten 
gänzlichen Befreiung der nicht periodiſchen Druckſchriften von der 
Cenſur wir uns einer groſſen Wohlthat erfreuen, daß aber 
auf der andern Seite dieſe Wohlthat durch die, ſey es ge— 


*) Denkſchrift über Cenſur und Preßfreiheit in Teutſchland ge: 
mäß dem Beſchluſſe der Hauptverſammlung des Börfenver: 
eins der teutſchen Buchhändler am 11. Mai 1841 berathen 
und abgefaßt von dem dazu ſtatutenmäſſig erwählten auſſer— 
ordentlichen Ausſchuſſe. Als Manuſkript für die Mitglieder 
des Börſenvereins. Jena, bei Frommann. 
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feßlich angeordnete, oder gejeglich nicht verhinderte Art, wie 
man bei der Genfur und bei dem Strafverfahren in SBreßrea- 
ten zu Werfe zu gehen pflegt, fat aufgehoben wird. 


Der Uebelſtand, welcher hier zuerft in die Augen fpringt, 
ift längſt, und zwar nicht blos vom Volke, fondern auch von 
‚den Organen der Regierung anerfannt und ausgefprochen 
worden. Nicht fowohl die Preßgeſetzgebung, wie fie bei ung 
im II. Edikt befteht, fondern die Bollzugsr Regler 
ments, die Preßpraris hat man in das Auge zu faflen, 
um den Zuftand der Preſſe in einem Lande in feiner wahren 
Geftalt zu erfennen. 


Wenn nun aber diefe Vollzugs-Verordnungen und In— 
ftruftionen der Cenſoren nicht offene, ſondern nur ge— 
heime find, deren Inhalt Verleger, Redaktoren und Schrift: 
fteller erft aus der Wirfung, nämlich den Genfurftrichen oder 
der Beichlagnahme erfahren, fo liegt in diefem Umftand allein 
fehon, auch wenn die Genfur billig gehandhabt werben folle, 
eine unerträgliche und gefährliche Rechtsunficherheit. 


Man will wiffen, was Rechtens iſt; unbefannte 
Snftruftionen aber verwandeln das offene Recht in ein ge- 
heimes, und die Anwendung eines folchen unbefannten 
Rechts gewinnt nothwendig, felbft wenn es an fich ein gutes 
wäre, in aller Welt ‚Augen den Schein der Willführ, 
und hiemit des Unrechts. Bor Nichts aber follte eine Re— 
gierung fich mehr hüten, als vor Formen des Rechtsverfah— 
rend, welche dem Nechte felbft in den Augen des Volkes die 
Wahrheit und den Nachdruck rauben, 


Es hat dies ein verftorbener Staatdmann in jener denf- 
würdigen Rede anerkannt, in welcher er die von ihm erlaf« 
jene Inftruftiond-Berordnung in Preßangelegenheiten zu recht: 
fertigen fuchte. Er rechtfertigt fie durch die Bemerfung, daß 


* — ———— — ——— ——— — — 
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fie eine Zufammenftellung derjenigen direftiven Normen fen, 
welche die frühern Minifterien leiteten, „nur warb der 
Schleier des Geheimniffes, der bisher jene Nors 
men verhülfte, durch fie weggemworfen, da man 
der feften und gewiß richtigen Meberzeugung 
war, daß die Kenntniß folder inftruftiven Vor— 
fchriften nicht blos im Intereffe der Genfurbes 
hörden, fondern im Interefie der Zeitungs-Res 
daftoren, ja des ganzen lefenden PBublifums 
liege. Deshalb wurde die Befanntmadhung dies 
fer Inftruftion durch das Regierungs-Blatt ver- 
fügt, und den Behörden aufgetragen, jedem Ab» 
firiche die Motive, das Geſetz und den Paras 
graph der Inftruftion, auf welchen die Verſa— 
gung des Drudes fich gründet, beizufügen *).“ 
Mit diefen Worten ift gefagt, was die Regierungen als zu— 
reichendes Motiv, fey es für offene Inftruftionen, ſey es 
für ein detatllirted Preßgeſetz, amerfennen müſſen; 
in diefen Worten liegt aber auch zugleich die Bezeichnung 
unfered gegenwärtig wieder üblichen Verfahrens ald eines 
Widerſpruchs mit den Konfequenzen der Verfaſſung, und dem 
wahren, von der Regierung früher —* ausgeſprochenen 
Rechts⸗Bewußtſeyn. 


) So der damalige königl. Miniſter des Innern v. Schenk. 
Siehe Landtags-Verhandlungen vom Jahre 1831 Prot.-Bd. 
Sitzung XXI. ©. 45 ff. Man vergleiche auch jenen Vor: 
trag (von Rudhardt) im Minifterium, in welchem, zur 
Befeitigung der Willkühr der Genforen, die Nothwendig: 
keit einer freifinnigen Inftruftion mit den Worten bezeich— 
net wird: „Eine Inftruftion nady dieſen Anfichten fcheint 
mir aus der Verf. Ur, felbft zu flieffen, und von ihr 
fogar gefordert zu werben.” A. a. D. ©. 47. 
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Der lebte Sat des oben angeführten Ausfpruchs erin- 
nert aber auch an eine andere fchlimme Seite des gegenwär— 
tigen Ginfchreitens in Preßangelegenheiten. Sie läßt fich am . 
beften mit jenen Worten Webers in feiner Schrift „von 
Injurien“ bezeichnen: 


„Bas das unbedingte Bücherverbot im ftreng- 
ften Berftande, die. Konfiskation,“ fo fagt diefer 
Schriftfteller, „anlangt, fo ſetzt alles dieſes, wenn 
ed dabei auf Handhabung der Gerechtigkeit ans 
fommt und nicht von Machtiprüchen die Rede feyn 
foll, ein gehörig erwiefenes Unrecht voraus, und 
fann daher gar nicht anders ftatt finden, ald bevor 
dem Verfaffer oder Verleger, servato juris ordine, 
der Prozeß über das Buch oder die Schrift ge- 
macht, der Angefchuldigte oder Angeklagte hinläng- 
lich mit feiner Entſchuldigung gehört, oder, in Ord— 
nung der Rechte, in contumaciam gegen ihn er- 
fannt worden if. — Die allgemeine Befanntma- 
chung, daß das Buch dem Staat, der Religion 
oder den guten Sitten zuwider fey, daß es Inju— 
rien oder Schmähungen enthalte, ift fo gut, als 
Nichts gefagt, und bei weitem nicht hinreichend, 
ein Verbot zu rechtfertigen, welches einfeitig über 
den Schriftiteller abgefprochen ward, ohne fein an- 
gebliches Vergehen in rechtlicher Form unterfucht 
und beſonders ihn felbft zur Verantwortung gezo— 
gen zu haben *).“ 

Gegen die Richtigkeit und Wahrheit diefer Rechtsgrund: 
ſätze läßt fich fchwerlich etwas einwenden. Dennoch herricht 


*) Bon Snjur. Bd. III, ©. 56 folg. 


Abg. Dr. Schwindl, die Preßfreiheit betr. 17 


bei uns das entgegengeſetzte Verfahren. Man konfiscirt, alſo 
ftraft zuerft, und fordert nachher den Autor, oder Redak⸗ 
tor, oder Verleger zur Verantwortung auf. Man verurtheilt, 
aber ohne nähere Entfcheidungsgründe, fondern nur mit jenen 
Allegationen von den Paragraphen der II. Beilage der Vers 
faffungs-Urfunde, welche eben wegen der Allgemeinheit ihres 
Inhalts nicht mehr befagen ald jene von Weber beige: 
brachten vagen Formeln, welcher nur darum nicht jene Alle 
gationen anführen fonnte, weil er lange vor der Herrfchaft 
des IH. Ediktes, nämlich unter der der ehemaligen Bücher: 
GenfursKollegien ſchrieb. Daß diefed mit wahren Rechtes 
grundfägen unverträgliche Verfahren bei und mit der Unzu— 
länglichfeit der Grundgefeßgebung zufammenhänge, und des— 
halb nicht eigentlich “ungefeglich genannt werden dürfe, fol 
nicht geläugnet werden. Dennoch aber ift es in feiner ges 
genwärtigen Geftalt zugleich auch Folge einer ufuellen Pra— 
xis, welche zwar durch das Geſetz geftattet, aber vom Ges 
fege felbft nur als Ausnahme bezeichnet wird; alfo nicht 
durch das Gefeg mit gefeglicher Nothwendigkeit zur herrfchens 
den werden muß; ich meine die Prarid, auf welcher die Por 
ligei von ihrer Pflicht der Aufſicht auf Preßreate und 
deren Ueberweifung an die fompetenten Unterfuchungs -Ge- 
richte Umgang nimmt, fich ausfchließlich an den Endfag von 
$. 6. Beil. III. der. Verfaſſungs-Urkunde hält, und ihm zus 
folge nach Unterfchied ſelbſt der Beftrafung wegen geeignet 
verfährt. 

Bei einem folchen Berfahren fällt dann natürlich auch 
die Nothwendigkeit einer fürmlichen gerichtlichen Unterfuchung, 
einer ordentlichen richterlichen Entfcheidung, unter Beibringung 
ausführlich dargelegter Entfcheivdungsgründe, weg, und auch 
der gefelich einzufchlagende Rekurs ändert an diefem Uebel 
nichts, da der gange in der Verfaſſung (Beil. III. $$. 7— 9) 
angeordnete Snftanzenzug die PBreßangelegenheiten nur aus 

Beilagen Band VII, 2 
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den Händen der niedern Polizeibehörden in die der höhern 
Berrvaltungsftellen übergehen heißt. 


Wenn nun zu folch einer mangelhaften Form der Ver— 
urtheilung die Wahrnehmung Fommt, daß die Genfur oder 
die Repreſſiv-Maßregeln in einer Zeit plöglich wieder eine 
viel gröffere Strenge annahmen, über deren rechtliche Natur 
man aus betaillirten Entfcheidungdgründen nicht belehrt wird, 
und für deren gefegliche Duelle man nur die Präfumtion 
von neuen geheimen Genfur »Inftruftionen hat, fo wird hier © 
durch ohne alle Noth das Rechtsgefühl des Volkes verletzt, 
während man bei einer detaillirten Preßgefeggebung, oder 
“ auch nur bei amtlich publizirten Genfur- Inftruftionen zwar 
über Strenge, aber doch nicht geradezu über Willführ und 
Rechtöverweigerung Flagen könnte. Doppelt fehmerzlich aber 
werden folche Uebelftände in der praftifchen Geſetzes-Anwen— 
dung dann in einem Lande empfunden, wenn für das Ber: 
fahren der Givilgerichte in Preßſachen nicht allzuftrenge, ſon⸗ 
dern weiſe, gemäfftgte Gefeße beftehen, und wenn das 
Land Erimmerungen oder Verheiſſungen befißt, mit welchen 
der gegenwärtige faktifche Zuftand in drüdender Weife Fon- 
traftirt. Beides aber ift bei uns in Bayern der Fall. Das 
Adminiftrativ » Verfahren der Polizei in Preßſachen verur- 
theilt durch Beichlagnahme oder Genfur Striche in unzähli- 
gen Fällen, wo der Givilrichter nach feinem Strafgefegbuch 
nicht8 Ahndungswürdiges finden würde *). Und wenn man 


) Wenn 3. B. folgende Beftimmung des Strafgefebbuches 
(Beil, 1. Tit. IL. Kap. H. Art. 311. Anm. ©. 43): 
>, Befheidener Tadel der Regenten: Handlungen 3. B. 
der Geſetze oder der Staats : Einrichtungen, befondersd 
wenn er ohne Spott und Schmähungen mit Gründen 
unterftäst ift, und wenn aus der Tendenz der Schrift 
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dieß mit den frühern Erlafien, twie dem von den 13. Juni 
1803 *), oder mit den fpätern Willend- Erklärungen vom 
Throne herab, wie 3.3. in der Thronrede des Landtages: von 
18°7/,, **) vergleicht, wo bleibt da, fo muß man fich dann fras 
gen, wo bleibt da die Erfüllung jenes. einft vom Miniftertifche 
aus bezeugten „heiſſen Wunſches,“ jener „zuverfichtlichen Hoffe 
„nung, daß für Bayern bald, recht bald die Möorgenröthe 
„einer geſetzlich geregelten Preßfreiheit, einer Preßfreiheit in dem ' 


nah ihrem Inhalte und der Art ihrer Bekanntmachung 
oder Verbreitung Feine beleidigende Abfiht hervorgeht, 
kann ald Beleidigung der Majeftät nicht angefehen wer: 
den, wenn er auch in einer Öffentlihen Drudfchrift vor: 
getragen würde, ’’ wenn, fage ich, Diele Gefegbeftim: 
mung Norm für die Genforen oder die Polizeibehörden 
wäre, und fireng gehandhabt würde, wie viele Stellen 
in politifhen Beitunaen, welche die innern Angelegen: 
heiten befprechen, würden ungeftrihen, wie manche 
Schriften unkonfiscirt bleiben ! 


:*) NRegierungsblatt 1805 St. XXV. ©. 378 folg. 


*5) Mergl. auch die in der Döllinger’fchen Gefebes : Samnız 
lung abgedrudte Minifterial:Entfchlieffung vom 21. Des 
zember 1829, in welcher den Kreisregierungen eröffnet 
wird: „es fey der beftimmte Wille Sr. Majeftät des 
Königs, daß tie Freiheit der Preffe innerhalb ter 
geſetzlichen Schranfen auf feine Weiſe beeinträchtigt, und 
daß insbefondere dem Rechte des freien Beurtheilens des 
amtlihen Wirkens der zum öffentlichen Dienft berufenen 
Perfonen, fo weit nicht dadurch gefeslihe Ehrenrechte 
verlebt werden, der gebührende Schuß gewährt, und jeder 
anftändigen Aeufferung der Meinungen und Anfichten 
im Gebiete der. inneren Politik Fein ungefegliches Din: 
derniß entgegengefeht werden ſolle.“ 

2* 
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„edelften Wortfinne heranbreche, daß man fortan von König 
„Ludwigs Regierung, was Tacitus von der Trajans rühmen 
„und preifen würde, jeneraram temporum felicitatem, ubi 
„sentire, quae velis, et quae sentias, dicere liceat?*)“ 
Wenn auch Referent das Glück einer gefeglich geregelten 
Preſſe nicht gerade mit diefen Worten des römifchen Ger 
ſchichtsſchreibers bezeichnen will, und ſich nicht das als Ziel 
ſteckt, alle8 fagen und fchreiben zu dürfen, was man eben 
denkt, fo wird man wenigftens bei der Herrichaft der Poli— 
zeiftellen nach geheimen Genfur-$nftruftionen nicht von einem 
- Zuftand gefeßlich geregelter Preßfreiheit reden können. 

Dieß find die-Erwägungen vom Rechtöftandpunfte aus, 
fraft deren dem Referenten eine Abänderung des biöherigen 
Verhaltens der Staatsbehörden in Preßangelegenheiten drin— 
gendes Bedürfniß fcheint. Es Fommen aber hiezu noch: 


ad b. 


b) Wahrnehmungen einzelner wiverrechtlicher Uebergriffe 
der Behörden. 


- Hier muß jedoch Neferent gleich eingangsweife ſowohl 
fich ſelbſt, als den Herrn Antragfteller wider den Vorwurf 
in Schug nehmen, als rede man viel von der Willführ der 
Volizeibehörven, und fey doch nicht im Stande, reichliche 
Belege biefür durch Nachweife von Thatfachen beizubringen. 
Diefer Mangel an Belegen, welcher auch einigermaflen den 
Referenten drüdt, läft fich jedoch fehr gut erflären, und der 
Erflärungsgrund felbft dient nur zu einem neuen Verweis, 

daß man bei und in Preßangelegenheiten nicht nach ftrengem 


*) Siehe Prot. der XXVII. GSisung vom 11. Mai 1851 
Prot. Bd. V. ©. 265. 


Abg. Dr. Schwindl, die Preßfreiheit betr. 21 


Rechte verfährt. Diejenigen nämlich, welche am häufigſten 
mit der Cenſur in Berührung kommen, ſind die Redaktoren 
von politiſchen Zeitungen. Nun hat von dieſen ein bereits 
länger verſtorbener Schriftſteller, ein guter Praktiker, treffend 
gefagt: „Die vermundbarfte Seite des Zeitungsfchreibers fey 
die Beforgniß, fein Privilegium zu verlieren.“ Er hätte noch 
hinzufügen Fönnen: die Furcht vor Verluft des Poſtdebits 
u. dgl. m. 


Genug, man wird in Bayern feinen einzigen‘ Redaktor 
treffen, welcher nicht trog allen feinen Klagen e8 verweigerte, 
Belege widerrechtlichen Genfur » Verfahrens zu Handen zu 
ſtellen, blo8 aus Furcht vor noch drüdenderen veratorifchen 
Mafregeln: Gefept nun auch, diefe Furcht fey unbegründet, 
fo beweist das einfache Beftehen folcher Furcht, welcher Art 
jened Genfur=Berfahren feyn muß, das die Redaktionen zu 
folchen Schlußfolgerunge und Beforgnifien veranlaßt. 


Indeſſen gibt ed troß dem Ängftlichen Schweigen der 
Redaktoren einzelne thatfächliche Belege von. widerrechtlichen 
Uebergriffen der Genfurs Behörden. Nur muß auch wieder 
fofort die Klaufel hinzugefügt werden, daß man bei der herr- 
fchenden Weife des amtlichen Verfahrens niemals ganz über 
die Natur des Uebergriffes in das Neine kommt, indem fich 
von Seiten der Betheiligten nicht ermitteln läßt, ob denn ver 
Genfor in eigener Willführ oder Befchränftheit, oder ob er 
auf Grund einer gegebenen Jnftruftion fo handle. Wenn 
z. B., wie das der ‚thatfächliche Ball war, die Genfur-Be- 
hörde eined Ortes dem dortigen Verleger fagte, er müſſe 
jedes Manuffript, was in Bezug auf ein beftimmtes Ver: 
hältniß, fey es zu einem Zeitungs» Artifel, ſey es zu einer 
Drudfchrift, bei dem Verleger einlaufe, fofert dem Genfor 
zu Handen ftellen, da überhaupt über diefe Sache nichts 
gedruckt werden folle, fo war dieß ein offenbarer antikonftis 
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tutioneller Uebergriff. Aber, ob diefe Senfurs Behörde hier 
nur auf eigene Verantwortung, oder in Folge höherer Inr 
ftruftion gehandelt habe, dieß ausfindig zu machen, gibt es 
für den Betheiligten fein Mittel, eben weil die Genfur-Ber 
hörden nicht nach öffentlichen, publizirten, fondern nach geheir 
men Inſtruktionen handeln. 


Eine Thatfache, welche beweist, daß die enforen un— 
jerer politifchen Blätter entweder ganz ohne Inſtruktion, alfo 
nach Widführ, oder an den verfchiedenen Orten und für die 
verichiedenen Zeitungen nach verfchieden lautenden, alfo auch 
willführlich, d. h. nicht nach einem allgemeinen Grundgeſetz 
erlaffenen Inftruftionen handeln, ift die gegenwärtige Hals 
tung der ‚verfchiedenen, in Bayern erfcheinenden, politifchen 
Blätter in Bezug. auf die Landtags = Verhandlungen. Soll 
man es auf Rechnung des Geichmads der Nedaftoren oder 
des Lefepublifums bringen, daß z. B. die fämmtlichen Blät— 
ter Münchens entweder gar Feine, oder nur die allerbürftige 
ften Notizen über diefe Verhandlungen bringen? Liegt e8 am 
Redaktor der Zeitung Paſſavia, daß in Vilshofen Numern 
feiner Zeitung mit Berichten aus der Nede eined Abgeord» 
neten gelefen werden, während die in Paſſau eirfulirenden 
Numern nicht? von dieſem Bericht haben? Soll man 18 
auf Rechnung der geiftreichen Nedaktion der Augsburger 
„Allgemeinen Zeitung“ bringen, daß ftenur farblofe Verſtümm— 
lungen der einzelnen Berhandlungen gibt, während die Re— 
daftionen des Nürnberger Korrefpondenten, des fränfijchen 
Merkur in Bamberg u. a. Mittheilungen von relativer Noll 
ſtändigkeit geben? 


Daß diefe Wahrnehmungen Lediglich allein auf Reh: 
nung der Anfichten und Mbfichten der Medaftoren kämen, 
ift ein völlig undenfbarer Erflärungsverfuch; bleibt aber dann 
nur die. Annahme, daß entweder die Genforen ohne Snftrufs 


* 
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tion, alfo willführlich, oder daß fie je nach ganz verfchiedenen, 
alfo auch willführlichen Inſtruktionen auf die Redaktionen 
influiren, fo ift beives ein gleich groſſes Uebel, ein gleich u une 
gefegliches Verfahren in Preßfachen. 


Aber auch in Bezug auf die Reprefjiv « Maßregeln gegen 
Drudfchriften liegen bedenkliche Thatſachen vor. Referent 
will fich blos auf die zwei Fakta befchränfen, welche bereits 
in der vierten öffentlichen Sitzung vom 7. Dezember 1842 
von dem Herrn eriten Sekretär der Kammer namhaft gemacht 
worden find (f. Br. Bo. I. ©. 251). Zwar muß er in 
Bezug auf die erfte dort genannte Echrift „Beleuchtung der 
bayeriſchen Berfaffungs » Urkunde‘ von dem ( verftorbenen ) 
Appellationsgerichts + Vizepräfidenten von Spieß fih wegen 
Mangel an genügender Kenntniß der Echrift und.aller in ihr 
befprochenen Berhältniffe, des völlig entjchiedenen Urtheils 
begeben, obwohl er Feine Urfache hat, zu verfchweigen, daß 
diefe Befchlagnahme allwärts groſſe Senfation erregt hat. 
Mit deſto gröfferer Entfchiedenheit aber ſchließt fich Referent 
den Urtheil de8 Herrn erſten Sefretärd in Bezug auf die 
zu Um 1841 erichienene Schrift an, welche die gebotene 
Kniebeugung der SProteftanten betrifft. Es ift ganz ummög- 
lich, in diefer völlig ruhigen, ganz objektiven Erörterung et- 
was wider die Geſetze Verftoffendes zu finden; fie gebört 
vielmehr zu jenen Schriften, an deren Zuläfjigfeit, wenn man 
fih an die Norm der oben eitirten Anmerkung zu Art. 311 
des Etrafgefegbuches, oder an die der Minifterial « Entfchlief- 
fung vom 21. Dezember 1829 hielte, Fein Civil « Richter 
zweifeln Fünnte. 


« 


Auch feheint es fat, als hätten die Oberbehörden dieß 
felbft gefühlt, und als ſey aus diefem Gefühl das ebenfalls 
auffallende Berhalten im Berurtheilungs » Verfahren hervor: 
gegangen. Denn während die Verfaſſungs-Urkunde für den 
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Eintritt der Beftättigung einer Befchlagnahme die Fürzefte 
Friſt vorfchreibt (ſ. Verf. Urk. Tit. II. $. 8), verfloffen 
bei diefer Schrift vom Monat ihres Erſcheinens (Monat 
Mat oder Juni 1841) 4 bis 5 Monate (12. November 
1841) bis die oberftrichterliche ntfcheivung erfolgte, und 
dem Föniglichen Regierungs » Ausfchreiben von Mittelfranfen 
wurde noch der eigenthümliche Entſcheidungsgrund beigefügt, 
die Beichlagnahme ſey in&befondere auch noch . 


„in Rüdficht auf den von der Stettin’fchen Buch— 
handlung nach verfügter yproviforifcher Befchlag- 
nahme gemachten Verſuch erfolgt, durch eine ge— 
drudte, an die inländifchen Buchhandlungen verfen- 
dete, die unmwahre BVerficherung der erfolgten Auf- 
hebung der Beichlagnahme enthaltende Ankündigung, 
die Verbreitung der in Rede ftehender Drudjchrift 
geſetz⸗ und verbotwidrig zu bewerkſtelligen.“ 


Angenommen auch, es wäre dieß gefchehen, nach wels 
chem Geſetz wird dieß ald gefeßmäfliger Grund der Konfis— 
fation einer Schrift angeführt, wenn funft deren Inhalt 
nichts Gefegwidriges enthält? — Genug, felbft wenn alle 
diefe Srregularitäten. nur eine fonft ehrenwerthe Schwanfung 
in den Entjchlüffen der obern Behörden beurfundeten, fo än— 
derte dieß nicht3 an der Natur diefer Neprefjiv « Maßregel, 
ja ed beftättigte nur ihr erceptionelles und mit dem Inhalt 
der gefeglichen Beftimmungen ſchwer zu vereinbarendes Weſen. 


Alle diefe einzelnen Thatfachen wären nun von weniger 
bedenklicher Art, kämen fie als Heberfchreitungen eines beſtimm— 
ten offen vorliegenden Gefeges von. Seiten der mit der Cen— 
fur, betrauten Behörden zu ftehen. Aber das ift nicht: der 
Fall; e8 gibt Fein allgemeines, zureichend beſtimmtes Gefeg-- 
man muß in Diefen Fällen die Belege nicht nur für Webers 
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griffe der Unterbehörben, fondern auch für willführliche In⸗ 
ftruftionen der Oberbehörven erbliden; man fieht fich verge- 
bens nach einem zweifellofen, klar gegebenen, gejeglichen Wort 
wider folche Prozeduren um, und das ift das Bedenflichfte 
an der Sache, das dringlichite Motiv für den Wunfch nach 
baldiger gefelicher Abhilfe. Ä 


B. 
Neue FKormulirung des geftellten Antrages. 


Es fragt fih nun: welchen Weg für folche Abhilfe die 
Stände ded Reichs zu befchreiten d. h. in welcher Ge- 
ftalt fie einen Antrag auf Abhilfe diefer Uebel: 
fände zu formuliren haben? 


Dem nach der Anficht des Herrn Referenten nächte 
liegenden Wege ftellen ſich grundgeſetzliche Hinderniffe entge⸗ 
gen. Die ſchon früher entwickelte Anſicht des Referenten iſt 
nämlich die, daß die III. Beilage zur Verfaſſungs-Urkunde 
durchaus nicht die noͤthigen Garantien für eine geſetzlich ge: 
regelte Preffreiheit gebe. Dieß war auch die Anficht des 
i. 3. 1831 fo bart angefochtenen Regierungs + Organs. Der 
damalige Fönigliche Minifter des Innern erklärte nämlich, 
und, wie ed den Referenten bebünft, im vollen Einklange 
mit dem Sachverhältniſſe, wie mit bem Urtheile der Nation, 
daß fich bereitd damals 


„die längft gefühlte Unzulänglichkeit unfers Edikts 
über die Freiheit der Preſſe, und mit ihr die Noth— 
wendigfeit dargeftellt habe, dafjelbe im verfafjungs- 
mäfligen Wege abzuändern, und die Freiheit der pe— 
riodifchen Preſſe jowohl vor Befchränfungen, 
die mit dem Geifte der Verfaffung, ald vor einem 

. Mißbrauche zu fichern, der mit dem Wohl umd 


‘ 
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der Würde des Staates, mit dem Schutze ber 
Prlivatehre nicht vereinbarlich ift.”*) 


Wenn diefer fihon damals angedeutete Weg verfolgt 
würde, jo müßten die erften und, wie ed dem Referenten 
feheint, erfolgreichiten Maßregeln die einer authentifchen In— 
terpretation und theihweiten Abänderung ded Preßebifts feyn, 
wobei namentlich auch in Bezug auf die in Preßfachen ent⸗ 
ſcheidenden Behörden div. Frage in Erwägung gezogen wer- 
den dürfte, ob nicht an die Stelle des verfaffungsmäflig be= - 
ftimmten Inſtanzenzugs beſſer in legter Inftanz ein aus ähn⸗ 
lichen Elementen wie das preuſſiſche Obercenfur » Kollegium 
zufammengefeßted Prefgericht, d. h. nicht als Genfur- Ber 
hörde, fondern als legte Inſtanz für Preß-Rekurſe treten 
möchte; ebenfo, ob nicht das Ausnahme = Verfahren der Be— 
ftrafung durch PBotizei Behörden auf beftimmte gefegliche 
Schranken reducirt werden könne, u. dgl. m. Allein von allen 
dieſen Erwägungen, fo fehr deren Erfüllung zu wünfchen 
wäre, muß Referent abftehen, va nach Till. X. $. 7 der Ber: 
faffungs » Urfunde die Jnitiative zu Abänderungen oder Zur 
fügen der Verfaſſungs » Urfunde nur allein vom Könige 
ausgeht. | 


Dagegen ift es ein anderes, fowohl im Antrage ald im 
Referate hervorgehobenes Moment, welches wohl den Anz 
halt zu einer Seite des neuen, verfafjungsmäflig zu for 
mulirenden Antrages darbicten dürfte, nämlich der Punkt der 
geheimen Cenſur-Juſtruktionen. 


Ehe Referent feinen Antrag in Bezug auf diefen und 
andere Bunfte ftellt, glaubt er jedoch noch Folgendes vorbemer- 
fen zu müfjen. 


*) Berhandlungen dv. 3. 1831. Prot. Bd.V. Sitz. XXI. ©. 49. 


Ybg. Dr. Schwindl, die Preßfreiheit betr. 27 


Dem ‚durchaus unhellbringenden - Uebel eines Preßver⸗ 
fahrens, vdeffen nähere Normen nur ‚geheime Inſtruktionen 
find, kann man ein gedoppeltes Heilmittel entgegenfeßen, 

a) ein detaillirtes Preßgeſetz, 
b) Veröffentlichung der Genfur » Inftruftionen. 


Referent gefteht nun, daß er unbedingt weder das 
eine, noch das andere für ein ausreichendes Heilmittel häft: 


Unerledigte Probleme bleiben wenigftens in beiden Fäl- 
len. Was erftend das Preßgeſetz anbetrifft, fo ift durchaus 
nicht zu erwarten, daß fich ein Preßgeſetz in einer Weife 
abfaſſen lafje, in welcher es der Ungleichheit und Willführ 
im Berfahren der Behörden einen unüberfteigbaren Damm 
entgegenſetzte. Es wird im Gegentheil immer die Vollzugs— 
Behörde einen viel gröfferen Spielraum haben, als in ans 
dern Verhältniffen, und immer wird es fich herausftellen, 
daß die relative Preß-Bedrückung nicht vom Gefeg, fondern 
vom Geift und dem Princip einer beftehenden 
Regierung abhängt. Eben fo wenig feheint eine unbe— 
dingte. Veröffentlichung der Bollzugsinftruftionen ein thuns 
liches und unfehlbares Heilmittel. Es laſſen fich genug diplo- 
matijche Berwidlungen oder Beziehungen fowohl hinftchtlich 
des Auslandes als anderer Bundesftaaten denfen, bei welchen 
das Maß der Zuläffigfeit öffentlicher Belprechung weder 
durch allgemeine Preßgefete, noch durch wechfelnde und amt- 
lich veröffentlichte Genfur + Inftruftionen regulirt werden Fann. 
Es gibt alfo ein ganz beftimmtes Gebiet, wo die gefegliche 
Regelung der Preßfreiheit weder durch ein allgemeines Preß- 
geieß, noch durch Veröffentlichung der zeitweife nöthigen In— 
ftruftionen realifirtt werden dürfte. Wenn dem fo ift, fo 
müſſen wir dieſes Gebiet der Beziehungen zum Ausland und 
zu andern Bundesftanten von unferm Antrag auf geſetzliche 
und unwandelbare Sicherſtellung der Preßſreiheit ausichlieffen 
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und uns allein zu jenen periodifchen Schriften‘ oder Druck⸗ 
werfen wenden, welche fich mit Gegenftänden der innern 
Politif entweder neben andern Artifeln oder ausfchließlich 
befchäftigen. 

Geht man nun hier non dem Satze aus, daß das Po» 
ftulat unbedingter Preßfreiheit fich weder mit dem Geift 
und Wortlaut unferer Berfaffung, noch mit der Natur einer 
georbneten, Recht und Gerechtigfeit handhabenden. Staats⸗ 
regierung vertrage, daß aber eben fo fehr umgefehrt eine 
gefegliche Negelung der Preßfreiheit nicht von geheimen In— 
ftruftionen, fondern von amtlich ypublizirten und der Verfaf- 
fung gemäffen gefeglichen ‚Erlaffen zur Verhütung jeder Will- 
führ und Widergefeglichfeit ausgehen müffe, und daß dieſe 
Forderung nur eine nothwendige Konfequenz der in der Ver⸗ 
faffung felbft niedergelegten Garantien ſey, ſo wird wohl die 
Bitte gerechtfertigt ſeyn: 


„es möge Eine hohe Kammer auf verfaſſungs— 
mäfigem Wege bei Sr. Majeftät dem König 
dahin zu wirfen fuchen, daß 


41) zur Verhütung der MWillführ im Genfur-Ber- 
fahren oder in den Repreſſiv-Maßregeln bezüglich 
der politifchen Zeitungen und Drudjchriften, welche 
fih mit innern Angelegenheiteu des Reiches be= 
fchäftigen, entweder der Entwurf eines Preßgeſetzes 
noch im Laufe gegenwärtiger Stände  Berfammlung 
vorgelegt, oder mindeftend die amtliche- Veröffent- 
lichung der zum Wollzuge der Berfafjungs - Beftim- 
mungen dienenden Genfur-nftruftionen fortan aller- 
gnädigft anbefohlen werde, und daß 


2) die bisher beſtaudene Konfisfation von Schrifs 
ten, welche in einem andern Bundesſtaate mit obrig> 
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keitlicher Erlaubniß verlegt wurden, in Remittirung 
an den auswärtigen Verleger verwandelt werde.” 


Dieß der Antrag, welchen der Referent auf Grund der 
von dem Abg. Hrn. Dr. Schwindl eingebrachten Eingabe, 
dem Gutachten des IIL ARD und der — Kammer. 
unterftellt. 


München ven 18. März 1843. 
| Dr, Harleß, Referent. 
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Untrag 
des Abg. Dr. Schwindl 
die 
Wiederherftelhung des verfaffungsmäfligen Zuftandes der 


Preßfreiheit betreffend. 
München den 27. Rovember 1842. 


Hohe Kammer der Abgeordneten! 


Die Freiheit der Meinungen, mit gefeglichen Befchrän- 
fungen gegen den Mißbrauch, bildet eines der oberften Grund- 
prinzipien der bayerifchen Berfaffungs- Urkunde, und dem III. 
fonftitutionellen Edikte über die Freiheit der Preſſe und des 
Buchhandels war ed vorbehalten, die verfaffungsmäfligen 
Direftiven feftzuftellen, nach welchen das Prinzip der Meis 
nung$freiheit realifirt werben ſollte. 

Der $. 1 des erwähnten Ediktes ftelt den Grundfatz 
vollfommener Preßfreiheit an die Spite, und der 
$. 2 nimmt von diefer Freiheit nur alle politifchen Zeitungen 
und periodiſchen Schriften, politifchen oder ftatiftifchen In— 
halte aus, welche der dafür angeordneten Genfur unterliegen. 
Auffer diefen, nach befannter Interpretationd «Regel der eng- 
ften Deutung unterliegenden, Ausnahmsfällen kennt die Ver- 
faffung Feine präventive Beichränfung der Preßfreiheit, 
ſondern läßt gegen ftrafbare Mißbräuche, gemäß der 88. 6 
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und 7 der IIL, "WVerfaffungs-Beilage, nur nach dem Res 
preſſiv⸗Syſtem Befchlagnahme der gefegwidrigen Drudichrif- 
ten und Beftrafung. der verübten Gefeß » Uebertretung zu. 
Diefer verfaſſungsmäſſige Zuftand der Preſſe befteht notorifch 
aber dermalen nur auf dem ‘Papiere, — nicht in der Wahre 
beit! — 

Die Genfur, diefe Zwillingefchwefter der Inquiſition, 
von einem der ausgezeichnetften bayeriſchen Staats - Männer, 
bezeichnend genug, eine morfche Krüde fchwacher Regierungen 
genannt, — wird nämlich dermalen in einer Weife wieder 
auf alle Angelegenheiten des Innern Staatd- Lebens ausges 
dehnt, hinter der die befannte auf dem Landtage 1831 fo 
fehr verfegerte Prefordonanz wahrlich weit zurüdgeblieben ift, 
und die der periodifchen Breife auch nicht mehr einen Schat- 
ten freier Bewegung überläßt. Die bayerifche Genfur, die 
leider dermal noch viel ftrenger über die innere als felbft 
über die äuffere Polilik geübt wird, duldet Feine freimüthige 
Aeufferung auch nicht über die unbedeutendfte Angelegenheit 
des öffentlichen Lebens; denn den wahrlih armfeligen 
Reſt von Gedanfenfreibeit, welchen die minifteriellen Vor—⸗ 
fcehriften noch etwa offen laſſen, vernichtet der fervile Eifer 
und die furzfichtige Gefalljucht vieler Genforen; fo kommt es, 
daß in der gefammten bayerijchen Tagesprefje nirgends mehr 
das freie teutfche Wort gefunden wird! Wenn gleich 
die Genfur ald eine verfaſſungsmäſſig beftehende Präventiv— 
Mafregel um fo minder bezüglich der äuſſern Politif aufe 
gehoben werden kann, al3 Bayerns völferrechtliches Verhält⸗ 
niß zu dem, teutfchen Bunte einer folchen Aufhebung bins 
dernd in den Weg treten würde, fo bleibt doc) nicht weni» 
ger gewiß, daß die Handhabung einer Maßregel, die fchon 
ihrer Natur nach fehlerhaft ift, nicht nach blinder Willkühr 
gejchehen darf, fondern firenge nach den in Mitte liegenden 
gefeglichen Beftimmungen geregelt bleiben muß! Die totale 
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Mangelhaftigfeit der Genfur als Präventiv-Maßregel ift 
aber eine ewig unbeftreitbare Wahrheit; denn wenn felbft die 
alfeitig bewährte Erfahrung die Präventiv-Theorie im Ges 
biete des Strafrechted, fohin das Präveniren . gegen das 
Schlechte aus dem Grunde als mangelhaft erwieſen hat, 
weil fich nie mit. Sicherheit die Grenzen der Prävention im 
Voraus bemeffen laſſen, fo muß nothwendig eine Prävention 
gegen den Mißbrauch des abfolut Guten vollends unheil- 
bringende Wirkungen. äuffern, da bier jede Ueberfchreitung. 
der Präventionsgrenze das Gute felbft gefährdet und ver« 
nichtet.. — 


Diefe Wahrheit kann Niemand läugnen, der die Preß- 
freiheit. für jene Wohlthat erfennt, die fie in der That ift, 
nämlich als erftes Mittel ächter geiftiger Entwidlung 
und moralifcher wie wiffenfchaftlicher Vervollfommnung der 
Völker! Bon diefem Gefichtspunfte beurtheilt , kann auch die 
Sournaliftif nur dann fegensreich ihre verfchiedenartige Auf- 
gabe löfen und als Vermittlerin der Wünfche und Bedürf— 
niſſe eines treuen Volkes zwifchen Regierung und Regierten 
wirfen, wenn das freie teutfche Wort geehrt wird, und das 
Forſchen nach Recht und Wahrheit nicht in den Feffeln einer 
maßlofen Cenſur-Willkühr fchmachten muß! Die Bitte um 
das Aufhören diefer Wilführ, die noch auf jedem Landtage 
laut geworden ift, war wohl nie zeitgemäffer als in einem 
Augenblide, der Zeuge war, wie fehr Teutſchlands Völker 
durch die einhellig dargelegten Beweife teutfcher Einigkeit und 
fefter Unterthanen-Treue das Vertrauen ihrer Herricher 
verdienen, in einem Augenblide, in welchem nirgends mehr 
als in Bayern das dringende Bedürfniß fich geoffen- 
bart hat, daß das Kleinod der Meinungsfreiheit nicht ferner 
ein Monopol einer retrograden Partei bleibe, fondern Ge— 
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meingut aller ächten Aufklärung und teutſchem Gemeinfinne 
huldigender Bayern werde! 


Mit dem Zurüdführen der weit über die verfafjungs- 
mäſſige Gränze getriebenen und eben dadurch zur wirklichen 
Gefeßed » Verlegung ausgearteten Genfur- Wilführ auf je- 
nem verfaffungsmäffigen Boden, welchen die aller- 
höchfte Entfchlieffung vom 12. Juni 1831 felbft anerkannte, 
würde aber immer noch der ftaatsgrundgefegliche Zuftand 
der Preßfreiheit nur halb hergeftellt feyn ! 


Ebenfo verfaſſungswidrig, wie die Genfur, wird zur Zeit 
auch das durch die Beftimmungen der $$. 6 und 7 der IM. 
Berfaffungs-Beilage Flar geregelte Repreffiv-Syftem 
geübt, und diefe evidente Verfafjungs » Verlegung, — von 
nicht minder unheilbringenden Folgen, wie die Genfur-Willführ 
felbft, — verdient um fo mehr eine nähere Beleuchtung, als 
fie in den legten ftändifchen Erörterungen ganz 
unbeachtet geblieben iſt! — 


Es liegt von felbft in den vernünftigen Begriffen, daß 
die Realifirung des Reprefliv-Syftems auf ganz andere recht 
liche Prämiffen baftrt feyn muß, ald die Handhabung der 
Genfur über die Journaliſtik; denn während Ießtere als 
Präventiv-Maßregel von Rüdfichten der Politif und Kon- 
venienz geleitet wird, darf die Thätigfeit des über 
die Gefammt-Produftion der Preſſe ausgedehn- 
ten Repreffiv-Syftemd, nur von dem Charakter 
wirklicher ftrafbarer Geſetzwidrigkeit bedingt 
feyn. 

Diefen naturgemälfen, wefentlichen Unterfchied, den alle 


Vreßgefeßgebungen Fennen, und ebenfo die ie preuffifche 
Beilagen Band VII. 
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Preß⸗Ordonnanz ‚aufgeftellt hat, hält auch Bayerns Berfafs 
fungs-Urfunde auf die fonfludentefte Weife feft, indem fie 
Har und deutlich in den $$. 6 und 7 der II. Berfaffungs- 
Beilage die Direftiven aufitellt, unter welchen dad Re— 
prefiiv» Syftem geübt werden darf! Es beftimmen dieſe 88. 
wortlich: | 
„$. 6. Wenn die Polizei in den ihr überge- 
benen Katalogen, Schriften, Gemälde oder andere 
finnliche Darftelungen wahrnimmt; oder, wenn 
die. Verbreitung von Schriften oder finnlichen Dar— 
ftellungen bei ihr angezeigt wird, woburd) ein im 
Königreiche beftehendes Strafgefeß übertreten wurbe, 
fey ed ald Verbrechen, Vergehen oder Polizei: 
Hebertretung, fo hat fie alddann dem einfchlagen- 
den Unterjuchungsgerichte davon die amtliche Ans 
zeige zu machen, und nach Ulnterfchied felbft der 
Beftrafung wegen geeignet zu verfahren.“ “ 


„S. 7. Betreffen jene Gefeß - Hebertretungen 
den Monarchen, den Staat und defien Berfaffung, 
oder die im Künigreiche beftehenden Kirchen und 
teligiöfen Gefellfchaften, oder find Schriften oder 

ſinnliche Darftellungen der üffentlichen Ruhe und 
Ordnung durch Aufmunterung zum Auf 
ruhre, oder der Sittlichfeit durch Neiz und Ver— 
führung zu Wolluft und Lafter gefährlich, fo fol 
die Polizei die Verbreitung einer folchen Schrift 
oder finnlichen Darftelung hemmen, und ein 
Eremplar derfelben an die ihr vorgefeßte obere 
Polizeis Behörde ohne Verzug einfenden,, welche 
längftens in 8 Tagen in einer Follegialen Bera- 
thung die Charaktere der Gefeßwidrigfeit oder Ges 


Abg. Dr. Schwindl, die Prefifreiheit betr. 3) 


MWahrlheit jorgfältig zu unterfuchen, nnd nach Be⸗ 
finden den. Befchlag aufzuheben ober fortzuſe⸗ 
tzen hat.“ 


Dieſe Beſtimmungen laſſen nach ihrem klaren Text und 
Geiſte wohl nicht den leiſeſten Zweifel übrig. 


Nach Bayerns Verfaſſung äuſſert ſich das Repreſſiv— 
Syſtem zwar in doppelter Weiſe thätig, durch Beſtrafung 
verübter Geſetz-Uebertretungen und durch Beſchlagnahme der 
geſetzwidrigen Druckſchriften, wenn die Geſetzübertretungen 
unter die in $. 7 loc. eit. beſtimmten Fälle ſubſumirt wer—⸗ 
den müſſen. Ä 


Ueberall ift aber die Verhängung einer Strafe, wie eis 
ner Beichlagnahme, von dem wirklichen Daſeyn eimer folchen 
gefeßwidrigen Handlung bedingt, wodurch ein im Königreich 
beftehendes Strafgefeß, ald Verbrechen, Vergehen oder PBolizei- 
Uebertretung verlegt wurde. 


Diefes erhellt evident aus dem explicirten Wortlaute 
des $. 6 umd eben fo deutlich aus dem darauf Bezug neh- 
menden $. 7, ber wörtlich fagt: 


„Betreffen jene Gefeß-Uebertretungen den 
Monarchen, den Staat und deſſen Verfaffung, oder 
die im Königreiche beftehenden Kirchen und religiö— 
jen Gefellichaften, oder find Schriften oder finnliche 
Daritellungen der öffentlichen Ruhe und Ordnung 
durh Aufmunterung zum Aufruhr oder der 
Sittlichfeit durch Reiz und Berführung zu Wolluft 
und Lafter gefährlich.” — 


Nicht genügt alfo hier die bloffe Cenſur-Willkühr zur 
3* 
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Unterdrüdung umfangreicherer Geiftesprobufte; nicht das 
Herausreiffen einzelner Stellen aus gelehrten Werfen und ab» 
fichtliche Verdrehung des Sinnes reicht hin, um einen ber 
im $. 7 beftimmten Fälle heraus zu argumentiren! Es muß 
eine wirkliche Gefegübertretung im Verbredeng, 
Vergehen oder Polizei-Uebertretungsgrade ges 
gen, den Monarchen, den Staat, oder deſſen Verfaſſung ıc. 
vorliegen. _ 


| Eben fo bemißt fih die Gefährlichkeit einer 

Schrift nicht nach dem Grade der fubjeftiven 
Aengftlichfeit und Gefpenfterfurcht des Genforg, 
fondern nach dem thatfächlichen Inhalte einer Aufmunter- 
ung zum Aufruhr, eine Begriffs - Beftimmung , unter die 
fi) offenbar Werfe, die blos einer Partei im Staate, Miß- 
behagen erregen, noch lange nicht fubfumiren laffen. Mit ei- 
nem Worte, die Befchlagnahme der Drudjchriften 
ift verfaffungsmäffig nur gegen wirkliche ftraf« 
bare Gefegübertretungen zuläjfig, und jede folche Beſchlag— 
nahme bedingt, in Folge der ausprüdlichen Rückbeziehung 
des $. 7 auf den $. 6 loc. eit. die gleichzeitige Ein— 
leitung des entiprechenden Strafverfahrens. Wie ganz 
anderd verhält fich aber die Sache in der praftifchen Wirk— 
lichkeit. 


Bezüglich des Beichlagnahms + Verfahrens wird wohl 
noch. die in den 89. 6, 7 und 8 der III. Verfafjungs-Beilage 
vorgefchriebene Form eingehalten, aufferdem aber auf die 
rechtlichen Bedingungen der Belchlagnahme nicht die 
entferntefte Rüdficht genommen, fondern, wie bei der Hand— 
habung der Genfur, regellofe Willkühr geübt! 


Ueberall berrfcht bei der Anwendung des Repreſſiv— 


Abg. Dr. Schwindl, die Preffreibeit betr. 37 


Syſtems nur das Gebot der Konvenienz und Politik; ohne 
alle Rüdficht darauf, ob eine Schrift auch wirflich ein Ver— 
brechen, Vergehen oder eine durch ein Strafs efeß verpönte 
Polizei »Uebertretung enthalte, genügt jede aus welchem 
Grunde immer unangenehme Richtung eined Werfes zu def 
fen gänzlicher Unterbrüdung; ja auch die befcheidenfte Erör— 
terung von Negierungshandlungen und Berfaffungs » Beftims 
mungen, der leijefte objektive Tadel von Staatseinrichtungen 
reicht hin, Das gelehrtefte und wiffenfchaftlichfte Werk zu ver- 
ketzern, und die langjährige Mühe, den theueren- Zeit- und 
Koften- Aufwand des Verfafferd mit einem Federftriche 
zu vernichten! | 


Um folche Willführ mit dem Repreſſiv-Syſteme üben 
zu Fönnen, wird nur in den feltenften Fällen nach bewirfter 
Befchlagnahme das verfaffungsmäflige Strafverfahren einges 
leitet, wohl einfehend, daß fich nicht aus dem Zehnten der 
alfo willführlich unterdrüdten Geiftesprodufte dad Merfmal 
eined ftrafbaren Reates, der verfaflungsmäfligen Grundbe- 
dingung der Beichlagnahme, entnehmen laffen würde, 


Man glaubt fein Gewiffen fchon befchwichtiget, wenn 
in dem Befchlagnahms:Beichluffe nur die beiden $$. 6 und 7 
der II. Berfaffungs » Beilage allegirt find, ihre Anwen— 
dung mag auf den Fonfreten Fall auch im höchften Grade 
unpaffend feyn. 


Es bedarf übrigens einer näheren Grörterung ber grels 
len Nachtheile, welche aus fo offenbarem Mißbrauche des 
ftaatögrundgefeglichen Repreſſiv⸗Syſtems entfpringen müffen ! 
Schlägt ſchon der. auf das Aeuſſerſte getriebene Genfurzwang 
den geiftigen Intereſſen des Volkes unheilbare Wunden, fo 
ift der Schaden, der aus einer falfchen Handhabung der 
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Repreſſiv-Maßregeln dem Fortfchritte der Wiſſenſchaft 
erwächft, noch ungleich gröffer; denn während die Genfur 
ftetS nur das Erfcheinen einzelner Artifel der periodifchen 
Preſſe zurückhält, vernichtet die fehlerhafte Anwendung ber 
Beichlagnahme die bereitS gedrudten grüfferen Geifteswerfe, 
raubt fohin dem Verfaſſer neben dem oft verdienten Titerären 
Ruhme den groffer Zeit, Mühe» und Koſten-Aufwand, und 
fchredt dadurch nothwendig von der Bahn wifs 
fenfchaftlicher Erörterung alle jene genialen 
Männer zurüd, die ihre freie Meinung nicht in 
die Enechtifchen Feffeln gegentheiliger Anfichten 
legen wollen. Sehr ſchön fprach im dieſer Beziehung 
jüngft der Profeffor Boeckh in der Aula der Univerfität 
Berlin: 


„Derjenige vermag niemald der Wiffenichaft 
hold zu feyn, welcher fie fo zu handhaben ver: 
meint, daß fie zur Begründung der Herrfchaft oder 
zum Schutze gewiffer Meinungen dienen folle; bie 
Wiſſenſchaft kann nicht blühen, wenn fie nicht frei 
if. Ein Fürft, welcher daher ihre Blüthe zu 
mehren trachtet, wird es jich gewiß vor Allem an« 
gelegen feyn laſſen, zu geftatten, daß jeder nach 
eigener Eingebung fühle, und fich ausfpreche nach 
eigener Weberzeugung. Daß Preuffens König die 
jen Willen habe, fteht auf das Unzweideutigfte feft 
und Diejenigen, welche nur vor ihm friechen, wird 
er nie lieben, fondern nur verachten. Denn wähs 
rend durch Knechtſchaft Alles ind Verderben ftürzt, 
gibt ed nichts Berwerflicheres, ald Enechtifche 
Wiſſenſchaft; die wahre Wiffenfchaft, welche 
nach den ewigen Geſetzen forfcht, und welche von 


Abg. Dr. Schwindl, die Preffreiheit betr. 39 


fich felbft, nicht von. Zufälligfeiten abhängt, duldet 
feine Autorität anderer Art, weder eine geiftliche, 
noch eine fürftliche, noch eine afademifche; auf ge— 
radem Wege folgt fie ihrem Laufe, den ihr die 
Vernunft vorzeichnet, und blickt nicht Ängftlich auf 
das umher, was irgend eim Einzelner dazu fagen 
möchte.” | 


Die bisherige wahrheitgetreue und ohnehin 
notorifche Schilderung liefert leider ein höchft trauriges 
Bild des gegenwärtigen Zuftandes unferer Preßfreiheit. Auf- 
fer dem leeren Namen dieſer Freiheit iſt jebt davon in 
Bayern feine Spur mehr zu finden. 


Eine fchranfenlofe Cenſur-Willkühr, geübt häufig von 
fehr engherzigen Genforen, hält die periodifche Preſſe in un: 
beweglichen Feſſeln, und ein noch unjuftifizirlicher gehandhab⸗ 
te8 Reprefiv- Syftem lähmt auf noch nachtheifigere Weife 
jede freie wiljenfchaftliche Bewegung ! 


Bayerns Stände wünfchen Feine regellofe Preßfreiheit, 
fondern nur die unverfünmerte Aufrechthaltung der desfallit- 
gen verfaffungsmäffigen Garantien. Je mehr diefelben 
den unfchäsbaren Werth einer gefeglich geregelten Preßfreiheit 
zu ehren wiffen, defto mehr erfennen diefelben auch die abſo— 
Iute Rothwendigfeit ftrenger Repreſſiv-⸗Maßregeln gegen ftraf- 
bare Mißbräuche diefer Freiheit. Gegen folche Mißbräuche, 
von welchen in dem Bereiche menfchlicher Unvollfommenheit 
und Leidenfchaft auch das abfolut Gute nicht befreit ift, bie— 
tet Bayerns Berfaffung und Strafgefebgebung hinreichende 
Zwangsmittel dar, und ficherlich bedarf e& nirgends weniger, 
als in Bayern, des bisherigen geiftigen Drudes und eines 
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Preßzwanges, der den legten Funken von — auf 
Null reduzirt! — 


Dieſer abnorme, dem Throne wie dem Bayervolke gleich 
ſchädliche Zuſtand, erheiſcht dringend eine baldige Aenderung; 
und dieſe Aenderung darf Bayern und dürfen Bayerns 
Stände mit dem vollften Vertrauen von dem erhabenen Mo— 
narchen hoffen, der, nur das wahre Befte feines Volkes er- 
‚ftrebend, alle Bayern mit gleicher Tandesväterlicher Liebe um- 
faßt. Wie alle feine Herricherthaten ächt teutfche Aufklärung 
und freie geiftige Fortbildung der Kunft und Wiffenfchaft be- 
zielen, fo will Er gewiß auch das hinzuführende Kleinod ver 
Preßfreiheit in feiner verfalfungsmäffigen Integri- 
tät allen feinen Bayern erhalten wiffen! 


Sn diefem feiten Vertrauen geht gegenwärtiger Antrag 
an die hohe Kammer der Abgeorbneten dahin: 


Seine Majeftät den König im verfaffungsmäfligen Wege 
ſubmiſſeſt um die allerhöchfte Verfügung zu bitten, daß 


41) den periodifchen Schriften über Gegenftände der 
inneren Politik wieder jene Genfurfreiheit einges 
räumt werde, welche durch die allerhöchfte Ent— 
ſchlicſſung vom 12. Juni 1831 anerkannt war, 
und daß 


2) bezüglich der Handhabung des Repreſſiv-Syſtems 
genau nach den Flaren Beftimmungen der $$. 6 
und 7 der II. Berfaffungs»Beilage verfahren, 
fohin Feine Befchlagnahme zugelaffen werde, wenn 
nicht eine gefeglich ftrafbare Handlung , im Ver— 

brechens-, Vergehens⸗ oder Polizei » lebertretungss 
Grade indicirt erfcheint, und gleichzeitig die ent- 


Abs. Dr, Schwindl, die Preßfreiheit betr. 4 


fprechende ftrafrechtliche Unterfuchung — 
wird. — 


In tiefſter Verehrung beſteht 
| der hohen 
Kammer der Abgeordneten 


gehorfamfter 
Dr. Schwindl. 
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Protokoll 


des 
III. Ausſchuſſes 
der 


Kammer der Abgeordneten. 
München, den 24. März 1843. 


Gegenwärtige: 


Herr Abg. geiſtliche Rath Lechner, als Vorſtand, 
„„Büuurgermeiſter v. Hagen, 


nn n Kolb, 
„nu Dr. Müller, 
"nm Schr. v. Kreß, 


Prof. Dr. Harleß, 
* Sefretär des Ausfchuffes: Abg. Dr. Sad, 


- Die nebengenannten Mitglieder des III. Ausfchufjes ver- 
fammelten ſich heute auf vorausgegangene Einladuug des 
Herrn Vorftandes zur Ausfchuß-Sigung, in welcher der Herr 
Abgeordnete, Prof. Dr. Harle$, Vortrag erftattet über den 
Antrag des Herrn Abgeordneten NRegierungsrathe8 Dr. 
Schwindl in Betreff der Wiederherftelung des verfaffungs- 
mäfligen Zuftandes der Preßfreiheit. 


Das ehr gründlich und umfaffend gearbeitete Referat 
gab den Ausfhuß- Mitgliedern zu mehrfeitigen Erörterungen 
und Erwägungen Beranlafjung. 


Abg. Dr. Schwindl, die Preffreiheit betr. ‘43 


Der Ausfchuß" machte fich dahin jchlüffig, dem urfprüng> 
lich geftellten Antrag des Herrn Abgeoroneten Dr. Schwindl 
in feiner Faſſung, wie er vorliegt, nicht beiftimmen zu fün- 
nen; Dagegen wurden bie beiden vom Herrn Referenten ger 
ftellten Anträge einftimmig angenommen. 


* 


Lechner, 

v. Hagen, 

Kolb, 

Dr. Müller. - 
Sehr. v. Kreß, 

Dr. Harleß, 

Dr. Sad, Sekretär. 


Beilage LVII. 


Lee a —— — — —— 


Vortrag 
| bes 


Hbgeordneten Pfarrer Neuland 
im 
IV. Ausfduffe 
über 


den Rechenſchaftsbericht des Kommifjärd der hoben Kammer der 

Abgeoroneten bei ver k. Schuldentilgungd=-Kommilfton, Ritters 

v. = ei, deſſen BRAD über die Jahre 1838, 1833 
und 183% betreffend. 


Der im Jahre 1840 von der hohen Kammer ald Kom 
miffär zur k. Staatsjchuldentilgungs = Kommiffton gewählte 
Herr Ritter von Maffei hat unterm 2. Dezember 1842 
den Bericht über feine Theilnahme und Mitwirfung bei der 
Geſchäftsführung der gedachten F. —— 
Kommiſſion für die Jahre 1838, 1833 und 1838 erſtattet, 
und zum näheren Nachweife die Original = Srotofolfe vom 
23. Januar 1840 mit 30. September 1842 beigelegt, nach« 
dem die Brotofolle vom 1. Dftober 1838 mit 30. September 
1839 fchon dem am 10. Januar 1840 der hohen Kammer 
vom Jahre 1840 erftattetin Berichte beigefügt worden waren. 


Vortrag d. Abg. Neuland: über d. Nechenfch.eBer. x. 45 


Mein Vortrag wird ſich daher im Hinblide auf die 
Beftimmungen der Berfafjungd-Urfunde Tit. VII. 88. 11. 
mit “15. und des Fonftitutionellen Ediktes X. Tit. II. Ab- 
fchnitt III. $. 39. vor Allem 

A. Auf den Bericht des ftändifchen Herrn Koms 
miffärs ſelbſt, und | 

B. auf feine aus den oben berührten Protofollen 
erfichtliche Theilnahme und Mitwirfung bei der 
Geichäftsführung der k. Staatsſchuldentilgungs⸗ 
Kommiflion in den obengenannten Jahren zu 
eritreden haben. 


ad A. 


$. 1. 


Der Bericht des ftändifchen Herrn Kommiſſärs liefert 
zuerft eine Darftellung des Zuftandes und Fortganges der 
bei der f. Staatsfchuldentilgungs - Anftalt beſtehenden ver⸗ 
ſchiedenen Kaſſen, als 

I. der Penſions-Amortiſations-, 
II. der Feſtungsbau⸗Dotations⸗, 
III. a der Zins/ 
b der Tilgungskaſſe. | 

Die weſentlichſten Ergebniffe der drei genannten Rech: 
nungsjahre wollen im Berichte felbft erfehen werden. Der 
ftändifche Herr Kommiſſär fügte feinem Berichte auch noch 
vier Beilagen an, in welchen die fummarifche Heberficht 
des Etandes der Paſſiv- und Aftivfapitalien, ſowie der 
Einnahmen und Ausgaben ver drei verfchiedenen Kaffen 
der genannten F. Schuldentilgungs-Anftalt, dann eine Zu- 
fammenftellung des Standes der ganzen Staatsſchuld nebit 
deren Mehrung und Minderung in den drei genannten 
Verwaltungsjahren geliefert ift. 
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‚$. 5; 


Die Penfiond » Amortifationskaffe hatte befonders fo 
glüdliche Nefultate, daß die am Schluffe des Rechnungs- 
jahred 1843 noch beitehende Haftung von 
15,790,794 fl. 52 fr. 2 hl. 
einer rafchen Tilgung entgegengeht, ohngeachtet dieſe Kaffe 
ihre Verbindlichkeit nun mit der eigenen gefeglich ihr zuge- 
wiejenen Dotation löfen kann. 
Der durch die Gefehe vom 11. September 1825 und 
28. Dezember 1831 überwieſene Penfionsftand ad 
5,584,862 fl. 4 fr. 4 hl. 

betrug am Schluffe des Rechnungsjahres 1842 nur noch 
1,828,132 fl. 33 fr. 4 Hl. 

Allerdings ein fehr günftiges Nefultat für diefe Kaffe. 


$. 3. 

Die Fefungsbau - Dotationdfaffe befriedigte mit ihren, 
ihr gefeglich zugemwiefenen Mitteln ven angeoroneten Baus 
aufwand, ohne den durch $. A. des Gefeges über die Koften 
der Heritellung der Feftung Ingolftadt zugeftandenen Kredit 
in Anfpruch zu nehmen. 

$. 4. 


Die Zinskaffe war beionderd durch Die zunehmende 
Mehrung der Malzaufichlagsgefälle in den Etand gefegt 
worden, am Schluffe des Jahres 1837 als aufferordentlichen 
Tilgungsfond die Summe von 

3,954,108 fl. 39 Er. 1 hi. 
ver Tilgungsfaffe überwieſen zu haben. 


$. 5. 


Ohngeachtet ſich die Staatöjchuld am Schluſſe des 
Jahres 1842 um 4,005,024 fl. 16 fr. A hl. gemehrt hatte, 
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ſo hatte fich doch durch die Zinfenreduftion die Zinfenlaft um 
82,839 fl. 50 fr. 6 HL. 

am Schluſſe des Jahres 184% vermindert, was der Sf 

nung Raum gibt, die Zinsfaffe werde der langer 

fünftig noch hilfreicher werben. 


$. 6. 


Bei der Tilgungsfaffe, welche am Schlufie ded Jahres 


1837 einen PBaflivftand der Staatsfchuld im Betrag von 
126,550,907 fl. 37 fr. 1 Hl. 
nachgewiefen hatte, ergab fich in den drei Verwaltungs— 
jahren 1838, 1833 und 1842 eine Mehrung der Staats— 
ſchuld an Kapital und Zinfen im Betrage zu 
8,275,898 fl. 32 fr. 7 hi. 
welche aus Ginweifungen älterer Forderungen in Folge 
richterlicher Erfenntniffe oder im Vergleichswege hervorgingen. 
Da aber die Tilgungskaſſe ihre Operationen zur Til: 
gung der Staatsjchuld während der genannten drei Vers 
waltungsjahre nach ‚den gefeglichen Beitimmungen fortfegt, 
fo hatte die eigentliche effektive Mehrung der Staatsſchuld 
am Schluſſe 1832 nur die Summe von 
4,866,824 fl. 16 fr. 4 hl. 
erreicht, By fi der Stand der ganzen Staatsfchuld 
am Schluffe 184? auf 
130, 226,631 fl. 53 fr. 5 hi. 
ftellt, welche eine jährliche Zinfenlaft von 
4,666,959 fl. 8 fr. 2 H. 
veranlaffet. | | 


5. 7, 


Dieſes Nefultat der Operationen der k. Staatsfchulden- 
Tilgungsanftalt liefert den Flaren Beweis, daß die Fünigl. 
Staatsſchulden-Tilgungskommiſſion unter Mitwirfung der 


43 Vortrag d. Abg. Neuland: über d. Rechenſch.Ber. d. ftänd. . 


fändifchen Herren Kommiffarien auf gefehlichem Wege dem _ 
vorgeſteckten Ziele Fräftig zueilt,, und daß eben hiedurch die- 
felbe, ohngeachtet der bisherigen groffen Mehrung der Staats- 
fchuld aus neuern Einweifungen, doch mit der bisherigen 
gefeglichen Dotation für die Zufunft im Stande feyn wird, 
die Staatsfchuld einer allmähligen Minderung zuzuführen. 


$. 8. 


Wohl werden auch in den Fünftigen Jahren noch 
mehrere Einweifungen neuer Staatsjchulden in Folge rich- 
terlicher Erfenntnifje oder im Vergleichswege ftatt finden, 
allein fie werden nicht mehr die Höhe der bisherigen Ein— 
weifungen erreichen. 

Zur Zeit beftehen noch 276 ſchwebende Rechtsſtreite 
gegen die königl. Staatsſchulden-Tilgungsanſtalt reſp. den 
f. Fiskus, wovon 121 auf richterlicher Thätigkeit, und zwar 

84 auf oberſtrichterlichem und 
37 auf erſtrichterlichem Erkenntniſſe tes 

Rom Schluſſe des Etatsjahred 1833 und endend mit 

1. Juni 1840, war 


a) die Gefammtzahl der Prozeſſe 330 
b) Anzahl der erledigten 54 

und zwar 
aa) durch Erfenntniß 30 
wovon günftig 27 
ungünftig | | 3 
bb) durch Vergleich 16 
cc) durd Zahlung 1 
dd) durch —— der Gegner 7 

und ſonach 

ec) noch ſchwebend 276 


wie oben gezeigt, waren. 


I 
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E $. 10. 

Allerdings wird aus der Erledigung dieſer Rechts⸗ 
ftreite noch manche Vermehrung des Kapitalftods der Staats⸗ 
fchuld herbeigeführt werden, worüber jedoch die Nation nicht 
zu trauern hat, da diefe Mehrungen auf Rechtstiteln und 
richterlichen Urtheilsiprüchen ruhen, und die Allgemeinheit 
dem Einzelnen nur gibt, was ihm rechtlich gebührt. Die 
Handhabung des Rechtes, und der Schuß jedes einzelnen 
Eigenthumes find die Grundlagen bes Staates, fo wie der 
Staatöverfaflung. 


$. 11. 

Aber felbit diefe Mehrungen der Staatsichuld werden 
die Schuldentilgungsfaffe bei ihrem dermaligen Stande nicht 
in eine Lage verfegen, gröflere Dotationd - Anforderungen 
an die Staatskaſſe zu machen, fondern ihr geregelter Gang 
wird Diefelbe nun zu einer wahren Schulventilgungäfafie 
werden lafien, und Bayern kann in Ddiefer Hinficht ruhig 
einer befiern Zufunft entgegenſehen, da die Zinfen fowohl 
als zeitweife Kapitalienrüchahlung, und zwar letztere in ges 
fteigertem Maße, gededt ift. 


$. 12. 


Es beftehen auch noch andere Quellen, aus Denen 
theilweiſe Mehrungen der Staatsfchuld entftchen. Das find 
die an die Echuldentilgungsfaffe gelangenden Geldzuflüſſe 
aus den Amtsbürgſchafts-Kapitalien, Einſtandsgeldern, ein— 
gegangenen baaren Zahlungen in Felge veräuſſerter Staats— 
realitäten, Depoſiten und Sparkaſſegeldern. 


Allein dieſe Mehrungen der Staatsſchuld liegen nach 
den gegenwärtigen Einrichtungen theils im Intereſſe der 


Sicherung des Staatsgutes und des Dienſtes, theils im 
Beilagen Band VII. 4 
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Intereſſe der Vermögengficherung einzelner und des Staatd- 
ſchutzes befonderd bevürftiger Staatsangehörigen. 


$. 13. 


Rüdjichtlich der Amtsbürgfchafts-Kapitalien, von denen 
zur Zeit noch 743,267 fl. 20 fr. 4 bi. mit 5 p&t. und 
960,553 fl. mit 4 p&t. verzinfet werden, glaube ih mich 
auf den in der Sitzung vom 4. Januar 1843 gefaßten Be- 
jchluß der hoben Kammer. beziehen zu können, wodurch, 
wenn er von der Regierung angenommen wird, die Schul: 
dentilgungsanftalt diefer, ihrem Zwede nicht ganz ent- 
fprechenden und durch Umwandlungen früher mißbrauchter 
Geldzuflüffe enthoben würde. Durch jede anderwärtige ge- 
richtliche Hypothek könnte derfelbe Zwer der Sicherung des 
Staated und feiner Angehörigen erreicht werden. Einige 
Erleichterung wird ſchon der Schuldentilgungs-Anftalt durch 
die Verfügungen der Schuldentilgungs-Kommiffion vom 7. 
und 8. September 1842, wörnach baare Rüdzahlung ver 
Amtsbürgichafts-Kapitalien erfolgt, fobald der Grund des 
Fortbeitehend der Amtsbürgfchaft nicht mehr befteht. Auch 
das Geſetz über die fünftige Verzinfung der Amtsbürgichafts- 
Kapitalien zu 33 p&t. wird der Zindfaffe Erleichterung 
gewähren. 


$. 14. 


Ein gleiches Verhältniß hat es mit den Militär» Eins 
‚ ftandsgeldern, für deren Sicherftellung die Schuldentilgungs- 
Anftalt eben fo wenig berufen ift, als zur nusbringenden 
Uebernahme der Sparfaffegelver. Die Militärfaffe würde 
durch jeden andern Hypothefenbrief bei guter Rechtspflege 
gleiche Sicherheit erhalten. 

Die oben berührten Verfügungen vom 7. und 8. Eep- 
tember 1842 werden auch hierin Mißbräuchen einigermaffen 


= 
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entgegen treten; es wird daher dem Ermefien der Regier- 
ung zu überlaffen feyn, ob und was etwa weiter Darüber 
zu verfügen ſey. 


$. 15. 


Die Mehrung der Staatsfchuld, welche aus Reali- 
täten-Raufichillingen hervorgeht, und die am Schluffe des 
Sahres 183% 

| 6,402,592 fl. 3 fr. 6 hl. 
betrug, tft zwar der Schuldentilgungs - Anftalt auch Läftig, 
allein fie befteht nicht ald eigentliche Staatsſchuld, fondern 
dient mehr zur nußbringenden Sicherung des Staats—⸗ 
Vermögens. 


8. i6. 


Die Mehrung der Staatsfchuld, welche aus der Ueber: 
nahme der mit 2pEt. verzinslichen Depofitengelver entiteht, 
die im Durchfchnitte jährlih 14 Million beträgt, und welche 
die Schuldentilgungs-Anftalt nöthiget, wegen der unficheren 
Zurüdzahlung diefer Gelder immer groſſe Geldbaarichaft 
parat zu halten, ift unverfennbar eine der Anftalt Läftige. 
Allein fie erfüllt auch eine Staatspflicht, nämlich eine nuß« 
bringende Sicherung der Depoftten; und fo lange nicht auf 
eine andere Weiſe diefer Pilicht des Staates entfprochen 
wird, fo läßt fich gegen dieſe der Staatsfchulden-Tilgungs- 
Anftalt allerdings fehr läſtige Mehrung einer ftets wechfeln- 
den Staatsfchuld nichts erinnerii. 

$. 17. 

Rückſichtlich der Sparkaſſegelder hat fich bereits Pie 
Regierung durch die Finanzminifterial- Entfchlieffung vom 
13. Dftober 1842 und die hohe Kammer durch ihren Be- 
fhluß vom 31. Januar 1843 audgefprochen, und es bleibt 

| 4* 
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nun der Meisheit der. Krone anheim geftellt, die Zwede 
der Staatsjchulden- Tilgungsanftalt mit den Interefjen der 
Givilifation, Sittlichkeit, Wedung und Hebung des Sinnes 
für Sparfamfeit und Wirthichaftlichfeit der dürftigen Volks— 
flafien und daraus hervorgehenden Forderung der Landes— 
wohlfahrt. in Einklang zu bringen. 


$. 18. 


Der Bericht des ftändifchen Herr Kommiffärd er 
wähnt noch, daß die Zins-Reduktion der am 1. Oftober 
1841 noch zu 4 pCt. verzinslich ftehenden und 


35,281,479 fl. 24 fr. & hl. 


betragenden Mobiliſirungs-Obligationen vollendet ſey, und 
nun der Zeitpunkt herangerückt wäre, wo eine Verminder⸗ 
ung der Staatsfchuld unter jchonender Berüdfichtigung der 
urfprünglichen Gläubiger möglich gemacht ſey. 


Referent kann biebei nicht Die Bemerkung unterdrüden, 
daß es allerdings eine groffe Kalamität wäre, wenn jur 
Erleichterung der Staatsfchulden - Tilgungsanftalt eine weis 
- tere Zind-Reduftion vorgenommen werden wolle; dieß Fünnte 
viele Landesintereffen nachtheilig berühren, und manche 
Kapitalien ind Ausland auf den jchwindelnden Papier: 
markt führen. 


Eine Rüdzahlung. von Paſſivkapitalien liegt cher im 
Interefje der Staatisfchulden-Tilgungsanftalt, und in gegen- 
wärtiger Zeit möchte auch den Gläubigern Gelegenheit ge- 
geben ſeyn, durch die verjchiedenen induftriellen Privat— 
unternehmungen, fowie in den durch die Zeit nothwendig 
gewordenen Staatdunternehmungen ihre zurücdbezahlten Ka— 
pitalien nugbringend zu machen und hiedurch die Staate- 
zwecke gleichfalls zu fürdern. 
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Eine Zins-Reduktion der noch zu 5PCt. verzinslichen 
Lehen⸗ und Amtsbürgſchafts⸗Kapitalien im Betrage zu 


4,926,728 fl. 20 fr. 4 hl. 


ift geſetzlich nicht möglich, wird fich aber durch Zeit felbft 
ergeben. 

Referent glaubt nun, hier dad Bertrauen audfprechen 
zu dürfen, die Regierung werde bei etwaigen Rüdzahlungen 
von Paſſivkapitalien, befonderd die auf Namen lautenden 
Obligationen, welche meiftend Wittwen und Waiſen oder 
folchen Individuen, welche eine beſondere Rückſicht bedürfen, 
gehören, ſo wie jene der Stiftungen und Gemeinden be⸗ 
rückſichtigen. 

Ueberblickt man nun am Schluſſe des Berichtes des 
ftändifchen Herrn Kommiſſärs den ganzen Stand des Staats— 
Schuldenweſens des Königreichs, ſo kann man denſelben 
nur als ſolchen bezeichnen, der mit Troſt und Hoffnung 
in die Zukunft blicken läßt. 


B. 


$. 19. 


Hinſichtlich der aus den vorgelegten Protokollen der k. 
Staatsſchulden-Tilgungskommiſſion erſichtlichen Theilnahme 
und Mitwirkung der ſtändiſchen Herren Kommiſſarien bei. 
den Verhandlungen und Befchlüffen der f. Staatsfchulden» 
Tilgungsfommiffton hat Referent im Allgemeinen die Be- 
obachtung der gefeglichen Beftimmungen und die Wahrung der 
Rechte ver Etände des Reichs; foweit fie diefe Anftalt berühren, 
gefunden, und fich überzeugt, daß die ftändifchen Herren 
Kommiffarien mit vieler Aufopferung dem mühfamen und 
viele Zeit raubenden Dienfte ſich unterzogen, fo: wie alle, 
ihnen verfaffungsmäfjig aufliegenden Pflichten getreu erfüllten. 


' 
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$. 20. 


Referent glaubt aber auch fehuldig zu feyn, die Aufs 
merffamfeit der hohen Kammer auf einige, in den PBrotos 
folfen vorgetragenen Gefchäfte der Fönigl. Schulden » Til- 
gungsfommiffton, wozu der ftändifche Herr Kommifjär feine 
Zuftimmung ertheilte, Ienfen zu müffen, damit die hohe Kam: 
mer ihr Urtheil rüdfichtlich ver geſetzlich nothwendigen Ge- 
nehmigung der Handlungsweife des ftändifchen Herrn Kom⸗ 
miſſärs gehörig motiviren Fünne, | 


$, 21, 


Bor Allem verdient die humane Rüdficht, welche die 
ftändifchen Herren Kommiffarien bei Behandlung der Ge- 
fuhe um Rüdtritt in die Penfion oder Erhöhung derfelben 
bei vorgerüdtem Alter und eingetretener Gebrechlichkeit der 
betheiligten Individuen, befonderd jener der fäkularifirten 
Gtiften und Klöfter zumwendeten, fo weit es nach) den befte- 
henden 'gefeglichen Normen gefchehen konnte, die lobendfte 
Anerkennung. | | 

$. 22, 

Rüdfichtlich der wiederholten Abfchreibungen mehrerer, 
in Bolge Landtags» Abfchieves vom 47. November 1837 
wieder in Zugang gebrachter Aftiv-Forderungen, deren Ge- 
fammt - Betrag auf die Summe von 305,281 fl. 414 fr. ges 
ftelt war, hat fi) der Vortrag des Freiherrn v. Schäßler, 
Referenten über die Veränderungen der Staatsfchuld aus den 
Sahren 1835 mit 184% Seite 50 feined gedruckten Vor⸗ 
trags ausgefprochen, und Referent glaubt, nach Anficht der 
betreffenden PBrotofolle der k. StaatsfchuldensTilgungsfom: 
miſſion gleichfalls, daß fich die ftändifchen Herren Kommif- 
farien über die Uneinbringlichkeit der betreffenden Aftivforver- 
ungen vollfommen überzeugt hatten. 
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$. 23. 


Die ſtaͤndiſchen Herren Kommiſſarien wurden unterm 
22. März 1841 in Folge allerhöchſten Neffripts vom 
49. März 1841 unter Mittheilung der Aften über die ges 
pflogenen Bergleichöverhandlungen wegen Herausgabe der 
Berlafienfchaft des Herm Herzogs Glemend von Bayern, . 
beziehungöweife der von Höchitvemfelben gegründeten Se- 
euindogenitur aufgeforvert, ihre gejeglich nöthige Erklärung 
über diefen Gegenftand abzugeben. 


Unterm 27. März 1841 gaben Die Ränbifchen Herren 
Kommifjarien ihre Erklärung fchriftlich ab, nachdem fie vor- 
her die Akten geprüft und dem Protokolle die Erflärung 
beigefügt hatten, daß viefe ihre abgegebene Meinung und 
Erklärung den Fünftigen Ausfprüchen der Stände des Kö— 
nigreich8 nad) $. 1 des Gefehed vom 11. September 1825, 
das Staatsfchulden-Wefen betreffend, unterläge. 

Die Erklärung der ftändifchen Herren Kommifjarien fiel 
zuftimmend aus zu dem Bergleiche vom 12. März 1841. 

Um es aber der hohen Kammer möglich zu machen, 
ihr Urtheil über diefe zuftimmende Erklärung der ftändifchen 
Herren Kommifjarien zu begründen und zu einem Befchlujje 
zu erheben, habe ich die fchriftliche Erflärung der Herren 
Kommifjarien in der Anlage A. beigefügt. | 

Zugleich beziehe ich mich auf das Referat des Freiherrn 
v. Fraunhofen über die neuerlichen Einweifungen der Staatd- 
ſchuld aus Altern Rechtstiteln. 


Unterm 13. März 1841 wurde der Vergleich von Er. 
Könige. Hoheit den Prinzen Karl ratifizirt und unterm 
9. Auguft 1841 von Sr. Königlichen Majeftät genchmigt. 
| Durch vorftehende Darftellung glaube ich es der hohen 
Kammer möglich gemacht zu haben, ihr Urtheil über die 


\ 
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Gefhäftsführung und Theilnahme des ftändifchen Herrn 
Kommiffärd der Kammer der Abgeorvneten, Ritters » Maffei, - 
an den Verhandlungen und Gefchäften der f. Staatsfchul- 
den⸗Tilgungskommiſſion nad) den gefeglichen Beftimmungen 
gehörig motiviren zu Fönnen. Ich begutachte daher: . 
dem Berichte des ftändifchen Herrn Kommiffärs der. 
Kammer der Abgeordneten bei der f. Etaatöfchuldens 
Tilgungskommiſſion die Genehmigung zu ertheifen, 
und demfelben Herrn Kommifjär die gerechte Anerz 
fennung, fo wie den Danf für den während feiner 
Gefchäftsführung erprobten Eifer und die vielen Ber 
mühungen im Protokolle ausfprechen zu wollen, 


München, den 25. März 1842. ‘ 
Neuland, 
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Ad Beilage LVII. 1, 


Abſtimmung 


der ſtändiſchen Kommiſſäre über die ihnen am 22. März 1841 
mitgetheilten Vergleichs⸗Verhandlungen wegen der Herausgabe 
der Verlaſſenſchaft des Herrn Herzog Clemens von Bayern 
in Beziehung auf die von demſelben geſtiftete 
Secundo-Genitur, 





Der Weifung Sr. Majeftät des Königs vom 19. März 
1841 gemäß find die ftändifchen Kommiffäre unverweilt von 
einem am 12. März d. 38. entworfenen Vergleiche — die 
Herausgabe der Berlaffenfchaft Sr. Durchlaucht des Herrn 
Herzogs Clemens in Bayern betreffend — in Kenntniß zu 
feßen und mit ihrer Erklärung zu hören, nad) deren Erfolg 
‚die Auszahlung der verglichenen Zinfenfumme aldbald werde 
angeoronet werden. Am 22. März 1841 wurden daher den 
unterzeichneten ftändifchen Kommifjären die k. Staatsichuls 
den⸗Tilgungs⸗Akten mitgetheilt. Bei ihrer forgfältigen Durch« 
ficht ergab fich ald Refultat, daß von einem ferneren Zus . 
wachs an Staatöfchulden aus Altern Titeln nad) $. IL. der 

Verordnung vom 22. Juli 1819, das Staatsfchulden-Wefen 
des Reichs betreffend, die Rede fey, einer Staatsfchuld, 
welche in Folge des im Jahre 1825 von den Betheiligten 
betretenen Rechtsweges nun durch erfolgten Richterfpruch als 
liquidirt fich darſtellt. Es fol nämlich gemäß rechtöfräfti- 
gen Richterfpruchs Erſatz geleiftet werden für in Böhmen 
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gelegene, durch teftamentarifche Verfügungen Des Herzogs 
Clemens von Bayern von den Jahren 1769 und 1770 bes 
ftimmte Secundo-Genitur-Güter ded Königlichen Haufes, 
welche in Folge Staatövertraged zum Beſten des Lan- 
des bereit im Jahre 1803 abgetreten wurden, ohne daß 
dem Königlichen Haufe für den Abgang diefer Secundo- 
Genitur-Güter ein zu biefem Zwecke beftimmter Gutsfom- 
pler, oder ein darauf bafirter Hausdomainen-Zuwachs bis⸗ 
her zu Theil wurde Es handelt fi) demnach von dem 
Vollzuge eines richterlichen Ausfpruches, wodurch dem F. 
Hausgute ein durch die Unbilden der Zeit zugegangener 
Schaden geheilt und Entfehädigung für das aus dem F. 
Hausgute zum Beften des Staates im Jahre 1803 gebrachte 
Opfer geleiftet wird, wozu der biedere Bayer und jeder redliche 
Mann gerne beitragen wird. Uebrigens ift die Nußniefjung 
des Objeftes nur hinfichtlich der Mitglieder des k. Haufes 
von gefondertem Intereſſe. Nach den Dispofttionen des 
Secundo-Genitur-$ideifommiß-Errihters ſowohl, als jenen 
des letzten Befigerd Mar Sofeph vom 1, Juni 1802 find 
dermalen Seine Königl. Hoheit der Prinz Karl von Bayern 
und nach deſſen Abſterben ohne männliche Descendenz der 
zweite Prinz Seiner Majeftät ded Königs Ludwig die in 
Dezug drſſelben treienden Mitglieder des königl. Haufes, 
Das gejgmmte Fönigl, Haus ift, da ed um Gründung, Feſt— 
ftellung, Erhaltung, und Ergänzung eined Objefted des 
fünigl. Hausgutes zu thun ift, der einzige wahre Interefjent ; 
daher wwirfet auch auf die abzugebende Aeuſſerung der uns 
terzeichneten ftändifchen Kommiffare die Ueherzeugung, daß 
die Stände Bayerns, deren Fünftigen Anfprüchen nach 8. 1 
des Gefehed vom 11. September 1825 das Staatsichulden- 
Weſen betreffend — ihre nach gewilienhafter Brüfung der 
vorgelegten Akten hiemit abgegeben werdende Meinung ohnes 
dieß unterliegt, eben fo freudige Förderer dieſes Intereſſes, 
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welches vom Staats » Intereffe unzertrennlich, jederzeit ſeyn 
werden, nbgleich Mehrung der Stagtsfchuld die Folge, wie 
aus dem Inhalte des rechtöfräftigen richterlichen Spruches 
hervorgeht. Es find nämlich nach dem vom Appellations- 
Gerichte für Oberbayern ald Gericht I, Inſtanz am 15. No: 
vember 1837 erlaffenen, am 3, Dezember 1838 vom Fonigl. 
Oberappellationg = Gerichte in letzter Inſtanz beftätigten Er— 
fenntnifje: I. Seine Königl. Hoheit der Prinz Karl von 
Bayern Erbe des von dem Herzoge Clemens Franz de Paula 
in Bayern geftifteten Familien = Fiveifommiffes , wie folches 
von dem Herzoge Karl von Zweibrüden auf den höchftielis 
gen König Marimilian Joſeph gefommen; II. der Fiskus 
ift fchuldig, diefem Königl. Prinzen für die im Reichsdepu⸗ 
tationd = Hauptfchluffe vom 25. Februar 1803 $. 1 an den 
Großherzog von Toskana überlaffenen herzoglich Elementini- 
fchen Fideikommiß- Güter in Böhmen den Werth, welchen 
diefelben zur Zeit der Ueberlaſſung gehabt, als Fideikommiß— 
Surrogat nach Abzug der damaligen Laften und Schulden. Ä 
zu vergüten, 

Die Aysmittlung dieſes Werthes wird einem gefonders 
‚ten Verfahren vorbehalten. Auch hat der Fönigl. Fiskus 
von der Summe des fich nad) Abzug der Laften und Schul- 
den ergebenden Werthed die fünfprocentigen Verzugszinſen, 
vom 13. Dftober 1825 an gerechnet, an gedachten Königl. 
Prinzen Karl von Bayern zu bezahlen, IIL Der königl. 
Fiskus wird ſchuldig erfannt, den zum herzoglich Clementi⸗ 
nifchen Familien⸗Fideikommiſſe gehörigen Garten fammt Ges 
bäuden vor dem Karld- oder Neuhauferthore in München 
nebft den Früchten hievon feit dem 13. Dftober 1825, je- 
doc) die bis zur Inſinuirung der Klage (23. Juli 1827) 
bezogenen nur in jo weit, als fie an diefen Tage noch in 
patura vorhanden gewejen find, oder der königl. Fisfus 
durch diefelben reicher geworben ift, an Seine Königl. Ho- 
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‚beit den Prinzen Karl von Bayern zu reftituiren; dagegen 
foll der Eönigl. Fiskus berechtigt feyn, vom 13. Dftober 
4825 an — die auf die fraglichen Gegenftände gemachten 
paflirlichen Auslagen und Impenfen in Aufrechnung zu brin= 
gen und abzuziehen. | 

Der Betrag der Früchte, Auslagen und Impenſen 
wird der befondern cinilrechtlichen Verhandlung vorbehalten. 
| IV. Se. Königl, Hoheit der Prinz Karl von Bayern hat 
binnen 30 Tagen zu beweifen: 1) daß bei der Staatsfchuls 
den = Tilgungdanftalt Aftiv = Kapitalien im Betrage von 
244,570 fl. oder wie viel weniger zu 4 pCt. verzinslich aufs 
liegen, welche zur Familien⸗Fideikommiß-Maſſe des Herzogs 
Clemens Franz de Paula gehören, und 2) daß der Fünigl. 
Fisfus dieſe Kapitalien befige. Ä | 

V. Haben Se. Königl, Hoheit der Prinz Karl von 
Bayern binnen 30 Tagen zu bewelfen, daß der fünigl. Fis— 
kus von der herzoglich Clementinifchen Fiveifommiß - Maffe 
auch a) Geräthichaften von Silber, mit der Namens-Chiffre 
des Herzogs Glemend verfehen, b) Gemälde, c) Pretiofen 
und Bücher befige, 

Nach Anführung diefer richterlichen - rechtsfräftigen Be— 
ftimmungen gehen die ftändifchen Kommiſſäre nun zur Prü— 

fung und Aeuſſerung über, wie diefem Rechtsfpruche, gemäß 

Vergleichs vom 12. März 1841, um weitere progefjualiiche 
Berhandlungen über Werthesausmittlung und Koſtenbe— 
rechnungen zu vermeiden, will entfprochen werben. 


Nach Nummer I. dieſes Dergleiched wird der nach 
Abzug der Laften und Schulden verbleibende reine Werth 
der Herrfchaften in Böhmen im Jahre 1803, welcher nach 
vorliegender Rechtöfraft zu dem herzoglich Clementinifchen. 
Fideifommiffe herausgegeben resp. vergütet werden foll, im 
Vergleichswege auf 4,500,000 fl. im 24 Guldenfuſſe feftgefegt. 
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Die unterzeichneten ftändifchen Kommiſſäre haben bie 
in den Aften befindlichen Anſchläge und Berechnungen über 
dieſe Güter genau durchgegangen. Sie find nad) dem Zwecke 
ihrer Ausfertigungen zu bemefjen. Galt ed, fie ald Aus— 
taufchmittel zu benügen, jo wurde der Werth hinaufge— 
ſchraubt; follten fie ald Erwerbsmittel dienen, fo wurde 
der Werth herabgedrüdt. 

Die Berechnungen und Anfchläge der Angeftellten und 
- Beamten waren Geburten individueller Anfichten und eigener 
Dienftverhältniffe. | | 

Die Schwanfungen der Schäbungsjummen nach Ab— 
rechnung der Fiveifommiß = Schulden und Laften betrugen 
mehr als eine Million. 

Sorgfältig haben die Wertreter der Krone und bie 
Staatsfchulden » Tilgungdfommiffion, fo wie die Vertreter 
Sr. Königl. Hoheit des Bringen Karl die vorliegenden, wie 
gejagt, nach dem Zwede ihrer Entwerfung ſchwankenden 
Schäßungen geprüft, und, wie ſich die Unterzeichneten übers 
zeugten, durch Feftfegung eines Schätzungswerthes von 
4,500,000 fl. einen Mittelanfag geltend gemacht, gegen wel⸗ 
chen bei erfolgter Nachgiebigfeit von beiden Seiten um fo 
weniger eine Erinnerung zu machen feyn wird, da, wie fchon 
im Eingange diefer Abftimmung erwähnt wurde, das Ins 
terejle der Krone ded Königlichen Gefammthaufes mit dent 
Intereſſe des beteiligten, erhabenen Mitgliedes des Königli- 
chen Haufes identifch, da das Haupt der Königlichen Fa⸗ 
milie, der ſorgfältigſte und emſigſte Wächter des mit dem 
Intereſſe des Königlichen Hauſes identiſchen Staats-In— 
tereſſes, des Königs Majeſtät, Ihre Genehmigung zu dieſem 
Anſatze ausſprachen, und die Stände des Reichs wahrlich bei 
Adtragung einer dem Königlichen Haufe nach richterlichem 
Erkenntniſſe zu leiftenden Entfchädigung mit demfelben um 
Berechnungen nicht rechten werben, vielmehr, wir wiederhos 
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fen es aus getölfienhafter Ueberzeugung, dem Anſatze ihre 
dem Ausſpruche des Monarchen konforme Anerkennung nicht 
verfagen werdet, Sie ftimmen fonach ohne alles Bedenken 
für die Aufnahme diefer Summe ald Staatsfchuld. 

Nah dem II. Punkte des Vergleiches foll der Anz 
fpruch Seiner Königl. Hoheit des Prinzen Karl von Bayern 
auf die Aftivkapitalien im Gefammtbetrage von 244,570 fl. 
Neihswährung, ald zum genannten Fideikommiſſe gehörig, 
als liquid anerfannt werden. 

Hierüber ift bereit richtig von der Schuldentilgungs- 
Kommiffion im Berichte vom 24. Februar 1840 bemerkt, 
daß diefe Poſt die Stadtsfchulden-Tilgungsanftalt im Grunde 
nicht berührt, indem fie unter dem rechnungsmäffigen Schul: 
denftand fchon begriffen ift, und die fünigl. Centralſtaats⸗ 

kaſſe die Zinſen bejogen hät, 
| Die Perfon des Gläubigerd wird nur geändert, ber 
Zinfenbejug geht an den Inhaber des Fideikommiſſes über, 
und die Staatskaſſe hat die Vergütung für die Vergangen- 
heit zu leiften. Die unterzeichneten Kommiffäre der Staats: - 
fchulden - Tilgungsfommiffion haben hierüber demnach nichts 
zu erinnern. 

Nummer III. des Vergleiches lautet: 


„Die aus vorftehenden beiden Poften in Eumme 
per 4,744,570 fl. von dem NRegierungs - Antritte 
Seiner Majeftät des Königd Ludwig bis zum legten 
März I. 38. von Seiner Königl. Hoheit dem Durch- 
lauchtigfterr Herrn Kläger angefprochenen, und fo 
viel die Verzugssinfen anbelangt, rechtöfräftig zu— 
erfannten 5procentigen, fo-wie von obigen Kapita= 
lien die 4procentigen Zinfen, welche fi für den 
gedachten Zeitraum auf 3,619,556 fl. 10 fr. be- 
rechnen würden, werden auf die Averfallumme von 


Kommiſſ. b. d. Schufd.-Tiig.-Komm. Abg. d. Maffei 184. 63 


3,500,000 fl. (im 24 fl. Fuß) beftimmt, und ſoll 
diefer Betrag dem Durchlauchtigften Herrn Kläger 
zur freien und unbeſchraͤnkten Dispofition EEE 
wortet werden.‘ 


Das freie Eigenthum, des dem rehtmäffig an— 


erfannten Fideifommiß-Inhaber Prinz Karl von Bayern, 
Königliche Hoheit, rüdzuerftattenden Nützungsbetrages kann 
feiner Konteftation unterliegen. Die ausgefprochene Averfal- 
fumme ift ein Beweis von Bereitwilligkeit Seiner Königl. 
Hoheit ded Prinzen Karl von Bayern, fernern Verhand⸗ 
lungen bei Gerichten und Weiterungen felbft mit Entfagung 
einer Summe von mehr ald 100,000 fl. ein Ziel zu fegen. 
Die unterzeichneten ftändifchen Kommiſſäre fünnen nur diefes 
Entgegenfommen in einer, mehr Angelegenheit des König— 
lichen Haufe als Nechtöftreit über Königliched Hausgut 
zu benennenden Sache der Würde der hohen Betheiligten 
zuſagend erfenneit, 


Die Nummern IV. und V. lauten: 


„IV. Der Herzoggatten fammt Gebäuden vor dem 
Karlsthore in München foll zu dem Herzoglich Ele 
mentinifchen Fideikommiſſe eingewieſen, Borderungen 
und Gegenforderungen an Nusungen und Impenſen 
ſollen jedoch gegenfeitig aufgehoben werden. Zugleich 
entfagen Seine Königl. Hoheit für Ihre Lebenszeit 
jedem Anfpruche auf Benüsung Ddiefer Realitäten, 
und überlaffen diefelben unentgeltlich dem Allerhöch- 
ften Aerar. 

V. Was fih an Pretiofen und Silber aus der 
herzoglich Clementiniſchen Berlaffenfchaft findet, foll 
anf Verlangen dem Durchlauchtigften Fideifommiß- 
Nutznießer in fiveifommiffarifcher Eigenjchaft einge: 
händiget werden. Die Gemälde aber werden von 


64- Vortrag v. Abg. Neuland: überd. Nechenich.-Ber. d. ſtänd. 


Höchftvemfelben für Ihre Lebenszeit in den öffent- 
licher Sammlungen gelaffen, 

Die Berzeichniffe über Pretiofen, Silber und Ges 
mälde werden angefertigt, und ein Exemplar hievon 
dem Durchlauchtigften Fideifommiß - Nugnießer zus 
geſtellt werden.“ | 

Die unterzeichneten ftändifchen Kommiffäre können hier 
nur die zu Nummer III. des Bergleiches gemachte Bemer- 
fung wiederholen. Sie enthalten zugleich Beweife der Ber 
reitwilligfeit, öffentlichen Staats - Anftalten feinen Vortheil 
entziehen zu wollen. Sie verdienen danfbare Anerfennung. 


Die Nummern VI, VII, VII. und IX. lauten: 

„VE Nach der im obiger Weife erfolgten Feft- 
ftellung der die fämmtlichen Beftandtheile des her= 
zoglich Clementiniſchen Fideikommiſſes umfaffenden 
Beftimmungen verzichten eine Königliche Hoheit 
auf alle und jede das gedachte Fideikommiß betref- 
fenden weiteren Anfprüche. ‚Nicht minder erachten 

VII. Seine Königl. Hoheit Sich durch gegen - 
wöärtigen Vergleich auch hinfichtlich aller Ihrer An- 
fprüche auf die Berlaffenichaft Ihrer Durchlaucht 
der Frau Herzogin in Bayern Maria Anna, ges 
borne Pfalzgräfin von Sulzbach, Gemahlin des 
Höchftjeligen Herrn Herzogs Elemend für gänzlich 
befriediget. 

VII. Dagegen wollen Seine Königl. Hoheit der 
Durchlauchtigfte Herr Kläger von jeder Haftung 
bezüglich aller Laften und Schulden der Berlaffen- 
fchaften Ihrer Durchlaucht des Herrn Herzogs Ele- 
mend und der Frau Herzogin Maria Anna in 
Bayern, die wider Vermuthen etwa noch beitehen 
fonnten, in der Art gänzlich entbunden feyn, daß, 


/ 
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wenn ſolche Laſten und Schulden wider Verhoffen 
etwa jetzt noch zum Vorſchein kommen ſollten, das 
fönigl. Aerar hiefür ohne Regreß an Seine — 
liche Hoheit einzuſtehen hätte. 

IX. Gegenwärtiger Vergleich ſoll auf vie — 
nage Seiner Königlichen Hoheit des Prinzen Karl 
und Höchftveffern fonftige Bezüge aus den Staats⸗ 
Fonds nicht den’ mindeften Einfluß haben, ſondern 
Höchftvemfelben in diefer Beziehung alle Rechte un— 
gefchmälert verbleiben.“ 

Die unterzeichneten ftändifchen Kommiffäre finden, da 
durch dieſe Beftimmungen, indbefondere durch die von Sr. 
Königlichen Hoheit dem Prinzen Karl von Bayern gemacht 
werdende Entfagung auf alle Anfprüche auf die Berlafjen- 
fchaft Ihrer Durchlaucht der verftorbenen Frau Herzogin 
Maria Anna von Bayern, einem Gegenftande von — wie 
in den Akten vorfümmt — mehreren hunderttaufend Gulden 
der Rechtszuftand des jemaligen Fiveifommiß-Inhaberd und 
der Beftand des Fideifommißgutes gegen fünftige Irrungen 
ficher geftellt wird, dagegen nichts zu erinnern. 

Der Art. X. ded Vergleichs Tautet: 

„Die Koften des über das herzoglich Clementiniſche 

Fiveifommiß geführten Nechtöftreites follen in ver 
Art gegenfeitig aufgehoben werden, daß Fein Theil 

. dem andern hieran etwas zu erjegen hat.“ 

Ueber dieſen Artifel können fich gewiß die ftändifchen 
Kommiffäre jeder Bemerfung enthalten. 

Die weiteren, dem erwähnten Vergleiche, gemäß Pro— 
tofol8 vom 12. März 1841 beigefügten Anträge Seiner 
Königlichen Hoheit des Prinzen Karl von Bayern lauten: 

1) Die sub Nro. I. und II. bezeichneten Kapitals- 
Beträge zufammen mit 4,744,570 fl. möchten vom 
Beilagen-Band VII. 5a 
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1. April 1841 in halbjährigen Raten mit drei ein 
halb Prozent (34 pCt.) aus Staatsfonds verzinfet, 
und diefe VBerzinfung Eeiner Königlichen Hoheit auf 
Höchitvero Lebenszeit reſp. in fo lange zugefichert 
werden, als Hoͤchſtdieſelben den Kapitalsſtock nicht 
Selbſt zur eigenen Verwaltung und Nutznieſſung 
herausverlangen, worüber alsdann die en Be- 
ftimmungen erſt noch zu treffen wären. 


2) Die Abfindungsfumme per 8,500,000 fl. für vie 


Zinfen wünfchen Seine Königliche Hoheit alsbald 
ausbezahlt zu erhalten.“ 


Die Entfchlieffung Seiner Majeftät des Koͤnigs vom 
19. März 1841 hierüber lautet: 


„Was die Verzinſung des Hauptftodes ad 4,744,570 fl. 
rhn. anbelangt, fo fann auf die Lebensdauer Seiner Kön. 
Hoheit eine Verzinfung aus den Staatskaſſen theild wegen 
der die Heimzahlung der Staatsfchuld betreffenden gefeß- 
lichen Beitimmungen, theils wegen der codizillarifchen an— 
geordneten Surrogirung der böhmischen Büter durch Ankauf 
anderer Immobilien, nicht zugefichert werden.“ 


Die fernere Verzinſung dieſes Hauptftodes vom 1. April 
1840 (ſoll wohl heiffen 1841) angefangen bis zum Zeitz. 
punfte der Kapitalsrüczahlung durch die k. Staatsfchulden- 
Tilgungsfaffe nach dem Zinsfuß von 34 pE&t. an den ders 
maligen Fiduciar, Prinz Karl, Königlichen Hobeit, verfteht 
fih von felbft. 

Die ftändifchen Kommiffäre find unverweilt von dieſem 
Vergleiche in Kenntniß zu fegen und mit ihrer Erflärung 
zu hören, nach deren Erfolgi die Auszahlung der verglichenen 
Zinfenfummen alsbald angeordnet werden wird. 

Die Unterzeichneten ftändifchen Kommiffäre erfennen 
in dem Antrage Seiner Königlichen Hoheit des Prinzen 


Kommiff. b. d. Schuld.-Tilg. "Komm, Abg. v. Maffei 1838 67 


Karl von Bayern deſſen Bereitivilligfeit, die Staatsfchulden- 
Tilgungsfafle nicht durch Kapitalsrüdzahlung zu läftiger 
Geldaufnahme zu nöthigen, und in der verfagten Beijtim- 
mung Seiner Majeftät des Königs einen Beweis der ftrengen 
Gewifjenhaftigfeit, womit jowohl die gefeglichen Beftinnmun- 
gen über Heimzahlung ‘der bisher anerfannten Staatsſchuld, 
ald der Wille des Herzogs Clemens von Bayern auf Re- 
fundirung des fideifommifjarischen Neal ſtockes beachtet wird. 
Die Berichtigung diefed Punftes wird u weiteren Disfuf- 
Klonen faum Beranlafjung geben. 


Um übrigend dem Vergleiche nicht nur über alle ftrei- 
tigen Punkte Ausdehnung zu geben, fondern auch endliche 
und vollftändige Beendigung ‚ver Sache zur vollen - 
Sicherftellung des Staates, der Staatsfchulden-Tilgungs- 
Kommiſſion, des königl. Fisfus und jedes Betheiligten zu 
bewirken, ift, was fich von felbit verfteht und eine wefent- 
liche Vorbedingung dieſer Aeufferung der unterzeichneten 
ftändifchen Kommiffäre, fowohl die Einwilligung und Bei- 
pflichtung zu dem Bergleiche fämmtlicher Agnaten des Fon. 
Haufes, als die genaue Verzeichnung und Inventarifation 
der neu gegründeten Secundo-Genitur und die Aufitellung 
der Dabei erforderlichen Eicherftellung und Guratorfchaft 
erforderlich, indem, wie in einem Berichte der Staats— 
ſchulden-Tilgungskommiſſion wahr bemerft wurde, Die 
Schidjale, welche die Elementinifche Berlaffenfchaft zu er- 
fahren Hatte, ernfte Mahnung zu künftiger Vorficht geben, 
Uebrigens ift mit diefer der Hausfideifommiß - Pragmatif 
vom 20. Dftober 1804 und dem Familiengefe vom Jahre 
1816 entfprechenden Aeuſſerung der ftändifchen Kommifjäre 
keineswegs die Abficht verbunden, der Anordnung der Aus- 
zahlung und Verabfolglaſſung des verglichenen Zinſenbetra— 
ge ein oe entgegenzuftellen; indem diefer Zinfen: 

5a* 
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Betrag nicht zu widerſprechendes, rechtöfräftiges, freies 
Eigenthum Seiner Königlichen Hoheit des Prinzen Karl 
von Bayern, welchem die fiveifommiffarifche Nusnieffung 
felbft bei (was nicht zu erwarten) nicht erfolgender Zuftim- 
mung fämmtlicher Agnaten und vor gänzlicher Sicherftellung 
des fideifommiffarifchen Vermögens, bei vorliegendem rechts⸗ 
fräftigen Nichterfpruche nie verfagt werben kann. 


München den 27. März 1841. 


Graf von Reigersberg. ” 
3. von Maffei. 


Sitzungsprotokoll. 69 


ad Beilage LVII. II. 


München den 27. März 1843. 
Gegenwärtige, 


Bon Seite des Minifteriums der Finanzen 
Herr Minifterialrath Dr. Wanner, 


Der II. Präfident der Kammer 
Hofrath Dr. v. Bayer. 
Die Ausfchußmitglieder 
Her Rebmann, als Vorftand, 
Freyherr von Schäßler, 
Herr Riezler, 
"„ von Maffei, 
» Neuland, Referent. 
" Bad, | 
Freyherr von Braunhofen, ald Sekretär. 


/ 


Sigungsprotofoll, 


Die nebenftehenden Mitglieder des IV. Ausichufles 
haben fich heute verfammelt, um den Vortrag ihres Re: 
ferenten, Dekan Neuland, über. ven Bericht des ftän- 
difchen Kommiffärs, des Abgeorbneten Ritter v. Maffei, 
zu vernehmen, und darüber Berathung zu pflegen. 
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Nach erſtattetem Vortrage ward umſtaͤndliche Erörter⸗ 
ung gepflogen; und der einftimmige Befchluß gefaßt, dem 
Antrage des Referenten beizutreten, wonach der im Berichte 
des ftändifchen Kommiffärs dargeftellten Geſchaͤftsführung 
die Genehmigung zu ertheilen, ſowie die dankende Aner- 
kennung der hohen Kammer für den während der Dauer 
ſeiner Geſchäftsführung erprobten Eifer im Protokolle nie— 
derzulegen ſey. 

Womit das Protokoll beſchloſſen wurde. 


Rebmann, Vorſtand. 
Freiherr von Schätzler. 

Riezler. 
von Maffei. 

Neuland. 

Bach. 

Freiherr von Fraunhofen, 

Sekret 


* 


ar. 


Beil. LVM. 





Weiterer Vortrag 
j des 
Abgeordneten Dr Albrecht, 
Namens ded I. Ausfchuffes, 
über 


den Antrag ded Herrn Abgeorvneten Dr. v. Wening, 
„die Gewährung einer vollftändigen Civilgeſetzgebung betr,“ 





Der Beichluß, welchen die Kammer der Reichsräthe 
über den vorbezeichneten Antrag unterm -8. d. Mts. gefaßt 
hat, befindet fich bereits lithographirt in den Händen ſaͤmmt⸗ 
licher Herren Abgeordneten. Er weicht von dem diefjeitigen 
Kammerbefchluffe d. d. 20. vor. Mid. in mehrfacher Ber. 
ziehung ab. 


J. 


Bor allem wird darin dem sub Nr. I. Lit. A. nro. 1. 
des dieffeitigen Beſchluſſes befindlichen Antragsfage, welcher 
nämlich auf die Vorlage „eines erneuerten Gefeges 
- über die Behandlung neuer oder revidirter Ger 
fegbücher” gerichtet ift, — die jenfeitige Zuftimmung 
geradezu verfagt. 

Ueber die Beweggründe, welche diefe Ablehnung her- 
beigeführt haben, fehlt es und an zureichend ficheren Auf- 
fchlüffen jchon deswegen, weil die bloſſen Protokollaraus— 
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züge feinen vollſtaͤndigen Einblick in die Verhandlungen der 
erften Kammer verftatten. Immerhin bieten uber diejelben 
doch einige Anhaltpunfte dar, zumal das Referat, auf wel: 
ches zunächft Alles anfömmt, wie es fcheint, vollftändig 
mitabgedrudt ift. Ä 

Wie das Dieffeitige Kammerprotofoll Bd. IV. ©. 73, 
74, 141, 165, 166, 187, 219, 220 genau nachweifet, fo 
war jener Antragsfag lediglich hervorgegangen aus der Ers 


waͤgung, daß die über die Behandlung neuer ober revidirter 


Gefegbücher unterm 9. Auguft 1831 und beziehungsweife 
1. Juli 1834 erlaffenen Gefege kraft ihrer Schlußartifel 
(X refp. IV) mit den damaligen Ständeverfammlungen er- 
lofchen feyen, mithin dermalen nicht mehr als beftehend gel- 
ten, — und hinwiederum aus dem Wunfche, es möchte bes 
hufs der Fünftigen Berathungen der Stände über die in 
Antrag ftehenden Gejegbuchdentwürfe vorerft ein neues ähnli- 
ched Berathungdgefeß, wie jened von 1831 refp. 1834 
von der Regierung zur Vorlage gebracht werden. Daß hier 
nach der fragliche Antrag Fein Gefeg über die Art und 
Weiſe der von der Regierung zu bethätigenden Entwerfung, 
fondern nur eines über die von den Ständen zu pflegende 
- Behandlung der ihnen feiner Zeit von ihr vorgelegten Ge- 
feßbücher intendirt, das beweifet fich obendrein Durch die 
Thatfache, daß Die diefjeitige Kammer, eben weil fie vie 
Herftellung der Gefegbuchsentwürfe ald reine Regierungs- 
fache anerfannte, den Spegialantrag des Hrn. Abg. v. 
Wening auf Nieverfegung einer Gefeggebungs-Kommiffion 
abgelehnt hat, fo wie durch den Umftand, daß die Faffung 
des in Frage ftehenden Antragsfages mit dem Rubrum ver 
mehrerwähnten Berathungsgefege von 1831 und 1834 
wortwörtlich übereinftimmt. 

Im Widerfpruch mit dieſer Bedeutung des mehrbereg- 
ten Antragsfages ift num aber demfelben in dem Ausfchuß- 


Gewährung einer vollſtaͤndigen Civiigefrggebung.. 73 


Referat der erften. Kammer ein ganz anderer Sinn unter 
gelegt worden. Der Herr Berichterftatter hielten nämlich 
(nach Ausweis Seite 73 des Beilagen-Banded IH der Ver⸗ 
handlungen der Kammer der. Reichsräthe und Seite 349 
Bd. I. diefer Verhandlungen: felbft) die Berathungsgeſetze 
von 1831 und 1834 für anjetzt noch in Giltigkeit beftehende 
Gelege, und nahmen daher an, daß unfer Antrag ein Geſetz 
darüber beziele, auf welchem Wege die Regierung die der 
fiverirten Rechtögefegbücher ihrerſeits zu entwerfen und wel- 
chen Inhalt fie denfelben allenfalld zu geben habe, — wie 
aus den ©. 71 und befonderd ©. 72 des vorallegirten 
Beilagen-Bandesd III. niedergelegten Referatömotiven unzwei- 
deutig hervorzugehen ſcheint. Bei dieſer von unſerer Inten⸗ 
tion völlig verfchiedenen, ja ihr eigentlich entgegengefegten 
Auffaffung des fraglichen Antrages mußte dann im dortigen 
Referate wohlbegreiflich auf Ablehnung defielben angetragen 
werben, wie benn auch zeig Seite 73 a. a. O. wit ger 
ſchehen iR. 

Würde nun angenommen werben dürfen, daß. diefe Auf— 
faſſungsweiſe des Herrn Berichterſtatters von der J. Kammer 
ſelbſt getheilt worden, und ſie mithin die ausſchlieſſende 
Urſache der mehrberegten einſtimmigen Ablehnung unſeres 
Antrages geweſen ſey, ſo lieſſe ſich wohl mit Fug erwarten, 
daß es blos einer aufflärenden Notififation dieſſeitiger Kam⸗ 
mer bebürfe, :um ‚die andere zu ‚einer nachträglichen Annahme 
jeried Antrages zu vermögen, Allein vie Ahlehnungsmotive 
derfelben können wenigſtens nebenher auch andere gewefen 
ſeyn, welche fich mit der wahren Bedeutung unfers Antrags 
wohl vertrügen. Es haben, wenigſtens nach den vorliegenden; 
Brotofollauszügen. zu. fchlieffen, nicht alle ı dortigen. Herren. 
Botanten ihre Beſtimmungsgründe zu vernehmen. ‚gegeben, 
und eine,sub.nro. 1. auf: ©. 315 des ‚oben eitirten Bobs. J. 
der Berhandlungen befindliche —— Andeutung 

Beil. Br. vi. 
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eines Herren Reichsrathes: zeigt deutlich af, daß: demſelben 
die rechte Intention ' unfers Anttagsſatzes keineswegs ent- 
gangen war, wie denn auch defielden Herrn Votanten auf 
S. 331 ibid. sub nro. 6 vorkommende Aeufferung in Ver⸗ 
bindung mit dem von ihm auf: der. nächftfolgenven Seite sub 
nis. 4 und 5 Gefagten wieder barthut, Daß ſein ablehnendes 
Botum auf der Anficht beruhte, es würde durch unſern von 
ihm richtig aufgefaßten Antrag eine Abänderung verfaſſungs⸗ 
maͤſſiger Beftimmungen bezielt, dergleichen Anträgen aber 
der $ 7 des Tit. X. der Verfaſſungs⸗Urkunde entgegenftehe, 
‚einer Anficht, welche bereits auch in unferer Kammer von dem 
zweiten Herrn Sekretär ward geltend gemacht worden, wie 
aus ©. 165 und 166 unfers IV. Probe vandes zu ent⸗ 
nehmen ift: | 
In der That dürfte nicht zu verlennen feyn, daß durch 
den mehr beregten Antragsſatz eine Abänderung von ver⸗ 
faſſungsmaſſigen Beſtimmungen wirklich hervorgerufen würde, 
indem er ja für die ſtäändiſche Behandlungsweiſe von Geſetz⸗ 
büchern andere Beftimmungen herbeigeführt wiſſen will, als 
Diejenigen ſind, welche die Beil. X. Tit: U. zur Berfaffungs- 
Urkunde ſowohl als das Geſetz vom 2Sept. 1831 ‚den 
Geſchaͤftsgang der beiden: Kammern der Staͤnde⸗Verſamm⸗ 
‚Anna betreffend“ enthaͤlt, dieſe Geſetze aber, wie die Verfaf- 
ſungs⸗Urkunde ſelbſt, unbezweifelt Verfaſſungsgeſetze find: 
Und wird auch das durch den Antrag bezielte Berathungs⸗ 
geſetz nur als ein tranſitoriſches, nämlich nur für die Dauer 
einer Staͤnde⸗Verſammlung, alſo blos für einen gewiſſen 
Zeitraum verlangt, ſo iſt doch nicht zw uͤberſehen, daß, wie 
Die Verfaſſungs⸗Urkunde felbft, auch jene andere Verfaſſungs⸗ 
geſetze, welche» abgeändert werben muͤßten, von Haufe aus 
wenigſtens als für/alle Zeiten (in perpetuam) gegebene 
Grundgeſetze fich darftellen, Die Ununterbrochenhe it ih rer 
Geltung air als in ihren at — 
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Dhne Zweifel hat die von dem obenerwähnten Herrn 
Reichörathe geltend gemachte Anficht über die formelle Un- 
zuläffigfeit des Antragsfages beiden übrigen Herren Votanten 
Anerkennung gefunden, und die auf ©. 71 des Beilagen: 
Bandes III. hinfichtlich der Kompetenz der ftändifchen An- 
träge enthaltene Aeufferung des Herren Berichterſtatters ſelbſt 
duͤrfte zeigen, daß die J. Kammer gegenüber einem dies⸗ 
ſeitigen Beharren auf unſerm Antrage die formelle Unzuläffig- 
keit deſſelben ſicherlich mit der gleichen Beharrlichkeit feft- 
halten würde. Bei dieſer Ausſicht, und da jener formelle 
Gegengrund ſchon an und für ſich nicht wohl zu elidiren ift, 
glaubt Referent zur dießfälligen Nachgiebigkeit um fo mehr 
rathen zu follen, als auch zur Zeit noch Fein Grund gegen 
die Wahrfcheinlichfeit vorliegt, daß die Regierung, von wel- 
het eben die Gefeye von 1831 und 1834 vorgelegt worden, 
auf der hiernach einmal eingefchlagenen Bahn fortfahren, 
und fo zur fernern Worlage eines ähnlichen Gefegentwurfs 
ſich feinerzeit fretwilfig entfehlieffen ‚werde. Referent glaubt 
— den Antrag ftellen zu follen: 

„maß Eine hohe Kammer von dem in 
„ihrem frühern Beſchluß sub Nro. I. 

„Lit. A. nro.1. enthaltenen Antragsſatze 
„Umgang nehmen möge.” 


m. 


Dem unter derſelben Nummer I, des bieffeitigen Kam⸗ 
merbefchluffes ftehenden Hauptantrage, nämlich: 
„An Seine Majeftät den König fey die allerunter- 
| „thänigfte Bitte zu ftellen, Alferhöchftdiefelben wollen 
„den Ständen ded Reichs in möglichiter Bälde nach- 
„bezeichnete SPESEN. — zu ee ge⸗ 
„tuhen · 
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„A. Für das. ganze Königreich 
„2. ein Geſetzbuch 
„a) über das materielle Givilcecht, 
„b) über das Merfantil + und Wechfel-Recht und 
„Berichtöverfahren, fammt umfaſſendem gericht- 
„lichen und anmwältlichen Koftenregulativ, 
„e) über das materielle Strafrecht; 
„B. Für die 7 Kreife Diefjeits des Rheins 
„ein Geſetzbuch — 
„a) über die ſtreitige und freiwillge Civilprocedur 
„mit Einſchluß eines umfaſſenden gerichtlichen 
„und anmwältlichen Koſtenregulativs, 
„b) über die Strafprocedur, — 
„bei welch beiden Gefegbuchsentwürfen bie 
„Deffentlichfeit und? Münplichkeit bee Verfah⸗ 
„rend ind Auge zu faſſen wäre —“ 
dieſem unferm Hauptantrage ift nur in folgender 
Faſſung deſſelben die Zuftimmung ertheilt worden: 

„An Seine Majeftät den König fey die al- 
„lerunterthänigfte Bitte zu ftellen, Aller: 
„höchſtdieſelben wollen den Ständen des 
„Reihe, fobald es unbefchadet ver Gründ- 
„lichkeit gefhehen Fönne, ein und daffelbe 
„Für das ganze Königreich geltende bür- 
„gerlihe und Strafgeſetzbuch nebft einem 
„Merkanti- und Wechfelreht vorlegen, und 
„bei Bearbeitung dieſer Geſetzbücher 
„Mündlichkeit und bemefjene Deffentlidy 
„Leit des Berfahrens in Erwägung ziehen 
„zu laffen geruben“. 

Die einzelnen. Punkte, in welchen fich dieſe Faſſung 
vor der dieſſeits befchloffenen unterfcheivet, find 
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1) Während in dem dieffeitigen Befchluffe Die eins 
zelnen Rechtszweige, für welche die Kammer der 
Abgeordneten ein neues Geſetzbuch bezielt, fpeziell bezeichnet 
find, ift folches in dem reichsräthlichen Befthluffe wenigitens 
nicht durchgängig der Fall. | 

Mit voller Sicherheit gibt der letztgedachte Befchluß 
nur fo viel zu entnehmen, daß die erfte Kammer ein Geſetz⸗ 
buch für das materielle Eivilrecht, für das materielle Mer: 
fantil- und Wechfelrecht, imd für das materielle Strafrecht 
intenbire ; ob aber der Beichluß auch vie übrigen Rechts- 
‚zweige mit einfchlieffe oder nicht, dieſes ift wenigftend zwei⸗ 


a) Bor Allem gilt dieß Hinfichtlich der ftreitigen 
Eivilprocedur, binfichtlih des Merfantil- 
und Wechfelgerichtöverfahrens und hin—⸗ 
fichtlich des Strafproceffes. Keiner dieſer drei 
Rechtszweige ift in dem Befchluffe befonderd nam⸗ 
haft gemacht. Obſchon aber der gewählte generelle 
Ausdrud „ein und dasfelbe für dad ganze Königs 
„reich geltende bürgerliche und Strafgefegbuch” dem 
Wortlaute des $ 7 Tit. VI. der Verfaſſungs⸗Ur⸗ 
funde völlig entfprechend ift, und dieſe grundgefeg- 
liche Faſſung ſowohl von unferer Kammer, ald auch 
(wenigftehd der auf Seite 294 ded IV. Protokoll, 
bandes bieffeitiger Kammerverhandlungen enthaltenen 
Aeufferung des f. Kommiffäre, Herrn Juſtizminiſte⸗ 
riafrath8 Lehner: nach zufchlieffen) von Seiten der 
Regierung felbft auf die Proceßrechte mit bezogen 
wird, fo fcheinen diefe von der erften Kammer unter 
der von ihr beliebten Faſſung doch nicht gemeint zu 
feyn, wenn man bemerft, daß fie biefelbe nicht ein» 

mal auf das Merkantil» und Wedhfelrecht bezieht, 
ſſoondern dieſes Recht nebenher beſonders namhaft 


. 
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macht. Zwar möchte man. aus dem Umſtande, daß 
der veichsräthliche Beſchluß den ausdrücklichen Anz 
trag in ſich faßt, es möge bei Bearbeitung ver. ge- 
nannten Gefegbücher Mündlichkeit und bemeſſene 
Deffentlichfeit des Verfahrens in Erwägung gezogen 
werden, den Schluß folgern, daß das fragliche Con⸗ 
cluſum doch ſtillſchweigend den Antrag auf ein. Ge⸗ 
ſetzbuch über mehrbeſagte drei Proceduren involvire, 
indem die Einführung der Mündlichkeit und Oeffent⸗ 
lichkeit de3. Verfahrens ohne ein neues Proceßgefep- 
buch überhaupt fich natürlich - nicht - denfen ‚laffe. 
Allein da nicht die Einführung der Münplichkeit 
und Deffentlichfeit felbft, fondern: nur die Exam ä- 
gung derſelben verlangt wird, fo. ließe fich der Be— 
ſchluß auch immerhin fo. auffaffen: die Regierung 
möge. gelegenheitlich der Bearbeitung der Gefegbücher 
über das materielle Recht zugleich jene :-Deffentlich- 
feit und Münblichfeit in Erwägung ziehen, um zu 
einem vorläufigen Entſchluß darüber zu. gelangen, ob 
und, in nie weit bei nachmaliger.; Entiwerfung ver 


% 


Proceß⸗Geſetzbuͤcher ſelbft das Peinzip-der Deffent- 


lichleit und Mündlichkeit zu Grunde zu legen ſey 
oder nicht. Der hiernach noch immer. obſchwebende 
Zweifel wird auch durch die gedruckten Verhandlun⸗ 
gen nicht gemindert, indem dieſelben die vorherrſchende 
Anſicht der erſten Kammer uͤber die formelle oder 
materielle Nothwendigkeit eines Proceßgeſetzbuchs oder 
über die Nichtnothwendigkeit eines ſolchen nicht, zu 
entnehmen. geben. ‚Zwar machen anf Seite 74, 75 
und 77 des III. Beilagenbandes der Herr Bericht: 
erjtatter,. und. Seite 101 daſelbſt ein anderer Herr 
Reichsrath übereinſtimmend die Anſicht geltend, daß, 


indem das Berfofungagebat, von Geſebuchern freie | 
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das Gerichtsverfahren hiedurch ausgeſchloſſen ſey; 
allein S. 101 daſelbſt wird wieder von einem wei⸗ 
tern Herrn Votanten die gegentheilige Meinung in 
Schutz genommen. Ruͤckſichtlich des materiellen Ber 
dürfniſſes dagegen findet ſich Feine andere Aeufier- 
ung, als S. 74 und 77 die Bemerkung ded Herrn 
Berichterftatters, daß das Gerichtöverfahren von ber 
Beichaffenheit der materiellen: Geſetzbuͤcher abhänge, 
daher ein Antrag auf Proceßgefegbücher zur Zeit ei- 
ner feſten Baſis ermangle. 
| Bei diefer Ungewißheit der Sache kann wie reichs⸗ 
räthliche. Formulirung nad) des Referenten Dafür- 
halten vieffeitS nicht wohl angenommen, - Vielmehr 
follte auf der fpeziellen Bezeichnung der fraglichen 
drei Proceduren um fo mehr beftanden werden, als 
diefe Bezeichmungsweife, wenn die Abficht der erften 
Kammer auf die Gewährung, jener Proreßgefep- 
bücher wirklich mit gerichtet iſt, nichts fchaden kann. 
Wäre aber ihre Abficht eine gegentheilige, alddann 
fkönnte, wie wenigftend Referent glaubt, auf den 
reichsräthlichen Beſchluß ohnehin nicht eingegangen 
‘werden, ‚indem in dieſſeitiger Kammer die materielle 
wie formelle Nothwendigkeit jener- Proredurgefege ein: 
mal mit. fo gtoffer Entſchiedenheit anerfannt wie 
mit entfprechender Begründung nachgewieſen worden 
ift, — indem‘ ferner Dasjenige; was in den reichs— 
räthlichen Verhandlungen gegen den Antrag auf jene 
: Vroceßgefege angeführt: ift, die nähere Prüfung nicht 
wohl beftehen. dürfte. Dein daß das Proceßrecht 
durch das materielle. Geſetzbuch nothwendig bebingt 
ſehy, iſt zwar an fidy nicht wohl zu bezweifeln; allein 
daraus. folgt noch nicht; daß, che an Erftered Hand 
angelegt: wird, Letzteres nothwendig bereits gefertigt 
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und: zur Publikation gebiehen feyn muͤſſe. Aller 
dings kann das Proceßgefeg nicht eher zu bearbeiten 
angefangen werben, bevor nicht zuerft die Haupts 
Grundlage feftfteht, nach weldyer das materielle 
Geſetzbuch ‚bearbeitet werden foll; aber mehr als 
jene Hauptgrumdlage iſt wenigftend zur primitiven 


Ausarbeitung ded Proceßrechts nicht nothwendig, da⸗ 


her mit der. näheren Bearbeitung des. materiellen 
nad) ‚der einmal feftgeftellten Grundlage deſſelben 
auch jene des Proceßgeſetzes beginnen, beide Arbeiten 
pari passu nebeneinanderher durchgeführt und, find 
fie einmal beide fertig, alsdann in nähere Beziehung 
zu einander gefegt werben fönnen. Faͤnde ed aber 
die Regierung. je für räthlicher, daß ehe zur Proceß⸗ 
‚ evbification gefchritten werde, das materielle Gefep- 
buch bereitd ganz gefertigt vorliege, fo könnte Letzte⸗ 
red ja dennoch nicht früher. ald Gefeg publicirt und 
in Vollzug gefegt werden, ald bis hinfichtlich des 
Proceßgeſetzes das Gleiche möglich wäre, weil jenes 
denfbarer Weile Principien in fich truͤge, welche mit 
dem dermalen und inzwifchen fortbeftehenden Proceß⸗ 


recht diſſidiren, und fo für die Anwendung unterdeſſen 


eine Menge Eollifionen herbeigeführt werden würden. 
Auch darf; anzuerkennen ſeyn, daß die ftändifche Be⸗ 
rathung ungleich mehr an Gründlichfeit gewinnen 
müßte, wenn den Kammern beide Gefegbücher zu⸗ 
gleich vorgelegt feyn würden. Da nun hiernach eine 
gleichzeitige Vorlage der materiellen wie der pros 
ceſſualen Gefegbücher an die Stände wie ihre gleich. 
zeitige Einführung in die Praris als kaum erläßlich 
ſich darftellt, und durch den dieffeitigen Antrag mehr 

als dieſes ‚nicht verlangt,. und namentlich weder ver- 
langt wird, daß die Regierung die prorefiualen Geſeh⸗ 
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Bücher vor Vollendung der materiellen,- noch daß fie 
jene fimulian mit diefen bearbeiten lafje, ſondern die 
eine wie die andere Weife lediglich ihrem beften Er- 
meffen anheimgeftellt bleibt, fo dürfte der in Rebe 
ftehende Einwurf eine Abweichung von dem dieſſei— 
tigen- Kammerbefchluffe um fo weniger zu recht- 
fertigen im Stande feyn, als ja der Herr Bericht: 
erftatter na) ©. 75, 76 und 80 a. a. O. doch 
binfichtlih der Merfantil- und Wechfelfachen auf 
gleichzeitige Vorlage eined materiellen und procefjun- 
‚ len Gefegbuches felbit angetragen haben. — Daß 
übrigend das Verfaffungsgebot, indem ed von Gefeg- 
büchern fpricht, dennoch auch auf das Proceßweſen 
mitbezogen werden fünne, dafür beruft fich Referent 
auf die in den Diefjeitigen Kammerverhandlungen 
geltend gemachten Gründe, fowie auf Das Seite 101 
des III. reichsräthlichen Beilagenbandes enthaltene 
Votum eined andern Hrn. Reichsraths, und fügt 
nur noch bei, daß, da dad BVerfaffungsgebot nicht 
ausdrüdlich von materiellen fondern überhaupt nur 
von Gefegbüchern fpricht, dieſelben ebenfowohl von 
proceffjualen als von erjteren verftanden werben 
müffen, indem wohl ſchwerlich zu widerfprechen ift, 
daß ein Prozeßgefegbuch auch ein Geſetzbuch fen. 
Hiernad) trägt Neferent darauf an: 
„daß die genannten drei Procefrechte 
„in dem Hauptantrage fpeziell nam- 
„baft gemadt werden mögen.” 
db) In Hinficht auf neue allgemeine Vorſchriften über 
dad Verfahren in Sachen der freiwilligen 
Jurisdietion ift der Befchluß der erften Kammer 
nicht weniger zweifelhaft, zumal die betreffenden 
Verhandlungen über die Nothwendigfeit ober Ent: 
5; 


Beil, Bd. VII. 
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c) 
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behrlichkeit folcher WBorfchriften mit Ausnahme eines 
Votums (Verhandlungs-Band I. S. 322 und 323) 
nicht8 verlauten laſſen. Da aber foldye Nothwendig⸗ 
feit in den dieffeitigen Verhandlungen fammt Befchluß 
fich herausgeftellt hat, ımd wenn die erfte Kammer 
wirflich derfelben Anficht ift, die fpezielle Fafſung 
des darauf gerichteten Beſchluſſes jedenfalls un- 
ſchädlich iſt, ſo wird auch hier auf unferm frühern 
Beichluffe zu beharren und jonach zu befchliefien jeyn: 


„daß das freiwillige Gerichtöverfahr* 
„ren in dem Hauptantrage gleichfalls 
nbefonders erwähnt werden folle.“ 


Auch Hinfichtlic) des Dieffeitigen Antrags auf ein 
allgemeines Gerichts - Koftenregulativ ift es 
folgeweife zweifelhaft,‘ ob die erfte Kammer ein 
folches ald Annerum der Gerichtsordnung betrachte, 
und mit einem Proceßgeſetze in ihrer allgemeinen 
Formel mit beantragt haben wolle oder nicht. In 
den Verhandlungen findet fich darüber nichts Wei- 
tere8 ald die Aeufferung ded Herrn Berichterftatters 
©. 74 a. a. O., daß in dem Verfaffungsgebote von 
folhen Tarregulativen nicht die Rede fen, — was 
lediglich ald einfacher Widerſpruch gegen die dieffeits 
begründete und zum Beſchluß erhobene Anficht er- 
ſcheint. Bei diefem Umſtande und im Hinblid auf 
die oben geltend gemachten Gründe dürfte auch 
hierin auf unferm frühern Befchluffe zu beharren 
jeyn, daher Referent darauf anträgt: 
„daß der Gerichts » Koftenregulative, 
„wie in dem Dieffeitigen früheren 
„Beſchluſſe, fpeziell gedacht werden 
„möge,“ 
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d) Dagegen ift ald entfihieven anzunehmen, daß die 
erfte Kammer unfern Antrag hinfichtlich eined Res 
gulativs über die anwältlichen Koften nicht in 
ihren Beſchluß aufgenommen, vielmehr geradezu auds 
gejchloffen wiffen wolle. Nach der Seite 352 des 
1. Berhandlungsbands enthaltenen Abftimmung wurde 
von ihr fogar die Mobification, e8 möge ein jolches 
Regulativ von der Regierung unmittelbar erlaflen 
werden, abgelehnt. Das materielle Bebürfnig nah - 
einem Regulativ über die Anmaltögebühren fcheint 
zwar vielfach anerfannt worden zu fen, da ber 
Ausſchuß die obenerwähnte Modification beantragte, 
weiche auch in jber Plenarfigung bei fi) darüber 
ergebender Stimmengleichheit nur Fraft des deciſiven 
Präfivialvotumsd verworfen wurde (Beil. Bd. IM. 
©. 76, 104 bis 107. Verhandlgs.⸗Bd. I. ©. 352.) 
In formeller Rüdficht dagegen wurde theild von 
dem Herrn Berichterftatter geltend gemacht, daß die 
gefegliche Erlafjung eines ſolchen Regulativs nicht 
unter dad Gebot des $, 7. Tit. VIH. der Ber: 
faffungs-Urkunde falle, theild von ihm und anderen 
Herren Reichöräthen die Anficht vertheidiget, daß die 
Beftimmung der Advocatentaxen wie anderer gewerb⸗ 
licher Taren lediglich zum Polizeyreſſort gehöre, und 
fo ausfchlieffendes Regierungsrecht ſey, — während 
eben fo viel Herren Botanten die Sache ald einen 
eigentlichen Gefeßgebungdgegenftand in Schug nah- 
men. (Beil. Bd. IL S. 74 bis 76, 105 und 106 

Verhandl.Bd. I. ©. 314, 315, 337 bis 340, 347 
und 348.) Ob nun fehon diefe letztere Anficht nicht 
ducchgedrungen hat, auch zugegeben werben muß, 
daß, wenn man den Abvoratenftand einmal unter 
die Kategorie der Gewerbe ftellt, die Anficht von der 

6* 
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reinpoligeilichen und abminiftrativen Natur der Be- 
ftimmungen über jene Gebühren einiges für ſich 
habe, jo darf doch nicht verfannt werden, daß fchon 
im römifchen Recht, wie nach deſſen Reception in 
Zeutfhland, das anmältliche wie das gerichtliche 
Tarweſen jederzeit ald ein Annerum der Gerichts- 
Ordnung behandelt wurde, Daß die Beftimmungen 
über ihre Art und: Größe immer von derfelben 
Duelle ausgegangen, aus welcher die Proceßgeſetze 
emanirten, Daß fie auch in die Gerichtsordnungen felbft 
häufig ald integrivende Beftandtheile derfelben mit 
aufgenommen wurden, daß endlich über das ftreitig 
gewordene Duantum der Richter des Hautptproceffes 
in benfelben Akten, in welchen der Letztere durchgeführt 
wurde, zu fprechen hatte. Referent glaubt, daß es 
für Die gegenwärtige Frage jedenfalls von Entſcheidung 
ſeyn müſſe, Daß die dermalen beftehenden Hauptbe- 
fimmungen über das, anmwältliche Deſervitenweſen 
in dem Jubieiareoder von 1753 enthalten find, deffen 
Inhalt aber unzweifelhaft wirklicher Gefeßgebungs- 
Gegenftand ift. Sobald nun neue Beftimmungen 
über das Taxweſen intendirt werden, fo wird damit 
eben jo wohl eine Aufhebung wirklicher Gefege, wie 
die Erzielung neuer beabfichtiget, welche auch ihrem 
Charakter nach an die Stelle der aufzuhebenven tre- 
ten follen, Daß aber der vorgedachte Judiciarcoder 
die Hauptbeftimmungen über die Deferviten wirklich 
enthalte, zeigt deutlich defien Kap. I. $ 5. Nro. 1. 
und, Kap. XV. $ 4. Nro. 5. fammt den darauf 
bezüglichen Annotationen, wo (mit Ausfchluß des 
pactum de quota litis und de palmario) die Größe 
des concreten Deferpitenguantums primitiv dem 
freien: Vertrag des Anwalts mit feinem Clienten 
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üͤberlaſſen, in subsidium aber dem eigenen billigen 
Anſatz des Erftern vorbehaltlich der richterlichen Er—⸗ 
mäffigung deffelben anheimgeftellt, fo wie die Judi— 
catur dem Proceßrichter überantwortet ift. — Bes 
diefem Sachverhalt glaubt Referent, daß ein dieß⸗ 
ſeitiges Beharren auf unſerm ausdruͤcklichen Kam— 
merbeſchluſſe hinlaͤnglich gerechtfertiget ſeyn dürfte. 
Mithin möge beſchloſſen werben: 
„bie Regulative über anwältliche Pro— 
ceßkoſten feyen in gleiher Weife, wie 
im früheren Beſchluß geſchehen, jpe 
ziell mitzuerwähnen.“ 

23) Der zweite Differenzpunft betrifft die Pfalz, indem 
der Beſchluß der erften Kammer jede Ausnahme für dieſen 
Kreis ausfchließt, während in dem vieffeitigen eine folche 
hinfichtlich des beantragten Geſetzbuchs über die Strafpro— 
cedur und über Die ftreitige wie freiwillige Civilprocedur 
mit Einfchluß eines wnfaffenden gerichtlichen und anmaält- 
lichen Koſtenregulativs gemacht wurde. 

Soweit anzunehmen ift, daß die erfte Kammer über: 
haupt Proceßgefegbücher in ihrem Beſchluß mit“ beantragt 
haben will, inſoweit weiſen auch ihre Verhandlungen nad, 
daß dieſelbe eine Gleichftellung der Pfalz mit den übrigen 
Kreifen Bayernd aus dem Grunde bezielt, weil die Verfaf- 
ſungs⸗Urkunde in dem g. 7. Tit. von. ‚feine Ausnahme 
für jenen Kreid feftfege, (Beil.Bd. III. S. 77. 101. 103. 
Vreholgs.⸗Bd. I. ©. 328. 329.) und daß wider dieſe An- 
ficht feine Gründe vorgebracht worden find. Da hiernach 
anzunehmen ift, die erfte Kammer werde, foferne fie unjerm 
ausbrüdlichen Antrag auf jene Proceßgefegbücher in ber 
Folge beitreten wird, dieß nur mit Einſchluß des pfälzifchen 
Kreifed thun, da ferner die verfaffungsmäßige Beftimmung 
jedenfalls von dem ganzen Königreich alſo mit Inbegriff der 
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Pfalz fpicht, und mit einem Vorbehalt für diefen Kreis in 
demfelben weder publieirt worden ift, noch publicirt werden 
wollte, da derfelbe endlich nicht ein permiffives, fondern ein 
Imperatiogefeb, dieß auch in unfern Verhandlungen anerkannt 
worden ift, fo glaubt Referent, dürfte die fragliche Aus- 
nahme der Pfalz um fo mehr aufzugeben feyn, als der 
dieffeitige Befchluß bereitd für dad Mercantil- und Wechfel- 
gerichtöverfahren, ohne jenen Kreis auszunehmen, ein all- 
gemeined Geſetz felbft in Antrag gebracht hat. Des Re- 
ferenten Antrag geht fonach darauf: 
| „Daß die in unferm frühern Befchluß 
für die Pfalz gemadhte Ausnahme zu: 
rüdgenommen werden möge.“ 

3) NRüdfichtlich des Antrags wegen Deffentlichkeit. 
und Mündlichkeit des Verfahrens unterfcheidet fidy Der 
Beichluß der erften Kammer von dem der zweiten dadurch, 
daß jener die Münplichfeit der Deffentlichfeit vorangeftellt, 
und Lehtere durch das Beiwort „bemeffene“ qualifiziert 
wiffen will. Der legtere Aenderungspunft wird im Allge: 
meinen dadurch motivirt, daß die Deffentlichkeit nicht in ein 
Suftisfchaufpiel ausarten, fondern auf die Betheiligten und 
ihre Anwälte, in Straffachen, übrigens noch auf die nädys 
ften Berwandten des Angefchuldigten und auf eine beftimmte 
Anzahl unbefcholtener Staatsbürger, befchränft werden, und 
nur beim Schlußverfahren Platz greifen folte. Weil nun 
hiernach die Deffentlichfeit nur in untergeoroneter Weife zu 
wünfchen, die Mündlichfeit aber von ihr nicht abhängig und 
jedenfalld vor derjelben Beduͤrfniß fen, fo wäre in dem ſtaͤn⸗ 
difchen Befchluffe auch das Wort „Muͤndlichkeit“ voranzu⸗ 
ftellen. (Bal. Beil.-Bb. IH. ©. 77. 78. 100 bis 102. 
104. 107. Vrholgs.Bo. I. ©. 314. 329 bis 331. 338. 
339. 347. 352.) — Zunaͤchſt ift nun hinfichtlich der Ein- 
fhaltung des Beiworts „bemeffene” Folgendes zu be⸗ 
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merfen. Berlangen die Stände nur die Würdigung .einer ber 
meffenen ober befchränften Deffentlichfeit, fo liegt in dieſem 
Antrage indirecte die Erklärung, daß fie einen Vroceßgeſetz⸗ 
buch8-Entwurf, der auf reine oder unbedingte Deffentlich- 
feit gebaut wäre, nicht annehmen würden; ed wäre dieß eine‘ 
Zuftimmungsverweigerung im Voraus. Referent glaubt, da 
eine ſolche fich fchon von der formellen Seite aus nicht recht: 
fertigen laffen dürfte. Es wäre aber wohl auch materiell 
nicht räthlich, wenn ſich die Stände in ſolcher Weiſe und 
zwar ohne Noth felbjt die Hände binden, und zugleich einer 
fpätern Ständeverfammlung vorgreifen würden, welche viel- 
leicht einer abfoluten Deffentlicyfeit vor einer befchränften . 
entfchieden den Vorzug geben könnte. (Vgl. die Aeufferung 
des Herrn Berichterftatterd a. a. D. ©. 350.) Auch weiß 
Referent nicht, ob bermalige hohe Kammer der Abgeorbne- 
ten die reine Deffentlichkeit in fo überwiegender Weife von 
fi) zu weifen geneigt feyn dürfte, wie die erfte Sammer. 
Davon abgefehen aber darf nicht auffer Acht gelaffen wer: 
den, daß nad) unfern beiverfeitigen Befchlüffen der Antrag 
‚ nicht auf Einführung der Deffentlichfeit und Mündlich— 
feit, fondern zunächft wenigftend blos auf die Erwägung 
derfelben gerichtet ift. Wäre Erfteres der Fall, alddann 
würde es dermalen allerdings nothiwendig feyn, das Be- 
dürfnig und die Zwedmäßigfeit jener Proceßform unferfeits 
gleich jegt näher zu prüfen und fejtzuftellen, und dießbehufs 
den in den Reichsrathsverhandlungen darüber geltend gemachten 
Gründen ind Auge zu fehen. Allein da der Antrag auf 
Erwägung vornächft nichts anderes bezielt, ald: — die Re- 
gierung möge erwägen, ob und in wie weit jene Procedur- 
form zwedmäßig und erfprieglich fey, um fodann nad) ih: 
vem Befund den zu entwerfenden Proceßgefegbüchern das 
Princip der Deffentlichfeit und Mündlichkeit zu Grunde zu 
legen, oder es ganz oder beziehungsweife zu verwerfen, — da 
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alfo jenes Prineip felbft dieſſeits ſowenig beantragt ald zus 
rüdgemwiefen wird, fo dürfte weder jene Prüfung und Felt: 
ftellung unferfeitö zu dem befchloffenen Antrage nöthig, noch 
die Einfügung des Worts „bemeffene” demfelben entfprechend 
feyn. Denn foll die Regierung erwägen, ob und in wie 
weit die Einführung einer bemeffenen oder befchränften Oef⸗ 
fentlichfeit erfprießlich und mwünfchenswerth fey, und wird 
ihre wenigftens nicht zugleich auch das Maß dieſer Be— 
fhränfung aufs Genauefte vorgeftedt, fo ift fie durch das 
‚ ftändifche Anfinnen nothwenbig : auf die Miterwägung der 
unbedingten Deffentlichfeit mehr oder minder von felbft hin« 
gewiefen; fie könnte ſchon der Natur der Sache nach eine 
(dem Grade und der Art nach nicht näher bezeichnete) be— 
ſchränkte Deffentlichkeit nicht in Erwägung ziehen, ohne bie 
minder befchränfte mit in's Auge zu faffen. Und follte fie 
allenfall3 die Anwendung abfoluter Deffentlichkeit für das 
Käthlichfte erachten, fo könnte fie auch an Einbringung ei— 
ned ‚darauf gebauten Proceßgeſetzentwurfs ohnehin nicht 
gehindert werden. Wenn übrigend nur die Erwägung ber 
Deffentlichfeit beantragt, und hiernach eine abfolute fo we— 
nig als eine befchränfte verlangt wird, fo dürfte auch die 
Beſorgniß nicht begründet feyn, daß die Regierung folchen 
Antrag ald einen zu weit gehenden zurückweiſen würde; vie! 
eher aber wäre dieß von einem mehr ind Detail eingehender, 
den der reichöräthliche Befchluß intendirt, zu befürchten, ta 
das ftändifche Antragsrecht auf den nähern Inhalt eines Ge- 
fegentwurfd wo nicht entfchieden unbegründet fo Doch we— 
nigftend beanftandet ift. — Bei folcher Bewandtnig kann 
Keferent die Einfchaltung des Worts „bemeffene” nicht als 
räthlich empfehlen, wornach aber folgeweife auch die ge: 
wünfchte Berftellung der Worte — Deffentlichkeit und Muͤnd⸗ 
lichfeit — wenigftend der praftifchen Bedeutung entbehrt. 
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Des Referenten Antrag ift ſonach: 

„daß die Worte des dieffeitigen frühern 
„Befch luffes— „„Deffentlichfeit und Münd- 
„nlichkeit des Verfahrens““ lediglich beis 
„„ubehalten ſeyen.“ 

4) Während in dem bieffeitigen Kammerbefchluffe die 
Erwägung der Deffentlichfeit und Mündlichkeit 
blos für die Civil- und Strafproceßgefegbücher, nicht aber 
audy für das Gefepbuch über das Merfantil- und 
MWechhfelgerichtsverfahren in Antrag gebracht ift, ftellt 
ſich dieſelbe in dem reichsräthlichen Befchluffe, foferne er 
überhaupt ald auf diefe Procedur ausgedehnt anzunehmen 
fommt, bei der allgemeinen Faſſung deſſelben als für das 
Geſetzbuch über dieſes Verfahren mit beantragt dar. — Res 
ferent glaubt, daß ed weder der Abjicht unferer Kammer 
noch ihres erften Herrn Sefretärd, auf deffen Modification 
der dießfällige Beichluß zeig S. 71 und 72 des Prot.- 
Bandes IV. gebaut worden, zumider fey, wenn die Ermäg- 
ung der Deffentlichfeit und Münbdlichkeit auch für das Mer- 
Fantil- und Wechfelgerichtöverfahren förmlich mit in Antrag 
gebracht wird, und daß auch feine anderweiten Gründe das 
gegen fprechen, nachdem man ſich einmal hinfichtlich des ge- 
wöhnlichen Eivilprocefied in folcher Weife entfchieven hat. 
Mithin dürftedie dießfalls durch den Reichsrathsbeſchluß bezielte 
Aenderung feinem Anftand unterliegen, wornach denn be> 
antragt wird: 

0 „baß der von Deffentlichkeit und Münd— 
„lichkeit Handelnde Sab des früheren Be- 
„ſchluſſes auch auf das Merfantil» und 
„Wechfelgerichtsverfahren mit erftredt 
„vb. daß es in diefer Beziehung bei dem 
„Reihsrathsbefhluß belaffen werden 
„wolle.“ 

5) Die Zeit anbelangend, binnen welcher. vie mehr 


90 Weiterer Vortrag des Abg. Dr. Albrecht über die 


beregten Gefegbuchsentiwürfe an Die Stände zur Vorlage 
zu bringen in Antrag fteht, wurde kraft des Reichsraths— 
befchluffes ftatt der Form der dieſſeits befchloffenen Bitte 
(„in möglichfter Bälde”) die andere gewählt: 
„Sobald e8 unbefchadet der Gründlich— 
„eit gefhehen könne.“ 

Dieſer Faffung liegen die Motive zu Grund, daß zwar 
eine Bitte um befchleunigte Erfüllung des Verfaſſungsge— 
botes nicht unentfprechend fey, das Geſchaͤft der verlangten 
Eopification aber auch feiner Natur nach nicht übereilt wer- 
den könne, die Regierung ſich inzwifchen auch nicht unthätig 
bewährt habe, und die von dieffeitiger Kammer befchloffene 
Faffung, abgefehen von. der Nichtreinheit des Ausdrucks, einer 
unzarten Terminsanberaumung gleichfäme. (Beil. Bo. IM. 
©. 72, 99, 103, Verhandlgs. Bd. I. ©. 314, 336, 397, 
349, 351,) — Neferent hält dafür, daß eine ftändifche 
Bitte um etwas fo Hochwichtiges, dergleichen umfaffenve 
Rechtsgeſetzbücher find, die Abficht auf die möglichfte An- 
wendung der Gründfichkeit bei ihrer Entwerfung — gewiß 
allemal von felbit involvire. Auch dann ift dieß der Fall, 
wenn ihr die Bitte um möglichfte Befchleunigung der Sache 
einfach angefügt wird, wie nad) der diefleitigen Faſſung 
gefchehen; denn durch die Beichleunigung wird, da diefelbe 
"immer ein blos relativer Begriff ift, die Gruͤndlichkeit fo 
wenig befchränft als ausgefchlofien; die einfache Bitte um 
Befchleunigung eined Gefchäfts ift nur gegen eine Zeitcon- 
fumtion gerichtet, deren daſſelbe zu feiner befriedigenden 
Ausführung nicht bedarf. Mithin Fönnte die  fragliche 
Bitte nach der dieffeitigen Faſſung die nöthige Anwendung 
der Grünblichkeit nun und nimmermehr gefährden. Sie fann 
aber auch nicht ald eine Art Terminsanberaumung ange: 
fehen werben, da fie feinen beftimmten Zeitraum bezeich- 
net, was zu dem Begriffe eined Termins unerläßlich wäre; 
noch weniger kann fie als ein unzarter Vorwurf gegen bie 
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Regierung ausgelegt werden. Die Thätigkeit, welche von 
derfelben biöher in der Sache entwidelt worden; wurde von 
Dieffeitiger Kammer niemald ignorict, vielmehr theild von 
dem Herrn Antragfteller :theild von der Kammer ſelbſt in 
ihren öffentlichen Verhandlungen ausprüdlich anerfannt. Nach⸗ 
dem fie aber nunmehr. während eines ganzen Bierteljahr- 
hunderts noch immer zu feinem Refultat geführt, und über 
dein Mißlingen fo vielfacher Verfuche und Beftrebungen zu: 
legt Grmübing und Zweifel an der Möglichkeit einer ge: 
fungenen Durchführung des Unternehmens auf Seiten der 
- Stände nidyt minder als der Regierung herein zu brechen 
drohten, anderfeitd aber der fo nahe Vorabend der 25jährigen 
Stiftungsfeyer der Verfaſſung zur Rüdfchau-auf deren An- 
forderungen und in wie weit hinwiederum denfelben bereits 
Gemüge gefchehen in fo ernfter Weife anmahnet, fo fann 
der dieffeitd formulirten Bitte nur das Gefühl eines durch 
diefe Umftände angewegten neuen Aufſchwungs von Pflicht: 
eifer und Muth untergelegt, in ihrem Ausdrucke nur eine 
Mittheilung viefes Gefühl der Stände an die Regierung, 
und eine ebenfo freundliche als pflichtmäffige Ermuthigung 
derfelben zu gleichem WAufichwunge befunden werden. — 
Was übrigens die Sprachreinheit des Ausdrucks „in mögs 
lichſter Baͤlde“ anbelangt, fo. dürfte zu bedenfen feyn, daß 
fich’8 in der ftändifchen Styliftif überhaupt wie in jener der 
Regierung nur um eine gute und wohlverftändlihe &e- 
ſchäftsſprache handeln könne, welche fich von rein ety- 
mologifhem Puriſmus gleich ferne halten muß wie von 
Trivialität. Den dieffeitd durchgängig adoptirten Ausdruck 
des Herrn Antragftellerd getraut fich Referent in den beften 
Werken von Gefchäftsmännern zu finden. Und jo ergibt 
fi ihm denn alfenthalben, daß die hier in Rede ftehende 
" Bitte, wie fie von unferer Kammer bereitö befchlofjen wor: 
den, nach Inhalt und Faſſung vor jener des reichsraͤthlichen 
Beſchluſſes entſchieden den Vorzug verdiene. Um jedoch die 


92 MWeiterer Vortrag des Abg. Dr. Albrecht über die 


thunlichfte Nachgiebigfeit auch in’ viefem Punkte zu bewähren, 
könnten die betreffenden Worte: „in möglichfter Bälde”, 
‚welche in unferm frühern Befchluffe gleichfam inverſions⸗ 
weiſe ſchon am Anfange deſſelben eingeftellt find, gegen das 
Endeihinunterverfegt werden, wie fowohl in dem urfprüng- 
lichen Antrage gefchehen, als auch in dem Referate des 
Unterzeichneten S. 101. beantragt worden ift. Auf dieſe 
Weiſe würden fie allenfall® als minder prägnant und dräng- 
end ſich darſtellen. — Referent beantragt fonach zu be- 
ſchlieſſen: 
„Es ſey bei den Worten des frühern Bu 
„Ihluffes „„in möglichſter Bälde““ zube: 
„baren, jedoch follen fie gegen das Ende 
„veifelben hinunter verfeßt werden’. — 
6) Auſſerdem will Referent zwar nicht unbemerkt laffen, 
daß Hinfichtlich des Punktes der Deffentlichkeit und? Münd- 
fichfeit der reichsräthliche Beichluß noch einige rein formelle 
Aenderungen des dieffeitigen enthält, indem er anftatt „bei 
welchen Gefegbüchern“ gefet wiffen will: „und bei Bear: 
-beitung diefer Geſetzbücher“; — ferner vor den Worten 
„Mündlichkeit und Deffentlichfeit” den Artifel „die“ hinweg— 
läßt, — und anftatt des Ausdrucks „ind Auge zu faflen“ 
den andern will: „in Erwägung ziehen”. — Derglei- 
chen bloffe Redactionsänderungen jedoch, welche auch 
nicht eigentlich befonderd beabfichtiget zu ſeyn fcheinen, 
dürften, da fie die Begriffe nicht. alteriren, im Hinblid auf 
das „In verbis simus faciles” nicht zu beanftanden feyn.— 
Den hienach dargelegten Erörterungen und Spezialan- 
trägen gemäß wäre denn im Ganzen genommen dem von 
der Kammer der Neichsräthe über den Hauptantrag gefaßten 
Beichluffe nur in. nachftehender Faſſung deſſelben beizutreten: 
| „An Se. Majeftät ven König fey diealler- 
„unterthänigſte Bitte zu ftellen, Aller- 
„Höchftniefelben wollen ven Ständen des 
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„Reiches ein: für das ganze Königreich 
„geltendes Gefegbud über vasmaterielle 
„Civilrecht, über die ftreitige und frei 
„willige Eivilprocedur, über das Mer- 
„kantil- und Wechfelrehtund Gerichtsver— 
„fahren, undüber Straf-Recht und Proceß, 
„ugleich ein umfaſſendes gerichtliches 

— „und anwältlihes Koſtenregulativ für 
„Das ftreitige und freiwillige Civil- fo- 
„wie für das Merfantil- und Wechfelge- 
„rihtsverfahren in möglichſter Bälde 
„vorlegen, — übrigens bei Bearbeitung 
„Der fämmtlichen genannten Proceßgeſetze 
„Deffentlihfeit und Mündlichkeit des 
„Verfahrens in Erwägung ziehen zu laf- 
„Ten allergnädigft geruhen.“ 


III. 


Die im dieſſeitigen Kammerbeſchluſſe sub Nr. II. an- 
gereihten beiden Wünfche find von der jenfeitigen Kam— 
mer einftimmig abgelehnt worden. 

Zur Motivirung des erftern Wunfches, welcher näm- 
lih die Trennung der Juftiz vonder Verwaltung 
betrifft, wurde geltend gemacht, daß derfelbe mit dem Haupt- 
Antrag nichtinenger Verbindung ftehe, feine Gewährug von dem 
bei der neuen Gejeggebung gewählt werdenden Syſtem ab- 
hängig, er daher nicht zeitgemäß, fein Werth, auch proble- 
matifch ſey; daß ferner, wenn jene Trennung auch ald dem 
Beamtenftand vortheilhaft, fie dieß doch für die Unterthanen 
zur Zeit wenigftend nicht erachtet werben könne, indem die 
Grenze zwifchen Juſtiz und Verwaltung noch nicht ſcharf 
genug bejtimmt, namentlich Fein allgemein faßliches bürger- 
liches Geſetzbuch, Fein Polizei» und Adminiftrativ » Eoder 
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vorliege, und der Unterthan von feinem vorgefeßten Beam- 
ten nur dann in feiner ganzen Totalität erfaßt und in fei- 
nen Bebürfniffen richtig und entfprechend behandelt werde, 
wenn biefer die Juſtiz- und NMominiftrationspflege vereint 
über ihn auszuüben habe. — Der auf Auswerfung eines 
Bunetionsgehaltes für eine Zahl von Appella- 
tiondgerichtS = Acceffiften abzielende zweite Wunſch 
dagegen wurde Damit motivirt, daß. derfelbe in feiner Hin- 
ſicht fich hieher eigne, daß er namentlich der ſtaͤndiſchen 
Competenz entrüct ſey, und eher bei $eftftellung der Budget⸗ 
Pofitionen Anregung verdienen würde. (Beil. Bd. I. 
©. 79. Verhandl. Bd. I. S. 341—343.) 

Soviel nun die Ablehnungsgründe des erftern Wun- 
ſches anbelangt, fo beziehen fich dieſelben weſentlich auf 
die materielle Zwedmäffigfeit und Ausführbarkeit der ge- 
wünfchten Trennung. Wäre num diefe felbft der unmit- 
telbare Gegenftand ded mehrberegten Wunjches, ſo würde 
Referent wider die geltend gemachten Einwürfe Vieles aus- 
einander zu fegen haben. Allein um jene Trennung handelt 
es fich noch nicht, fondern der Wunfch fpricht nur aus, daß 
die Regierung erwägen möge, ob und in wie weit foldhe 
Trennung zweckmaͤſſig und ausführlich fey, um ihrerfeits 
nad) den hiernach gewonnenen Refultaten für oder gegen 
diefelbe feiner Zeit einen beftimmten Entfchluß faffen zu 
fönnen; die Trennung felbft aber wird darin fo wenig als 
die Beibehaltung der gegenwärtigen Vereinigung oder ein 
anderes Ausfunftdmittel zur Entlaftung der äufjern Aemter 
empfohlen. Die Frage Eonnte fich alfo hier, wie oben bei 
dem Antrage wegen Deffentlichfeit und Muündlichkeit, nur 
darum drehen, ob es räthlich ſey, diein Rede ftehende Tren⸗ 
nung der Regierung zur Erwägung zu empfehlen? 
Die Räthlichkeit Diefer Empfehlung aber wirb Durch jene 
Einwürfe nicht affieirt, daher auf dieſelben bier nicht 
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eingegangen werden Tann, nachdem aud) in unferer Kammer 
- darüber Feine näheren Erörterungen gepflogen worden find. 
Daß aber jene bloffe Erwägung der Regierung empfohlen 
zu werben verdiene, das dürfte auch von der erften Kammer 
nicht verfannt werden können — bei der notorifch immer mehr 
fteigehden Arbeitslaft der Auffern Aemter und ihren traurigen 
Folgen, bei den vielfeitigen Vorſchlägen anderer Abhilfs- 
mittel, bei den gedeihlichen Erfolgen, welche jene Trennung 
bereit8 in andern Ländern zu Tage fördert, und bei den 
vielfachen Beftrebungen für diefelbe in jenen Staaten, wo 
fie bißher wie in Bayern noch nicht zur Ausführung ge- 
fommen ift. Uebrigens will‘ Referent nur das bemerken, 
daß er wenigftens nicht einzufehen vermöchte, wie Die Verwirk⸗ 
lichung jener Trennung felbft von dem bei der neuen Ger 
feßgebung gewählt werdenden Syftem abhängig ſeyn ſollte? 
Er feinerfeitd kann fie ſich jedenfalls als möglich denken, 
es möge nun ein Syſtem welches da wolle gewählt wer: 
den, und jedenfall Fang die Empfehlung zur blofien Er- 
mägung nicht als unzeitig erkannt werden. Endlich aber ift 
zwar anzuerfennen, daß der fraglihe Wunfcd mit dem 
Hauptantrage nicht gerade in fehr enger, Verbindung ftehe; 
allein jede Beziehung zu demfelben dürfte denn doch nicht 
abzufprechen feyn, indem er wie, zum Theile wenigftens, der 
Hauptantrag felbft in der Gefchäftsüberbürbung der Gerichte 
und der folgeweifen Mangelhaftigkeit unferer Rechtöpflege 
feine gemeinfchaftliche Veranlaſſung gefunden, und ir Det 
Hebung dieſes Webelftandes fein gemeinfames Ziel mit dem 
Hauptantrage fucht. Referent glaubt, daß die Kammer der 
Abgeordneten den fraglichen Wunſch nur in der Ausficht 
und mit dem Vorbehalte, ihn bei einer andern Gelegenheit 
während der gegenwärtigen Ständeverfammlung erneuern zu 
fönnen, an dem gegenwärtigen Plage aufzugeben fic geneigt 
fühlen dürfte. Da aber die dermalige Seffion von ihmre 
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Ende nicht mehr allzufern abfteht, und überdies zur Geltend- 
machung eines folchen Vorbehaltd auf eine gleichgute Gele— 
genheit, wie die gegenwärtige ift, nicht mit hinreichender Ver⸗ 
läffigfeit zu rechnen, anderſeits aber billig zu hoffen fteht, Die 
erfte Kammer, deren bisherige Ablehnung von der. Boraus- 
feßung ausgegangen ift, daß der Wunfch die in Rede ftehende 
Trennung felbft verlange, werde fich zur nachmaligen Annahme 
defjelben beftimmt finden, wenn fie darauf aufmerkſam wird, 
daß er der Regierung nur die vorläufige Erwägung jener 
Trennung empfehle, jo wird es zwedmäflig feyn, dieſſeits auf 
dem Wunfche vorläufig zu beharren. Wollte man indefjen 
der eben ausgefprochenen Hoffnung die Bemerfurig entgegen- 
fegen, daß die erfte Kammer durch Verwerfung der fraglichen 
Zrennung jelbft die Empfehlung ihrer Erwägung per con- 
sequens wenigftend mitverworfen habe, fo wäre zu erinnern, 
daß die in den Verhandlungen Fundgegebenen Motive Feines- 
wegs jo apodictiſch hingeſtellt find, als wollten ihre Urheber 
die Möglichkeit einer überwiegenden Begründung des Gegen⸗ 
theils ausgefchloffen haben. Sie find eigentlich nur Zweifel 
an der Räthlichfeit einer fchon dermalen zu realifirenden 
Trennung, und bei diefer Zweifelhaftigfeit konnte fich ‚die 
erfte Kammer zu einer Bitte um fofortige Trennung natürlich 
nicht entjchlieffen, da foldy’ ein Antrag feiner Natur nach 
nur. eine entſchiedene Ueberzeugung von der abfoluten Zwed- 
mäfligfeit derfelben vorausfegen würde. Referent beantragt 
hienach zu befchlieflen: Ä 

„Es fey auf dem erftern Wunfche zu 

„beharren.“ 

Die Motive hinfichtlih des andern Wunfdes 
Dagegen zeigen, daß die erfte Kammer zwar die Anreihung 
deffelben an den vorliegenden Hauptantrag entſchieden abge- 
lehnt, daß fie ihm aber doch nicht an und für fich und übers 
haupt abhold ſey, indem. vielmehr auf die Gelegenheit der 
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Budgetfeftftellung hingewiefen wird, wofelbft auch die ftän- 
difche Kompetenz; wohl nicht zu beanftanden wäre. Bei 
diefer Ausficht auf ihren Beitritt zu demfelben an jenem. an- 
dern Ort, und da die angebeutete Gelegenheit wohl ohne 
- Zweifel die geeignetere genannt werden muß, anderfeitd aber 
ein einfaches Fallenlaffen des Wunfches unferer Kammer 
rüdjichtlich jener Gelegenheit präjudiciren müßte, fo glaubt 
Referent, daß derſelbe dieß Orts unter dem ausdrüdlichen 
Vorbehalte feiner Erneuerung-an einem andern Ort — zurüd« 
gezogen werben follte, daher der Antrag des Referenten dahin 
geht, e8 möge befchloffen werben: 
„Der zweite Wunfch fey mit dem aus— 
‚„nrüdlichen Vorbehalte, denſelben noch 
„während der gegenwärtigen Stände: 
„Berfammlung bei einer andern Gele— 
„genheit zu erneuern, dermalen zurück— 
„zuziehen.“ 


S. M. 


München, am 99. März 1849. 


Dr.. Albrecht, 
Referent. 


Berl, Bo, vl, 7a 
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Protofoll!l 


des 


+ I. Ausſchuſſes der Kammer der Abgeordneten. 


Gegenwärtig waren: 


Der Hr. Abg. Frhr. v. Harsdorf, ald Vorſtand, 


" 


n 


H 


v. Wening, 
Dr. Albrecht, 
Schr. v. Freyberg, 
Tafel, 
Frhr. von der Tann, 
Frhr. v. Fuchs, als funktionirender 
Sekretaͤr. 


München, den 29. März; 1343. 


In der heutigen Sigung erftattete der Hr. Referent 
Dr. Albrecht fchriftlichen Vortrag über die Rüdäuflerung 
der Kammer der Reichöräthe auf den von der Kammer der 
Abgeordneten, bezüglich ded Antrages des Hrn. Dr. v. 
Wening, Beilage XXI, den 20. Februar d. J. gefaßten 


Beſchluß. 


Die Abſtimmung über die einzelnen Anträge des Hrn. 
Referenten ergab folgendes Refultat. 


1 


Dem Öutachten des Hrn. Referenten (I des Vortrags), 
ed ſey von dem Antrage auf Vorlage eines erneuerten 
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Geſetzes über die Behandlung neuer oder revidirter Gefek- 
bücher Umgang zu nehmen, treten fämmtliche Ausfchuß- 
Mitglieder bei. 

u 2. 

Dem Antrag des Hrn. Referenten (II. 1) es ſey darauf 
zu beharren, daß in der an Seine Majeftät den König zu 
richtenden Bitte um Gewährung einer vollftändigen Givil- 
Strafgefepgebung die einzelnen Gejege fpeziell zu benennen 
feyen, trat dagegen feine Stimme bei, und fprachen fich " 
vielmehr mit Ausnahme ded Hrn. Referenten alle Stimmen 
dahin aus, es ſey der allgemeinen Faſſung nach dem Vor— 
fhlage der Kammer der Reichsräthe beizutreten. 

3. 

Hr. Referent beantragte hierauf mündlich, es feyen fo- 
nach die in dem Befchluffe der Kammer der Reichsräthe 
enthaltenen Worte „nebit einem Wehfel- und Merfantil- 
rechte” wegzulaſſen. Diefem Antrage fchloß fich jedoch Fei- 
nes der übrigen Mitglieder an. 

4. 

Begutachtete Hr. Referent CH, 2), es ſey dem Be— 
ſchluſſe der Kammer der Reichsräthe, daß bezüglich der zu 
beantragenden ®efeggebung in Feiner Beziehung hinfichtlich 
der Pfalz eine Ausnahme zu machen fen, beizutreten. 

Die übrigen Ausfchußmitgliever fchloffen fich dieſem 
Antrage an. 

Ä B. 

Beantragte Hr. Referent (I1, 3), es fen darauf zu be- 
harren, daß ftatt der in dem Befchluffe der Reichsräthe 
enthaltenen Worte „Miündlichkeit und bemeffene Deffentlich- 
feit" Die im dem dießfeitigen Befchluffe gewählten Worte 
„Deffentlichkeit und Muͤndlichkeit“ zu gebrauchen feyen. 
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Eine Stimme ſchloß ſich dieſem Antrage an, die 5 übri⸗ 
gen ſprachen ſich dagegen dahin aus, es ſey auch hier der 
Wortfaſſung der, Kammer der Reichsraͤthe beizutreten. 
| 6. 


Dem Antrage ded Hrn. Referenten (II, 4), es ſey 
dem Borfchlage der Kammer der Reichdräthe, daß die Def- 
fentlichfeit und Mündlichfeit überhaupt, alfo hier ohne be- 
züglich des Wechfel- und Merkantilverfahrend eine Aus— 
nahme zu machen, ‘bei einer neuen Geſetzgebung in Ermwäg- 
ung zu ziehen fey, die Zuftimmung zu eupelke, traten 
fämmtliche Stimmen bei. 


7. 


Beantragte Hr. Referent (II, 5), es fey zwar auf dem 
in dem dießfeitigen Befchluffe vom 20. Februar 1843 ge: 
brauchten Ausdrude „in möglichfter Bälde“ zu beharren, 
derfelbe fey jedoch erft am Schluffe des zu —* An⸗ 
trages zu ſetzen. 

Die übrigen 6 Stimmen ſprachen ſich dagegen dahin 
aus, es ſey der in dem Beſchluſſe der Kammer der Reichs— 
räthe enthaltenen Faſſung beizutreten. 

Es ergab ſich ſonach hinſichtlich des Hauptantrages 
ſelbſt aus den angeführten verſchiedenen Abſtimmungen fol- 
gendes Endreſultat: es wurde mit einer Majorität von 6, 
refp. 5 Stimmen befchlofien, 

„ed fen dem desfallfigen Bejchluffe der Kammer 
„der Reichsräthe unbedingt beizutreten.“ 

Der Hr. Abg. Fehr. v. Freyberg entfernte fich hier- 
auf wegen Umvohlfeyns, und erftattete fofort Hr. Referent 
weiteren Vortrag über die Rüdäufferung der Kammer der 
Reichsräthe bezüglich der von der Kammer der Abgeotdneten 
in dem Befchluffe vom 20. Februar 1843 — 
zwei Wuͤnſche. 
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Hr. Referent beantragte (DIT), ed ſey auf dem sub 
lit. a ausgefprochenen Wunfche zu beharren. Diefem An- 
trage traten drei Stimmen bei, zwei Stimmen fprachen fich 
dagegen dahin aus, es fey von diefen Wunfche abzugehen. 

Bezüglich ded sub lit. b ausgefprochenen Wunfches 
begutachtete Hr. Meferent, derfelbe” fey zwar zurüdzuziehen, 
jedoch unter dem ausdrüdlichen Vorbehalte, denjelben wäh— 
rend der Dauer der gegemvärtigen Ständeverfammlung bei 
einer anderen Gelegenheit geltend zu machen. 

Sämmtliche Stimmen der übrigen Ausfchußmitglieder 
erflärten fi) mit der Zurüdziehung dieſes Wunfches ein- 
werftanben, fanden jedoch die aysdrüdliche Beifügung dieſes 
. Borbehalted nicht für nothwendig. Bezüglich der erwähn- 
ten Wünfche wurde ſonach per majora befchloffen: 

1) es ſey auf dem in dem Bejchluffe der Kammer der 
Abgeordneten vom 20. Februar d. 3. II a audges 
fprochenen Wunfche zu ‚beharren, 

2) es fey dagegen von dem daſelbſt H b beigefügten 
— ohne weiteren Vorbehalt Umgang zu nehmen. 

S. M. 


Frhr. v. Harsdorf. 

v. Wening. 

Dr. Albrecht. 

Frhr. v. Freyberg. 

Tafel. 

von der Tann. 

Frhr. v. Fuchs ale —— 
Sefretär. 


Beilage LIX. 


Bortrag 
des 
Abgeordneten Riezler, 
als 
Referent des IV, Ausjchuffes 


über die Verwaltung der Staatöjchulden» Tilgungsanftalt in 
den Jahren 1835, 18%$, 1847. 





Bon dem IV. Ausfchuffe mit dem Hauptvortrage 
über dad gefammte Staatsfchuldenwejen beehrt, entle- 
dDige ich mich hiemit dieſes Auftrages. 

Im Jahre 1840 hatte der Abgeordnete Herr Be- 
ftelmeyer dieſes Referat, und ich ſtimmte ganz der von 
demfelben damals entwidelten Anficht bei, daß das Zu- 
“ fammenftellen der drei einzelnen Jahres» Rechnungen in 
eine Einzige abgefchieden nad) den 4 Kaflen nicht mur 
feinem Bedenken unterliegen könne, fondern durch Bers 
meidung unnöthiger Wiederholungen und Verminderung 
der ohnehin ermüdenden Ziffermafle den nöthigen Flaren 
‚ Meberblid in hohem Grade fürbere. 

Aus diefen Gründen habe ich mich daher ebenfalls 
beftimmt, die Rechnungen diefer drei — in eine eiu⸗ 
zige Rechnung sufammenzuftellen. 

Mein Bortrag zerfällt in 2 heile, in die formelle 
Behandlung des Gegenftandes, und in die Prüfung der. 
vorgelegten Rechnungen felbft. 
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Theil 1. 
U $. 1. 

Die von dem königlichen Herrn Staatöminifter der 
Finanzen auf den Grund des $. 16. -Tit. VII. ber 
Berfaflungs » Urfunde der Kammer der Abgeordneten in 
der Sigung vom 28. November v. 38. vorgelegten Ge— 
neral:Rechnungen der Staatsfchulden-Tilgungsanftalt ums 
faffen die drei Jahre 1835, 1832, 1842 und theilen ſich 

I. in die Zinskaſſe, - 
H. in die Tilgungskaſſe, 

IH. in die Benfiond - Amortifationskaffe, 

IV. in die Feftungsbau » Dotationskafje. 

Dieſe Kaffen ftehen unter fi in gewifler Berbin- 
dung, und die Grundlage zur Prüfung der vorliegenden 
Rechnungen beruht auf den über jede einzelne Kafle er- 
laſſenen gejeglichen Beſtimmungen. 


8. 2. - 

Der fgl. Herr Finanzminifter hat diefe Rechnungen 
mit einem Furzen Bortrage, weldyer fi auf eine ges 
drängte Ueberſicht der Hauptergebniffe derjelben befchränft, 
übergeben. 

Die vorgelegten Nachweifungen beftehen in folgens 
den Urkunden: 

I. in den General-Rechnungen über die Jahre 1838, 
1833, 1842, 

II. in den Beilagen zu Ddiefen Rechnungen, die Zus 
und ‚Abgänge der Staatsichuld und die Staats. 
aftiven enthaltend, 

IU. in den. fummarifchen. Meberfichten der Rechnungs- 
Refultate, und | 

IV. in den Rechenfchaftsberichten. des Minifteriums an 
Seine Maieftät den König. . 
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E83 
Mit Zuftimmung des Ausſchuſſes habe ich nun 
ebenfalls fowohl den Rechenfchaftsbericht des Kommiffärs 
der Kammer der Abgeordneten bei der Staatsfchulden; 

Tilgungsanftalt, Hr. 9. Maffei, als auch die Spezial- 

Referate der Herren Abgeordneten Neuland, von 

Sraunhofen und von Schäßler ald Beilagen aufs 

genommen, und werde mich geeignet darauf beziehen, bie 

darin vorkommenden Anträge aber am Schluffe dieſes 

Vortrages zufammenftellen, 

Die fo eben erwähnten integrirenden Theile meines 

Vortrages beftehen in folgenden Beilagen: 

Beilage 1. Rechenfchaftsbericht des Kommiffärd der 
Kammer der Abgeordneten bei der Staatsſchul—⸗ 
den-Tilgungsanftalt, Herrn Abgeordneten v.M af 
fei, über die Jahre 1838. 

Beilage II, Bortrag des Herm Abgeorbneten New 
land über diefen Rechenfchaftsbericht. 

‚ Beilage III. Vortrag des Herrn Abgeordneten Srhrn, 
v. Fraunhofen über die. neuen Einweifungen 
an: der Staatsſchuld aus Altern Rechtstiteln für 
die Jahre 1833. | 

Beilage. IV. Vortrag” des Abgeordneten Sehen, von 
Schäpler über die Veränderungen der Staatd- 
ſchuld für, die Jahre, 1832 wit Ausjchluß der 
Einweifungen aus ältern Rechtstiteln, uud a 


1. Baffiv- Zugänge: | 
A. Einweiſungen wegen frühern ungeeignet gefäehenen 
Abfchreibungen, 
B: Wegen Entfchädigung für eingeföte auehemie Ge⸗ 
richtsbarkeiten. 
C. Wegen Tontinenſchuld. 
D. Wegen Rechnungs⸗Berichtigungen. 
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u. Aktiv⸗Zugänge. 

A. Neue —— 

B. Wegen Rechnungs ⸗Berichtigungen. 

€. Erwerb neuer Altiven. 

D. Nürnberger Tontinen. Ä 

- ME Nriiv.Mbgänge 
a) Durch Kapitalien, 
b) durch Zinfen.- 
8. 4. 
Dieſen Beilagen folgen nah: 
Beilage V. General-Rechnung der Stantefäufben ⸗Tilg⸗ 
ungsanſtalt für die 3 Jahre askt abgetheilt 
1) in die Zinskaſſe, 
2) in die Tilgungskaſſe, 
3) in die Penſions - Amortifationsfaffe, 
4) in die Feftungsbau + Dotationdfaffe. 
Seder diefer Rechnungen ift eine Zuſanmenfel 
lung und der Abſchluß beigefügt. 

Beilage VL Stand der Penſionen am 1. Oktb. 1844. 

Beilage VIL ‚Stand der Staatsfhuld an Kapitalien und 
Zinſen, dann ihre Mehruug und Minderung am 
4. Oktober 1841. 

Beilage VIII. Ausſcheidung der Staaisſchuld 

9) nach Klaſſen der Gläubiger unter Vergleichung 
des Standes am’ 1. Oftober 1841 mit dem 
vom 1. Dftober 1838. > nn 

b) Nady den Kaſſen. 

Beilage IX. Bergleichende Ueberficht des Standes- der 
Staatsſchuld am 1. Oktober 1838 und 1841 
ausgefhieden nach den Zinsfüſſen, nebſt der 
Bergleichung des Zinſenbetrages in den ge⸗ 
nannten Jahren, und dem Reſultate der Mehr- 
ung und Minderung an Kapitalien und Zinfen. 

Beilagen Band VII. 7b 
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Beilage X, Stand ‚der. Staatsaftiven au Kapitalien und 
Zinſen, dann ihrer Mehrung: und Minderung, ’ 
Beilage XI, Vergleichende: Ueberſicht des, Standes: den 
— an Kapitalien und. Zinſen am 
. Dftober 1838 und. 1841: nebft: Ausſcheid⸗ 
er derſelben nach Klaſſen Den Schuldner und 
der Verzinſung. | 
Beilage XII. Zufammenftellung der. Staatsſchuld und des 
Aktivvermögens der ee 
Anftalt. 
8. 5. 
Der oberfte Rechnungshof. Hat fämmitiche Rechnungen 
geprüft und anerfannt, daher über. die Nichtigkeit der 
Ziffer ein Zweifel nicht beftehen kann. 

| Uebrigens hat die Staatöfchulden - Tilgungsanı ftalt 
auf Ermächtigung des Föniglichen Sinanzminifteriums, 
em Referenten jeden verlangten: Aufſchluß ertheilt, und. 
die Einfiht dev. Akten. und Rechnungen bereitwillig ges 
So viel. über den formellen Theil dieſes Vortrages, 
und ich gehe. nun zu dem zweiten, : ad) aur Beurs 

theilung der —— ſelbſt über. 


Theil n 
Dieſer — Theil —8 pa folgenbe Abſchnitte: 
Abſchnitt I. Zinsfaffe, 
ß H. Tilgungskaſſe, 38 
. ML Genfons- Amorfifätionsrafß, 
„  TW: Feſtungsbau⸗Dotationskaſſe, 
V Sland der ai under Staats⸗ 
Miven, 
"VE Anträge. u gu 
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zgedem Abſchnitte habe ich die geſetzlichen Beftim- 
mungen vorangefegt, welche allein die Beurtheilung je⸗ 
der einzelnen Kaffe möglich machen, und die Ziffer der 
Rechnungen inſoweit wiederholt, ‚ld !e6 durchaus noth⸗ 
wendig war, Daher äch bitten muß, auf bie Rechnungen 
amd" Beilagen ein für allemal verweifen zu dürfen. 


en Binde Kaffe 

Bm 8, 

Dieſe Käffe hat die Beftimmung, bie Zinfen ber 
Staͤaisſchuld dir bezahlen, zu weichem Bivede ihr bei 
ihrer Gxtichtungs im Jahre LEAD ſaͤmmtliche Aufſchlags⸗ 
gefälle und.» AftipkapitaldsZinfen zur Dotation angewieſen 
wurden. Das Finanzgeſetz vom 17. November 1837 
hat⸗ derſelben insbeſonders den Ertrag bed Malzaufſchlags 
zugewieſen, und zwar in einem Voranſchlage von 
468612 fe — ki. — hl. 

für ‚ein. ‚Sohn, der IY. dinanz-Periode. 


ee 
unchme Ye Sinstafe, 





A. Rehunngsbehand: veriger Zahre. 
DE, Zingrädftände, 

wuebertrag As 1835 ‘94,870 fl. 53 kr. 6 Hl. 
Bungee En In im 

| 2,140. 59 kr. — hl. 
Mn N 37 36 T 
— ——— 145,298 fl. 23. ir. — hl. 
Ecfüllung 1324 5. 91 20,585 0. 6% 


Attivreſt auf 18853 24,716 fl. 12 2hl. 


* 


/ 
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Der Uebertrag iſt richtis eingeſehzt, daher eine — 


innerung nicht zu machen. 
2): RentensRüdfkände, | 


Ueberttag aus 1833 — fl — tr. — HL 
Zugang 377057 u 4 
Erfüllung ' 377: 57 „ 4 7 
Altivreſt auf 1844 — fl. — fr. — dil. 
3) Rehinungsdöfekte, und Rückerſätze. 
Uebertrag aus 1837 — fl. — Mm — hl 
Zugang | mo. 931,10, 4, 
Erfüllung . = ‚852 " 9 „m. 
Artivreft auf 1844. 0779 A 4 


B. Sefcäftsfüheing der. — Jahre. 
Malzaufſchlags⸗Gefälle.. 
pro ER 53241,511 flo 50 fr. 2hl. 
pro 1855 ° 5373,019 „ 34» 6, 
pro 1877 "5,539,285 39 4: A 12 
16,233,817 fl. — fr. Ahl. 
Der Boranfchlag derfelben berechnet ſich nach 6.7. 
auf jährlih 4,653,612 fl. — ir. — hl., fohin für 3 
Sahre anf 13,960,836 fl., wodurch ſich eine reine Mehr⸗ 
einnahme von 2,272, 981 fl. — fr. 4 Hl. ergibt. 
Zu bemerken: kommt lediglich, daß viefe Summen 
vollfommen' mit. jenen von dem Hertn Referenten des IL 
Ausfchuffes in feinem , ‚Vortrag (Beil, XXX VII. Seite 
61) über. die Auffclagsgefälle von 1833 aufgeführten 
übereinftjmmen, | 
9) Aftiv- - Zinfen. 
a. Aus den Aktiven des Depos. 
ſitoriuns 12,835 fl. 8 Er. In. 
Obige Summe entſpringt aus ber Zinſenberechnung 
der dahin abgegebenen Obligationen, 
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b. Aus der Haftung der Penſions⸗ 
Amortiſationskaſſe 1,909,617 fl. 35 ft 1 ht. 
Diefes Kapital wird. zu 4 pCt. verzinfet, 
c. aus den übsigen Aktiven 26,017 fl. 4 fr. 4hl. 
; davon find eingegangen 19,527 „ 422 u dr 
Aktivreft auf 1844 6,489 fl. 22 fr. — hl. 
Dieſe Zinfen: fie aus 5 Aftivpoften Jaut $. 42 
MNMro. 4. 
d. Renten aus Realitäten und 
Rechten 1,644 fl. 49 fr. Ghl. 
© Diefe Renten 'beftehen größtentheild aus Realitäten, 
‚welche die Spezial-Schuldentilgungsfafie Augsburg ver- 
waltet. Das Kapital kömmt im $ 12. Rro. 5 als Ar 
tippoft vorgetragen. — - 
| 4) Hereindergütung von Zinfen 
Uebertrag aus 1837 If. te. —H. 
Zugang 22,809 23, 6 " 
— a 22,811 fl. 23. 6hl. 
davon find eingegangen 22,771. 43. 6 ” 
Altivreſt auf 1844 39 fl. 40 ir. — hi. 
5) Wittwenfonds-Beiträge 1,781 „42 An 
Die Schulbentilgungs⸗Anftalt bezahlt die Penſionen 
ihter Beamten und deren Wittwen felbft, und vereins 
nahmt daher auch‘ die Penfiond-Beiträge. 
6) Bermifchte zufällige Einnahmen. 7,339 fl. 10 fr. 2 Bl. 
Dieſe fommen, insbeſonders durch Hereinvergütung 
von Zinfen aus. dem Umtaufch von. Obligationen her, 


wo. felbe .von neu ausgegebenen ‚früher als ben — 
zogenen verfallen. | 
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— ——— 
Ausgabe der Bunätäpe. 

A. Nechnungsbeſtand voriger Jahre: 

Der Regunägobäpnm‘ 


» aus 1837 iſt mit 505,937 fl. 5 1 H. 
richtig übergeitugen, — TURM ER — 
moch Zugang. q — — 5 E 1, 

. 600,879 fl. 10#r. 2 5l. 
ad nn Re Bere] I o\ 1%: 2070 30 en Zi, 
4 553,223 fl. 39 tr. 3hl.— 

ke 361107: ,; 50 5 x 

Paſſivreſt * dag: 9115.48 Fr, 6, 

n Rückſtämdige LottetieGewinn ſte — 
Prämien— — — 

Zugang nee 3000 |. — — HL. 
J Erfüllung 7 Ze 3990 BTW“ 
Maſſivreſt — fl, le hi. 

3) Berwifßhte zufällige Ausgaben. 

Zugang. | 291.].:390. Er. Ahl. 
| Erfüllung 291 u. 39, na u 

Paffivreſt RER — fl. — kr. — hl. 

— 8 65 
B. Geſchaͤftefůhrung der laufenden abi 
» Pafliv:Zinfen , 13,849,351 fl. 2ir. Ahl. 


davon find verausgabt worden 13,590,990, — MI 
Paſſivreſt auf 1844. . 258,360 fl. 32 kr. ABl. 
2) Die Anlehenstoften, Proviz 
fon und Spefen 31, ‚030 " * a, 
Die bedeutende Steigerung dieſet Ausgabe ⸗Poſt 
gegen die Vorjahre veranlaßte mich, darüber genauen 
Aufſchluß zu erholen, Ich überzeugte mich nun vollkom⸗ 


—ñn 


» 


der Staats « Schuldentilgungs⸗Anſtalt i. d. I. 153. 111, 
men, wie durch die in diefen drei: Jahren im Groffen 
vorgenommene Umwandlung der 4 procentigen Schuld 
diefe Ausgaben fih vermehren mußten, und fann daher | 
feine weitere Erinnerung dagegen machen. 
32. Berwaltungsfoften 280,437 fl. 9 Ghl. 
Auch dieſe Ausgabe + Vofition hat: fich gegen die 
Vorjahre bedeutend erhöht. Die Urſache davon iſt theil⸗ 
weiſe in dem Umzug der Anſtalt in ein neues Lokal, 
in einer Mehrung der Quiescenz⸗Gehalte, und auch in 
dem bei -vorgehender Poſt angeführten Umftande zu fuchen. 
Die DetailsEinficht, die mir. bereitwilligft darüber geftat- 
tet, und die dabei erhaltenen Aufflärungen haben mir 
vollfommen entfprochen. Ich habe daher nur noch zu 
erwähnen, Daß. jowohl Die Regie ald alle andern Koften 
der Tilgungskaſſe bei der Zinskaſſe verrechnet werden. 
4) Bermifchte zufällige Ausgaben 

| ’ 41,597 fl. 44 kr. — hl. 

"davon find verausgabt 9,193» 44 u — un 

Paſſivreſt auf 1841 2,404 fl. — kr. — hi. 

Es ift hier der umgefehtte Faß wie bei $. 8. No: 
6. der zufälligen Einnahmen; wenn nämlich neue Oblis 
gationen gegen- alte ausgegeben werden, fo witb. nach 
Maßgabe der Zinſen⸗Verfallzeit der Unterſchied hinaus 
bezahlt. | 
Zu 10.- I 
| Abſchliß der Zinskaſſe. 

Nach Fol. 2. der Rechnung | 
beträgt die Totaleinnahme 18,231,149 fl, 39 Er. zht 
hievon ab die Totalausgabe 14,277,041. u — » 4» 
bleibt Kaſſebeſtand 3,954,108 fl. 39. Uhl. 

deſſen Berwendung den gejeplichen Beſtimmun⸗ 
gen gemaͤß bei der Tilgungslaſſe in Einnahme erſcheint. 


\ 
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Albſchnitt I. J 
Tilgungs⸗Kaſſe. 
8. 11. 


Die geſammte Aktiv- und Paſſiv⸗Schuld des Staats 
wird von der Tilgungsfaffe verwaltet; ihre Dotation bes 
ruht theild auf dem Gefege vom 22. Juli 1819, theils 
‚auf den fpäteren Finanz⸗ und Schulden⸗Tilgungs-⸗Geſehen. 

In Gemäßheit der davon noch giftigen Beftimmuns 
gen find der Tilgungdfaffe zur Benügung überwiefen : 

1) die Depofiten gegen eine ziweiprocentige Verzinfung, 

wenn fie länger ald ein Monat angelegt find: 

2) der nah Tit. IM. $. 7. der’ Verfaſſungs- Ur⸗ 
‚ Tunde, und der demſelben entfprechenden Verord⸗ 
nung vom 16. Oftober 1818 anfallende Erlös aus 

deſn Verkäufen von Staatsrealitäten. und Grund» 
Eigenthums⸗Ablöſungen mit Vorbehalt , der Rüds 
zahlung und 4 procentigen Verzinfung an die Gens. 

ttralſtaatskaſſe. FF | 

-3) die. Amtsbürgfhaften ; 

4) die eingehenden Aftivfapitalien, und | 

5) alle durch Kapitaldaufnahmen jeder Art weiter 

eingehenden. Gelde. 

Als Tilgungsfond find derfelben durch das Ges 
jeß über das Staatsfchuldenwefen vom 28. Dezember 
18313 Progent der gefammten Staatsfchuld beftimmt wor, 
den, und zwar durch das Finanzgefeß vom 17. Novems 
ber 1837 in einer Averfalfumme von b | 
| »-. + 880,000 fl. | 
für die IV, Finanzperiode, welcher Betrag, im Falle 
felber nicht aus dem Ueberfchuffe der Zinsfaffen gedeckt 
werben Fönnte, aus den in den Gefehen vom 11. Sep- 
tember 1825 und 28. Dezember 1831 ſchon hlezu bes 
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ftimmten Staatögefällen (Lotto und Stempel) beigeſchoſ— 
fen werden muß, 
8. 12. 
Einnahme der Tilgungs - Kaffe. 
A. Kaſſebeſtand der vorigen Jahre. 
1) Kaffebeftand von 18353  1,908,698 fl. 46 fr. 2 hi. 
Diefer Uebertrag ift vollfommen richtig. 
2) Rechnungs-Defekte und Rüderfüge 399 fl. 19 kr. Ahl. 
B. Geſchäftsführung der laufenden Jahre: 
1) Geſetzlicher Tilgungsfond pro 
1833, Ueberſchuß derZinskaſſe 
880,000 fl. jährlich 2,640,000jl. — ft. 
Aufferordentlicher Beitrag aus den weitern Ueber: 
era der Zinsfafle 
pro 1885 96,947. 58 fr. 4hl. 
u 4822 383,539 „ 17» 6» 

„ 1832 833,621. 22. 7 hl. 
1,314,108 1. 39 fr. 1 bi. 
3,954,108f1, 39 kr. 1 bi. 

— iſt die beim Abſchluſſe der Zinskaſſe ſich 
herausſtellende Summe auf geſetzlich — Weiſe 
——— 

Dotation für Einlöſung der Gerichts— 

barkeiten: 
pro 1835 19,333 fl. 57 fr. 2 hi. 
— „1838 20760, 18» 2 „ 
„1842 223,026, 43,2 „ 


— — — 


Summe 62,120 fl. 58 fr.-6 hl. ‚ 
Diefe Dotation gründet fih auf den $. 15 des 
Gefeßes vom 28. Dezember 1831 ber die Rechtöver- 
hältniffe der auf die Gerichtsbarfeit freiwillig EN 
den Standes - und Guätsherren. 
Beilagen Band VII. 5 
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Die Summe der in den Jahren 
183% eingelösten Gerichtsbärfei- 
ten betrug laut $.13 lit, E Die- 


ſes Vortrags 64845fl, 28kr. 2hl. 
3. Aktiv-Kapitalien. | | 
1. Obligationen des Depofitoriumß. 


Uebertrag aus 1837 329,300 fl. — fr, — hi. 
Zugang, durch ‚neue | 
——— 21,273,30 0, — — u 


21,602,600 fl: — fr. — hl. 
Abgang durch Derwendung 20,411,500 , — „» —n 
Aftivreft auf 1844 1191,100 fl. — fr. — Hl, 
Das Depofitorium iſt dazu beftimmt, diejenigen 
Obligationen, welche die Tilgungs-Kaffe im Voraus auds 
fertigt, in Verwahrung und Verrechnung zu nehmen, um 
felbige fogleich gegen die durch Berloofung herausge— 
fommenen Papiere umtanfchen zu können. 


2. Vorſchüſſe nah Malitfd. 


Uebertrag aus 1835. 848, 284 fl. Tr, — hl. 
An neuen Borjehüffen find hin- 
zugefommen 1,773. u —u 


850,057 fl. 73 — hl. 

' Dagegen find — wor⸗ 
den 343,381, 34, —, 
Aftivreft pro 1844 506,675fl. 33 kr. — kr. 

Dieſe Vorſchüſſe haben ſich abermals um 
341,608 fl. 34 kr. 

vermindert, und es iſt nun daß, was in dem Vortrag 
über die Verwaltung der Stacteſchulden Lilgungs - - Aus 
ſtalt in Ausſicht geftellt wurde, bereitö in Wirklichkeit 
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‘ übergegangen, und die Rechnungen der folgenden Jahre 
dürften nach dem Berichte des ftändifchen Kommiffärs, 
Herrn von Maffei, diefes für die Anftalt jo läſtige Ak— 
tivum gänzlich getilgt nachweiſen. 
3. Vorſchüſſe an die Penſions-Amorti— 
fations- Kaffe. | 
Uebertrag aus 1833. 15,775,398 fl. 17 Er. 3hl. 
Zugang durch neue Bor: 
fchüfle in den Jahren 1888, 


1833. 175,508 „ 3 u 9 
15,950,906 fl. 53 fr. — hi, 

Abgang durch Zahlungsfei- 
fungim Jahre 183° 160,112, — „» 6 
Aftivreft auf 183% 15,790,794 fl. 52 fr. 251. 


Diefe. Anftalt ift: auf ihrem Wendepunkte angefoms 

men, und wird nun: einer safchen Tilgung ihrer Schuld , 

‚entgegen gehen. 
4, Mebrige Aktiven. 

Uebertrag aus 1837 746,158 fl. 46 fr. 5 hl. 


Zugang. 67,145 „ 58 „ 5 
| 813,304 fl. 45 ir. 2 hl. 
Abgang 85,301 „ 23 „ 5 h 


728,003 fl. 21 fi. 5 hl. 
Davon find zurügvergütet | 
worden 86,642 „ um 

Aktivteſt auf 1843 641,361 fl. 16 fr. 5 Hl. 
Dieſe Aktiven, welche fi um 104,797 fl. 30 fr, — hl. 
vermindert haben, beftehen aus folgenden Poften: 
Ausländifche Staatspapiere 161,877 fl, 47 Ir. — hi, 
Forderungen an auswärtige 
Regierungen ‚81,793 „ er. nu 
* 84 
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Forderungen an inländifche — 
Schuldner 37,219 fl. 7 kr. 7hl, 
Aktivkapitalien der Spezialkaſſen 135,531 „ 48 „ 3, 
Beitand der durch den Land- 
tagsabjchied vom 17. Nov. | 
1837 wieder eingeitellten zwei— 
telhaften Poſten 224,939 „ 19, 3 „ 
641,361 fl. 16 fr. 5 hl. 
I. Erlös aus verfauften Realitäten. 
Uebertrag aus 1833 ° 12,266 fl. 40 fr. — hi. 
Da fih im Verlauf Ddiefer drei Jahre weder Zus 
noch Abgang ergeben, auch eine Zahlung als geleiftet 
nicht erfcheint, - jo verbleibt obige Summe — als 
Aktivreſt pro 1844. 
6. Aufnahme neuer baarer Darlehen. 


à 4 pCt. 2,528,845 fl. — fr. — Hl, 
a 5 pet. 30,905 » — mn —n 
à 4 pCt. | 544,942 „ 20, — „ 
a2 pe. ° .4,905,140 „16, 5,„ 
Unverzinsih -  1,875,000 „ — vr — u 

! | 9,884,832 fl. 36 fr. - 5 Hl. 
7. Umſchreibung der ältern Schuld. 
a 4 pCt. - 41,961,118 fl, 44. — hl. 
ä 34pCt. 42,783,466 n 19 „ 6 „ 
a 2 pet. 1,341,800 u — u — 


ui 


| 56,086,385 fl. 3 tr. FT 
8. Vermifchte zufällige SIRRRNMER, | 
| — nn 6 hl. 


Ausgabe ke — Kaſſe. 
1. Rechnungsbeſtand voriger Jahre. 
Vermiſchte zufällige Ausgaben 26 fl. gr. —hl. 
welche durch Keiftung fich ausgleichen, demnach Fein Reſt. 
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Geichäftsführung der laufenden Jahre. 
1. Neue Schuld. 


A. Anlehen & 4 pCt. 
Militair⸗Fonds⸗Ueber⸗ 


trag aus 1835 6,3837,965 fi. — fr. — hi. 
Zugang 412,990 7 Be : ” 
| . - 7,250,955 fl. — fr. — hi. 

ab Erfüllung 1,820,400 | TE 4 





Paſſivreſt auf 1845 -5,430,555 1. — fr. — hi.. 
Diefe Schuld betrifft die 
MilitärsAerariale$onds mit 480,500 „ — — vw 
und die Militärftiftungs: | | 
Fonds mit 4,950,055 » — — n 
5,430,555 fl.— f. — Hl. 
2. Realitäten-Kauffchillinge. 
Uebertrag aus 1855 5,593,892 fl.- 3kr. 6ihl. 


Zugang | 894,800 -„ — 
6,488,692 fl. 3 fr. 6hi. 
ab Erfüllung 85,300 „ —u — n 


Bafliyreft auf 1844 6,403,392 f. 3. 61. 
Diefe Darlehen find auf das Geſetz vom 22. Juli 
4819 über das Staats » Schuldenwefen Art, VIIL ge- 
gründet. Ä 
| 3) Staatsfaffe- Effekten, | 
Uebertrag aus 1833 1,691,481 fl. 14. 4hl. 
Zugang feiner 


=® ‚1,691,480 fl. 24.fr. 4 hi. 
Erfüllung 250,982 „ 30 u — 
Pafliv-Reft auf 1844 1,440,497 fl. satt. 4hl. 


Abgang — .„ 50, — 


* 


x 
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4) Staats-Aktiv-Kapitalien-Foönd. 
Uebertrag aus 1835 ° 171,735. — fr. — DI. 
Zugang. 976,485 nn — vn —n 
Paſſiv-⸗Reſt auf 1844 1,148,220f. — ir. — H. 
5) DefenfiondsKafferKapitalien. 
Webertrag aus 1837 850,000 fl. — fr. — Hl. 
Erfüllung im Jahre 18% 850,000 „ — » —n 
- 8 befteht demnach Fein PBaffiv-Reft. Ä 

6) Brivat-Kapitalien. 
Uebertrag aus 1837 154,985 fl. — fr. — Hl. 


Zugang | 300, ni 
155,285 Me ee . 
Erfüllung 155,285 fl. — fr — H. 


es befteht auch hier fein Paſſtv-Reſt. 
B. — à 4 pCt. 
Uebertrag aus 1833 1,094,260 fl. 35 fr. — hi. 
. Erfüllung 1,094,260 „ 35» — u» 
es beſteht demnach fein Paſſiv-⸗Reſt. 
©. Bürgfhafts-Rapitalien a 5 pCt. 
Uebertrag aus 1837 930,440 fl. 55 kr. Ghl. 


Zugäng 30,905 — — 
| 961,345 fl. 55 fr. 6hl. 
Erfüllung ; 218,078 » 3» 3% 
Paſſiv⸗Reſt pro Bi 743,267 fl. 20 fr. 4 hl. 

| 4 pCt. 
Uebertrag aus 183% 668,022. — Fr. — hi. 
Zugang | 546,942 „ 20» —n 
| 1,214,964 fl. 20fr. — hl. 
Erfüllung 254,309 fl. 20 fr. — H. 


RaffivReft auf 1844 960,655 fl. — kr. —H. 
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| D. BDepofiten à 2 pet. | 
Uebertrag aus 183% 3,697,872 fl. 2. 5 Hl. 
Zugang. in den Jahren ; 
von 1835 und 1832 3,146,397 „ 49 u — 
6,544,269 fl. Sfr. 5 IH 
Abgang | Re. Mi 3 ” 1 " 
64 269 |. Si fr. Ah. 
Erfüllung in > Jahren | 
von 1835, 1833 2929,006, 16,5» 
Raffiv-Reft if ıs42 3,915,263 fl. 34 fr. 7 hi. 
Unverzinsliche Depofiten. 
llebertrag aus 1837 30,746 fl. 22 fr. 7 ht. 
Zugang in enJahren 1833 31833 51186» Su 2m 


—Aei 31 fr, IH. 





ae in den Jahren | 
1338, 1338 Ä 7,543 „ 40 6, 
Paſſiv⸗-Reſt auf 1842 24,388 fl. 50 fr. Ihl. 
Die General: — pro 1547 ſcheidet num Die 
verzindfichen und unverzindtichen Depofiten nicht mehr 
aus, fondern Htellt unter den allgemeinen Titel- Depoft- 
ten ald Uebertrag aus 1832 3,939,652 fl. 25 fr. 251. 
ein, Meine oben ausgewiele- 
nen zwei Paſſiv-⸗Reſte, als 
3,915,263 fl. 34 fr. 7 hl. 
24,388 „ 50. 3m 
3,939,652 fl. 25 fr. 2 Hl. 
begründen dieſen rien — 
Zugang im Jahre 183°  41,759,968 „ 12.» 1, 


—— 5,699,620 fl. 37 ir. 35L. 
Abgang 2185,30 — u 


7 ,699,402 fl. -7 fr 3 He 


— — — 
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Erfüllung im Jahre , F 

1837 — 1,371,509 fl. 27 kr. 4hl. 
Paſſiv-Reſt auf 1844 4,327,892 „ 39, 7 u 
E. Vorfhuß,der Staats-Kaſſe. unverzinslich. 





Uebertrag aus 1837 ° 3,085,000 fl. 
- Zugang J 1,875,000 „ 
| j 4,960,000 fl, 
Erfüllung BR 960,000 „ 
Paffiv-Reit auf 1844 4,000,000 fl. 


Die aus der —— der laufenden Jahre 
bisher vorgetragenen und auf das Jahr 1854 übergeh— 
enden Schuldgattungen beſtehen aus dem Reſt der neuen. 

Schuld im Berrage von 
| 24,454,479 1. 58 kr. 5 hi. 

F. Entfhädigung für eingelöste Gerichtsbarkeiten. 
Zugang 64,845 fl. 28 fr. 2hl. 
Erfüllung . 64,845 „ 28,2 „ 

jonach fein Paſſiv. Reſt. 

Freiherr von Schäßler hat über die Einlöſung 
dieſer Gerichtöbarfeiten eigens referirt (conf, deffen Bor: 
| trag Beilage IV.) 

2) Aeltere Schulo. 


A, Wominal-©bligationen. 
Uebertrag aus 1835  15,330,508 fl. 36 fr. 1 ht. 


⸗ 


Zugang 8,203,151 „ 43 u —, 
23,533,660 fl. 19 fr. 1 hl. 
Abgang 6,187 " 52 [7] 4 H 
23,927,472|l. 26 fr. 5 Hl. 
Erfüllung 9,744,749 " 30 Vn 2 " 


Paffiv-Reft auf 1844. 13,782,722 fl, 56fr. 3hl. 
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Derjelbe bildet mit den sub C vorfommenden 24fl. 
den Reſt der alten Schuld im Geſammt-Betrage zu- 


13,782,746 1. 56 35. — 
B. ‚Bins-Wetardaten. | 


Aus 1835 befteht Fein Uebertrag und: find im Yaufe 
183% feine eingewiejen worden. 


Ce. Civil 2 und Militär-Ketardaten. 


Uebertrag aus 1833 24 fl. — Er. 
Zugang 142,698 „ 17. 
Erfüllung 142,698 „17 „ 
Paſſiv-Reſt auf 1841 24fl. — Hr. 


D. &otterie-Soofe. 


Hier beitand Fein Uebertrag aus 1837 | 

Zugang 45 fl. 

Erfüllung 45 m. 
und beitcht fohin Fein Paſſiiv⸗Reſt. 


3) Mobiliiſrte Schuld. 

a) Die vierprocentige Schuld in Obligationen au 
porteur, auf Namen, ohne — und für Stiftuug— 
en und Gemeinden ging aus 1837 über mit 

70,152,810 fl, 13 fr. Ahl. 
Dieſelbe hat ſich vermin— 


dert um 34,901,080 fl. 49 kr. 2 ht. 
Daher Paſſiv-Reſt auf 
1844 45,281,729 fl. 24. 2 hi. 


b) Die 34 progentige Schuld in Obligationen au 


. 


\ 
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porteur, auf Namen, ohne Coupons, und für Stiftungen | 
und Gemeinden beftand im Uebertrag 
aus 1837 in 13,852,967 fl. 59 Er. pt 
fie hat. fich vermehrt um 41,259,227 „14, I 
und beftcht ſohin ein Baj- \ 
fiv-Reft für 1834 in 55,112,195 f. 13. 25. 
c) Die weiprocentige Schuld betrug als Ueber— 


trag aus 1837 1,871,900 fl. 
und. hat fich vermehrt um | | 461,800 „ 
daher Paffiv-Reft auf 1844 2,333,700 fl. 


Die sub a., b. und c. vorgetragenen Schuld-Gat- - 
tungen. bilden nun den Reſt der mobilifirten Schuld mit 
92,727,624 fl. 37 fr. 4 hl. 

4) Erwerb neuer Aktiven. 
a) Für das Depoſitorium 21,273,300 fl. — fr. — Hi. 
b) Vorſchuß nach Malitſch 1,773 u — un —n 
c) Vorfhuß an die Ben: 
ſions-Kaſſe | 175,908 u 33 u 3, 
d) Uebrige Aktiven ___101,744 „ 30,5, 


2552326 fl. Gr. 2 hl. 
ad a. Die hier angeführte Summe ijt der Betrag 
neugejchaffener Obligationen, welche in der Rechnung 
fol. 6. als Zugang in Ginnahme ftehen, im $. 12. 
Nr. 2 ift über die Bejchaffenheit des Depofitoriums be⸗ 
reits die nöthige Aufklärung gegeben. 
ad b. Dieſer Vorſchuß gleicht ſich durch die Ein; 
zahlungen der Güter-Ndminiftration Malitich ‘von 
343,381 fl. 34 Er. 
nicht nur aus, jondern nach deſſen Abzug vermindert fich 
überhaupt Die Sorberumg g an diefe Adminijtration um 
WVWWergleiche bie Rechnungen fol. 3. und ben g. 12. 
Ne. 3 lit. des Vortrages.) 





\ 
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ad c. Diefe Zufchüffe gründen fich auf den 8. 8. 
des Geſetzes über Das Staatd-Schuldenwefen vom 11. 
Sept. 1825 und fommen, weil die Penſions Kaſſe förm- 
lich Schuldnerin wird, unter der Einnahms⸗Rechnung 
der Tilgungs-Kaſſe fol. 3. als Zugang der Aktiven vor. 

ad d. Dieß ſind neu eingewieſene Liquidations⸗ 
Poſten, worüber das Nähere. im Spezial-Referate des 
Herrn Abgeorbneten Freiherrn v. "Schäsler vorfommt. 

5) Vermiſchte zufällige Ausgaben. 


Zugang 95 fi. Askr. 

Erfüllung 95, 48 „ 

Paſſiv⸗Reſt BE u} 
| $. 14. 


Abſchluß der Tilgungs-Kafle. 
Nach fol. 6. der General-Rechnung beträgt. die 


Total⸗Einnahme 92,898,483 fl. 31 fr. 4 hi. 
hievon ab die Total— 

Ausgabe r 90,764,100 "„ 22 " 5 7] 
ift Kafje-Beftand 2,134,383 fl. 8 kr. 7 hle 


welcher auf das Jahr 1544 übergeht, und mit dem Abs 
ſchluß der GenerafRechnung pro 1842  vollfommen 
übereinftimmt. 


Abichnitt TU. 
Penſions⸗Amortiſations⸗Kaſſe. 
8. 15. 

Durch dad Geſetz über das Staatsſchuldenweſen vom 
4. Dezember 1837 find diefer Kafle jährlich für die IV. Fin: 

anzperiode zugewieſen, 
a. aus den Zollgefällen 1,800,000 fl. — fr. — Hi. 
b. and den &tempelgefällen 192,000 „ — u — u 
ec. Zuſchuß aus der Staatsfaffe 708,000 u — un —n 
Summe 2,700,000 fl. — fr. — Hl. 
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Durch das Finanzgefes vom 1. Dezember 1837 ift der 
Staatsfchulden -Tilaungsanftalt die durch das. Gefeß vom 
24. Dezember 1831 für die IIL Finangperiode beftimmte 
Summe von 2,700,000 fl. — fr. 
auch für die IV. Finanzperiode zugeſprochen werden, und es 
wurde ihr ſelbe zugewieſen 

a. aus den Zollgefällen 1,800,000 fi. — fr. — hl. 
b. Zuſchuß aus der Staatskaſſe 900,000 „, — u — un 
Summe 2,700,000 fl. — fr. — Hl. 

Nach dem Geſetz über das Staatsſchuldenweſen vom 
11. September 1825 worauf im oben allegirten Gejet Bes 
zug genommen it, hat nach $. 8. deſſelben die Tilgungss 
fafje der Penſions-Amortiſationskaſſe in foweit deren Dota— 
tion nicht zureichen follte, vorbehaltlich der dereinftigen Rüd- 
zahlung und Verzinſung, Vorſchüſſe zu machen. 

8. 16. 
Einnahmen der Penſions-Amortiſationskafſe. 
A. Kechnungsbeſtand voriger Jahre. 

. rüdftändige Bamilienfteuer 373 fl. 38 fr. 2 MH. 
2. Reihnungspefefte 728 „56 „4, 
B. Geſchäftsführung der laufenden Jahre. 

1. Beitrag aus den Zollgefälien 
pro 1833 zu 1,800,000 N. 
jährlich 5,400,000 fl. — fr. — MH. 
2. Zuſchuß aus der Centralſtaats⸗ 
faffe pro 183% zu 900,000 fl. | 
jährlich 2,700,000 „ — „ — n 
| - - Summe 8,100,000 fl. — fr. — NH. 
3. Vorſchuß aus der Tilgungs- 

faffe pro 1855. 173,893 fl. 12 fr. 5 Hl. 

1832 1,6015, 3 „—n 
175,508 fl. 35-fr. 5 hl. 


>73 


" 
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Aus dieſer Auseinanderfegung ergibt fih, d daß die im 
$. 15. vorgetragenen geſetzlichen a vollfommen 
eingehalten worden find, 


5:17: 
Ausgabe der Penfiondfaffe. “ 
A. Rechnungsbeſtand voriger Jahre. - | 
1. Baflivrefte ver —— an 

Familienſteuer 1 fl. 18 fr. —H. 
welche ausgeglichen find EEE » 

2. Benfionsrüdftände Ä | 
Uebertrag aus 1837 TO aid 


Zugang | 20,341 ,„ 59» — —J 
— —ñ —ñ ———— 

27,372fl. 9. 5 H. 

Abgang 4881, Bu din 

| 22,490 fl. 24 fr. — hl. 

Erfüllung - 16,799, 35 u An 
Vaflivreft mit 1824 5690, 48,7 m. 
Rechnungsdefefte und Rüderfäge zıf. 19 kr. a hl. 


welche ebenfalld ausgeglichen find. 


B. Geſchäftsführung der laufenden Fahre. ; 
1. Benfionen : 


1833 > 9228,919 fl. 12 fr. 2 H. 

1838 . 2,058,2161, 15 „7 m. 

i 184? ; 1,901,953 „ 3 v6». 
Summe 6,189,133 fl. 51 fr. 7 hl. 

Davon find bezahlt worden 6.181,16 ,„, 3 u 7m 


Paflivreft auf 1844 7,937 fl. 28 fr. — hl. 
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2 Paſſiolapitalien 


Uebertrag aus 1833 15,775,398 fl. 17 Er. 3 51. 
Zugang 15,396 „ 34 „ 7 ", 
Baflivreft auf 1844 14,790,794 1.52 fr. 2 hi. 


Der Zugang rührt von den Vorfchüffen ver Tilgungs- 
fafje her, welche auch in den Einnahmen der Penſionskaſſe 
vorkommen, durch Rüdzahlung im Jahr 1842 mit 160,112 fl. 
— fr. 6 hl. fich jedoch auf obigen Zugang minverten. 

Diefe Aufrechnung entfpricht den vorliegenden: gefeglis 


hen Beitimmungen, wie bereitsim$.16. ausgeführt worden ift. _ 


3. Zinfen 1,909,617 fl. 35 fr. 1 Bl. 

Diefe Zinfen werden für die obenangeführten. Baffiofa- 

pitalien, welche ſich aus den Vorfchüffen der Tilgungskaffe 

gebildet haben, an letztere bezahlt und bei derſelben verrechnet. 

4. Verwaltungskoſten 8,750 fl.22 fr. — hl. 

5. Zufällige Ausgaben 62 „ 36 —, 
gegeh diefe beiden Poften läßt fich nichts erinnern. 

$. 18. 


Die : Einnahme. und Ausgabe bilancirt fi, und es 
befteht daher bei diefer Kaffe Fein Uebertrag 

- Der Hers Abgeoronete v. Maffei hat: in feinem Rechen 
ſchaftsbericht (Beilage: 4 dieſes Vortrags) sub Nr. 1; über 
die Behandlung des Penfionswefens und den dermaligen 
Stand der Penſionen bereits die, nöthigen Erläuterungen ges 
geben und die Beilage VI. enthält eine Ueberficht des. Heim- 
falls und des gegenwärtigen Standes: verfelben, woraus 
hervorgeht, daß die GefammtsLaft derfelben 

a 5,484,862 fl.. Afr. 4 hl. 
betrug, Daß dayon 3,756,729 „ 31, — u 
heimgefallen find, und dag am 
1.Dftober 1841 die Penſions⸗ 
Laft nur noch 1,828,132 „ 3, 4 
beträgt. 
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Bergleiht man den Stand 
der Penſionen vom 1. Dftober 





1838 zu 2302,251 fl. 5 ir. 2 hl. 
mit dem vom 1. Oftober 1841 | | 

von 1,823,132. „ 33 7 4 7 
fo findet fi, daß ‚während der | 

drei Jahre 18%8 471,119 fl. 11 fr. 6hl. 


heimgefallen find, was im Durchſchnitt 157,000 fl. für das 
Jahr beträgt. 


Abſchnitt IV. 
Feſtungsbau⸗Votationskaſſe. 


8. 19. 

Dieſe Kaſſe it durch das Geſetz vom 1. Juli 1834 
errichtet, und ald Dotation find derfelben für die AV. Finanz. 
Periode, und auf fo lange als eine eo erforderlich ſeyn 
wird, zugemiejen : 


a) Die Hälfte desjenigen Bettags der Stempelgefälle, wel⸗ 
cher zur Ergänzung des in dein Staatsſchulden⸗ Tilg⸗ 
ungs⸗Geſetz vom 18. Dezember 1831 8. 3. Hit, b. 
auf 878,000 fl. feftgeftellten Tilgungsfondes der Staats⸗ 
Ihulden-Tilgungs-Anftalt nicht erforderlich ift. 


b) Die Hälfte des Ueberſchuſſes ver Lottogefälle über den 
im Finanzgefege von 1831 veranfchlagten Betrag von 
1,190,155 fl. 


ce) Das Mehreinfommen an Taren, über den im Finanze 
Geſetze vom 28. Dezember 1831 veranſchlagten Betrag 
von 1,685,176 fl., welches durch den $.5. des Finanz⸗ 
Geſetzes von 1837 für Die Dauer der IV. Finanzperiode 
der Penſtons⸗Amortiſations⸗Kaſſe zugewieſen ift. 
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d) Ein tZuſchuß der Staatskaſſe, wenn obige Einnahmen 


die Summe von 
800,000 fl. 


nicht erreichen ſollten. 


* 


$. 20. 
* ver Feſtungsbau-Dotationskaſſe. 


A. KRechnungsbeſtand des vorigen Jahres. 
Ein Rechnungsreft vom vorigen Jahre befteht nicht. 
B. &efchäftsführung der laufenden Sahre: 


1) Gejegliche Dotation 
a) aus ge Stempelgefällen 


838. 472,795 fl. 1öfr. 4 hi. 
833 Ä , 486,334 „ 58 7 — 
502,201 „53 » 2 


1,461,332fl.. 6 fr. 6 hl 
Da die Stempelgefälle in diefen 3 Jahren die Summe 
von 2,922,663 fl. 14 fr. betrugen, fo ift die für dieſe drei 
Jahre eingejtellte Summe richtig verrechnet. 
p) Aus den-Lottogefällen 


1833 Er ee — 
1832 i 1 99,920 n 20 " Br w7 


199,920 fl. 20 fr. — hi. 

Der Reinertrag der Lottogefülle betrug 

im Jahre — 407,628 fl. 2 fr. 2 hi. 

nn 833 1,118,499 „ 32,6 „ 
und blieb hinter ER für Die dritte Finanzperiode eingeftell- 
ten Voranfihlag, welher, wie $. 19. gezeigt, hier Anwend⸗ 
ung findet, zurüd, nnd e8 war daher für” diefe Be Jahre 
nichts zu verrechnen. 
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Im Jahre 1843 betrug die Reineinmahme der Lotto— 
Gefälle 1,589,996 fl. 40 fr. — hl. 
nach Abzug des voranjchlägigen | 
Betrags der dritten Finanzperiode 4,190, 156 — — 


—, 


BEE: } verbleiben 399,840 fl. 40 fr. — Hl. 

wovon Die Hälfte 199,920 „ 20 „ — 

beträgt, welche, wie oben ausgezeigt, richtig eingeftellt wurde. 
c) Aus dem Mehreinfommen an Taxen 


1835. 656,558 fl. a8 fi. 2hl. 
11-7 Fee (2:72:71 Bora 1 Br 6, 
1855 ‚723,608 „ 7 " — 


| 9,139,712 fl. 51 fi. — „ 
Diele Eumme ift, wie der Referent, der Herr Abgeordnete 
Dekan Friederich, über die Geſammt⸗Staats⸗Ausgoben Fol. 
33. nachweiſet, richtig eingeftellt. 
2) Unverzinslicher Vorſchuß der Central⸗Staats-Kaſſe 


1838 434,664 fl. 59 fr. — Hl, 
1838 32735 1 Mu Am 
1855 9153, dIu In 


859,593 fl. 28 kr. 7 hl. 
Diefe Vorſchüſſeggründen fich auf die im 8. 19. anger 
führten gejeglichen Beftimmungen, uud müſſen feinerp Zeit der 
Staatskaſſe zurückvergütet werden, | 
$. 21. 
Aubgabe ver Feftungsbau-Dotationsfafle. 
A. Ein Wechnungsrefi voriger Jahre befteht nicht, 
B. Gerdäftsführung der laufenden Jahre 
1. Feſtungsſbaufkoſten 
1838 4660,558 fl. 46 fr. 5 hl. 
Einfchlüffig diefer Summe wurden bis zum 1. Dftober 1841 
im Ganzen , 9,738,998 fl. 29 fr. 2 hi. 
Beilagen: Band VII, 9 
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auf:den Bau der Zeitung Ingolitadt nach den Rechnungen 
der Sthatsfghuldentilgungsanftalt verwendet. 


2. Paſſivkapitalien 
1,334,391 fl. 16 fr. 4 hl. er 


Darüber it in der Einnahme No. 2. das N bes 


— werden. 
&. 22. 


Die Einnahme und Ausgabe der — — 
kaſſe hleicht ſich gegenſeitig aus. Die oben sub Nro. 2. bes 
techneten Vorſchüſſe der Gentralftaatsfafie werden als ein 
Anverzinsliches Paſſivlapital mit 

1,334, 391 fl. 16 fr. 4 hl. | 
auf das Jahr 1833 übergetragen. 2 

Das Geſetz vom 1.. Juli: 1834, vie Wiederherftellung 
der Feſtung Ingolftabt betreffend, eröffnet dem Kriegsmint- 
ftertum für den dazu erforderlichen Aufwand, einjchlüffig der 
Koften für die vollftändige Bewaffnung des Platzes und für 
Herſtellung der Mititärgebäude einen unüberichreitbaren Cre— 
dit von 183310,000 fl. 

Davon find in den 8 Jahren 185%, wie im $. 21. er 

wähnt wurde, 9,738,998 fl. 29 fr. 2 bl. _ 

verwendet worden, unb es bleiben demnach noch e 
8,571,001 fl. 30 fr. 6 hi. 

verfügbar. | 


Abſchnitt V. 
$. 23. 
Stand ver Staatsſchuld und der Staatsaftiven. 


Die Beilage VIT. weist die Mehrumg und Minderung 
der Staaisſchuld an Kapitalien und Zinſen aus, und es it 
deshalb zu RER: 


1 
i 


\ 
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Die neuen Einw eiſungen betragen 
an Kapitalien 
1. ous ältern Nechtstiteln 3,098,751 fl. 21 fr. 6 hl. 
2. aus fonjtigen Zugängen 72,430 „, 59 u 2 


Summe 8,171,182 fl. 21 Fr.—hl. ” 

und an Zinfen ' 
1. aus Älteren Rechtötiteln 47,422 fl. galt. — hl. 
2. aus ſonſtigen Zugängen 87,293 „ 27» 3 „ 


Summe 104,716 fl. 11 fr. 3 hl, 

Ueber diefe Einweiſungen find befondere Vorträge er- 
ſtattet: über die Ginweifungen aus älteren Rechtötiteln von 
Herrn Baron von Braunhofen laut Beilage HI, und über 
. die fonftigen Zugänge, von Herrn Baron von Schätler, (aut 


Beilage IV. 


Beide Herren Referenten haben auf Anerkennung ange: 
tragen, -und ed werden dieſe Anträge im Abſchnitte VI. die: 
ſes Vortrages aufgenommen werben. 

Der Gefammtbetrag der neuen Einweifungen an Ka: 
pitalien iſt demnach 8,171,182 fl. 21 fr. — Hi. 
dagegen find, laut Rechnung der Tilgungskaſſe Fol, 7., Mind⸗ 
erungen im Beträge von 10,507 fl. 12 fr. 5 hi. 


‚ eingetreterr, und diefe von jenen abgezogen, ergibt eine Mehrs 


ung von -8,160,675 fl. 8 fr. 3 hl. 
Die Tilgungsfaffe hat |für neu kontrahirte "Schulden 
baar eingenommen 9,884,832 fl. 36 fr. 5 hl., 


> dagegen hat fie an alten Schulden baar getilgt 


‚heraus, 


13,125,267 fl. 15 fr. 5 hl. » | 
es hat fich daher durch den Mehrbetrag ver Hinauszahlun⸗ 
gen von 3,240,434 fl. 39 kr. — hi. 
der Paſſiv⸗Kapitalftand um diefe Summe gemindert, und ed 
Relte fich fonach mur mehr eine Vermehrung deffelben von 
4,920,240 fl. 29 fr. 3. hi. er 


g# 
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Gegen die Einweifungen an Zinfen ad 
104,716 fl. 11 fc. 7 H. 
fericheint eine Abichreibung von 
| 47,655 fl. 30 fr. 7 hl., 
wodurch der Zuwachs jich auf 
57,060Z. 41 fr. — hl. 


vermindert. 


Die laufenden Zinſen betrugen 
13,849,551 fl. 2 fr. 1 hi. 
Durch Baarzahlung wurde aber berichtigt 
13,960,027 fl. 56 fr. — Hi. 
Wird nun von der Mehrzahlung sg 
| 110,476 fl. 53 fr. 7 bl. 
obiger Zuwachs von 57,060 fl. at fr. — hl. 
in Abzug gebracht, jo bilden die Zinfenrüditände eine Minds 
erung von 53,416 fl. 12 fr. 7 Hl. 
- Die Generalrecdynung trägt auf 
das Jahr 1844 an Reften über: 
an Bafftofapitalien, laut Fol. 7. 130,964,851 fl. 32 fr. 3 hl. 


an Paſſivzinſen, laut Fol. 2. 452,880» 21, 2 u 
De —— — — 

Summe des Paſſivſtandes am 
1. Oktober 1841 131,417,731 fl. 53.f. 5 hf. 


Die Rechnung iſt alfo mit den Nachweifungen der Bei- 
lage VII. vollfommen übereinftimmend. 

Die Beilage, VIII. zeigt den Stand der Baffivfapita- 
lien, ausgefchieden nach den Klaſſen der Gläubiger und nach) 
den Kaffen, welche jene verwalten; fie gibt zugleich eine 
Pergleichung des Standes gegen das Jahr 1838, und ftimmt 
in der Hauptfumme mit dem Kapitalftande gänzlich überein. 

Die Beilage IX. enthält eine Lleberficht des Standes 
der Staatsfchuld, ausgefchteden nach den Zinsfüffen, nebft ei- 
ner Darftellung des Zinfenbevarfes mit der Vergleichung 
des entfprechenden Standes im Jahre 1838. Auch diefe Ue⸗ 


— 
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‚berficht ftimmt bezüglich des Paſſiv-Kapitalienſtandes mit 
den vorhergehenden Beilagen überein. — 

Die Totalfumme der Mehrung beträgt nach Dielen Ue— 
berfichten an Kapitalien: 

4,920,240 fl. 29 fr. 3 hi. 
dagegen aber laut Beilage VII. die Minderung an Zinfen 
53,416 fl. 12 fr. 7 hl., 
‚welche von obiger Mehrung abgehen, Ivonach alsdann eine 
Vermehrung des Schuldenitandes von 
4,866,824 fl. 16 fr. 4 bl. 
befteht. 

Der sub lit..C. dieſer Beilage beigefügte vergleichende: 
Betrag eines Jahreszinies kann nur als Voranfchlag bes 
trachtet werden, da er mit der Rechnung felbft in ‚keiner Vers 
bindung fteht, es üt jedoch daraus erfichtlich, dag am 1. 
Oktober 1838 der Zinfenbedarf 

4,791,487 fl. 9 fr — hl. 
und am 1. Oktober 1841 
4,708,647 fi. 38 fr. 2 hl. 
betrug, fo daß mit dieſem Jahre eine Verminderung von 
"82,839 fl. 50 fr. 6 hl. 
jährlich zu erwarten fteht. Aus lit. D. dieſer Beilage ift’ers 
ſichtlich, wie dieſe Minderung vorzüglich die aproz. Papiere trifft. 
8. 24. 

Die Beilage X. gibt eine Ueberſicht über den Stand 
der Staats-Nftivfapitalien und der Zinfenrücftände, dann de- 
ren Mehrung und Minderung, ſonwie der Herr Baron von 
Schägler über die Zus nnd Abgänge (Beilage IV.) die Ber 
'chaffenheit der einzelnen Poſten auseinanderfegt. 

Hinfichtlich der Mehrung durch neue Einweifungen 


| 


an Kapıtalten E 27,787 fl. 2. 4 hf. 
an Zinfen | j 61,862 „50,2 „ 


Dann der Minderung durch Abfchreibungen 


n \ j 
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an Kapitalien ...-,85,301 fl. 23 kr. 5 Hl 
an Zinfen } 3,717 u 36 vn — u 
beziehe ich mich Teviglich auf den erwähnten Spezialvortrag 
ſelbſt. Nückfichtlich der Aktivpoſt „neuer Erwerb‘ 
91,489,940 fl. 59 fr. 4 UI. 
beziehe ich mich auf das im F. 12. meined Wortrages bei 
den Detailpoften darüber Geſagte. — 
Nach Eingangs erwähnter Beilage X. „betragen : 
a) die Staatd-Aftiven 18,142,198 fl. 21 fr. 7 hi. 
b) die Zinfenrüdjtände . 131,321 015,6 » 


in Summe 18,273,519 fl. 37 fr. 5 Hl. 

Die Tilgungsrechnung Fol. 5. führt den Betrag sub a, 
und die — ———— Fol. 1. ven Betrag sub b. als 
Reſt auf 185% richtig auf. 
#9 Sn der "Beilage XI. wird eine vergleichende Leberficht 
dieſes Standes nach den, Klaffen ber Schuldner uud nach 
der Berzinfung der Kapitalien gegeben; die einzelnen often 
diefer Ueberficht haben bereits im $. 12 ihre Erledigung ge 
funden, und es "ift über diefelben nichts weiter anzuführen. 

Das Refultat ver Vergleichung gegen ven Stand am 
40. Oktober 1838 zeigt, daß ſich das Aftiovermögen nad 
der Zufammenftellung in der Beilage X. mit Hinzufügung 
der Kaffebeftände am 1. Oftober 1838 belief auf 
19,714,979 fl. 31 fr. — HL 
und daß es fich am 1. Oftober | 





‚1841 beläuft auf 20,407,902 ‚, 16 en 
fo daß eine Vermehrung des 
Aftiovermögend von 692,923 fl. 15 fr. 4 HL 
beiteht. | 

$. 25. 


Durch den num hergeftellten reinen Paſſiv⸗ und Aktiv⸗ 
ftand finden wir, wie fich van die Staasfchuld in dieſen 


Ds 
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drei Jahren geftellt und welche Wirtun der Tilgungsfond 
darauf geäuffert hat. 


Der Paſſivſtand am 1. 
Oktober 1838 weiſet den 


Betrag von 126,550,207 t- 37 fr. ıM. 
nach, welcher ftch in den drei j 
Fahren auf 131,417,731 „ 53,5, 
erhöht hat, wodurch eine “ 
Mehrung deijelben von 4,866,824 „16 » 4 u 


eingetreten ift. Wird: jedoch in Betracht gezogen, daß wäh- 
rend diefer drei Jahre am Einweiſungen aus älteren Rechts— 
Titeln, und andern Zugängen nach Abzug der ftattgefundenen 
Abfchreibungen die Bedeutende Summe von | 
| 8,217,735 fl. 49 3 bi. 
ſich ergab, jo zeigt ſich, dap die Wirfung der Tilgungsfafie 
in dieſer Periode ſich auf die Summe. von 
3,350,911 fl. 33 fr. 3 u 


erftredie. 

u 8.126. 

> Der $. 23 dieſes Vortraged weist eine Vermehrung 
‚des Schulvenftandes von 4,866,824 fl. 16 fr. 4 hl. 


aus, und ftimmt fonach fowohl mit dem minifteriellen Vor— 
trag, ald mit dem Berichte des ftänbiichen Kommiſſärs, Hrn. 

Abgeordneten 9, Maffei, überein. Nah $. 44 hat fich 
aber auch das Aktivvermögen um 692,923 fl. 15 fr. 4 hi. 
vermehrt, wodurch ſich aljo nur 

eine Vermehrung von 4,173,901 „ 1 —n 
herausſtellt. — 


Das nämliche Refultat wird gefimden, wenn der reine 
Paflivftand des Jahres 1838 „mit dem des Jahres 1841 
welchen die Beilage XII nachweifet, abgeglichen wird. 
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Derielbe war am 1. 


Dftober 1838 16066,8383,928 fl. 6 fr. 1 hl. 
und iftam 1.Oftober 1841 111,009,829 „, 7 u 1, 
Bermehrung wie oben 4,173,901 fl. ı kr. —hl. 


Wenn nun gleich dieſe dargejtellten Ergebnifie, bei einer 
jo bedeutenden Bermehrung der Staatsfchuld , eben nicht 
erfreulich zu nennen jind, fo geben ſie doc) ‚den beruhigend» 
ften Beweis, daß die diefer Anftalt zugewieſene Dotation 
vollfommen ausreichend iſt, ihren eigentlichen Zweck ver 
‚ allgemeinen Schulden-Berminderung zu erfüllen. 


| Abi chnitt VE. 
Anträge. 
$. 27. 
Ueber die Special⸗Vortraͤge 

1) des Herrn Abg. Dekan Neuland, in Betreff des 
des Rechenſchafts⸗Berichtes des ſtändiſchen Kommiſſärs 
bei der Staatsſchulden⸗ Tilgungsanſtalt, Herrn Abg. 
v. Maffei (Beil. ID; 

2) des Herrn Abg. Sehen. v. Sraunhofen, in Betreff 
der Einmweifungen neuer Schulden aus ältern Rechtös 
Titeln (Beil. ID; 

3) des Herrn Abg. Frhrn. v. Schäk ler, in 5 Detrepj- der 
Veränderungen in der Staatsfchuld, mit Ausfchluß der 

Einweiſungen aus älteren Rechtstiteln (Beil. IV). 

Hat der IV. Ausfchuß in feinen Sigungen am 7. Fe 
bruar, 14. und 27. März, wie aus dem, jedem Vortrag 
beigefügten Protofoll hervorgeht, Beichlüffe gefaßt, und ich 
babe jelbe hier nur wieder einzuftellen. 

Antrag I. 

Dem Berichte des ftändifchen Komifjärd der Kammer. 

der Abgeordneten bei der kgl. Staatsſchulden-Tilgungs⸗Kom— 


der Staats⸗ „ Ejulbentilgunge- » Anftalt i. d. J. 1833. 137 


mifiton die Genehmigung zu ertheilen, und zugleich demfelben 
Herrn Kommiffär v. Maffei vie gerechte Anerkennung, 
fowie den Dank der hohen Kammer für den, während der 
Dauer ‚feiner Gefchäftsführung erprobten Eifer und die. 
vielen Bemühungen im Protokolle niederzulegen. 


Antrag U. 
Den” Einweifungen an der Staatöfchuld aus älteren 
Rechtstiteln, dann den Einweifungen 
a) wegen früheren ungeeignet zeſhehenen Abſchreib⸗ 
ungen, 
b) wegen Entſchädigung für —— gutöherrliche 
Gerichtöbarfeiten, 
c) wegen der, TontinensSchuld, und 
d) wegen Rechnungsberichtigungen ift die —— 
zu ertheilen. 
Was den von mir erſtatteten Hauptwortrag betrifft, ſo 
ſtelle ich auf den Grund desſelben den 


Antrag II. 

Den vorgelegten Rechnungen für die Jahre 1838, 1833 
1832, in foweit es nicht fchon durch die worausgeganges 
nen Anträge gefchehen. ift, die Anerkennung zu ertheilen. 

Ich fehlieffe Ybiemit meinen Bortrag. Die Refultate 
diefer, das Fräftige Fortblühen des Vaterlandes im hohen 
Grade befördernden Anftalt, welche mit ftrengfter Ordnung 
und Rechtlichfeit geleitet wird, find ſo befriedigend, daß man 
auch mit Beftimmtheit die Hoffnung ausfprechen darf, diefelbe 
werde, bei genauer Einhaltung der durch die Verfaſſung 
gefegten Beftimmungen, auch in Zukunft ihr groffes Ziel uns 
verrückt im Auge haben und ſtets mit Eifer und Treue 
verfolgen. 

Riezler, 
Referent. 


138 Bortrag des Abg. Riezler ıc. 1. 


A 


 Sigungs-Pr otofol, 


' ' München den 1. April: 1843. 
Gegen wärtige: | 
Der tgl. Staatöminifter der Finanzen, 
Graf v. Seinsheim, 


der Minifterial-Rath Dr. Wanner, 


der II. Präfident der Kammer, 
Hofrath Dr. v. Bayer. 
Die Hrn. Abg. Rebmann, als Vorſtand. 
„ „Irhr.v. Schäßler, 
— „Riezler, 
„„»v. Maaffei, 
— „Meuland, — 


B dä ch f 
N „ Frhr. v. Fraun h ofen, al | 
Eefretär, | L 


In der auf heute anberaumten Sitzung des IV. Aus- 
ſchuſſes erftattete der Abgeordnete Niezler, ald Referent über 
die Verwaltung der Fonds der Staatsfchuld en« Tilgungs- 
Anftalt, der Zinskaffe, ver Tilgungs-, der Benflonsamortifas 
tiond» und der Feftungsbau-DotationdsKaffe für die Jahre 
1835, 1853 und 184% Vortrag. 


der Staats » Schuldentilgungs% Anftalt i. d. I. 1834. 139 


Als Reſultat der ausführlichen Erörterung und Bes 
rathung ergab fich, daß mit Ginhelligfeit der Stimmen dem 
geftellten Antrage des Referenten auf Anerfennung der in 
Frage ftehenden Rechnungen die Zuftimmung zu ertheilen fey. 


Womit das Protokoll befihloffen und unterzeichnet 
wurde. ne * 
Rebmann, Vorſtand, 
Frhr. v. Schätzler, 
Riezler, 
v. Maffei, 
Nenuland, 
Bach, 


Frhr. 9, Fraunhofen, als 
Sekretär. | 
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Uebertrag aus 1837138 Zugang 
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Bemerkungen 


Baffiv -Zinfen: 
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147 
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Schuldig: 
Uebertrag aus 1837138 Zugang 
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Schuudia— 
Uebertrag aus 1837|38 Zugang 
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Wiederholung und Abſchluß. 


Ginnahme 
Geſetzliche Dotation 
Zuſchuß aus der Eentral-Staats- Kaffe 
Vorſchuß aus ver Silgungefafie 
Vebrige Einnahme 


Ausgaben. 
Penſionen . Br R 
Zinfen . 

Tilgung an Borfchüffen . 
Berwaltungkoften r — 
Uebrige Ausgaben — 


Kaſſe⸗Beſtand 


163° 





fe Summe findet ſich unter den 
-Kapitalien der Tilgungs - Kaffe 
4 aufgeführt. 
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u. Zinfen dann ihrer Mehr. u. Mind. am 1. Okt. 1841. 176 








Jung. I 
er Der Schuldenftand hat fich daher 

| 
l.J Bei den Bafjiv - Kapitalien: fl. fr.) hl. 
SE » » « - % 4,920,240 2913 


und die Vaſſiv-Zinſen vermin- 
6 DER IIM 5.8 0: % 93,416 |12|7 


1 Summe der Bermehrung . 4,866,824 164 


Riezler. Ausicheivung | 180 


Staats ſchuld | 
Mehrung und Minderung an verfelben. 





Nach Somit gegen den Stand vom 
dem Stande 1. Oktober 1838 
vom 
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Dortrag 
des 


Abgeordneten Pfarrers Tafel, als Referenten 
des I. Ausjchufjes der Kammer der Abgeordneten 
über 


den Geſetzentwurf: „die Kompetenz des Kaſſationshofes für 
die Pfalz als Reviſions⸗-Gerichtes betr.‘ 





Da die Kammer der Abgeorbneten zum ‘größten 
Theile aus Nichtjuriften befteht, und wohl auch mit der 
in der Pfalz. eingeführten Rechtspflege aus Erfahrung 
und unmittelbarer Anfchauung wenig vertraut, fo wie 
mit den Veränderungen, welche hinfichtlih der Kaſſati— 
ons⸗Inſtanz für die Pfalz, feit der Trennung der Rhein: 
provinzen von Frankreich eingetreten find, nicht genau 
befannt ſeyn dürfte: fo hält es Referent zum Behufe 
reiflicher Würdigung des vorliegertden Geſetz-Entwurfes 
für zweddienlich, fich feiner Aufgabe durch Erörterung 
folgender Fragen zu entledigen : 

1. Welche Berfafjung und Kompetenz haben die in 
der Pfalz beftehenden Gerichte, mit Ausjchluß 
des Kafjationshofes? 

1. Worin beftand das Weſen des Kaffations-Ge- 
richtes, als der oberften und legten Nechts-Inftanz, 

. vor der Verordnung vom 20. Dft, 1814, 

Beilagen: Band VII. 14 
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186 Vortrag des Abg. Pfarrers Tafel über den Befegentw. 


UI. Welche wefentliche Veränderungen hat diefe Vers 
ordnung binfichtlich des Kaffationd-Gerichted her⸗ 
‚vorgebracht, und welche Folgen find daraus her- 
vorgegangen? 

IV, Sft durch Die mittelt WUllerhöchftier Verfügung 
vom 29. Juni 1832 erfolgte Uebertragung der 
Kaffationd- und Revifiond-Inftanz an das Oberap- 
pellationsgericht zu München allen Uebelftänden und 
Rechtserfchwerniffen vorgebeugt worden? 

V. Wenn nicht, — ift der vorliegende Gefeg-Ent: 
wurf geeignet, die fortbeftehenden Uebelftände zu be- 
jeitigen, das Intereſſe des Geſetzes, wie des Recht- 
fuchenden vollftändig zu verbürgen ? 

VI. Wenn diefe Frage verneint werden muß, welche 
andere zweckmäſſige Mittel können in Borfchlag ge- 
bracht werden? 


J. 
Welche Verfaſſung und Kompetenz haben die in der 
Malz befiehenden Gerichte mit Ausſchluß des 
Kaſſationshofes? 
Die erſte Frage habe ich zu beantworten 
a) hinſichtlich der Eivil-Rechtspflege, 
b) hinſichtlich der Straffachen. 

a) Die Gegenftände der Eivil-Rechtöpflege theilen _ 
fih in drei Klaffen, nämlich 1) in unbedeutendere, 2) 
in gewöhnliche Civilſachen, 3) in Handelsfachen. 

Zu 1) gehören 3. B. rein perfönliche und Mobi— 
liarſachen bis zum Betrage von 100 Franken, pofleflo- 
riſche Klagen, Klagen auf Entfchädigung wegen Befchäd- 
igung der Gelder oder Früchte, der Dienftboten wegen 


u. Nompet. d. Kaſſallonehofes f. Ne als Reviſ. Ger. Kir. 107 


ihres Lieblohus ꝛc. (Geſetz v. 25. Aug. 1790 Vit. I, 
Art. 9. und 10). Ueber dieſe eniſcheiden die Friedens— 
richter, und zwar bis zu 50 Franken ih letzter Inſtanz 
and ohne Zulaͤſſigkeit der Appellation; überſteigt der Be- 
trag 50 Franken, oder iſt ver Werth unbeſtimtit, wie 
3. B. der Fall bei poffefforifchen oder Beſihſtörungs— 
Klagen vorkommt, fo tft gegen das Urtheil des Friedens⸗ 
richters Appellation zuläſſig an das betreffenbe Beäirfs- 
Gericht, das dann hierüber in letztet Inſtanz und bhne 
weitere Appellationszuläſſigkeit entſcheidet. 

Ueber 2) erkennen die Bezirksgerichte, und eben ſo 
über 3), weil in der Pfalz Feine eigenen Handelsgerichte 
befteihen, und in diefem Falle, nach Att. 640 bes Han- 
dels Geſetzbuches, die desfallſigen Funktionen den Bezirfs- 
Geriſchten zuſtehen; und zwar erkennen die Bezirks Ge⸗ 
richte bis zu 1,000 Franken in letzter Inſtanz. Iſt der 
Betrag gröffer oder unbeſtimmt, was in der Regel bei 
Im vobiliar- Klagen eintritt, fo iſt Berufung an das Ap- 
pello tionsgericht  zuläffig, welches dann in letzter Infah; 
datliber entſcheidet. 

b) Das in ver Pfalz deRchente Sirafgeſehbuth 
tlhheili die Öffentlich ſtrafbaren Handlungen in drei Klaſ— 
fun: 4) Polizei⸗Uebertretungen (contraventions), 2) Ber⸗ 
gehen «delits), 3) Verbrechen (erimes). — 

Heber 1), wohin and) die: Forftfrewel und ıdie 
melften Uebertretungen der Zollgefege und des Geſetzes 
gegen den Bücher⸗Nachdruck gehören, entſcheiden Die Frie⸗ 
den Srichter Als einfache Polizeitichtet, ‚gegen deren Ur⸗ 
theiife in den wirklichen oder eigentlichen Polizeiſachen 
Am: dann Appellation zulaͤſſig iſt, wenn entweder Gefäng⸗ 
niß ſtrafe ausgeſprochen wurde, oder eine Geldbufſſe und 
ein Schadenerſatz, die 5 Franken überſteigen, Die Koſten 
nich t eingerechnet. Im Falle ‚der. Freiſprechung kann das 
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öffentliche Minifterium nicht appelliren, da nicht der An- 
trag, fondern das Urtheil die - Appellabilität beftimmt. 
Art, 172 Code d’instruct. erim, In Forftfachen fann 
der Beichuldigte und der das öffentliche Minifterium ver- 
tretende Forftmeifter appelliren, wenn irgend eine Ge: 
fängnißftrafe oder eine Geldbuſſe und Entjchädigung von 
mehr ald 7 fl. beantragt oder ausgeſprochen 
wurde, Art. 61., ded Strafgefeßes von 1831. Hier 
entfcheidet aljo nicht blos das Urtheil, fondern auch der 
Antrag über die Appellabilität, Die Appellation von 


dem Urtheile des Friedensrichters, als einfachen Polizei: - 


richterd, geht an das Bezirksgericht, welches dann als 
Zuchtpolizeigericht in legter Inftanz entjcheidet. 

Ueber 2) erkennen die Bezirkögerichte, als Zucht- 
polizeigerichte, und ift gegen diefe Urtheile immer Beruf: 
ung an dad Appellationsgericht zuläffig, das dann gleich 
falls hierüber in legter Inftanz entjcheidet, 

Ueber. 3), entſcheiden die Affifengerichte, und in ınan- 
chen Fällen: (Art. 553. und 554. code‘ d’instruct. crim.) 
die Spezialgerichte. Bei den Affifenverhandlungen entſchei⸗ 
den die Gefchiworenen über die Frage der Schuld oder Richt— 
fehuld, und das Afftfengericht fpricht hierauf über den juri- 
ftifchen Theil, d. h. es enticheivet,, ob die Handlung, deren 
der Angeflagte durch die Gefchwornen für fchuldig erflärt 
worden, durch ein Strafgefeg verpönt ift, und durch wels 
ches, und wendet fofort die betreffende Strafbeftimmung an. 
Die Spezialgerichte, : Ausnahmsgerichte, find, um es mit 
einem Worte auszudrüden, Aflifen ohne Gefchmworene, fo 
daß das Affifengericht die Attribute der Gefchrworenen mit 
feinen eigenen verbindet. Gegen Urtheile in Berbrecheng- 
fachen ift niemals Appellation zuläffig, indem die Geſchrvor⸗ 
nen» reſp. Affifen- und Spezialgerichte in letzter In ſtanz 
entſcheiden. 
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Nun ift nachträglich noch zur vollftändigen Erläuterung 
hinfichtlich der pfälzifchen Gerichtsorganiſation der Anklages 
fammer zu erwähnen. | | 

In allen Vergehens- oder Verbrechensfachen,, in wel— 
chen fogenannte Vorunterfuchungeu ftattfinden, wird durch 
den Unterfuchungsrichter am Schluffe der Borunterfuch- 
ung dem Bezirkgerichte, jedoch nicht in öffentlicher 
Sigung, fondern im Berathichlagungszimmer und ohne An: 
weienheit ded Bejchuldigten und der Zeugen, Bericht 
erftattet. Das Bezirfgericht entfcheidet ſofort, ob hin— 
längliche Belaftungspunfte (charges) zur Berweifung 
vor ein ÖStrafgericht vorliegen, oder nicht. Im letzte— 
ren Falle verordnet es die Einftellung des Berfahrend 
und die Freilaffung des Befchuldigten, wenn er vers 
haftet ift. Ä Ä 

Im erftern Falle verweist ed, wenn e3 die Hands 
[ung für ein Vergehen oder eine Polizeiübertretung hält, 
vor das betreffende Strafgericht; "hält es aber die Hand— 
fung für ein Verbrechen: ſo jpricht es dieß blos aus, 
erfäßt gegen den Bejchuldiaten eine Leibverhaftsordon- 
anz, und verordnet, daß fümmtliche Akten dem Gene- 
ralftaatSprofurator überjchiet werden follen. Diefer ftellt 
fodann Antrag an das Appellationsgericht, welches gleich- 
falls im Berathfchlagungszimmer, ohne Beifenn des Befchul- 
digten und der Zeugen, blos auf die Aften hin, ent- 
febeidet, ob Grund zu einer Verweiſung vorliegt, oder 
nicht. Im letzteren Falle verordnet ed die Cinftellung 
de3 Verfahrens und die Freilaffung des Berhafteten ; 
im erfteren Salle verweist es vor das betreffende Straf: 
gericht, nämlich, wenn es über die Qualität der Hand» 
lung gleicher Anficht mit dem Bezirksgerichte ift, vor 
das Aſſiſen- oder Spezialgericht, anderen Falles vor ein 
Zucht: oder einfaches Polizeigericht. Im diefer Eigens 


— 


190 Vortrag des Abg. Pfarrers Tafel über den Geſehentw 


ſchaft heißt das Appellationsgericht auch Anklagekammer, 
und ſeine Urtheile Anklagekammer⸗Urtheile. Gegen die 
oben erwähnten bezirksgerichtlichen Rathskammerbeſchlüſſe 
fteht dem Staatsprokurator und der Civilpartei (ſo nennt 
man den Beſchädigten, der, was jedoch ſelten geſchieht, 
zit Wahrung feiner Entichädigungsanfprüche vor dem 
Strafgerichte jelbft auftritt) ein Rechtsmittel zu, das 
eigentlich Appellation ift, tm Gefege aber Oppoſition 
heißt, nämlich die Berufung an die Anflagefammer des 
Appelfationsgerichts, die Dann über die Qualifikation 
der Sache zu entjcheiden hat. 

Dieß mag in Kürze genügen, einem Jeden, der mit der 
in der Pfalz geltenden Gefepgebung und Rechtöpflege nicht 
vertraut ift, eine richtige und Aare Anſchauung von der dort 
beftehenden Gerichtöverfaffung und Gerichtöfompetenz zu ges 
ben, damit er dann von dieſem Geftchtöpunfte aus das 
Weſen der nothwendig damit fich verbindenden Kaffationd« 
Inſtanz in ihrem Beftande vor der Verordnung vom 20, 
Oktober 1814 fich deutlich machen könne. 


H. 
Worin beſtand das Weſen des Bafations-Gerichtes, 


als der oberfien und lebten Inflanz vor der Verord- 
nung vom 20. Oktober 1814? 


Aus der vorangehenden Darftellung erhellt, vaß es in 
der Pfalz, nach der dort beftchenden Gefeßgebung und Ge— 
richtöverfaffung,, für viele, vielleicht die meiften Civil- und 
Straffachen nur eine, für die übrigen nur zwei Inſtanzen 
gibt. Um fo forgfältiger mußte daher der Geſetzgeber feyn, 
zu verhüten, daß nicht, bei der Gewährung fo weit greifen- 
der Befugniffe und fo groſſer Selbftftändigfeit des Richters, 
durch Die Ausübung der Nechtöpflege verfchiedenartige Prin⸗ 
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cipien in der Auslegung und Anwendung der Gefege und in 
den Formen ded Verfahrens fich geltend machen, daß nicht 
das Anfehen der Gefege, die Achtung gegen ihre Heiligkeit, 
durch allmähliges Einfchleichen einer verfchiedenartigen Juris⸗ 
prudenz untergraben, und den Rechtfuchenden die legte Zu- 
flucht unter den Schirm des Geſetzes abgefchnitten werde. 
Diefe fefte Burg der Gefeglichfeit und Gerechtigkeit ift, nach 
dem Sinne und Zwede feiner Gründung, der Kaſſationshof, 
als die höchfte richterliche Autorität, wie Carré fagt *), da- 
zu geichaffen, die Einheit der Legislation aufrecht zu halten, 
die Gefeße und die geieglichen Formen zu wahren, die Zu— 
ftändigkeiten ver verfchievenen Gerichte zu fichern, fo daß 
fie. die ihnen durch das Geſetz bezeichnete Grenze ihrer Attri⸗ 
butionen weder ausdehnen, noch einengen fönnen. 

Der Kafjationshof ift eine Emanation des alten fran« 
zöftfchen Staatsrathed (conseil du roi), welcher fich im 
verſchiedene Sektionen theilte, Seine Attributionen übte eine 
Seftion dieſes Rathes unter dem Namen conseil des par: 
ties oder conseil -prive, welche überall hin den König bes 
gleitete, und ihre Kunftionen ununterbrochen fortfegte. Seine 
“eigentliche Schöpfung aber vatirt fi) vom 1. Dezember 
1790, wo ihn die Nationalverfammlung, indem fie den 
conseil des parties auffjob unter dem Namen tribunal de 
cassation errichtete. Das betreffende Geſetz überträgt ihm 
das. Erkenntniß über alle Kaffationsgefuche gegen richterliche 
Urtheife letter Inftanz Cd. h. folche, gegen welche fein o r⸗ 
dentliches Rechtsmittel Play greift) in dem ganzen Reiche, 
über Perhorrescenz-Geſuche und Jurisdictions⸗Konflikte, ıc. 
und macht ihm zur Pflicht, alle Proceduren, bei welchen die 
Formen verlegt worden, und jedes Urtheil, das einen aus- 


— — — — 


*) Les lois de l’organisation et de la competence, Tom. 
V. p. 204. 


192 Vortrag des Abg. Pfarrers Tafel über den Geſetzentw. 


drücklichen Verftoß gegen den Wortlaut und Sinn des Ge- 
feed enthält, zu vernichten, jedoch au fond oder in ver 
Hauptfache, nicht felbft zu erfennen, fondern nach) Kaſſirung 
der Proceduren oder des Urtheiles die Hauptſache ſelbſt an 
ein anderes, dem Gerichte, von welchem das erſte Urtheil 
erlaſſen worden, gleichſtehendes Gericht zu verweiſen. Ver— 
ſchiedene ſpätere geſetzliche Beſtimmungen brachten desfalls 
keine weſentlichen Aenderungen hervor. Die geſetzliche Zahl 
dieſer Kaſſationsrichter iſt 48, in drei Sektionen oder Senate 
getheil.. Das Maximum einer Sektion iſt 16, das zur 
giltigen Urtheilsfällung erforderliche Minimum 11 *.) 

Man entnimmt von felbft aus dem Gefagten, daß der 
Gaffationsrefurs Fein Rechtsmittel im gewöhnlichen 
Sinne ded Wortes if. Er kann nur ergriffen werden gegen 
Urtheile, die, wie das Geſetz fich ausdrüdt, in letzter In— 
ftanz erlafien find, alfo zum Beifpiele nur-gegen diejenigen 
bezirfögerichtlichen Urtheile, gegen welche, nach dem Geſetze, 
feine Appellation ftatt finden kann. Er ift aber nicht de s— 
halb zuläffig, weil etwa behauptet wird, das Gericht habe 
inder Sache felbft umrichtig geurtheilt; denn der Kaf- 
fationshof darf den Grund der Sache jelbft nicht unterfuchen, 
er darf nicht unterfuchen, ob die Thatfache, welche dem angefoch- 
tenen richterlichen Urtheile zu Grunde gelegt ift, wirklich erwieſen, 
ob fterichtg oder unrichtig aufgefaßt fen, 2c.**) fondern er unters 
fucht nur die einzige Frage, ob der Richter bei Entfcheidung der. 
Sache fein Geſetz verlegt hat. Diefer Fall tritt ein 1) wenn bes 


*) Legraverend, Traite dela legislation criminelle, Tome IV. 

*) Henrion de Pansey fagt: „La demande en cassation est 
un nouveau presces, bien moins entre les parties qui fi- 
guraient dans le premier qu’entre Parret et la loi, und 
Toullier fügt hinzu: „Ce n'est pas le proces, qu'il aan 
de juger, c’est le jugement,“ 


d. Kompet. dv. Caſſationshofes f. d. Pfalz als Revif.-Ger. bir. 193 


hauptet wird, der Richter jey entweder binfichtlich des Ges 
genftandes odet der Perſon infomp etent geweſen; 2) er 
babe feine Amtsbefugniß überfchritten (exces de pouvoir) ; 
- 3) er habe die gejeglichen Formen des Verfahrens nicht bes 
obachtet, oder, troß der Einrede der: einen Partei eine For— 
menverlegung der andern Partei unberüdfichtigt gelaffen; 4) er 
habe in der Suche gegen ein ausdrückliches Geſetz entjchies 
den; 5) er habe das Geſetz unrichtig angewendet ; 6) endlich 
ift der Kaffationsrefurs noch in eimem befondern Falle zuläfs 
fig, wenn nämlich unter denſelben Parteien über dieſelbe 
Sache an verfchiedenen Gerichten zwei oder mehrere 
einander widerfprechende Urtheile ergangen find. 
Der Kaffationshof hat nun, wie gejagt, blos zu unter 
fuchen, ob diefe Kaffatiohd-moyens gegründet find, oder 
nicht. Im legteren Halle verwirft er das Kaſſations-Geſuch, 
im erfteren kaſſirt er das angefochtene Urtheil, was dieſelbe 
Wirkung hat; als wenn diefes Urtheil gar nicht erlaffen 
worden wäre. Es iſt alfo vollftändig res integra. Den 
Grund der Sache mnterjucht der Kaffationshof nicht, 
jondern er verweist diefelbe an ein anderes Gericht von gleis 
- chem Range mit demjenigen, welches das kaſſirte Urtheil 
erlaffen hatte. Diefe Verweifung an ein anderes Gericht 
muß felbit dann gejchehen, wenn das Gericht, welches das 
kaſſirte Urtheil erließ, aus verſchiedenen Kammern, Sektionen 
oder Senaten befteht. Wird alfo z. B. ein Urtheil der erften 
Kammer des Appellationsgerichtes zu Meg kaſſirt, ſo 
darf der Kaffationshof nicht an die zweite Kammer dieſes 
Appellationsgerichtes , fondern er muß an ein anderes 
Appellationsgeriht, alfo 3. B. nah Nancy verwei— 
jen. Bon dieſem Gerichte wird nun die Sache neuer 
dings verhandelt, gerade als wenn in derfelben noch nichts 
gefchehen wäre; namentlich ift dieſes Gericht auch bei ver 
Rechtsfrage an die Entfcheivung des - Kaffationshofes 
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nicht gebunden, und es Fommt, wirklich: nieht felten: vor, daß 
das Gericht in der Rechtöfrage anders entſcheidet, als: Der 
Kaſſationshof vorher entichieden hatte, Deshalb ift aber 
gegen. dieſes neue Urtheil neuerdings der. Kafſationsrekurs 
zuläfig. Ueber dieſen Kafjationsrefurs entſcheidet jedoch 
nicht eine einzelne Sektion, fondern Der ganze Ka is 
fationshof in vereinigten Kammern (en secti- 
ons reunies.) Kaſſirt der Kaſſationshof in einem. folchen 
Falle neuerdings, fo.entjcheidet er Dennoch nicht au fond, 
oder in der. Sache, fundern verweist abermald vor ein an« 
dered Gericht. Bleibt die Verfchievenheit der Anfichten auch 
nach dent. dritten Urtheile beftehen: fo muß die Frage nach 
dem Gefehe vom. 16. September 1807 vor. den. Staatörath, 
und nad) jenem vom 30. Juli 1828 vor die Kammern ge- 
bracht werben.‘ 

Diefe großartige, herrliche Einrichtung der franzöfifchen 
Gerichtöverfaffung erregt, mit Recht: die Bewunderung. eines 
jeden Unbefangenen. Wir. haben, da ein. grofied Land vor 
und, mit gleicher Gejeggebung , „Darin die Menge der Ge: 
richte,. und an deren Spige für das ganze Reich als ober: 
ſten Wächter über die Gefebe einen Gerichtshof, befegt mit . 
48 der ausgezeichnetiten Juriften des. ganzen Landet. Wir 
haben da die Einheit der Gefeggebung und die Einheit der 
Jurisprudenz, gepflegt, gewahrt und verbürgt durch das Cen— 
trum der richterlichen. Gewalt, das aus den vorzüglichften 
Talenten, den. verdienitvolliten Männern zuſammengeſetzt iſt, 
und deſſen Urtheile, wie Carré ſich ausdrückt, fo zu jagen, 
als. Orakelſprüche aufgenommen. werden. D’Eyraud ſagt: 
„Begulatriee de Porbite judiciaire, investie du droit 
immense de sanctionner ou de mettre au neant, la 
eour de cassation peut éêtre moniree avec un juste 
orgueil: par les amis. de leur, pays: Aussi a-t-elle 
merite à un, tel,point. l’aprobation generale, quelle 
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a été maintenue par tous les gouvernements qui se 
sont succede depui son institution.‘“ (Carre, tome 
V P. 205;) } ' s i f 


Der — Geſetzgeber wollte der höchſt Der, 
derblichen Geltendmachung verfchiedenartiger juriftifcher 

Anfichten vorbeugen. Er wollte dem Geifte und Zwecke 
des Geſetzes, er wollte der Wahrheit! den Sieg. verichaf- 
fen; allein nicht dur Gewaltmaßregeln, ſondern Durch, 
freie, unabhängige Forſchung ausgezeichneter Gerichte, 
deren Leitſtern die cour de cassation blieb, Es kann 
auch wirklich, ungeachtet der, Durch. die Geſetze durchaus 
geſicherten Unabhängigkeit ſelbſt der niedrigſten Gerichte, 
(denn das unbedeutendſte Friedensgericht iſt an die. An— 
ſicht des Kaſſationshofes, wie gezeigt, nicht gebunden) 
für die Dauer eine Verſchiedenheit der Anſichten nicht 
wohl beftehben. Natürlich werden die Kontroverſen nicht 
alle auf. einmal bejeitiget; täglich. bilden ſich neue Wer 
hältniffe, neue Streitfragen. Allein jeded Jahr findet 
eine Menge von Ötreitfragen, nachdem verjchiedene Ur— 
theife pro ef contra. alle jcharffinnig begründet, erlaſ⸗ 
fen worden, ihre Erledigung in der Art, daß man nun 
allgemein eine Anfiht al$ die wahre erfeunt und bes 
folgt. Hunderte von Gtreitfragen, Die als foldhe vor 
20 — 30 Jahren Gelebrität hatten, - beftehen als: folche 
heute nicht mehr. Sie find. verſchwunden, nicht durch 
Gefege, nicht Durch die Gewalt, fondern durch freie 
Forſchung wiffenjchaftlicher Männer, namehtlich durch die 
iharffinnigen, gründlichen Erörterungen und. Entjcheib: 
ungen des Kaffationshofes, durch den wiffenjchaftlichen 
und, moralifchen Einfluß, den folche natürlich u die 

Geifter ausüben, 
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Welche wefentlicyen Beränderungen hat die Verordnung 
vom 20. Oktober 1814 hinfihtlih des Kaffations- 
hofes ———— „und welche Folgen u darans 
A hervorgegangen? 


Eine wejentliche  Beränderung hinſichtlich — aaſ⸗ 
————— erfolgte fir die Provinzen des linken 
Rheinufers, aljo auch ‚Für die Pfalz, als dieſe Durch 
ven erften SBarifersrieden von: Frankreich getrennt, und 
dadurch der Jurisdiftion ‘des Kuaffationshofes zu Paris 
entzogen wurden. Durch die Verotdnung ver k. k. Defter- 
reichifchen: und F. Bayeriſchen gemeinſchaftlichen Landes— 
Adminiftrationd.- Kommiffion vom 20. Dftober 1814 
wurden die Attribute des Kaſſationsgerichtes dem Appel— 
lationshofe von Trier beigelegt, und zugleich beſtimmt, 
daß der nunmehrige Kaſſationshof auch als Reviſions— 
gericht im Civil-, Zuchtpolizeis und einfachen Polizei— 
Sachen, ‚eben jo: nach Kaffation eines: Anklagefammer: 
Urtheild zugleich au fond, d.h. in det Hauptjache (wel- 
he bisher, wie oben gezeigt,, immer an ein anderes, 
dem Gerichte, welches: das erjte Urtheil erlaffen hatte, 
gleichſtehendes Gericht - zur. Nevifion verwiefen worden 
war): erfennen ſolle. Nur in Kriminalſachen jollte nath 
erfolgter! Kaſſation des ergangenen Urtheils an ein an— 
deres Aſſiſen- oder Spezialgericht verwiefen werden. Die 
ſpäter erfchienenen Verordnungen vom 27. Juli, vom 
3. und 22. Auguſt 1815 und vom 22.. September 
41820, jo wie die Verlegung des mit den Attributionen 
ded Kafjationdhofes. verſehenen Apellhofes nach Kaifers- 
lautern, und dann nad) Zweibrüden betrafen nur das 
Formelle, nicht das Wefen diefer Einrichtung, 
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Die Verordnung vom 20. Oktober 1814 brachte 

aber zwei Hauptveränderungen hervor, nämlich: 
1) im Weſen wurde Die Kompetenz des Kaffationd- 

hofes verändert, 

2) derſelbe beſtand nicht mehr als eigenes Gericht. 
Zu 1. Schon die erfte diefer Beränderungen war 
eine unglüdliche, wenn auch durch Die damaligen . Ber- 
hältniffe wenigftend theil» und zeitweife. geboten. Der 
Grund nämlich, warum man dem Kaffationshofe zugleich 
die Funktion. eined Revijionshofes übertrug, lag wohl 
darin, daß nur ein Appellationsgericht vorhanden war, 
wie es denn auch im der Pfalz jebt noch ſo iſt. Wurde 
nun ein Urtheil des Appellationsgerichtes mittelft Kaſſa— 
tionsrefurfed angefochten, jo Fam die Kaffation an. bie 
andere Kammer defjelben Appellationsgerichtd, welche, 
nöthigen Falles fompletirt durch Beamte der Bezirksge— 
richte, darüber entjchied. Kaſſirte diefe das angefoch- 
tene Urtheil, fo konnte natürlih von einer. Berweifung 
feine Rede feyn, weil Fein Appellationsgericht und Feine 
Sektion mehr da war, wohin hätte verwiejen werben 
fönnen.: Man mußte aljo dieſes Gericht auch in der 


Hauptjache erfennen kaſſen. Handelte es fi) von der . 


Kaflation eines Friedens- oder bezirfögerichtlichen Urs 
theiles: jo hätte ohne Anjtand verwiejen werden. können, 
und für diefe Fälle wäre ohne Zweifel die Beibehaltung 
der urſprünglichen gefeglichen Einrichtung beſſer geweſen. 
So viel über diejen Bunft, 

Zu 2. Die Aufhebung des Kaffationshofes als 
eigenes Gericht und die Uebertragung feiner Bes 
fugniffe an das Apypellationsgericht war mit vielen Miß- 
ftänden: verfnüpft, namentlich im wichtigern Sachen, wo 
es ſich um Kafjation eines appellationsgerichtlichen Ur- 
theils handelte... Abgejehen davon, daß die Verweiſung 
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des angeföchtenen Urtheild einer Kammer an die andere 
als Kaffationdinftanz angerufene Kummer deſſelben 
Gerichtes nicht. nur dem Geifte der früheren gejeg- 
lichen Beſtimmungen, wornach nicht an einen andern 
Senat, ſondern an ein anderes Gericht verwie- 
fen werden mußte, entgegen war, jondern auch Die 
rihterliche Unabhängigkeit und innere Freiheit von jeder 
Art Einfluß vor den Parteien in Zweifel ftellen konnte, 
reichte in einem folchen Falle gewöhnlich das Perſonal 
des Mppellationsgerichts nicht aus, um den Kaflations- 
hof zu bilden, Um ein Faffatorifches Urtheil zu fällen, 
müflen nämlich, gemäß Art. 7. der Verordnung vom 
27. Zuli 1815, wenigftens fieben (früher neun) 
Mitglieder fiten. Das Appellationsgericht aber befteht 
aus 12 Individuen. Nun Hatten zu dem angefochtenen 
Urtheile wenigſtens 5 Mitglieder mitgewirkt, oft auch 
—noch mehr, weil gar häufig in einer Sache Kaſſation 
eingelegt wird, in welcher nicht blos ein, jondern viel: 
feicht zwei, drei und noch mehr Urtheile ergangen find, 
bei denen nicht immer diefelben Räthe faflen, jo daß 
alfo möglicher Weife ſechs, fieben und noch mehr Rath⸗ 
in dem Falle ſeyn konnten, zum Kaſſationshofe nicht 
beigezogen werden zu können, weil ſie in der Sache be— 
reits am Appellationsgerichte mitgewirkt hatten, Dazu 
kam aber noch, daß von den zur Bildung des Kaſſa— 
tionsgerichts diſponibeln Räthen ſehr häufig wieder aus 
andern Gründen mehrere verhindert waren, z. B. durch 
Krankheit, wegen Verwandtſchaft mit den Parteien, oder 
weil ſie in der Sache ſonſt ſchon, etwa als frühere 
Bezirksrichter, Staatsprokuratoren, Anwälte ꝛc. thätig 
geweſen waren. Um derlei Anſtänden zu begegnen, et- 
folgte nun die Berordnung vom 22. September 1820, 
wornach, nöthigen Balls, zur Kompletirung des. Kaffa: 
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tionshofes Bezirksgerichtspraͤſidenten und Begirksrichter, 

welche nicht verhindert waren, beigezogen werben ſoll⸗ 

ten. Diefe Einrichtung brachte aber wieder viele In— 

fonvenienzen mit fi. Sie verurjachte vor Allem groſſe 

Koften, weil den eingerufenen Bezirfögerichtspräfidenten 

und Richtern, Tages und Reijegebühren bezahlt werden 

mußten, dann Zeitverfäumnifie, — die Kaffationsfachen 

mußten fange vorher firirt werden, damit die einberufe: 

‚nen audmärtigen Gerichtsbeamten ihre Gefchäfte darnach 
inrichten konnten; endlich erzeugte fie den Mipftand, 
daß Glieder der Bezirks-, alfo der niedern Gerichte, dar: 
über zu enticheiden hatten, ob das Appellations-, alſo 
Das höhere -Gericht, richtig geurtheilt habe; ja es fonn- 
ıten die Fälle vorfommen, daß Bezirfsrichter, welche 

wegen geringer Qualififation ‚nicht Zu Appellationdräthen 
sbefördert werden fonnten, nun als Kaffationdräthe über 
die Appellurtheite zu Gerichte ſaſſen. Diefe Uebelftände 
weranlaßten im Jahre 1831 den damals ‚zur Stände: 
fammer abgeordneten Anwalt Eulmann von Zwey- 

brücken (deffen Klagen über den damaligen Beſtand des 

‚Kaftationshofes im Brot. 45. ©. 92 ff. PB. B. 8. und 

"Am Brot. 101. ©. ALf. P. B. 18. der Ständever- 
hHandlungen vom Jahre 1831 des Weitern zu erjehen 
find) eine verbeflerte Einrichtung des Kafjationshofes in 

der Pfalz, und die Einftellung, einer Budgetpofition zu 
diefem Zwede vor der Kammer der Abgeordneten in 

YAıztrag zu bringen. Der Antrag, welcher alſo Tautet: 
„DaB die Staatsregierung erjucht werde, für 
„den Rheinfreis einen Kaflationshof in der Art 
„gu bilden, daß er den Staatsbürgern 
„Bewähr für richtige Rechtspflege 

| „narbietet, 

und welchem die Kammer ihre Beiftimmung gab, hatte 
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den Erfolg, daß in dem Landtags⸗Abſchiede von 1831 
die Zuficherung ertheilt wurde: 
„Wir werden die Mittel, den Män- 
„geln der dermaligen Einrichtung des 


„Kaffationshofes fürden Rheinfreis 


„abzubelfen, in reife Meberlegung 
„stehen.“ 
Die wirkliche Abhilfe ſollte aber dadurch er⸗ 


zweckt werden, daß durch Allerhöchſte Entſchlieſ⸗ 


fung vom 29. Juni 1832 die Attribute eines Kaffe: - 
tionshofes und Revifiunsgerichtes in-Givitrechtsfachen fir 
die Pfalz dem Dberappellationsgerichte zu München über 
tragen wurden. Es fragt fi nun, ob hiedurh al 
Mipftände und KRechtderfchwerniffe wirklich befeitigt wor 
den find? Die beftehende, oder vielmehr nicht be 
ftehende Wechjelbeziehung der .pfälzifchen und der dies 


feitigen Geſetzgebung und Gerichtdordnung, und noc 5 


mehr eine zehnjährige Erfahrung geben hierüber ein . 


fchmerzliche Antwort. 


IV. 
Iſt durch die, mittel Alerhöchker Verfügung von 
29. Inni 1832 erfolgte Webertragung der Kaſſatiome 
und Revifions-Infanz für die Pfalz an das Ob cr 


u 


appellationsgericht zu München allen Uebelſtänden ı au d 


Redhtserfhwerniffen vorgebeugt worden? 


Die Beantwortung Ddiefer Frage möchte wohl am 
Bollfommenften fi) erfchöpfen, wenn wir fie folgender: 
maflen ordnen: Iſt diefe Einrichtung 1) Durch ei nen 
juriftifhen Grund, 2) durd ihre thatfä dhli- 
hen Folgen, 3) durch einen no, wed 


gerechtfertiget ? - 


\ 
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Zu 1): Beftünde in den fieben Kreifen dieffeits des 
Rheins diefelbe Gefeggebung und Gerichtsordnung, wie 
in der Pfalz, jo dürfte ed, nach dem groffen Mufter der 
franzöfifchen Einrichtung, ganz Idem Zwedeider Einheit 
und Sicherheit der Rechtspflege angemeffen feyn, daß in 
der Haupt» und Refidenzftabt des ganzen Königreiches 
ein Kaſſationshof über alle Gerichtshöfe für alle Staats- 
bürger Bayerns als höchfte Recht3-Inftanz beftehe, und 
Daß für die 7 Altern Kreife in München errichtete Ober— 
appellationsgericht möchte ſowohl hinfichtlich der Quali- 
tät al8 der Zahl der Räthe würdig deſſen Stelle einneh- 
men, Es hätte dann diefer Gerichtshof fich lediglich 
mit den Kaffationdrefurfen aus’ dem ganzen Reiche als 
Mächter über die Integrität des Gefeges, ald Bewahrer 
der Einheit und Sicherheit der Rechtöpflege, ald Lebens— 
quelle einer gefunden Jurisprudenz und als letztes Afyl 
der Rechtfuchenden zu befaffen, indem er die Reviſton 
der Faflirten Urtheile an die betreffenden Gerichte vers 
weifen würde. Diefer Fall ift nun aber nicht gegeben, 
und wird auch, leider! — fobald nicht eintreten. Es 
befteht aber auch fo lange Feine aus der Gerichtdorgar 
nifation hervorgehende Wechfel-Beziehung, Fein natürliches 
Verhältniß, Feine organifche Verbindung zwifchen den 
Gerichten der Pfalz und dem Oberappellationdgerichte zu 
München, fo wenig ald zwifchen ver biefleitigen und 
pfälzifchen Gefebgebung und Rechtspflege ein Wechfel- 
verhältniß, eine ‚Iebendige Verbindung gedacht werben 
fann.l: 

Zu 2): Die ergiebige Frucht diefer unzwedmäffigen 
Einrichtung waren die thatfächlichen Folgen, welche hier 
bei weitem nicht erfchöpfend in ihren Einzelheiten darge— 
ftellt werden fönnen, aber der Hauptfache nach in Nach⸗ 
ftehendem ſich anfchaulich machen : 

Beilagen » BandYVII. | 15 


% 
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a) „Für die Bildung eined Kaffationshofes in der 
Art, [daß er den Staatöbürgern der Pfalz; Gewähr für 
richtige Rechtspflege Darbiete”, war mit dem Beginne 
der III. Finanz-Periode eine Poſinon von 7,000 fl, in 
das Budget der Staatsausgaben eingeftellt worden. Die 
darauf durch Allerhöchſte Verordnung vom 29, Juni 
1832 erfolgte, für fichere Nechtöpflege Gewähr bieten 
jollende Einrichtung bejtand darin, daß dem mit einem 
ſech ſten Sengte zugleich vermehrten Dberappellations- 
Gerichte die Funktionen eines Saffationshofes, und in 
Gipilrechtsfachen *) nach erfolgtem Faffatorifchen Uxtheile 
zugleich die eines Nevifionshofes, für die Pfalz übertra- 
gen wurden, Weit entfernt aljo, DaB ein eigenes Raths— 
Kollegium als Kaffations-Inftanz, oder ein dritter Ges 
nat am Appellationsgerichte der Pfalz, um für Kaffati- 
ons⸗Relurſe ein ſolches bilden zu können, ins Leben ge— 
treten wäre, wurde vielmehr die kaſſatoriſche Rechtöpflege 
zu einer Nebenfunftion in aufferordentlichen 
Sigungen eines der Pfalz ganz fremden Obergerichtes; 
und da die Dberappellationsräthe als folche ſchon befol. 
det find, jo wurden, indem man jenen die Nebenfunktiz 
onen der Kaflation und Revifion für die Pfalz ohne ber 
fondere Remuneration in ihre Geſchaͤfts⸗Verbindlicht eiten 
einreihte, die jährlichen 7,000 fl. bis auf einige hun— 
dert, welche theild dem Generalprofurator als Funktions— 
gehalt zufommen, theils für Beftreitung der Regieloſten 
erforderlich find, gefpart. Das ganze Ergebniß jenes. 
Antrages auf beffere Einrichtung des Kaflationshofes war 





Die Befuguiß zur Repifipn in einfachen Polizei und Zucht- 
Polizeiſachen und in Anklage-Kammer⸗Urtheilen wurde durch 
nachträgliche DOrbonnanz ausgeſprochen. 


4 


d, Kompet. d. Kaſſationshofes f. d. Pfalz ale Reviſ.Ger. bir. 208 


alſo, nebſt der, wie weiter ſich nachweist, eingetretenen 
Berfhlimmerung deffelben, die jährliche Erſparniß 
von etwa 6,400 fl, welche für eine Verbeſſerung 
in das Staatsbudget eingeftellt worden waren, 


) In der Mlerhöchften Verordnung vom 29. Juni 
1832 ift verfügt: 


„Art. IV, Das Oberappellationsgericht als 
Kaffationshof für den Rheinkreis ſoll ſtets aus 
Raͤthen gebildet werden, welche auch der fran⸗ 
zöſiſchen Gerichtöverfaffung und Gefebgebung 
kundig find,“ 


„Wir werden Individuen des Juſtizdienſtes 
aus dem Rheinkreiſe zum Oberappellationdge- 
richte als Räthe berufen. 


Dieſer Artikel wurde. bid heute och, nicht nach feis 
nem Unfange und Wortlaute yollzogen. Es wurden nem- 
lich im Jahre 1832 nur vier in dem Juſtizfache der 
Pfalz Angeftellte als Oberappellationsräthe nah Mün⸗ 
hen, berufen, Einem derſelben wurden die Funktionen 
eined Generalprofurators übertragen, und. die drei übrie 
gen bildeten nun nicht eiumal zur Hälfte den zeitweiligen 
Kaffationss und Revifionshof für die Pfalz. Diefer muß 
naͤmlich aus wenigfiens fieben Räthen zufammengefeht 
feyn, Es mußten aljo den drei aus ber Pfalz berufs 
enen, mit der dortigen Gefebgebung und: Rechtspflege 
theoretifch und praktifch vertrauten Räthen, um den Ges 
nat vollzählig zu machen, vier Oberappellations⸗Räthe 
beigegeben werden, von denen, auch unter Borausjegung 
fonftiger ausgezeichneter Tüchtigfeit, wenigftend auf dem 
Standpunkte der Beurtheilung von Seiten des Publikums, 
15* 
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in Zweifel gezogen werden konnte, ob ſie die theoretiſche 
und praktiſche Kenntniß der franzöſiſchen Geſetzgebung und 
Rechtspflege und die desfallſigen Schätze der Erfahrung 
“in jenem Grabe beſitzen, in welchem fie von der ober⸗ 


ften Rechts-Inftanz, von einem Kaffationshofe er- \ 


wartet und mit Recht gefordert werden, welcher der höchfte 
Schug der Integrität des Geſetzes und der gefeglichen 
Kechtöpflege und die Teste Zuflucht, der Rechtfuchenden 
ſeyn fol, Wenn alfo auch die numerifche Vollzähligkeit 
des Kaffationds und Revifions-Gerichtes vorhanden war, 
und wenn auch fämmtliche denfelben bildenden Räthe als 
Mitglieder der Oberappellationsgerichtes durch Rechtöfennt- 
niß und Tüchtigfeit in jeder Hinficht ſich auszeichneten, fo 
war doch, aus dem angeführten Grunde, der Pfalz nicht 
jene moralifche Garantie gegeben, wie fie die Natur der 
Sache fordert, wie fie durch den Art. IV. der Allerhöch- 
ften Verordnung vom 29. Juni 1832 audgefprochen ift, 
und wie fie allein das unbebingte Vertrauen auf den 
vollftändigen Schug des Gefeges und der Rechtspflege 
begründen und erhalten Fann. | 


Sp. blieb bis jegt der Kaſſationshof Tonftituirt aus 6 
ordentlichen Räthen und 6. Suppleanten, nebſt dem Bor: 
ftande, und darunter nur drei aus der Pfalz berufene 
Käthe. Erfranfen nun jene drei Räthe, oder find- fie fonft 
verhindert, oder wechſelt der Praͤſident des Oberappella⸗ 
tionsgerichts, nach Art, 3. der betreffenden Geſchaͤftsord⸗ 
nung, das Perfonal für die Funktionen des Kaffations- und 
Reviftonshofes : fo kann es ſich zutragen, daß das ganze 
Kollegium aus Richtern befteht, welche niemals praftifch 
mit der franzöfifchen Rechtspflege vertraut zu werben Gele» 
genheit hatten. Man denke fich an die Stelle des bieffeiti- 
gen Oberappellationsgefichts, ein aus franzöfiichen Juriften 
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| befchenben, Kollegium, ‚welches fich nie mit der bayerifchen 
Geſetzge ebung und Rechtöpflege befannt zu machen Veran— 
lafiung hatte, dazu beftimmt, über alle Urtheile der dieſſei⸗ 
tigen Gerichte im letzter Inſtanz zu entfcheiden, und man 
hat das Bild eined aus biefjeitigen Juriſten zufammengefeh- 
ten — für die Pfalz. 


u Daß bei einem ſolchen Verhältniſſe das Vertrauen ver 
Gerichte, der Richter und Parteien, wie es die Inſtitution 
eines oberſten Gerichtshofes fodert, ſſchwankend werden könne, 
liegt auf flacher Handz 


‚Die te begütigende Verficherung, daß ed den bieffeitigen 
zum Senate des Kaffationd- und Reviftionshofes berufenen 
Dberappellationsräthen ein Leichtes feyn werde, fich durch 
Privatftudium die mangelnden Dualitäten zu erwerben, iſt 
wohl fein ausreichender Troft. 


Wenn nicht zu läugnen ſeyn dürfte, daß es den aus 
ver: Pfalz hieher berufenen Oberappellationsräthen eine 
fchwere Aufgabe ſey, fich mit der viefleitigen Gefeggebung 
und Rechtspflege, obgleich fie deren Anwendung und Aus- 
übung hier zu beobachten Gelegenheit haben, vertraut zu 
machen, fo iſt um. fo ficherer anzunehmen, daß es den 
dieffeitigen Rechtögelehrten eben fo fchwer werden muß, das 
frangöftfche Geſetz und Rechtöverfahren, welches praktiſch ihrer 
Erfahrung und Hebung fremd geblieben ift, in feinem wahren 
Geifte und in feinem ganzen Umfange fich eigen zu machen, — 
zumal, wenn man erwägt, daß das Oberappellationsgericht 
meiftend aus Altern Männern zufammengefegt ift, welche 
durch ihre gewöhnlichen Arbeiten ald Oberappellationsräthe 
fo in Anfpruch genommen find, daß ihnen weder Zeit noch 
Luft und Kraft übrig bleiben kann, fich mit einer fremden 
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Geſetzgebung, einem fremden Rechtsverfahren verfraut zu 
machen, um als Kaffationsräthe Funktionen zu verrichten, 
für welche fie frifche Studien zu beginnen, neue juriftifche 
Werke ſich anzufchaffen haben, ohne daß Ihnen dafür ir- 
genderlet Emolumente geboten werden. | 


Der Art. IV. ver allerh. Verordn. v. 29. Jumi 1832 - 


wurde alfo zur Benachtheiligung des Vertrauens auf eine 
volle Bürgfchaft gewährende Rechtspflege, und zur Befchiver- 
niß des Oberappellationsgerichts felbft, bis heute nicht er— 
üllt, ja fo wenig berücfichtiget, daß etwa unter 50 Rä- 
then, welche feit 10 Jahren an das hieſige Oberappellas 
‚ tiondgericht berufen wurden, nur zwei fich befinden, welche 
. als Zuftizbeamte in der Pfalz mit der dortigen Geſetzgebung 
und Nechtöpflege ſich praktiſch vertraut zu machen in Den 
Stand gefegt waren, Yon denen aber nur einer Die Bes 
rufung angenommen Hat. | 


e) An diefes Gerichts Kollegium, deffen Mitglie- 
der, mögen fie immerhin als Oberappellationdgerichts- 
Näthe in jeder Hinficht fich auszeichnen, vieleicht auch 
felbft mit dem franzöftfchen Gerichtöverfahren ſich bald 
vertraut gemacht haben, dennoch mit den Bewohnern 
des pfälzifchen Kreifes, ihren Sitten und Gebräuchen, 
ihrer Sprache und Ausdrucksweiſe hicht bekannt feyn 
koͤnnen, find nun feit mehr als zehn Jahren die Pfaͤlzer 
verwieſen. Da müffen fie ihr letztes Recht ſuchen, in 
einer Entfernung von 100 — 130 Stunden; da müſſen 
fie eintretenden Falles, zur befferen Wahrung ihrer Rechts⸗ 
angelegenheiten, perfönlich erfcheinen, dahin Zeugen mit- 
bringen oder vorladen laſſen. | 


Setzen wir den Ball, ed ergreife Jemand gegen 
ein Urtheil legter Inftanz in Civilſachen Rekurs an ' 
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den Kaſſationshof. Können auch die Akten ſammt den 
Succumbenzgeldern einem Anwalte in München überſen— 
det werden, um fie auf der Kanzlei des Kaſſationshofes 
zu hinterlegen: fo findet er ed doch vielleicht feinem Its 
tereffe angemeffen, nachdem die Kaffation erfolgt ift, bei 
der Revifion- des Faffirten Urtheils perfönlich zu erjcheis 
nen. Diefer Revifion können aber möglicherweife erft 
Zwiſchenurtheile, Zeugenverhöre (in den Fällen, mo fie 
dei der vorausgegangenen gerichtlichen Verhandlung nicht 
protofollarifch niedergelegt worden find), und Erpertifen 
vorausgehen müflen. Es muß alfo der Rechtfuchende, 
wenn er allen Berhandlungen perfönlich anmwohnen will, 
entweder in München weilen, oder hin. und herreifen, 
bis endlich das Revifionsurtheil unter einem ungeheueren 
Koftenanlaufe ergeht, 


Noch größere Schwierigkeiten und Nachtheile treten 
bei. Kaffationsgefuhhen in Strafſachen, namentlich in 
Polizei⸗ und Zuchtpolizeifachen, ein. Nach erfolgter Kafs 
fation muß nämlich der Bejchuldigte perjönlih in ber 
Sigung erfcheinen, in welcher der Kaffationdhof als Re- 
viſionsgericht au fond (iu der Sache felbft) das Urtheil 
fit | | 


In dallen, wo über Die frühern Ze ugenverydre feine Bros 
tokolle geführt worden find, muß der Beſchuldigte nicht mur 
Die Reife nach München machen, fondern auch die Zeugen 
dahin vorladen, um feine Unfchuld darzuthun. Im gleichen 
Falle findet fich oft die Staatöbehörde, wenn etwa wes 
gen mangelhafter Vorinftruftion und zur befferen Auf— 
flärung der Sache die Gegenwart der Zeugen ald noth- 
wendig erachtet wird. Im der Regel ericheint aber in 
diefem Falle der Befchuldigte nicht, der Entfernung und 
der ungeheuren Koften wegen, Dad Revifionsgericht 
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fällt nun fofort ein Urtheil, das unter den erfoderlichen 
Bedingungen vielleicht ganz anders ausgefallen wäre. Iſt 
der Befchuldigte im Zuftande des Arreftes prozeſſirt wor= 
den, fo muß er, nach erfolgter Kafjation des polizeis oder 
zuchtpoligeigerichtlichen Strafurtheils, im Zuftande der Haft 
nach München gebracht, da im Gefängniffe verwahrt, 
und am anberaumten Gerichtötermine dem zum NRichter- 
fpruche  verfammelten - Revifionshofe vorgeführt werden. - 


Selbft diejenigen, welche auffer Haft progeffirt, 
aber zu einer Gefängnißftrafe veruriheilt worden, müffen, 
am Kaffation einlegen zu können, fich vorher im hiefigen 
Gefängniffe zur Haft fiftiren, wenn ihnen nicht früher 
fhon gegen Kaution proviforifche Freiheit geftattet wor— 
den ift. Art. 421. code d’instruct. eriminelle. 


d d) Die bisher gefchilverte Rechtserfchiwerung in Kaſſa⸗ 
tions» und Reviftonsfachen 'bietet eine neue deplorable Seite 
dar, wenn wir die Nechtövertheidigung in’d Auge faffen, 
die bei Kaffationd;Refurfen von eben fo groffer Wich- 
tigkeit. ift, al8 fie von ausgezeichneter juriftifcher Garantie 
jeyn follte, In Civilfachen müffen nun, wie oben bemerkt 
wurde, die Parteien von Advofaten vertreten ſeyn, die 
am Site des Gerichted wohnen. Nun findet fi) hier 
fein einziger Advokat, welcher mit der franzöfifchen Ge— 
feßgebung und Rechtspflege theoretifch und praftifch ver- 
traut ift. i 


Was müffen nun die Rechtöfuchenden thun? Gie 
laſſen fih ihre Denffchriften von pfälzifchen Advofaten 
ausdarbeiten, ftellen fie dann einem Münchner-Advofaten 
zu, der feinen Namen darunter fchreibt, und fie dann bei 
Gericht eingibt, 


It die Sache fehr wichtig und die rechtsfuchende 
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Partei vermögend, jo ſchickt fie, da dieß die betreffende 
Inftruftion erlaubt, zur Verhandlung einen Advofaten 
aus der Pfalz, der die Sache hier plaidirt, weil die 
diesſeitigen Advokaten, abgeſehen von andern Requiſiten, 
im mündlichen Vortrage nicht praktiſch geübt ſind, das 
mündliche Plaidoyer aber, welches, nebenbei geſagt, ein 
Glanzpunkt der franzöfifchen Prozedur ift, von höchfter 
Wichkigkeit feyn kann. 


Für die in der Regel von pfälzifchen Advokaten gefers 
tigten Denkfchriften, welche eben deswegen, weil die hiefigen 
Advokaten der franzöfifchen Gefege und Rechtöpflege nicht 
fundig genug find, um fo ausführlicher bearbeitet feyn müſ⸗ 
fen, bat nun die rechtſuchende Partei nicht nur den Advo⸗ 
Faten in der Pfalz als Verfaffer zu bezahlen, fondern fie 
muß audy dem Münchner-Advofaten, welcher lediglich feinen 
Namen darunter fchreibt', ein, vielleicht oft eben fo bedeuten⸗ 
des Honorar geben. Da nun die gewinnende Partei dem 
Gegner die Advofatens und Anwaltsgebühren gefeglich nu 
einmal in die Koften liquidiren darf: fo verliert fie jedenfalls 
den Koftenaufwand für Die Aufftelliumg eine® zweiten Advo- 
faten, je nach der Gröffe von 100-200 und mehr Gulden, 

ohne ihre Schuld und ohne dieß vermeiden zu können, da 
fie zur Betreibung ihres Prozeſſes einen Advokaten in ber 
Pfalz zur Ausarbeitung der Denkfchrift, und einen zu Mün⸗ 
‚chen zur Unterzeichnung und Ueberreichung derfelben aufzu⸗ 
ſtellen gezwungen war. 


Schickt die Kaffation fuchende Partei gar einen pfälzifchen 
Advöfaten nad) München, um die Sache mündlich zu plat- 
diren: fo muß fie auffer dem bezeichneten Verfufte vielleicht noch 
300—400 fl. aufivenden, um dieſen Advokaten für feine Reife, 


feine Bemühungen, feine Gefchäfts- und Zeitverſäumniſſe ans 


gemeffen zu entihädigen; und auch hiefür erhält fie, auch 
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wenn fie den Prozeß gewinnt, nicht den mindeften Erfah. 
Hierüber hat die Kreißregierung der Pfalz fchon felbft die 
das Gefagte Iheftätigende Erfahrung gemacht. Auch fte ließ 
in einem Faffatorifchen Bivilproceffe ihre Arbeiten durch einen 
pfälzifchen Advokaten fertigen, und ſchickte dann denfelben 
zur Verhandlung nah München, um in der Sigung ihre 
Sache mündlich zu plaldiren, 


So ift denn nach allen Seiten ‚bin die Vereinigung 
der Attribute der Kaflationd- und Revifionsinftanz mit dem 
hieſigen Oberappellationsgerichte ein unnatürliche®, in feinen 
"Folgen höchft trauriges Verhältniß, eine wirfliche Rechtser- 
fchwerung. Es wird darum auch, obgleich die Appellatio- 
nen und. die wichtigeren Civilprozeſſe fich mehren, nicht ir 


häufig, als e8 wohl fonft gefchehen würde, Kaſſation einge⸗ 


legt. Dieſes Mittel iſt eigentlich mur noch da für Die 
Staatsbehörde in Straffahen, und Ifür ganz 
reiche Leute, welche feine Opfer fcheuen. Will ein reis 
‚cher. Mann, der in einem Prozeffe einem Armen gegenüber 
in, legter Inftanz erlegen ift, diefen Mißſtand fich zu Nugen 
machen, Niemand fann ihn daran hindern. Der Arme muß 
ſich, wenn ber Reiche Kaffation eingelegt hat, oder ed thun 
‚gu wollen. erklärt, will er nicht Alles verlieren, mit dem Rei- 
chen um jeden Preis vergleichen. Dank der Gewiſſenhaftig⸗ 
feit und dem Gerechtigfeitögefühle der pfaͤlziſchen Advokaten, 
daß fie ihre reichen Glienten nicht in diefem Sinne berathen. 


Zu 3. Wem nun), wie aus dem Gefagten untiver- 
forechlich fich ergibt, der Webertragung der Kaffationd- und 
Reviſionsbefugniß für die Pfalz an das Oberappellations- 
gericht zu München durchaus fein juriftifcher und natürlicher 
‚Grund, unterliegt, wenn die Folgen diefer Uebertragung nach 
allen Seiten bin höchſt benauerlicher Natur find, und ledig— 
lich in dem Begriffe ver Rechtserfchwerung fich kon— 
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zentriren: ſo fragt es ſich endlich, ob dieſe Einrichtung ſich 
durch einen politiſchen Grund rechtfertige? Schwerlich hat 
man dadurch einer allenfalls beabſichteten Einführung des 
mündlichen und öffentlichen Verfahrens bei den dieſſeitigen 
Gerichten den Weg bahnen wollen, wie denn auch in die— 
fer Borausfegung ein ſolches Worbereitungsmittel mit allzu 
theuern Opfern der Pfalz bezahlt wäre. Referent kann fich 
desfalls „Überhaupt feine andere Politif denfen, als die alle 
Beztehungen durchdringende Abſicht und das umſichtigſte, in 
allen Verfügungen ſich kund gebende Beſtreben der Staats— 
regierung, dem Vaterlande, und reſpektive einem Regier— 
ungsbezirke, wie die Pfalz, welche mit eigenen, ihr feier- 
lich garantirten, von ihr mit Leidenfchaft umfaßten Inftis 
tutionen unter das vaterländifche Zepter glüdlich zurückgege— 
„ben worden, die hohen Güter ficherer, Vertrauen ermweden- 
der Rechtöpflege, wie der Integrität der Gefebgebung und 
der Gerichtsverfaſſung, vollftändig und unverfümmert „zu 
wahren, und durch den Schuß der daran fich knüpfenden 
heiligen Interefien das Band der Liebe und des Vertrauens 
„zwiichen. ihr und den Staatsangehörigen immer mehr zu 
feſtigen. Dieß ift die wahre, fruchtbringende Politif, dieß 
‚Das ächt politiich-moralifche Band, welches allein unzerftör- 
liche Haltbarkeit behält, während alle blos äuffere, Fünftliche, 
einengende Bandwerke verwundend in's gefunde Leben ein- 
ſchneiden, oder, vondiefem überwunden und verfchmähet, als 
nutzloſe Vorkehrungen zu feinem Zwecke mehr diener 


Aus diefem Geſichtspunkte beurtheilt erſcheint daher de 
Uebertragung der Kaſſations / und Reviſionsinſtanz für die 
Pfalz an das Oberappellationsgericht als eine durchaus 
unpolitiſche, ja als eine den wahren Intereſſen der Staats⸗ 
regierung, wie jenen der Betheiligten gerade widerſprechende 
Maßregel. Die im Jahre 1832 erfolgte Verlegung ihres ober⸗ 
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ſten Gerichtshofes nach München erfüllte die Pfalz mit dem 
tiefſten Schmerze. Dieſer Schmerz dauert fort, ſo lange die 
Urſache deſſelben nicht beſeitiget iſt; — und hätte man in 
der Pfalz nur ahnen können, daß der im Jahre 1831 vor 
die Kammer der Stände des Reichs gebrachte Antrag auf 
eine zweckmaͤſſigere Einrichtung des Kaſſations- und Nevis 
fionshofes eine folche Erledigung finden werde, man wirde 
lieber ftilffchweigend die frühere Einrichtung mit ihren Män- 
geln behalten haben. Früher hatte man doch wenigſtens den 
Kaſſationshof in dem Gebietstheile, welcher der betreffenden 
Geſetzgebung unterworfen iſt, wohin er alſo natürlich gehört; 
man hatte ihm in der Nähe, aus lauter Juriſten zufammens 


geſetzt, welche befannter Maßen mit ber pfälziichen Geſetz⸗ 


gebung und Nechtöpflege theoretiih umd praftifch vertraut, 
und mit der Sprache, der Ausdrucksweiſe, den Sitten und 
Gebräuchen des Volkes befannt waren, und blos Hinfichte 
lich der Anzahl nicht genügten; man hatte ihn an dem 
Orte, wo rechtöverftändige und geübte Anwälte ohne Schwie⸗ 
rigkeit die Parteien vertreten konnten. Nun aber iſt die Kaf- 
fattonsinftanz, unter lauter gegentheiligen Berhäftniffen, wohl 
noch geſetzlich, aber für die meiften Rechtfuchenden nicht mehr 
thatfächlich vorhanden. Es iſt darum auch von felbft ein- 
leuchtend, daß die Pfalz in fo weit die ihr im Jahre 1818 
allerhöchſt garantirten Inftitutionen hinſichtlich der Rechts, 
pflege mit Grumd verfümmert fieht. Es ift erflärlih, daß 
die Bitte um Rücverlegung des Kaffationd» und Reviftons- 


hofes in die Pfalz ein obligater Gegenftänd der Separat- 


Protofolle des pfälzifchen Landraths geblieben ift, und fo 
lange bleiben wird, bis die Bitte Erhörung findet. Es war 
daher auch nur ein heiliger Drang der Pflicht und ein Wie- 
derflang aus dem Herzen der Pfälzer, ald deren Abgeordnete 
im Jahre 1837 den Antrag vor die Kammern iver Reichs» 


„Hände brachten. 
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„Es möge Seine Majeftät der König ge 
„ruhen, das Ober-Appellationsgericht der Funktio— 

„nen des Kaffationd » und Revifionshofes für den 
„Rheinkreis zu entheben, und diefe Funktionen ver- 

„mittelft einer zwedmäfjigen Einrichtung und Ver— 
„mehrung des Perfonalftatus wieder dem Appella- 

„tonsgerichte von Zweibrüden zu übertragen.” | 

Mit Worten, welche dem innerften Wahrheitögefühle 
entfloffen, und welche nur aus der Bruft des Ehrenmannes 
fommen, der da will, daß Jedem dad Seine werde, hat da— 
mals der Abg. Dr. Schwindl in’ feinem Vortrage über 
dad Budget der IV.. Finanzperiode dieſe Angelegenheit in 
Elarer und eindringlicher Auseinanderfegung behandelt, und 
die Ständefammer der Abgeorpneten den oben bezeichneten 
Antrag zu dem ihrigen gemacht, indem fie zugleich zur Near 
lifirung desfelben, wie im Jahre 1831, eine Pofition von 
7,000 fl. in dem Staatsausgaben - Budget beftimmte. Der 
Antrag auf Rüdverlegung des Kaffationd - und Reviſtons⸗ 
hofes in die Pfalz wurde indeffen von der Kammer der 
Reichsräthe zum erften, und auf defien Erneuerung von’ 
Seiten der Kammer der Abgeordneten zum zweiten Male 
abgelehnt, ‚obgleich der I. Ausfchuß derſelben auf Zuftim- 
mung, jedoch nur in der igenfchaft eines Wunfches, ans 
getragen hatte, und bei den desfallſigen Diskuſſtonen nicht 
verfannt wurde, daß „für den weit entlegenen Rheinfreis 
die ‚Entfernung der oberften Rechtsinſtanz offenkundige, 
durch die Inftabilität der PBerfonal- Zufammenfegung, durch 
das Nichtvertrautfeyn der bießrheinifchen Advokaten mit der 
überrheinifchen Geſetzgebung wefentlich gefteigerte Nach⸗ 
theile ‚materieller ſowohl ald pekuniärer Art haben." In der 
Kammer der Abgeoroneten fand man ſich darauf veranlaßt, 
‚von dem Antrage Umgang zu nehmen, indem die zuverficht- 
\iche Hoffnung ausgefprochen wurde, daß die kgl. Regierung 
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dennoch dem ſo gerechten als billigen Wunſche der Pfalz 
ſowohl, als auch der. Kammer der Abgeordneten um Zurüd- 
verfegung des Kaffationshofes entiprechen werde. *) 

Es wurde aber bis jegt dieſem Wunſche nicht ent« 
fprochen; dennoch muß die Pfalz ihn fort und fort wieder— 
holen; feine Realifirung ift für fie ein ununterdrüdbares 
Bedürfniß, Die Erfüllung eines NRechtsanfpruchs, eine 
Nothwendigfeit. 

V. 
It der ‚vorliegende Grletz- Entwurf geeignet, die 
fortbeftehjenden Mebelftände zu befeitigen, das In- 
tereile des Geſetzes, wie der Bechtfuchenden, voll- 
ftändig zu verbürgen? 


Obgleich nun die Staatöregigrung das Rapikalpeilmistel 

ber bezeichneten Mebelftände in Beziehung auf die bermalige 
Einrichtung des Kaffationshofes für die Pfalz nicht ey= 
griffen hat, fo. vermochte fie ſich Diefelben dennoch nicht zu 
verhehlen, vielmehr Hat fie deren Befehen und, dig Noth- 
menbigfeit Der Abhilfe durch Die Vorlage des hier in Frage 
ftehenden, Gefegentwurfeg, welcher die Wirfungen der zneste 
mäfligen Geſtaltung und Rüchverlegung des Kaſſationghofes 
in die Pfalz ſurrogiten fol, im den Motiven, desſelden gus⸗ 
drüsflich anerfaunt, 

Es iſt num zu prüfen, ob die als nothwendig erfannte 
Aphilfe durch den heingten Gefegentwurf wirklich, im Inter- 
er. bed Geſchzes ſowohl, al$ ber Rechtſuchenden, erzwedt 
wi id. 

Zwei Hauptprinzipien ſind es, welche durch denſelben 
in die Gefepgehung aufgenommen werden follen, nämlich: 

*) Man ſehe die Verhandl. ver II. Kammer von 1837 Beilag. 

Bd. 8. Mot. Dh. 18, 21,.22 ‚und bie BR der J. Kam⸗ 

mer Beil. Br. 2, Prot, Bd. 1 
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1. Es ſoll dem Kaflationdhofe die Befugniß ertheilt werden, 
nach Faffirtem Urtheile die Verhandlung und Entfcheidung 
der Hauptfache an ein anderes, dem Gerichte, deſſen 
Urtheil kaſſirt worden iſt, gleichftehenbeg Gericht zu ver⸗ 
weifen. Dieß der Inhalt der Art. 1 und 2, 

II. Das Urtheil des Kaffationshofes fol Hinfichtlich ver 
darin aufgeftellten und entſchiedenen Rechtsfrage für 
dad Gericht, an welches die Verhandlung und Ent- 
ſcheidung der Hauptfache verwieſen wird, bei diefer Ab- 
urtheilung bindend ſeyn. Dieß der Inhalt der Art, 3 
und 4. 

Diefe beiden Prinzipien wären nun 

A. yor Allem vom vechtöwiffenfchaftlichen Standpunfte 
aus zu würdigen; | 

B. dann als Reſultat feftzuftellen, in wie weit, und , 
unter welchen allenfallfigen Modififationen den ein- 
zelnen Artikeln des Gejegentwurfes die Zuftimmung 
zu geben ſey; 

c. endlich als Schlußfolgerung zu ermitteln, ob — 
alſo modifizirte Entwurf, zum Geſetze erhoben, „ 
Bewohnern der Pfalz (wie am Schluffe der JF 
virung desſelben geſagt iſt) jede Urſache zu 
einer gegründeten Beſchwerde über ers 
ſchwerte Rechtövertheidigung benehmen wird.“ 

A, 


Zu 1. Das Prinzip der Verweiſung ber — 
nach kaſſirtem Urtheile, an ein anderes, dem 
welches das kaſſitte Urtheil erlaſſen hat, gleiches Gericht 
wie bei Erörterung der Frage II. auseinanbergefept worben, 
ein in ber urfprünglichen und jetzt noch in Frankreich fort⸗ 
beſtehenden Einrichtung des Kaſſationsweſens begruͤndetes. 
Iſt Daher auch in den Art. 1 und 2 des vorliegenden 
Geſetz⸗ Entwurfes die Verweiſung der Hauptfache, nach 
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faffirtem Urtheile, an ein andered Gericht nicht verpflichtend, 
fondern nur fafultativ ald Befugniß ausgefprochen, und hat 
auch fernerhin der Kaffationshof nach Kaffirung eined An= 
klagekammer⸗Urtheils die Attributionen der Anklagefammer 
felbft auszuüben: fo liegt hierin doch einerfeitd wenigftend 
eine theilweife Rüdfehr zu dem urfprünglichen Prinzip, 
welche fich von felbft rechtfertigt, andererſeits dürfte wohl 
angenommen werben, daß der Kaffationshof von der Be— 
fugniß der Verweifung nicht nur zum Bortheile des Fiskus 
in Fällen, wo die Staatsbehörde als Klägerin auf Kaffation 
bei  Straffachen Bellagte und Zeugen, ohne Ausficht auf 
Koftenerfag, perfönlich vorladen müßte, fondern auch zum 
Bortheile der Befchuldigten und der Privatkläger Gebrauch 
machen werde; endlich möchte aych immerhin der Kaffations- 
hof die Attributionen der Anklagekammer, da in diefen Fällen 
nur auf fchriftliche Borunterfuchungen, ohne Beifeyn der 
Beichuldigten und der Zeugen erfannt wird, zur fehnellen 
Förderung der Sachen zweddienlich ausüben. 

Zu I. Anders verhält es ſich mit dem zweiten Prin- 
zip, welches in die pfälziiche Gefeggebung aufgenommen 
werben foll, mit dem Prinzip nämlich, daß der Richter, an 
welchen nach erfolgter Kaſſation des erften Urtheils vie 
Sache verwiefen wird, an die Entfcheivung des Kaffations- 
hofes hinfichtlich der Rechtsfrage für dieſen Fall ge— 
bunden ſeyn ſoll. 

Referent kann ſich nimmermeht mit diefem Prinzip be= 
freunden, er kann ed nur als ein gemwaltthätiges, gefähr- 
liches, der gefunden Jurisprudenz widerftreitendes befämpfen. 

Die richterliche Jurispiktion befteht in der Gewalt, zu 
richten. Richten heißt, ein Faktum an ſich und mit Erwäg- 
ung aller feiner Umftände prüfen, und dann, dasſelbe an 
den Mapftab des Geſetzes Haltend, fich fchlüffig machen, 
ob und welche gefegliche Beftimmung darauf anwendbar ift, 


L 
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ober nicht. Die Untfcheivung, welche aus dieſer zweifachen 
Prüfung, des Faftums und des Geſetzes hervorgeht, bildet 
das Urtheil, d. h. den Spruch, ob das Geſetz die auf das 
Faktum geftügte Behauptung rechtfertigt oder nicht. *) 

Wenn nun für den Richter, an welchen nad) Kaſſa— 
tion eines Urtheils die Hauptfache verwiefen wird, die Ents 
fheidung der Nechtöfrage bindend ſeyn foll: fo ift ihm 
in biefem Balle ein wefentlicher Beftanbtheil der Juris- 
diktion — der Gewalt, zu richten — entzogen. _ Er darf 
fich nicht mehr fragen, vb ein Geſe, und welches Gefek 
auf dad Faktum anwendbar ift; an die Stelle des Gefepes, 
welches allein den Richter binden fol, und der feiner 
freien Veberzeugung zuftehenden Anwendung und Auslegung 
des Geſetzes tritt die Entfcheidung der Rechtsfrage des 
Kaffationshofes, welche ihn, vielleicht ganz gegen feine in- 
nerfte Ueberzeugung, zwingt, ein Geſetz in einem gewiffen 
Sinne anzuwenden oder nicht anzuwenden. 

Sein Urtheil ift dann nicht das Ergebniß feiner ges 
wifienhaften Bergleihung des Faktumd mit dem Gefege, 
nicht dad Ergebnig eines richterlichen, dieſe beiden Mo- 
mente nothwendig in fich fhlieffenden Altes, fondern das 
Ergebniß einer doppelten richterlichen, im. Bereiche ver 
Meberzeugung und ded Gewiſſens oft unvereinbaren Potenz, 
nämlich des Kaffationshofes, in Beziehung der entfchievenen 
Rechtsfrage, und des Nevifionsrichterd in Beziehung auf 
das Faktum. u | 

Diefer Richter iſt dann gleichſam nur ein mechanifches 
Werkzeug, deſſen nothiwendige Wirkung nad) erfolgter Kaffa- 
tion. ſich fchon zum Voraus fejtgeftellt hat, ehe noch das 
alfo diftirte Urtheil formell zu Stande kommt. 





2) Siehe Carre tome V. pa. 207. 
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Gerade fo gut könnte man die Entfcheidung der Haupt: 
fache von Seiten des erften Richters als rechtsfräftig 
und bindend erklären, und von Seiten des Kafjationd- 
hofes die in der anders entfchievenen Rechtöfrage adoptirten 
gefeglichen Beftimmungen darauf anwenden. 

Der Richter, an welchen nad) erfolgter Kafjation die 
Hauptfache verwieſen wird, ſoll die Rechtsfrage nicht 
mehr unterfuchen dürfen. Was nuͤtzt ed nun die Partei, 
wenn fie auch vor einem tüchtigen Gerichte durch tüchtige 
Anwälte vertreten wird, wo unter andern Vorausfegungen 
ſich die. Sache anders, und vielleicht ganz zu ihrem Bor» 
theile geftaltet haben würde? Ihr Prozeß ift ja ſchon vor- 
her, gerade in dem Hauptpunfte, wenn auch) vielleicht 
verkehrt, entfchieven, und demnach jedes Mittel der Remedur 
von vorne herein abgefchnitten. 

Der Richter, welcher an eine foldye, vom Kaſſations⸗ 
hofe entfchievene Rechtöfrage gebunden ift, wird in feinen 
Urtheilsfällungen häufig und öffentlich in Widerſpruch mit 
fich felber treten müffen, und das Vertrauen zur Rechts⸗ 
pflege, wie die Achtung gegen die Perfon des Richters 
wird dadurch beim Publikum üuntergraben werden. Ich 
fege den Fall, es feyen an verfchiedenen Gerichten ganz 
gleichartige Prozeſſe anhängig, die auch ganz gleichartig in 
fegter Inftanz ihre Erledigung finden. 

Nun wird gegen eines diefer Urtheile Rekurs an das 
Kaffationsgericht ergriffen. Die Kaffation erfolgt, und die 
Hauptfache wird mit der bindenden Rechtöfrage an eined 
jener Gerichte verwiefen‘, welche bisher gleichmäffig erfannt 
haben‘, wie der Richter des Faffirten Urtheils. Dieſes Ge— 
richt muß nun in dieſem Balle gerade ein feiner frühern 
Entfcheidung widerfprechendes Urtheil erlaffen, eben 
weil ed an die Entfcheivung der Rechtöfrage in diefem 
Falle gebunden ift; und mörgen wird es vielleicht genöthigt 
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feun, im einer neuen ähnlichen Sache eine Entſcheidung zu 
erlaffen, welche jener des Revifions-lirtheild eben wieder 
ſchnurſtracks entgegen iſt, weil ed hier nicht an die Rechts. 
frage, fondern an feine moralifche Ueberzeugung gebunden 
if. Mus da dad Publitum nicht zur Vermuthung ver- 
leitet werben, es herrſche in ber Rechtöpflege bei: den; 
felben Richtern verfchievenartiged Maß und Gewicht? 
Müffen da die wiberfprechenden Urtheile des Richters nicht 
den Glauben an’ die Gerechtigkeit zernichten ? 

+ Diefer wor den Augen des Publitums fich darftellende 
Widerfpruch führt aber nothwendig noch einen andern mit 
ſich in Beziehung auf die Perfon des Richters, es ift der 
Widerſpruch in welchen ver Richter durch die bindenve 
Rechtöfrage, eintreteriven Falles, mit feiner Ueberzeugung 
gebracht, der moraliſche Zwang, der ihm auf der. einen ober 
der andern Seite angethan wird, die unabweisbare Wahl 
zwifchen einer over der andern richterlichen Sünde. Ent⸗ 
weder er muß: fich: ganz ‚gegen feine. Ueberzeugung, der vom 
Kaſſatlonshof ergangenen Entfcheidung in der Rechtsfrage 
fügen, und etwa. berurtheilen, wo er nad) feinem Gewifjen 
freigefprochen haben würde (was für eine moralifche Ratur 
gewiß eine: fihwere Aufgabe if), oder er entfcheidet nun, 
da: ihm denn doch mit ber Rechtöfrage Gewalt angethan 
wird, im Refultat nach feiner. Anſicht, indem er in 
feinem Urtheile andere ®ründe angibt, als diejenigen, welche 
ihn zu feiner Entſcheidung bewogen haben. 3. B. das 
Appellationsgericht im der Pfalz iſt der :Anficht, ein Indi⸗ 
viduum habe eine Handlung zwar begangen, viefelbe ſey 
jedoch nach dem Geſetze nicht fitafbar, und fpricht deshalb 
frei. Dagegen wird Kaſſation eingelegt; und der Kaſſations⸗ 
hof kaſſirt das Aletheit,; Indem et entſcheidet, die Handlung, 
ſey ſtrafbar, und einen gewiſſen Artikel des Geſetzes als 
anwendbar erklaͤrt. Er verweiſt ſofort "Die Sache an bie 

16* 


220 Vortrag bes Abg. Pfarrers Tafel, Uber den Gefegentw.. 


andere Kammer des Appellationshofes.. Diefe hat gleiche 
Anficht mit der erften Kammer, auch fie: hält die Handlung 
für nichtftrafbar, jedoch für ermiefen.. Nun muß fie ent- 
weder einen nad) ihrer Anficht Nichtftrafbaren verurtheilen, 
oder, wenn fie dieß nicht thun will, gegen ihre Ueberzeug- 
ung in facto entfcheiden, es fen nicht erwiefen, daß er die 
Handlung begangen habe. In beiden Fällen handelt der 
Richter gegen feine Lleberzeugung; allein ver Geſetzgeber 
felbft hat ihn dazu gezwungen, und zwar. dadurch, daß er 
ihm verbietet, feine eigene Ueberzeugung auszufprechen. 
Neberhaupt kann es nichts Gefährlicheres geben, als einem 
Richter durch ein Geſetz befehlen, bei Aburtheilung einer 
Sache der Anficht eines Andern blind zu folgen, ihm ver- 
bieten, felbft zu forſchen, nach feiner eigenen Anſicht und 
Veberzeugung zu handeln, und dieſelbe auszufprechen. 

Nun. wendet man ein, der Richter fey ja doch auch ar 
das pofitive. Gefeg ‘gebunden, und müſſe demfelben feine 
Veberzeugung unterorbnen. Das ift richtig, und darin: be= 
fteht eben das Amt des Richters, daß er dad Geſetz in 
dem Sinne, welchen e8 nach feiner Ueberzeugung 
hat, auf dad Faktum anwendet; Wenn der Gefeggeber ;. 
B. eine Handlung für ftrafbar erklaͤrt, fo muß der Richter 
Seven, der diefer Handlung überwiefen wird, beſtrafen, felbft 
wenn er die. Anficht haben follte, der Gefeggeber habe * 
Handlung mit Unrecht für ſtrafbar erklärt. 

Es fann fich der Berurtheilte auch nicht - mit — 
darüber beſchweren; denn das Geſetz war publicirt, es wirkte 
erft von der Publikation an, es konnte ſich alfo Jeder: diefer 
Handlung enthalten. Allein die Entfheidung des 
Kaffationshofes ift ja kein Gefeg; fie ift blos 
für den einzelnen Fall eine der Handlung nach— 
gängige Interpretation des Gefeges, ‚die, wenn 
fie unrichtig ift, Niemand: vorausfehen, gegen welche ſich 
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alfo auch, Niemand erwehren Eonnte, welcher nimmermehr 
jene bindende Kraft zugeſtanden werben kann, die allein 
dad Geſetz gegenüber dem Richter und den Parteien hat. 
Man gibt weiter an, der Richter fey ja auch Durch die 
Rechtöfraft vorliegender Erkenntniſſe beſchraͤnkt. Das ift 
auch richtig. Die Rechtskraft vorliegender Erfenntniffe und 
die bindende Entfcheivung des Kaffationshofes hinfichtlich 
der Rechtöfrage für den Revifionsrichter find aber ganz 
verfchiedene, wenn auch hier in einen täufchenden Ver- 
gleich gebrachte Dinge. Ein Urtheil, das in Rechtskraft 
übergegangen ift, fann, felbft wenn es Jrrthümer und Feh- 
ler enthalten follte, durch Feinen richterlichen Aft aufgehoben 
werden, vielmehr muß der Richter bei feinen weitern darauf 
bezüglichen Entfcheidungen dasfelbe als rechtskraͤftig reſpek⸗ 
tiren, gleich wie er etwa auch ein Geſetz refpeftiren muß, 
das einmal als folched publicirt ift, obgleich er das Geſetz 
für ein fchlechtes hält, das nach feiner Anficht nicht hätte 
gegeben werden follen. Es liegt. ein ſolches Urtheil als 
Produkt einer ihm fremden richterlichen Handlung auffer der 
Sphäre feiner Wirkfamfeit und Berantwortlichkeit. 

, Dies ift nothwendig, und thut auch feiner moralifchen 
Veberzeugung feinen Zwang an, vielmehr fommt er dabei 
feiner Verpflichtung nad), dad Geſetz in allen feinen Be- 
ftimmungen zu erfüllen und aufrecht zu erhalten. Ganz 
anders verhält es fi aber mit der bindenden Entſcheidung 
des Kaſſationshofes Hinfichtlih der Rechtöfrage für ven. 
Revifiondrichter. Hier fol der Nevifionsrichter felbft Ge- 
feganwendungen als die feinen in feine Entfcheidungen auf: 
nehmen, die vielleicht feiner Anficht, feinem Gewiffen wider⸗ 
fprechen. Ex felbft foll ein Urtheil fällen, welches vielleicht 
gerade dad Gegentheil feiner inmerften,. unumftößlichften 
Ueberzeugung ift; er felbft foll ein Produkt erft gu Stande 
bringen, das ihn als ein fremdes nicht berühren. wurde, 
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aber als ein eigenes eine völlige Unnatuͤrlichkeit ſeyn Tann. 
— Die Kaſſation eined Urtheils iſt allerdings ein rechtẽ⸗ 
kraͤftiges Erkenntniß des Kaſſationshofes, und hat ſonach Die 
nothwendige Wirkung, daß dad Faffirte Urtheil als nicht 
" ergangen zu betrachten if. Daß aber der Revifionsrichter, 
welcher ‚gleichwohl keineswegs die Rechtskraft des Kaſſa⸗ 
tiond -lrtheild bezüglich feiner Wirfung auf das in letzter 
Inſtanz ergangene Urtheil verfennt oder verfennen fann, an 
bie Entfcheivung der Rechtäfrage gebunden ſeyn ſoll für 
fein Urtheil in der neugrdings von ihm zu bes 
handelnden und zu entſcheidenden Sache, dieß 
fegt durchaus nicht einen gleichen Fall mit der Rechtskraft 
‚vorliegender Erfenniniffe; es wäre dieß Ieviglich ein ®e- 
bundenfeyn an bie Anfichten des Kaflationshofes bezüg- 
lich der Anwendung und Interpretation des 
Geſetzes, die er ald Motive der Kaffirung des Urtheils 
geltend gemacht, und nur für fein Urtheil geltend ma- 
hen Fonnte; ed wäre bieß im jedem einzelnen Falle eine 
quasi authentifche Interpretation des Geſetzes, die bei Wie: _ 
berfehr der einzelnen gleichen Fälle auch immer wieder- 
fehrte, und deshalb um fo mehr die Natur dieſer quasi au: 
thentifchen Interpretation annähme, fo fehr fie auch in dem 
GefegsEntwurfe und in deſſen Motiven Hinter den „ein- 
zelnen Hall“ fich verſtecken zu wollen fchein. Wenn 
für den einzelnen Fall, warum nicht für alle gleiche Faͤlle? 
und wenn nicht für alle gleiche Fälle, warum für den ein- 
zelnen Ball? | 

Es kann ſich weiter. ereignen, und ſoll fich ſchon ereig⸗ 
net haben, daß der Kaſſationshof eine ſeit Jahren adoptirte 
Geſetzes » Interpretation, unter deren Anwendung er viele 
Urtheile Taffirt hat, verläßt, und einen. Standpunkt als den 
richtigen. erkennt, von. dem aus er num gerade jenen Anſich⸗ 
ten und Ueberzeugungen huldigt, um dern Willen er früher 
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viele Urtheile vernichtete, fo daß jene Urtheile, die im Sinne 
der Kaffation revidirt worden, gerade jetzt der Kaffation uns 
terlägen, und die Faflirten jeßt ald der Kaffation nicht zu uns 
terftellende -erflärt werden müßten. — Nun mag ein foldher 
Prineipienwechfel auf den Richter felbft, aus deſſen befierer, 
duch wiſſenſchaftliche Forſchung vermittelter Ueberzeugung 
er hervorgegangen iſt, keine Schatten werfen. Wie ſteht es 
aber mit der. Autorität folcher bindenden quasi aus 
thentifch -interpretativen Entſcheidungen für den 
Revifionsrichter? Wie mit dem Geſetze, welches für deſſen 
richterliche Exfenntnifje auch eine wechfe Inde fremde Ue— 
berzeugung zur verpflichtenden Norm erhebt? Dasfelbe Gefeg, 
welches heute den Richter binden würde, fich an eine folche 
Entfcheidung der Rechtöfrage zu halten, würde ihn morgen 
verbinden, fich an die entgegengefegte Entfcheidung zu halten. 
Dieß vermag, nad) dem Urtheile des Referenten, fo wenig 
der Würde eines Geſetzes und der Gefepgebung, als der 
Wuͤrde des Richter-Amted überhaupt zu entfprechen. — 
Es fann ferner entgegnet werden, daß, nach der Ans - 

gabe der Motivirung des betreffenden Gefeg-Entwurfes, Das 
Appellationsgericht der Pfalz in Uebereinftimmung mit dem 
Kaffationshofe und der an beiden Gerichten angeftellten Ge: 
neralprofuratoren den hier befprochenen Grundfag für zus 
läffig erachtet hätten, und demnach eine gewichtige Auto: 
rität für denfelben begründen. Referent hat die tieffte Ach- 
tung vor dem Gewichte diefer juriftifchen Autoritäten; fie 
können. ihn aber, gegenüber ben bereits entwidelten und 
noch weiter zu entwidelnden Gründen zu feiner andern An- 
ficht bewegen, wie auch überhaupt Feine Autorität als folche 
in derlei Angelegenheiten auf der Wagfchale einer felbftftän- 
digen Prüfung und Ueberzeugung für fich den Ausfchlag 
geben, und, die Schlüffigmachung der Kammer hieran nicht 
gebunden ſeyn Fann. 
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In den Motiven zum. Entwurfe wird weiter bemerft, 
daß das hier befprochene Prinzip der bindenden Entſcheidung 
des Kaffationihofes, bezüglich der Rechtöfrage für den Re— 
viſionsrichter bereitd in die Gefeggebungen Frankreichs und 
der Niederlande aufgenommen fey. Allein abgejehen davon, 
daß hiedurch dieſem bindenden Prinzip Feine feiner bevenf- 
lichen Seiten genömmen wird, und daß auch feine dieſer 
Gefeggebungen in ihren neuern Geftaltungen ein abjolutes 
Mufter für die Pfalz abgeben Kann, befteht doc), namentlich) 
in Stanfreich, bei der Anwendung des gedachten Prinzips 
eine Garantie, wie fie der Pfalz durchaus nicht geboten 
würde. Es ift nämlich dort der Reviſionsrichter nach der 
erften Kaſſation eines Urtheild nicht an die Entfcheidung 
des Kaſſationshofes bezüglich der Rechtsfrage gebunden. 
Diefer Fall tritt erft ein, wenn auf den zweiten Rekurs 
in derfelben Sache, unter denfelben Parteien und aus ben- 
felben Gründen Faffirt worden ift, und dieſe zweite Kafjation 
fann nur in vereinigten Stammern (toutes les chambres 
reunies) audgefprochen werden, was zufammen in pleno 
ein Kollegium von 48 Richtern bildet, ein Kollegium, wels 
che3 aus den tüchtigften Juriften zufammengefegt ift, und 
von felbft ein groffes moralifched Gewicht und eine wiffen- 
fhaftlihe Bürgfchaft in die Wagfchale legt *). Hier in 


*) Das Gefep vom 1. April 1837 fagt: 

Art. 1. Lorsqu’ apres la cassation d'un premier arret 
ou jugement rendu en dernier ressort, le deu- 
xieme arret ou jugement rendu dans la möme 
affaire, entre les mömes parties, procedant en la 
me&me qualite, sera attaque par les memes moyens 
que le premier, la cour de cassation prononeerzs 
toutes les chambres reunies. 

Art, 2. Si le deuxieme arröt ou jugement est cass6 

pour Tea mömes matifs que lo premier, In cauy 
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München können für den Kaffationshof nicht durch eine 
folche Vermehrung von Männern, welche mit der pfälzifchen 
Gefeggebung vertraut find, folche Garantien geboten werben. 
Hier figen 7 Richter, nicht mehr und nicht weniger, und 
darunter nur 3,. die in Der Pfalz als Gerichtsbeamte ange: 
ftellt waren. Wie richtig diefe Bemerkung ift, mag nod) 
daraus erfehen werden, daß auch nach den diesfeitigen Ge— 
fegen, zur Verhinderung ungleichförmiger Rechts-Erfennt- 
niffe, nur ein Plenarbefchluß des Oberappellations- 
gericht, zu deſſen Faſſung die Anwefenheit von wenigitend 
zwei Drittheilen fämmtlicher Kollegial-Mitglieder erforderlich 
ift, die Natur eined Präjudizes, bis zur authentifchen Inter- 
pretation unter Mitwirkung der Stände-Sammern, und zwar 
nur für das Dberappellationsgericht annimmt. 
An diefe Plenarbefchlüffe find die Appellationshöfe und 
Untergerichte nicht gebunden, fondern fie Fönnen für die— 
felben nur als eine auctoritas rerum judicatarum gelten, 
ſofern fie diefe zu ihren Gründen in die Wagfchale legen 
wollen. *) 

Gegen das Prinzip der bindenden Entfcheivung Des 
Kaffationshofes hinfichtlich der Rechtsfrage für die Revi— 
fionsrichter. erhebt fich aber endlich noch ein ganz beſonderes 
Bedenken. Der Richter ſchwört nämlich bei feiner Amts- 
verpflichtung „Gehorfum dem Gefege, Beobachtung der 
Staatöverfaffung . . . insbefondere aber feine Pflicht als 
Richter nad) beftem Wiffen und Gewiffen zu erfüllen, wie 


royal, ou le tribunal au quel l’affaire est ren- 
voyee se conformera & la decission de la cour 
de cassation sur le point de droit Juge par cette 
cour. 


*) Geſetz vom 17. Roy. 1837 (Gefepblatt vom Jahre 1837, 
PAB: 105.) 


226 Vortrag des Abg. Pfarrers Tafel, über d. Geſetzentw. 


er es vor Gott, dem Könige und dem Geſetze verantworten 
zu können glaubt.“ Dieſer Eid ſetzt völlige innere Freiheit 
voraus, womit allein wahrhafte Ueberzeugung und Verant- 
wortung vor Gott beftehen fann. Im MWiderfpruche mit 
diefer aus dem Eide hervorgehenden inneren Freiheit und 
Ueberzeugung fteht e8 aber, wenn die Gntfcheidungen des 
Kaffationshofes Hinfichtlich der Nechtöfrage für den Revi— 
fiondrichter gefeglich mit bindender Kraft begleitet werben 
follen. Da handelt der Richter nicht mehr nad) beftem 
Wiffen und Gemiffen, fondern gezwungen, vielleicht wider 
fein beſſeres Wiffen und Gewiffen. 

Da Handelt der Richter auch nicht mehr conform den 
Beftimmungen der Staatd-PVerfaffung, welche Tit. VII. 
$ 2 fagt: 

„Alle Gerichtöftellen find verbunden, ihren Ur: 

„theilen Entfcheidungsgründe beizufügen.“ 

und $ 3 Ä 
„Die Gerichte find innerhalb der Grenzen ihrer 
„amtlihen Befugniß unabhängig.” 

Wenn nun aber der Revifionsrichter feinem Urtheile 
diftirte Motive unterftellen muß, die feine Ueberzeugung 
als nichtig erkennt und verwirft: fo verdienen ſolche Motive 
gewiß nicht den Namen „Entfheidungsgründe”, fon= 
bern fie find ihm aufgenrungene Gewaltfprüche. Entfcheid- 
ungdgründe find Die überlegten, aus eigener Anficht nnd 
Ueberzeugung hervorgehenden Motive des Richterfpruchs. 
Wird nun der Reviftonsrichter genöthiget, ſich an die Gefeg- 
Anmendungen und Auslegungen des Kaffationshofed zu 
binden, fo urtheilt er nicht auf folche Entfcheivungsgründe 
hin, fondern unter der Herrſchaft des Zwangs. — Er ift 
auch nicht mehr innerhalb der Grenzen feiner amtlichen Be— 
fugniß unabhängig, denn er wäre ja dann in der Anwendung 
des Geſetzes auf das Faktum, gerade alfo im Bereiche 
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feiner Jutisdiktion, von einer fremden Geſehanwend⸗ 
ung abhängig gemacht. — Es Farin auch nicht gefagt wer- 
den: wenn es das Geſetz fo beftimme, fo fey ja das be— 
fprodyene Prinzip und feine Anwendung gefehlich gerecht⸗ 
fertiget. Referent glaubt, abgefehen von den anderen bereits 
entwidelten Seiten dieſes Gegenſtandes, daß ein ſolches 
Geſetz einer Seitd ded moralifchen Zwanged wegen, den ed 
zum SBrinzip erheben würbe, felbft nicht zu rechtfertigen 
wäre, und daß ed anderer Seitd dem Kaſſationshofe eine 
Art von Befugniß authentifcher Interpretation des Geſetzes, 
wenigftend für einzelne Fälle, und gerade für diejenigen, 
welche berufen find, nah dem Gefege Recht zu 
fprechen, übertragen, und infoweit mit der Verfaffungs- 
Urkunde felbit in Widerfpruch treten wuͤrde, welche Tit. VII. 
$ 2 beftimmt, „daß ohne ven Beirat) und die Zuftimmung 
der Stände des Königreichd Fein beſtehendes Geſetz authen⸗ 
tifch erläutert werden könne.“ Oder was ift es dem an- 
ders, als eine ſolche Imterpretation, wenn der Kaffationdhof 
vermöge Geſetzes⸗Kraft dem Reviftonsrichter fagt: 

Du haft dad Geſetz in dieſem oder jenem 
Sinne anzuwenden,‘ und der Richter demzufolge ges 
zwungen ift, jedesmal dieſe Gefegausfegung feinem Urtheile 
fo zu Grunde zu legen, ald wäre ed das von ihm verftan- 
dene und feiner Weberzeugung klar gewordene Gefeh felbit ? 
Es läßt fich demnach, wie e& die inmerfte Ueberzeugung bes 
Referenten ift, das bisher befprochene !Prineip des vorliegen . 
den Entwurfe® auf feine Weife rechtfertigen, ed fann, nad): 
deſſen Urtheil, nicht in die Gefeggebung aufgenommen werben. 

Schwerlich hätte man auch bei und an bie Einführung 
deöfelben gedacht, wenn man ed nicht ald ein Paliativmittel 
erfehen hätte für die aus der Verlegung ded Kaſſationshofes 
nach München hervorgehenven llebelftände und Erfchwernifie, 
und wenn man fich dazu hätte entfchlieffen können, die zu einer 


238 Vorttag d. Abg. Pfarrers X afel, über: den Geſetzentw. 


zweckmaͤſſigen Einrichtung. des Kaſſations hofes nöthigen Geld» 
Mittel zu verwenden, ftatt zu erfparen. -. 

Man wende nicht ein: wie ift denn aber der DBerfchie- 
denartigfeit der Erkenntniffe, befonders ‚hinfichtlich jener. ge- 
feglichen . Beftimmungen vorzubeugen, weldye dunkel oder 
widerſprechender Auslegung fähig find? Dafür ift die ges 
ſetzgebende Gewalt; je nad) drei Jahren treten die Stände 
ded Reichs zufammen, man lege dDiefer Die wohl vorbe- 
reiteten Entwürfe zu Gefegergänzungen und Gefegerläu- 
terungen vor. — Inzwiſchen beftehe lieber eine Divergenz 
der juriftifchen Anfichten, als ein Zwang, der nach feiner 
Seite hin fich rechtfertigen * — we 


Da nun im Sinne der — A geſchehenen Erörterung 
das erſte Prinzip des Geſetz⸗-Entwurfes der urſpruͤnglichen 
Einrichtung des Kaſſationsweſens angemeſſen und eine 
theilweiſe Ruͤckkehr zu demſelben iſt, dad zweite Prinzip aber, 
als ein gewaltthätiges, gefährliches, der gefunden Jurisprus 
denz mwiberftreitendes, nad) Feiner Seite hin fich rechtfertigen 
läßt: fo gejtaltet fich, nach dem Antrage des Referenten, der 
vorliegende Gefeg-Entwurf in folgender Weife: | 

a) Die Art. 1 und 2 find in unveränderter Faſſung an⸗ 
zunehmen. Da jedoch im Falle der Verweiſung der 
Hauptfache, nach Faffirtem Urteile des einen Senats 
des Appellationdgerichte, an den andern das sub. 

- IM. des Weiteren erörterte Hinderniß eintreten Tann, 

daß wegen Krankheit oder wegen früherer Mitwirfung 

in der Sache, oder aus fonft gefeglichen Gründen 

Die gehörige Anzahl von Räthen fehlt, um das Revi« 

fiondgericht vollzählig zu bilden: fo iſt es fachgemäß, 
dem Art. 2 folgenden Beifag zu geben: 

„sn jenen Fällen, wo das Perfonal wegen gefehs 

„her Verhinderung nicht amsreicht, um biefen 


d. Kompet. d. Raffationshofes fd. Pfalz als Rev.⸗Ger. betr. 999 


-„Senat-zu bilden, hat der Präfivent des Appella⸗ 
„tionsgerichts denfelben durch Beiziehung von Sup- 
„pleanten aus dem Richter-Perfonale zu ergänzen.“ 
8) Der Art.3, welcher bezüglich eines zweiten Kaffations- 
Refurfed in einer vor dem Appellationdgerichte ver- 
handelten Sache ganz unanwendbar feyn würde, weil 
nach erfolgter ‚Berweifung der von: einem Senate ver- 
handelten Sache an den andern Fein dritter Senat 
mehr da wäre, an welchen die Sache nad) der zwei⸗ 
ten Kaffation verwiefen werden koͤnnte, und der Art. 4 
find ganz zu verwerfen. Da aber hier die Frage 'ent- 
fteht, wie zu verfahren fey, wenn das Gericht, an 
welches nach erfolgter Kaffation eines angefochtenen 
Urtheils: vie Verhandlung und Entfcheidung der Haupt- 
fache verwiefen worden -ift, die Anficht des früheren 
Gerichts ebenfalls. ausfpricht, alfo dasſelbe Urtheil zu 
Stande bringt: fo wäre an die Stelle der Art. 3 und 
4 als für fich felbft beſtehender Art. 3 zu fegen: 
„Art. 3. Im Falle eined zweiten Rekurſes in der- 
„felben Sache, unter denfelben Parteien und aus 
„denfelben “Gründen findet in -Civilfachen, und 
„eben fo in Polizei = und Zuchtpolizeifächen, eine 
„neue Verweiſung nach erfolgter SKaffation nicht 
„statt, ſondern der Kaffationshof Hat auch in der 
„Hauptfache als Reviſionsgericht zu: urtheiten.® 
Es liegt in diefer Faſſung nichts. anders, als was 
der Entwurf felbft im zweiten Abfape des Art: 3- in 
- ‚einer andern Richtung bietetz fie dehnt die desfallfige 
Beftimmung bezüglich der Civilſachen nur auf die Po⸗ 
lizei⸗ und. Zucht-Bolizeifachen, und zwar nur -für den 
Fall aus, wenn das zweite Urtheil in der Hauptfache 
aus denfelben Gründen der Kaffation unterliegt ‚wie 
das erfte. — Eine zweite Verweifung der Hauptfache 
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an ein anderes Gericht waͤre aus dem oben angeführ⸗ 
ten, Grunde bei dem Appellationsgerichte wegen Mans 
gels einer dritten Kammer nicht moͤglich , und möchte 
überhaupt, die Prozeſſe allzufehe in die Länge ziehen, 
und koſtſpielig machen. — Zür den Fall, daß das 
‚gweite Urtheil aus anderen Gründen vor dem 
Kaffationdgerichte angefochten, und von denſelben faf- 
firt wird, fichert der Gefeg - Entwurf dem Kaffations- 
hofe die Befugniß zu jenem Verfahren, welches der⸗ 
J jelbe am zweckdienlichſten erachtet. 
— Der At. 5 erhält die Nummer 4 und rechtfertigt ſich 
von ſelbſt. — 
9 Der Urt. 6 wird Art. 5, und es iſt gegen denſelben, 
da er feine rüdwirfende Kraft. auf zu «Stande gefom- 
ı mene. Rechtö-Berhältniffe, und lediglich. die Erleichters 
ung der Revifiond - Proceduren anf bereits anhängige 
Rechtsſachen auszubehnen den Zwed hat, nichts ein⸗ 
zuwenden. 
| eo Re | 
| Es fragt fh, nun, ob der alfo modificirte Entwurf 
zum. Geſetze erhoben, „den Bewohnern der Pfalz jede Ur— 
ſache zu einer gegründeten Beſchwerde über er— 
ſchwerte Rechits⸗Vertheidigung zu benehmen“ im Stande iſt? 
Eds iſt nicht zu laͤugnen, daß gemaͤß Art. 1 und 2 des 
Entwurfes in; eingelnen Fällen, nach erfolgter Kaſſa— 
tion eines Urtheils, bei der Reviſion durch Verweiſung der 
Hauptſache vor ein, dem früheren Gerichte, ‚welches das 
kaſſitte Urtheil erlaſſen hat, gleichſtehendes Gericht, ſowohl 
für die Parteien, als für die Staats + Behörden eine Er- 
leicht erung dee Beſchwerniſſe und: der Koſten eintreten 
fann, wenn es nämlich der Kaſſationshof überhaupt für 
gut: findet, die ir — ſelbſt are fondern 
zu verweiſen. 
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Es darf:auch wohl angenommen werben, daß der, Kaſ⸗ 
fationshof „geeigneten Gebrauch (wie die Motivirung des 
- Entwurfs fid) ausdrüdt) von der ihm eingeräumten Befug- 
niß“ machen, und nicht nur den Vortheil des Fiskus, fon 
bern auch das Wohl der Rechtuchenden und Beichuldigten 
im Auge behalten werde; eine.gefegliche Buͤrgſchaft, daß 
dieß immer gefchehe, ift jedoch nicht gegeben. Beftände fie 
aber auch, fo bleiben in allen übrigen Beziehungen alle. jene. 
Befchwernifie und Nachteile, welche oben sub. IV. auseins 
andergejegt worden find, und welche die oft und laut wie- 
derholten gerechten Klagen der Pfalz veranlaßt haben, 

Es bleibt das unnatürliche Verhältnig, dag die Pfalz 
ihr letztes und höchftes Recht bei einem Gerichte fuchen 
muß, weldyes mit.ihrer Geſetzgebung, Rechtspflege und Ger. 
richtsordnung ‚gar feinen logifchen, organifchen, lebendigen 
Zufammenhang hat. 

Es bleiben für die an diefem Gerichte nach zu fuchens 
den Raffationen, namentlich in Strafafchen, alle jene B- | 
ſchwerniſſe und Nachtheile, weldy bereits sub IV. 2, o. aufs 
gezählt worden find, 

Es bleiben für die Revifion in allen jenen $ällen, wo 
fie nicht vor ein Gericht in der Pfalz verwiefen wird, oder 
verwiefen werden Fann (und das wird wohl häufig gefcher 
hen) alle jene Beſchwerniſſe und Nachtheile, wie fie fich sub 
IV herausgeftellt haben. 

8. bleibt die Kaffationd- Inſtanz eine Nebenfunk— 
tion eines der Pfalz fremden Gerichtes, und die zur Ver— 
befjerung der, Einrichtung derſelben bubgetmäffig beftimmte 
Summe fällt fortwährend ald Erfparniß in die Crübrigungen. 

Es bleibt der Art. IV. der Allerhöchften Verordnung 
vom 29. Juni 1832 in, Beziehung auf. die Bildung des 
Kaffationshofes aus lauter der pfälzifchen Geſetzgebung und 
Rechtöpflege theoretiſch und praftifch kundigen, aus dem 
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Rheinkecife zu berufenden Individuen bis zur Stunde uner⸗ 
füllt, und fo Tange die dauert, dauern alle daraus hervor: 
gehenden Bedenklichkeiten. | 

Es bleibt die Nothwendigfeit für die Rechtfuchenen, 
für Partein und Zeugen, in Civil- und Strafſachen, ein- 
tretenden Falles, eine Strede Wegs von 100-130 Stuns 
den ein oder mehrere Male bis München zurüdlegen, dort 
verweilen, und allen damit verbundenen Erfchwerniffen und 
Opfern fich unterziehen zu müffen. | 

Es bleibt aber namentlich die erfchwerte Rechts— 

vertheidigung wie fie sub IV. 2. d. gefchildertift, weil 
in München fein einziger mit der franzöftfchen R.chtöpflege 
vertrauter Advofat fi) findet, die Parteien alfo zwei Advo⸗ 
faten aufzuftellen, einen aus der Pfalz gar nach München 
zum mündlichen Plaidoyer zu ſchicken, und felbft die gewin- 
nenden Theile die dadurch veranlaßte Vermehrung der Ko- 
ften als fruftratorifch zu tragen gezwungen find, abgefehen 
davor, daß es dem weniger bemittelten Manne dem Reichen 
gegenüber in Civilfachen unmöglich gemacht ift, mit dieſem 
vor den Kaffationshof zu treten, und er fich alfo um jeden 
Preis, um den Kaffationd-Rekurs zu verhüten, vergleichen 
muß. | | | 

Es bleibt alfo endlich im Ganzen die Rechts er—⸗ 
fhwerung, welche durchaus ebenfo den wahren Inter— 
effen der Staatsregierung, wie denen ber Pfalz widerfpricht, 
und ım deren Befeitigung die Pfalz ſchon fo lange, jo laut, 
mit fo guten Gründen’ aus vollem Rechte gerufen, und fort 
bilten, und rufen muß, bid fie endlich im ihrem gerechten 
Verlangen erhört wird. | Ä 

88 ift auch, in allen diefen Beziehungen Feine vollftän- 
dige Abhilfe möglich, fo lange der Kafjationshof in Miün- 
chen bleibt. Tüchtige Gerichtd-Beamte werden dem Rufe: 
an das Dber-Appellationsgericht, abgefehen von andern 
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Berhältniffen, ſchon um deswillen nicht folgen, weil fie mit 
der dieffeitigen Gefepgebung und Rechtspflege nicht vertraut 
find, und die damit verbundenen Erfchwerniffe jeder Art 
fheuen. Auch tüchtige Advofaten werben die Pfalz nicht 
verlafien, und fich hier etabliren wollen, weil ed ihnen eben 
fo an der Dualififation für die diesſeitige Rechtspflege 
fehlt, und weil der Kaflationshof ihnen Feine zureichende 
Beichäftigung und Subjiftenz bietet. 


VI. 


Welche anderg zweckmäffige Mittel können in 
Dorfchlag gebracht werden? 


Wenn nun der. vorliegende Geſetz-Entwurf nicht ges 
eignet ift, die in Beziehung auf den Kaffationdhof fortbe- 
‚ ftehenden Uebelftände zu befeitigen, das Intereffe des Ges 
ſetzes, wie der Nechtfuchenden, vollftändig zu verbürgen, 
welche andere zweckmaͤſſige Mittel können in Borfchlag iger 
bracht werden? 

A. Soll vollftändig, aus dem Grunde geholfen wer: 
den, wie es einer großartigen Einrichtung, welche der Kafs 
fationshof im Intereffe der Geſetze und der Rechtspflege 
feyn fol, würdig, und dem Intereffe der Rechtfuchenden 
und Beichuldigten ganz angemeffen ift: fo muſſ der Kaffa- 
tiondhof als ein eigenes Gericht in der Pfalz am Sige des 
Appellationsgerichtes Eonftituirt werden. Derſelbe fönnte ges 
bildet werden aus einem Präfidenten und fieben Räthen. 
Sechs nebft dem Präfiventen müffen figen, ed wäre alſo 
ein überzähliger Rath für Verhinderungsfälle vorhanden. 
Die Funktionen des eneralprofuratord fönnten dem Ge- 
neralprofurator am Appellationdgerichte übertragen werben, 
welcher bis jegt nur die Bureau⸗Geſchaͤfte beforgt, während 
die zwei Staatsprofuratoren auf dem Parquet funftioniren, 

Beil. Bd. VII. 17 
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Gin befonderer Gerichtfchreiber wäre nicht nothwendig, 
da die Gerichtfchreiber des Appellationsgerichtd ohne allen 
Anftand diefe Gefchäfte mitbeforgen könnten, und gerne be- 
forgen würden, weil fie hiefür die tarifmäfligen Gebühren 
zu beziehen hätten. 

Die Ausgabe, welche hiedurch dem Staate veranlaßt 
würde, iſt verhältnißmäſſig unbedeutend, und möchte ſich 
folgender Maſſen ſummiren: 


1) Gehalt des Praͤſidenten 3,600 fl. 
2) Gehalt der 7 Näthe zu 2,200 fl. . 15,400 „ 
3) für Regiebebürfniffe wa 2 1 600 „ 

19,600 fl. 


Für einen Sigungsfaal des Kaffationshofes ift in dem 
Lofale des Appellationsgerichtes Raum genug. Derſelbe 
würde mit: ganz. wenigen Koſten leicht einzurichten feyn. 

Wenn man nun bedenkt, daß es fich bier um unver- 
fümmerte Handhabung der Gerechtigkeit, um den Schuß. 
und Schirm des Geſetzes und der gefeglichen Rechtöpflege, 
wodurd die Garantie der höchften Güter, nämlich des Be- 
ſitzthums, der Freiheit, der Ehre, ja des Lebens bedingt ift, 
daß es fich alfo um eine Grundbedingung des MWohles 
eined Regierungsbezirks handelt: fo kann dieſe Summe 
im Verhältniffe zu ihrem Zwede nur als eine eben fo unbe 
deutende, wie nothiwendige Verwendung betrachtet werden, 
und zwar Died um fo mehr, da die Pfalz durch die Ver— 
wendung derfelben verhältnigmäffig weniger aus dem Staats- 
fond in Anfpruch nimmt, als die fieben Dieffeitigen Kreiſe. 
Nach dem für die V. Finanzperiode vorliegenden Budget ift 
für das, für die 7 diesſeitigen Kreife beftehende Dberappel- 
Iationdgericht die Summe von 160,272 fl. poftulirt, es fom- 
men alfo auf einen Kreis 22,753 fl. Für die Pfalz ift zu 
gleichen — nur; die Summe von höchſtens 19, 600 fl. 
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erforderlich, fie fpricht Daher auch aus diefem Gefichtspunfte 
mit Recht gleiche Berüdjichtigung an. 

Allein diefe Summe würde fid) bei felbftjtändiger Or— 
ganifation des Kaffationshofes in der Pfalz dem Aerar 
groffen Theild wieder erfegen durch die bei jedem Kaffationg- 
gefuche zu hinterlegenden Succumbenzgelver (zu 150 Fran- 
fen für jedes ungegründete Geſuch) fowie durch die damit 
verbundenen Einregijtrirungss, Gerichtfchreiberei- und Stem- 
pelgebüßren. Der Betrag dieſer Nevenien würde um fo 
höher laufen, als dann die Kaffationsgefuche in Folge der 
Defeitigung der jetzt beſtehenden Erſchwerniſſe fich mehren 
würden, ohne den Parteien zu ſchaden, da diefen hiedurch 
in der Wirklichkeit ein Rechtsmittel eröffnet wäre, das fie 
heute zwar gefeglich haben, das ihnen aber faktiſch fo fehr 
erfchwert ift. 

Für das Oberappellationsgericht zu München würde 
der Vortheil erwachfen, daß die mit den Funktionen ver 
Kaſſations- und Reviſions⸗Räthe für die Pfalz beauftragten 
Mitglieder desfelben ſich ungetheilt der Erledigung ihrer 
eigentlichen Berufsgefchäfte widmen Fünnten, ohne fich ne- 
benher in eine ihnen bisher ungewöhnte Sphäre mühſam 
zurecht finden zu müffen. Es wäre dieß ein Vortheil nicht 
nur für die laufenden Gefchäfte, fondern auch für fchnelfere 
Aufarbeitung der Netardaten, welche immerhin noch in groffer 
Maffe vorhanden find, ünd noch lange nicht unter den Haͤn⸗ 
den der zehn Dberappellationsgerichtsräthe extra statum 
fchwinden werben. 

Dem Eimvande, daß eim eigenes jelbitftändiges Kaſſa— 
tiondgericht in der Pfalz nicht genug Befihäftigung haben 
dürfte, ift zu entgegnen, daß fich 1., wie bereitd gefagt, die 
Kaffationsgefuche mehren würden; 2. fünnte das Kollegium 
des Kaffationsgerichted "durch Abgebung von Gutachten in 
Angelegenheiten der — und Rechtspflege, nament⸗ 

17% 
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lich bei Ausarbeitung eines Entwurfes für das neuerlich 
beantragte allgemeine Gefegbuch im Sinne des $ 7. Tit. 
VII. der Verfaſſungs-Urkunde bejchäftiget werden; 3. möchte 
ihm die Prüfung der Rechtsfandidaten zu übertragen ſeyn; 
4. endlich oblaͤge ihm von ſelbſt die Ausübung einer der 
ſchönſten Attributionen, welche dieſem Gerichtshofe in Frank— 
reich übertragen. find®), daß er nämlich alljährlich der Staats- 
regierung feine durch die Nefultate der gemachten Erfahr- 
ungen unterftügte Vorfchläge zu Verbeſſerungen in der Ge: 
feßgebung, Nechtöpflege, Gerichtöorganifation, und was 
überhaupt dieſe Gegenftände betreffen kann, in Vorlage zu 
bringen hätte. Durch die Gutachten in Angelegenheiten 
der Gefeggebung und Nechtöpflege und durch die Prüfungen - 
der Nechtöfandidaten wird jest dem Appellationshofe viele 
Zeit hinweg genommen, welche er, wäre ein eigener Kaſſa— 
tionshof damit beauftragt, auf Erledigung feiner Rüdjtände 
in Civilſachen verwenden fünnte, Die troß der angejtrengteften 
Thätigfeit feiner Mitglieder bis jegt, wie Referent erfahren, 
bei den vermehrten neuen Ginläufen nicht gemindert werben 
fonnten, und eine Vermehrung ded Perfonals für die Ci— 
vilfammer zur Zeit nöthig machen müffen. Wird aber ein 
eigener Kaſſationshof rreirt, und ihm die genannten Funk— 
tionen übertragen,‘ dann wird, das, Appellationsgericht im 
Stande feyn, allmählig die Rückſtände aufzuarbeiten und 
die laufenden Gegenftände prompt zu erledigen. 

Was die Kompetenz betrifft, fo dürften von einem fol- 
chen Kaſſationshofe in allen Friedens- und bezirfögericht- 
lichen, fowie Aſſiſſenſachen lediglich die Funktionen eines 
reinen Kaffationshufes auszuüben feyn, in der Art, daß 
er nach Kaſſation eines Urtheild ‚die Verhandlung und Ab- 
urtheilung der Sache an ein .andered Gericht verweifen 
müßte, das ganz frei und unabhängig zu entfcheiven hätte. 


*) Legraverend, Traitö de In l&gislation erim. tome IV. 
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Im Falle nochmaligen Kaffationsgefuches könnte man, die 
desfalljige vollfommenere Einrichtung in Frankreich zum 
Mufter nehmend, den Kaffationshof mittelft Beiziehung 
von Gliedern des Appellationsgerichts oder von andern Ge— 
richtsbeamten, felbft vielleicht von Rechtsanwälten, welche 
durchweg tüchtige, das öffentliche Vertrauen geniefjende 
Männer find, auf eine höhere Zahl, etwa auf 15 bringen, 
die dann zugleich als Reviftonsgericht in der Sache felbft 
zu erfennen hätten. 

In Sachen, welche vor dem Appellationsgerichte an- 
hängig waren, möchte er, da mit der Verweifung von einer 
Kammer an die andere oft Infonvenienzen fich verbinden, 
jeded Mal in der bezeichneten gefteigerten Zahl der Mit- 
glieder fogleich nach Faffirtem Urtheile zweckmaͤſſig die Ne- 
vifion der Hauptfache ebenfalls jelbjt vornehmen. Die 
Beiziehung von Rechtsanwälten, in Ermanglung von anderen 
Gerichtsbeamten, ift ganz den Älteren franzöfifchen und heute 
noch geltenden Gefegen, fowie dem Gebrauche angemeffen, 
daß fie ſehr Häufig zur SKompletirung der Bezirksgerichte, 
wo das Perſonale ſchwach it, beigerwgen werden. 

B. Sollte ſich aber, wie zu vermuthen fteht, der Erz 
richtung eined eigenen Kaffationshofes in der Pfalz das 
Grfparungsfpftem umerweichlich entgegenftellen, ſo könnte 
noch auf eine andere Weije geholfen werden, nämlich im 
Sinne, ded Antrages, wie er von den Deputirten der Pfalz 
im Jahre 1837 vor die Kammer gebracht, und von derfelben 
mit Einftellung einer Pofition von 7,000 fl. (wie fchon im 
Jahre 1831) in das Staatsausgabe-Budget zu diefem Zwecke 
wiederholt unterftügt wurde. Es wäre nämlich das Appel: 
(alionsgericht der Pfalz mit wenigftend vier, der dortigen 
Gefeggebung und Rechtöpflege theoretifch und praktiſch Fun- 
diden, durchaus tüchtigen Mitgliedern zu vermehren. Das 
Appellatiowsgericht, jegt aus 12 Gliedern, nämlich aus 1 
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Praͤſidenten, 1 Direktor und 10 Räthen beſtehend, und zwei 
Kammern bildend,: würde dann aus 16 Mitgliedern beftchen, 
und fönnte fich in drei Kammern, jede zu 5 Gliedern, for- 
miren. Dem alfo Fonftituirten Appellationsgerichte Fönnte 
dann ganz füglich die Attribution eines Kaffationshofes in 
der Art übertragen werden, daß derfelbe aus 7 Räthen ge: 
bildet in allen Friedens⸗-, Bezirfögerichtlichen und Affiffenfachen 
nach erfolgter Kafjation eines Urtheils die Verhandlung und 
Entſcheidung der Hauptfache an ein anderes Gericht zu ver: 
weilen, und im Falle eined nochmaligen Kaffationsrefurfed 
in gefteigerter Zahl, wie sub A. auseinander gefegt worden, 
nicht nur d'e Kaffation auszufprechen, fondern auch au fond 
zu entjcheiden hätte. Was die Kaffationsrefurfe gegen 
appellgerichtliche Urtheile betrifft, fo Fönnte entweder die Kaſ— 
ſationsinſtanz für folche ganz aufgehoben werben, indem das 
Appellationsgericht jeder Zeit feine Urtheile unter Mitwirk— 
ung von wenigftend 7 Mitgliedern zu erlaffen hätte, oder 
ed könnte der Rekurs von dem Urtheile der einen Kammer 
an die beiden anderen vereinigten Kammern, ald Kaſſations— 
hof Fonftituirt, und etwa unter Beiziehung ‚der zur Ergänz- 
ung erforderlichen Zahl von Suppleanten genommen wer: 
den. Diefer Kafjationshof hätte dann in appellgerichtlichen 
Urtheilen nicht nur die Kaffation auszufprechen, fondern 
auch au fond zu erkennen. 

-Die Erlaffung eined jeden appellgerichtlichen Urtheils 
unter Mitwirkung von 7 Mitgliedern möchte ſchon an ſich 
eine ſehr empfehlenswerthe Einrichtung ſeyn, da die Zahl 5 
nur das gefegliche minimum, nicht dad maximum ift, und 
hiedurch einem anderen, oft vorfommenden Mißftande vor- 
gebeugt würde. Es ijt diefer: ES figen z. B. 3 Richter 
am Besirfögerichte, vielleicht ‚ganz tüchtige Juriften, und 
fprechen einftimmig ein Urtheil. Am Appellationdgerichte, 
wo die Sache in legter Inftanz verhandelt wird, fiten 5; 
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2 ſind derſelben Anſicht, wie das Bezirksgericht, 3 find da- 
gegen. So entſcheiden alfo im Ganzen 3 gegen 5. Dieß 
fommt in Frankreich und Rheinpreuffen nicht vor, weil dort 
die Appellationsgerichte viel ftärfer befegt find, und in der 
Regel 7—15 figen.*) Die Verordnung, welche die Zahl 
der zur Aburtheilung einer Sache vor dem Appellationd- 
gerichte nothwendigen Richter auf fünf herabſetzt, iſt vom 
7. Mai 1814. 

Auf eine Vermehrung des Perſonalſtatus ihres Appel- 
lationsgerichts dürfte die Pfalz um fo mehr Anfpruch ha— 
ben, als fie, obgleich unter den bayerischen Regierungsbe- 
jirfen einer der bevölfertften, die geringfte Zahl von Glie— 
dern des Appellationsgerichtes hat, wie aus nachjtehender 
Vergleichung hervorgeht | 
1) Freiſing hat Räthe 14, Affefforen 7, zufammen 21. 
2) Pau „ „ 10, " 5 15. 
3) Amberg " " 9, " 5, " 14. 
4) Neuburg „ „13, 8, „18% 
5) Eichſtädt " n 12, " 6, " 18. 
6) Bamberg „ — — 5, 16. 
7) Aſchaffenburg 13 5, 18. 
8) Zweybruͤcken „ 10, — — 

Daß überhaupt jederzeit an die erledigten Rathsftellen 
am Appellationsgerichte der Pfalz nur ganz tüchtige, der 
pfälzifchen Geſetzgebung und Rechtspflege theoretifch und 
praftifch Eundige Männer ernannt werden möchten, ift ein 
oft wieverholter und durchaus gereihter Wunſch, auf den 
auch hier wohl Beziehung genommen werben darf. 

Als Refultat der Erörterungen unter A. und B. er- 
geben fich nun folgende zwey, dem Gefegentwurfe beizufü- 
gende Anträge: 


*) Siehe Art. 27. des Geſetzes vom 27. Ventose VIII. 
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I. | 
„Es möge Seine Majeftät der König ge 
„ruhen, das Oberappellationdgericht der Funktionen 
„des Kaffationd- und Revifionshofes für Die Pfalz 
„zu entheben, und einen eigenen Kaffationshof am 
„Site des pfälzifchen Appellationsgerichtes zu 
„bilden.“ 

Und eventuell, fo ferne dieſer Antrag die Allerhöchfte 

Berüdfichtigung nicht erhalten follte, 

II. 

„Es möge Seine Majeftät der König ge— 
„ruhen, das Dberappellationdgericht der Funktionen 
„des Kaffationd- und Revifionshofes für die Pfalz 
„zu entheben, und dieſe Funktionen vermittelft einer 
„weckmaͤſſigen Einrichtung und Vermehrung des 
„PBerfonalftatus wieder dem Appellationsgerichte 
„ver Pfalz zu übertragen.” 

Die zur Realifirung eines oder des andern diefer An⸗ 
träge nöthige Ausgabepofition müßte dann dem Staatsaus— 
gabes Budget der V. Finanzperiode einverleibt werden, was 
auf Propofition des kgl. Staatdminifteriumd der Juftiz in 
der hohen Kammer einem Anftande um fo weniger unters 
liegen wird, als diefelbe fchon in den Jahren 1831 und 
1837 einen Kredit von 7,000 fl. zu dieſem Zwede be- 
ftimmt hat. 

Da aber Referent, bei aller augenfälligen und uns 
widerſprechlichen Dringlichkeit einer zweckmaͤſſigen Abänder- 
ung in der dermalen beftehenden Einrichtung des Kaffations- 
und Reviftonshofes dennoch fih von der Befürchtung nicht 
befreien kann, es möchten auch dießmal die geftellten An- 
träge auf unüberwindliche Hinberniffe ftoffen, die erneuerten 
Klagen auch jet wieder erfolglos verhallen, und die Rechts⸗ 
erſchwerniſſe und Mipftände in diefer Hinficht noch länger 
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fortvauern, fo fügt derſelbe fhlüßlih und bis zum Ein- 
tritt einer zwedmäffigen Abänderung zwei Wün- 
fche bei, die fich aus folgenden Momenten ergeben. 

Es ift bereits erörtert, daß im Kaffationd- und Revijions- 
Kollegium nur 3 Glieder figen, welche ald Angeftellte im 
Juſtizfache aus der Pfalz hieher berufen worben; es ift fer- 
ner bemerkt, daß in Beziehung auf die Mitglieder des Kafja- 
tions- und Nevifiondhofes, nach der beſtehenden Geſchaͤfts— 
ordnung, ein jährlicher Wechfel eintreten kann, indem ber 
PVräfident jedes Jahr den Vorftand und die Mitglieder zu 
bezeichnen hat, was eintretenden Falles die Folge bringen 
fönnte, daß immer wieder neue, der pfäßifchen Gefepgebung 
und Rechtöpflege vielleicht nicht Fundige Räthe den Kaffationd- 
fenat für die Pfalz bilden würden; es ift endlich berührt 
worden, daß den Kafjationsräthen für ihre befondere Funk— 
tionen in diefer Eigenfchaft, fo wie für Anfchaflung von 
vechtöwifienfchaftlichen Werken zu dieſem Zwecke Feine Re- 
muneration gegeben wird, obgleich 7,000 fl. im Ausgabe- 
Budget genehmigt find. Cine Remuneration hiefür, etwa 
im Betrage von 600 fl. für den Vorftand und von 300 fl. 
für jedes der Mitglieder wäre aber um fo billiger, als hie 
durch die budgetmäfiige Pofition von 7000 fl. nod) lange 
nicht erfchöpft würde, und ald die Appellationsräthe zu Frei⸗ 
fing und Augsburg, zu Nürnberg und Münden, in der 
Gigenfchaft als Wechfel- und Merkantilgerichts-Räthe, jeder 
jährlich 200 fl. Funktionszulage und der Direktor 400 fl, 
bezieht. Es wären demnach den beiden Anträgen noch bei— 
zufügen bie 

WB üunfcd ee: 
1) „Seine Majeftät der König möge anzuordnen 


geruhen, daß bis zur zwedmäfjigen Einrichtung des 
dermalen beftehenven Kaſſations⸗ und Revifionshofes, 
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refp. bis zu deſſen Rüdverlegung in die Pfalz, die 
Glieder desfelben, unter Zuweifung eines angemefjenen 
Funftions-Gehaltes, als ftändige zu ernennen feyen.* 
2) „Es mögen, nad) der im Art. IV. der Allerhöchften 
Verordnung vom 29. Juni 1832 enthaltenen König: 
lichen Zufage, zur Belegung erledigter Stellen an 
dem Dberappellationsgerithte, fo lange dasſelbe zu: 
gleich den Kaſſations- und Reviſtonshof für die Pfalz 
bildet, der franzöfifchen Gefeggebung und Rechtöpflege 
fundige Männer, in einer zur Bildung des Kaffations; 
und Reviſionshofes hinreichenden Zahl, aus dem 
pfäßifchen Negierungsbezirfe berufen werden.“ 
Tafel. 





Protokoll 


des ’ 
I. Ausfchuffes der- Kammer der Abgeordneten, 


abgehalten in Gegenwart 


des Herrn Juſtizminiſterialrathes Lchner, als 
fönigl. Kommiffär, 
des II. Kammer-Präfidenten, Hrn. Hofrath® Dr. 
v. Bayer, 
der fämmtlichen Herren Ausfchußmitglieder: 
Schr. v. Harsdorf, Vorftand, 
Fchr. v. Fuchs, 
Dr. v. Wening, 
Schr. v. Sreyberg, 
Pfarrer Tafel, 
Fehr. von der Tann, 
Br. Albrecht, Sekretär. 


München, den 22. April 1843. 


Nachdem der, hinfichtlich des Geſetz-Entwurfs: 
„die Kompetenz des Kafjationshofes 
„Für die Pfalz als Revifionsgericht 
betr.” | 
aufgeftellte Referent Hr. Pfarrer Tafel, feinen Vortrag lir 
thographirt bereitd vor ein Paar Wochen an die oben Ge— 
“nannten hatte verteilen lafien, warb zur Berathung und 
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Beſchlußfaſſung daruͤber auf heute, und zwar, da der Herr 
Ausſchuß⸗Vorſtand wegen Unwohlſeyns ſeine Wohnung nicht 
verlaſſen konnte, in derſelben Sitzung anberaumt. 

Der Hr. Referent bezog ſich vorerſt auf ſeinen litho— 
graphirten Vortrag, und man ſchritt ſofort zur Berathung 
und Beſchlußfaſſung über die einzelnen Artikel des Geſetz— 
Entwurfs. Die Ergebniffe waren folgende: 

Der Art. 1 
wurde dem NReferatd-Antrage gemäß einftimmig gut ge: 
heiſſen. | | | 
Der Art. 2 
ebenfo , jedoch mit der vom Hrn. Referenten. beantragten 
Modifikation, daß derſelbe am Schluß noch den Zufaß er: 
halten folle: | 
„sn jenen Fällen, wo. das Perſonal we 
„gen: gefeglüher Verhinderung nicht aus— 
„reicht, um diefen Senat zu bilden, hat 
„ver Präfident des Appellationsgerichts 
„Denfelben durch Beiziehung von Sup: 
„pleanten aus dem Richterperfonal zu 
„ergänzen.“ 


Zu Aıt. 3 
Der Hr. Referent wollte die Art. 3 u. 4 durch einen 
andern Artifel 3 folgenden Inhaltd erfegt wiſſen: 
„Sm Fall eines zweiten Nefurfes in der- 
„ſelben Sache unter denfelben Parteien 
„und aus denjelben Gründen findet in 
„Sivilfachen, und ebenfv in Polizei- und 
„Zuchtpolizeiſachen eine neue Verweif- 
„ung nach erfolgter Kaffation nicht ftatt, 
„Jondern der Kaſſationshof hat auch in 
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„er Hauptſache als Reviſionsgericht 
„zu urtheilen.“ 

Die. fämmtlichen übrigen Mitglieder ded Ausſchuſſes 
pflichteten dieſem Antrage nicht bei, fondern entſchieden fich 
zunächft für die Beibehaltung des Art. 3 des Entwurfs, 
jedoch mit der von einem Mitgliede proponirten Modifi- 
fation, daß anjtatt der erjten zwei, Worte des zweiten Ab- 
ſatzes defjelben Artifeld („In Eivilfachen“) gefept werde: 

„Sn Civil» und ſolchen Zudtpolizei- 
„Jahen, in welchen das Appelldtions- 
„Bericht in legter Inſtanz geurtheilt 
„Hat, r 
mit welcher Mobififation fich ſubſidiar auch der Hr. Res 
ferent ald einverftanden erflärte5; — wornach aud) 


der Art. 4 


von fämmtlichen Botanten, den: Hrn. Neferenten ausgenom⸗ 
men, unbedingt genehmigt wurde. 
Die At, 5u.6 
wurden einjtimmig gutgeheifien, — 
Hiernächt proponirte der Hr. Neferent folgenden bes 
fondern Antrag: 
„Es möge Se. Majeftät der König ge 
„ruhen, das DOberappellationd - Gericht 
„der Funktion des Kaffationd- und Re 
„vifionshofes für Die Pfalz zu entheben, 
„und einen eigenen Kafjationshof am 
„Sige des pfälzifchen Appellations-Ges- 
„richte au bilden.“ 
und auf den Fall, daß diefer Antrag nicht die allerhöchite 
Berüdjichtigung erhalten follte, eventuell den folgenden : 
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„Es möge Se. Majeftät der König ges 
„ruhen, das Dberappellationsgericht 
„der Funktionen des Kaffativnd-. und 
„Revifionshofs für die Pfalz zu ent 
„heben, und diefe Sunftionen vermit- 
„telft einer zweckmäſſigen Einrichtung 
„und Bermehrung des Perfonalftatus 


„wieder dem Appellationsgerichte der 


Die 


„Bfalz zu übertragen.“ 
fümmtlichen übrigen Ausfchußmitglieder glaubten 


jedoch jenem primitiven- wie, diefem eventuellen Antrag ihre 
Zuftimmung verfagen zu müffen. 

Zulegt wurden vom Herrn Referenten die ri 
folgender zwei Wünfche vorgefchlagen:: 


1) 


2): 


„Seine Majeftät der König möge anzu 
„ordnengeruhen, daß bis zur zweckmäſſigen 


„Einrichtung des dermalen beſtehenden 


„Kaſſations- und Reviſionshofes, reſp. 
„bis zu deſſen Rückverlegung in die 
„Pfalz die Glieder deſſelben, unter Zu— 
„weiſung eines angemeſſenen Funk— 
„tionsgehaltes, als ſtändige zuernennen 
„Teyen." 

„Es mögen, nad) der im Art. IV. der Al— 
„lerhöchften Verordnung vom 29. Juni 


„1832 enthaltenen Königlichen Zufage, 
ngzur Befegung erledigter Stellen an 


„nem DOberappellationsgerichte, folange 
„Daffelbe zugleich den Kafiationd- und 
„Revifionshof für Die Pfalz bildet, der 


‚„franzöfifchen Gefeggebung und Rechts— 
— Fundige Münner, in einer zu 
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„Bildung des Kaffationd- und Revifions- . 
„bofes hinreichenden Zahl, aud dem 
„prälzifhen Regierungsbezirfe berufen 
„werden.“ 
Auch diefe beiden Wünfche wurden von fünntlichen 
übrigen Botanten abgelehnt. 
Womit gefchloffen und unterzeichnet wurde: 
Schr. v. Fuchs. 
Dr. v. Wening. 
Schr. v. Freyberg. 
Tafel. 
Schr. v. der Tann. 


a u 38. 
- Der Ausſchuß-Vorſtand 
| Tchr. v. Harsdorf. 
Dr. Albrecht. 
Setretär. 


Beilage LXI. 


vortrag 
des 
Abgeordneten Freiherrn von Kreß 
im III. Ausſchuſſe der Kammer der Abgeordneten, 


über _ 


den Beichluß der Kammer der Neichsräthe vom 8. März 1843, 
die Zivifchenwahlen der Landraths-Kandidaten betreffend. 





München, den 16. März 1843. 


Su dem, von der hohen Kammer der Reichsräthe 
unterm 28. Sanuar 1843 unbedingt angenommenen Ans 
trage des Herrn Reichsrathes, Fürften von Dettingens 
Wallerftein, die Zwifchenwahlen der Landraths-⸗Kan— 
didaten betreffend, wie folcher sub Ar. 1—5 abgedrudt 
it, hat die hohe Kammer der Abgeordneten. befchloffen, 
demfelben folgende Modifikation beizufügen: 

„Nr. 6. daß die aus den dermaligen Landrathd= 
„Wahlen hervorgehenden Landräthe, ausnahme- 
„weife nur bis zu dem Schluffe des Jahres 19833 
„ihre Wirkfamfeit fortzufegen, und die nächften 
„Wahlen in allen Regierungs >» Bezirken jederzeit 
„mit den Ständewahlen ‚gleichen Schritt zu gehe 
„en hätten.“ 
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Rah Inhalt des. mitgetheilten Beſchluſſes vom 8. 
März 1843 ift die hohe Kammer der Reichsräthe bier 
fer Modifikation nicht beigetveten, fondern hat auf ihren 
Befchluffe vom 28. Jänner beharren zu müſſen erachtet, 

Referent, beauftragt, hierüber : gutachtlich ſich zu 
äuffern, hat zwar niemald das wohlgemeinte Motiv der 
Modififation: den Behörden fowohl als den Wählern 
Zeitverluft und Koften zu erfparen, verkannt, und iſt 
auch darum derfelben nicht entgegen getreten, hat fick 
aber dennoch erlaubt, in der Berathung darauf aufmerf- 
ſam zu machen, daß: | 

1) das Zufanmentreffen der Landrathswahlen mit den 
Ständewahlen nicht unbedingt wünfchenswerth ſey, 
indem öfter8 vorgekommen fey, daß die Wähler jol- 
chen Iuditiduen, denen fie ihre Stimme für einen 
Landtags Deputirten gegeben hätten, dieſelbe ihm 
nicht auch zur Wahl eined Landrathd-Sandidaten 
ertheilen wollten, woher ed dann komme, daß Mans 
her nicht in das Kollegium des Landraths eintrets 
en fönnte, dem. bei einer gejonderten Wahl bie 
Stimmenmehrheit nicht entgangen ſeyn würde; 

2) daß: die Wahlperioden nicht in allen Regierungs- 

Bezirkern die nämlichen feyen, in Folge der neueren 

Kreisei ntheilung; 

3) daß deim Könige jederzeit das Recht zuftehe, bie 
Ständı »WVerfammlungen, fowie die Landraths⸗Ver⸗ 
ſammli ıngen aufzulöfen, Verf.Urk. Tit, VII $. 23. 
Landra ths⸗Geſetz vom 15. Auguft 1828, in wel- 
chen z ällen alddann die Wahlen dennoch wieder 
nicht zu Tammentreffen würden; 

4) daß abe r auch, eben auf diefe Art, die Wahl 
perioden wieder gleich geftellt werden koͤnnten, for 
bald die Regierung folches fr geeignet erachte, 
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Wenn nun Referent, in Erwägung diefer Berhälts 
niffe und zur Erſparniß der Zeit, welche die Kommuni⸗ 
Bation zwiſchen beiden: Kammern erfordert, ſchon bei der 
Berathung für räthlicher ‚gehalten hatte, von der im 
- Rede ſtehenden Mobdififation Umgang :zu nehmen, und 
dem «Gutachten des Ausfchuffes auf unberingte Annahme 
des ‚Antrages beizuftimmen , ſo kann er unter Den vor: 
Hegenden Verhaͤltniſſen nur feine und des Ausſchuſſes 
frühere Anſicht wiederholt — und demnach 
beantragen: 


‚daß auf der angenommenen Modififation nicht 
ferner zu beharren, fondern daß dem Wunfehe 
und Antrag in allen feinen Funkten von Rr. 

41-5, fomit auch dem Beſchluſe der Kammer 
der. Reichsräthe vom 28. Jänner 1843 die 
unbedingte Zuſtimmung zu erthelen fen,’ 
| 4 alt ein Gelawathaſchut NN Ehen, kom⸗ 
men — 


ik m. 


Freihert v. Kreß, 


Referent, 
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Protokoll. 





Minden, den 16. März 1843, 


Gegenmwärtige: 


gen Hbgeorbuete, geiftlicher Rath eo 
al Borftand, 
" „: » + Bürgermeifter: vor Hagen, 
" un Profefior Dr. Harl ep. 
" „nm Sreibert von Kreß. 
" " n Dr. ad, als Sekretaͤr. 


Nachdem die Kammer der Reichsräthe der von der 
Kammer der Abgeordneten beſchloſſenen Modifikation zu 
dem Antrag des Herrn Fürſten v. Oettingen-Wal— 
lerſtein, 


„die Zwiſchenwahlen von Landraths⸗Kandidaten 
"betreffen. a 


ihre Zuftimmung ertheilen zu fönnen nicht geglaubt hatte, 
auch der Herr Referent Baron von Kreß fchon in der 
allgemeinen Sitzung erflärt hatte, daß er die vom Ab- 
geordneten Herrn Baron von Thon=-Dittmer geftellte 
Modifikation zwar nicht empfehlen könne, doch derſelben 
nicht entgegen treten ‚wolle, indem diefelbe alfo lautet: 


„Rro. 6. Daß die aus den dermaligen Land- 
„raths» Wahlen hervorgehenden Landräthe aus- 
„nahmsweife nur bis zu dem Schluffe des Jahres 

„1843 ihre Wirkſamkeit fortzufegen und Die 
„nächtten Wahlen in allen Regierungsbezirken 
„iederzeit mit den Ständer Wahlen gleichen Schritt 
„su gehen hätten ;“ 

18% 
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fo trug derfelbe Herr Referent in der heutigen Sitzung 

über die Mittheilung der Kammer der Reichsräthe feine 

weitere Anficht dahin vor: 
daß auf der angenommenen Modifikation. nicht 
ferner zu beharren, fondern daß dem Wunjch 
und Antrag in allen feinen Punkten yon Nro. 
1— 5, fomit auch dem Beſchluſſe der Kammer 
der Reichsräthe vom 28. Januar 1843 die 
unbedingte Zuftimmung zu ertheilen fey. 


Die fämmtlichen Ausfchuß » Mitglieder waren hie 
mit vollkommen einverftanden. 


Lechner. 

von Hagen, 

von Kreß. 

Dr. Harleß, 

Dr, Gad, Sekretär, 


Beilage LXII. 


Bortrag 
ded 


Abgeordneten Freyheren v. Kreß 
im II. Ausfchuffe der Kammer der Abgeordneten 
über 


den Antrag der Herren Abgeoroneten Stöder, Saur 
und Ebert, die Hut und Weiverechte betr. 


‚München den 28. April 1843. 


Der Antrag enthält zwei Bitten um gejegliche Bes 
ftimmungen : 

I. daß in den Gegenden, wo dieſes noch nicht der 
Fall ift, die Schafe nur bid zum 1. April die 
Wiefen beweiden dürfen, und daß das Vieh erft 
am 1, Dftober wieder zur Weide auf die Wieſen 
getrieben werben darf, 

I. daß den Aderbefigern erlaubt werde, gegen mäj- 
fige. Entfhädigung an die Weideberechtigten Klee 
oder was fie fonft wollen, auf ihrer Brache an— 
zubauen, 
ad I. Was die erfte Bitte betrifft, fo fcheint 

npwar ihre Erfüllung dem Polizeigebeit anzugehören, folg— 
lich dem ſtändiſchen Wirken entrückt zu ſeyn. 
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Allein aus dem Antrage iſt erſichtlich, daß in dem 
vormaligen Fürſtenthum Bayreuth Provinzial⸗Statuten und 
Gewohnheiten beftehen jollen, deren Befeitigung das 
Rechtögebiet berührt, | 

Nach der Angabe des Hrn. Antragftellers dürfen 
dort die Schafe bis zum 25, April auf den Wiefen 
geweidet werden, und die Viehweide auf denſelben bes 
ginnt fehon wieder Anfangs des Monats September. 

Es wäre zu wünfchen, daß Auszüge aus dieſen 
Provinzialverorbnungen dem Antrage beigelegt worden 
wären, um zu brüfen, ob jle blöß polizeiliche Amord- 
nungen oder gefeßliche Beftimmungen enthalten, 
| In deren Ermanglung muß das. Lehtere angenom- 
men werden, weil es auflerdem dem Antrage an for- 
meller Begründung fehlen würde. 

* Die Tendenz des Antrags geht dahin: eine Gleich. 
ftellung der gefeglichen Beftimmungen über die Zeit der 
Biehmweide in allen Theilen des Königreich8 zu erwirfen. 

Es ift daher zur vergleichen, was 
A. die allgemeinen im Königreiche - Bayern, namentlich 
in deſſen ältern Theilen giltigen gefeglichen Beſtim⸗ 

mungen und Verordnungen, und 
B. das preuſſiſche Landrecht, welches im vormaligen 

Fürſtenthume Bayreuth, folglich auch in deſſen dem 

Mittelfränkiſchen Kreiſe nun angehörigen Theilen 

mit: Geſetzes Kraft beſteht, und da, wo Provin— 

zial⸗Statuten nicht ausreichen, in Subsidium gilt, — 
über diefen Gegenftand enthalten. 

ad A, Gin höchſtes Reffript vom 31. Auguft 
1805 enthält die legislatorifche Beftimmung : 

s „daß, obſchon die Verträge und dingli— 

— Rechte den Kultur⸗Verordnungen a u s⸗ 
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züweichen haben, doch Dabei‘ allemal bie 
Entſchädigung derjenigen, welchen durch Die 
Kultur an ihren Rechten Abbruch geſchieht, 
vorbehalten werden ſoll.“ 
Doͤllingers Sammlung, Band XIV. ER u. 
$. 179. pag. 332. 
In der allerhöchften Erläuterung vom 15. März 
1808 heißt e8: 
„fo ſoll fünftig die offene Zeit mit dem 1. Ok 
tober beginnen, und mit dem 1. April enden. 
ibidem $. 181. Nr. 3. pag. 334. 
Die Berfügung des Riniſteriume bet Innern vom 
11. Juli 1812 lautet: 
„daß. die ‚beftehende Weidenſchaft, fo ferne 
‚sie der Kultur auf irgend eine Art ſchädlich 
„wird, nach: Beftimmung der KultursGefehe 
„weichen müſſe.“ 
ibid. $. 379. pag. 559; 
ad: B. Ueber die Einführung der Kultutgeſetze 
im ehemaligen Fürſtenthume Bayreuth fpricht eine Be— 
kanntmachung des Fi Generilsflommiffariats” des Rezat⸗ 
freifes an die Zuftizämter vom 7. Mai 1811 in Bezug 
auf ein allerhöchftes Reffript vom 4. Mai — ſich 
dahin aus: 
daß bei vorkommenden Malturptozeſſen nach den 
bisher beſtehenden Obſervanzen und Ges 
ſetzen zu entſcheiden ſey, bis demnächft 
eine allgemeine Verotbnung über die Kultur 
erſcheinen wird. 
ihid: $. 244. pag. 387. | 
und die Minifterial-Entfehlieffung vom 11. April 1812 
ſagt: 
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Mebtigens ift im Materiellen: bis auf Weiteres 
die preuſſiſche Gefeßgebung zu Grunde zu legen. 
ibid. :$. 246. pag. 388. 

Die preuffifche Geſetzgebung enthält aber darüber 
folgende Beftimmungen: ; 

Bekanntmachungen der kgl. preuffifchen Kriegs; und 
Domainenfammer: 

a. vom 15. November 1799. | 
Es ift bereitd Durch das Ausfchreiben vom 25, 
Juni 1765 befohlen, dag 
1. die Frühlingshut auf den Wiefen gänzlich abs 
geftellt werde ac, | 
. 'ibidem $. 174. pag. 326. 

b, vom 19. April 1797. | 
Da mit Mipfallen zu vernehmen geweſen ift, da 
bie Frühlingshut auf den Wiefen, zumal mit 
' dem Schafvieh dennoch fortgefegt werben, fo 

wird fefigefeßt: daß, wo hierunter Dienftbarfeitsrechte 

eines Dritten vorkommen, daß darüber ein Yequis 
valent an Weidegeld ausgemittelt werde, 
ibidem $. 376. pag. :557. 
Das preuſſiſche Landrecht felbft aber enthält fol⸗ 
gende Beſtimmungen: TEE) 

Verträge und Gewohnheiten find, fo weit 

fie den wegen Wiefen gegebenen Vorfchriften g. 109 

— 114. zuwider laufen, unverbindlich, 

Alg. Landr. 1 Theil XXIL. Tit. $, 118, 
Hütungs-Gerechtigfeiten koͤnnen aufgehoben werden. . 

ibidem $. 138, 

In vollfummener Uebereinftimmung fprechen alfo 
bie bayerifchen jowohl als die preuffifchen Gefege und 
Verordnungen den Grundſatz auö: daß bie Viehweide, 
insbeſondere die Schafweide der Kultur weichen 
müſſe, daß aber auch, wo hergebrachte Servituten den 
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MWeide-Berechtigten. zur, Seite ftehen, denſelben verhält 
nißmäffige Geld-Entfchädigung geleiftet werden müſſe. 


Wenn nım fehon durch die Allerhöchfte Erläuterung 
vom 15. März 1808 beftimmt ift, daß die offene Zeit für 
die Behütung der Wiefen mit dem 4. Oftober‘ beginnen 
und mit dem 1. April enden foll, fo bedarf ed, um dem 
MWortlaute des erften ‘Antrags zu entfprechen, nur ber 
allgemeinen gefeglichen Einführung derſelben im ganzen 
Königreiche, mit der Beftimmung, auf welche Art "die 
Entfhädigung der Berechtigten ftatt zu finden ‚habe, 

ad I. Die zweite Bitte bezielt die Erlaubniß zum 
Anbau der Brache gegen DECDAIRIBIHRINDE —— 
der Weideberechtigten. 


Darüber finden ſich folgende geſetzliche Beftimmunz 
gen und Verordnungen: 
A. Im Königreiche Bayern, reſp. den ältern Provinzen: 

Zuerſt die legislatorifche Beftimmung vom 31, Aus 
guft 1805, welche fchon oben ad A. angeführt if, und 
nach welcher Berträge und dingliche Rechte den 
KultursVerordnungen, gegen Entfehädigung auszumeis 
chen haben, 

Döllingerd Sammlung Band XIV. Theil IL, 
$. 179. pag. 332. 


Dann ferner: Eine höchfte Verordnung vom 5. 
uni 1772 die Kultivirung und Anbauung der Brach- 
felder betreffend: dieſe empfiehlt den Anbau der Brache 
und enthält unter andern folgende Beftimmungen: 

0.20. Zweitend, an jenen Orten, wo. auffer dem, Brachfeld 
font gar feine Weidegründe mehr übrig wären, 
verlangen Wir zwar den Blumbefuch durch folchen 
Anbau nicht allzufehr einzufchränfen, wollen aber 
gleichwohl jedem Befiger derlei Brachäder, wenig ft 
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den zehnten Dheil hievon auf vorgemeldle 
Art zu benützen geſtatten 2c. 
26, 26. Neuntend,; gegenwaͤrtige Verordnung keineswegs auch 
auf jene Ortſchaften zu extendiren, wo groſſe Schä- 
fexeien von Alters hergebracht ſind, als an deren 
Konſervation dem ‚Lande gleichmäſſig gelegen ꝛc. 
| ibidem 8. 196. pag.:350: 352. Ä 
Eine Verordnung. der Churfürſtlichen Landesdirektion 
vom 24. Dezember 1802 verweist die Gerichtsſtellen auf 
die Kultur⸗Mandate, nach welchen klar, in Fällen, wo 
‚ ein: Landwirth feine Wieſen zweimädig machen, feine 
Brauche erbawen 2. will, jede. Progeßeinleitung ver- 
boten, vielmehr anbefohlen ift, Die. Kultur, gegen Die 
gemeinverberbliche, nur von der Barbarei herftammende 
Weidenſchaft mit allem Nachdruck zu fehügen, und fonach 
dem wilden Hirtenftande vollends dert Stab zu brechen. 
ihidem $. 192. päg. 341. 
Eine dergleichen Entfchlieffung vom 11. Juli 1803 
endigt mit den Motten: 
Der Schaftrieb entftand in vorigen Zellen, wo die 
Gründe öde, die Brachen nicht angebaut waren, 
er konnte kein Widerſpruchsrecht gegen die Kultur 
der Gründe feſtſetzen, ſondetn wie andere Wei— 
denſchaften, muß auch dieſe der Kultur 
nach den Kultursgeſetzen weichen ıc. , 
in widem 6.377. pag. 558. 

Ein neueres Minifteriatreftript vom 17. Mär 1830 

lautet: 

Seine Majeftät der König: Haben zu befchliefien 
geruht, daß es bei der Gemeindeweide auf den lees 
ren Feldern des Rekurrenten zu verbleiben; es dem— 
ſelben unverwehtt-fey, feine Brache mit Getreid— 
oder Futterkräutern zu bebauen, und fo jede fremde 
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Weide während ver Fruftififation unſchädlich zu 

machen. 

Hiebei wird bemerkt, daß nicht der Anbauer zur 
Herftellung und Unterhaltung einer Berzäunung vers 
binden fen, fondern die MWeideberechtigten ſchuldig 
find, gegen Beichädigung der kultivirten Brache 
durch das Vieh, Fürforge zu treffen. 

ibidem $. 186. pag. 337. 
B. Im preuffifchen Landrechte 
1. Theil it. XXIT. $. SO— 169 find viele gefeßliche 

Beſtimmungen über dad Hütungsrecht enthalten, wo— 

von bier befonders Folgende zu beachten ſeyn dürften. 

$. 115. Der Eigenthümer des belafteten Grundſtücs 
ift die Kultur feines Aderd zum Vortheile des Be— 
rechtigten zu verfchieben, nicht ſchuldig 

$. 119. Jeder Intereflent; welcher in der zur Sütung 
beftimmten Feldmark Aeder befigt, ift einen Theil 
derfelben zum Anbaue der Futterfräuter oder Gar: 
tengewächfe einzuhegen berechtigt. 

$. 120. Er muß aber die Einhegung auf eigene Kofte 
beforgen und unterhalten. | 

Die $6. 118 und 138, welche die Aufhebung der 

Hütungsgerechtigkeiten geftatten, find ſchon oben 

angeführt worden. 

5. 144. Eine Vergütung im Gelbe ift der Hütungs⸗ 

Berechtigte anzunehmen niemald verbunden. 

Alfo auch hinſichtlich des Anbaues der Brache 
ftellen fowohl die bayerifchen, als auch die preuflifchen 
Gejege den Grundjag auf: 

daß das Hätungsrecht der Kultur zu weis 

hen habe. 

Nur in Bezug auf die Befriedigumg der angebau: 
ten Gründe finden abweichende Beftimmungen flatt, in 
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dem dieſelbe dort auf Koſten des Weideberechtigten, hier 
aber auf Koſten des Eigenthümers hergeſtellt werden muß. 
Auch daß, Vergütung in Gelde, für die Ablöſung 
ber Weidegerechtigkeit auf Brachfeldern nicht aufgedrun⸗ 
gen werden darf, iſt eine beſondere Beſtimmung des 
preuſſiſchen Landrechts. Hiedurch, ſowie überhaupt ſchon, 
erſcheint alſo auch der zweite Antrag, auf Erlaſſung ge— 
ſetzlicher Beſtimmungen über den Anbau der Brache und 
die Entſchädigungs⸗Art der Weidebererhtigten, gleichfürmig 
im ‚ganzen Königreiche, vollfommen gerechtfertiget. Daß 
die. Beförderung. der, Landes-Kultur der vorherrſchende 
Zwed aller beftehenden Gefege und. Verordnungen frü- 
herer und neuefter Zeit geweſen fey, ijt eben fo unwider- 
fprechlich, ‚als. daß diefelben auch auf die Erhaltung der 
Viehzucht, namentlich) auch der Schafzucht jederzeit ge- 
bührende Rüdficht genommen haben. 
Keinem Landwirthe ift unbefannt, daß durch das 
Vorſchreiten der Kultur, die Viehzucht, im eigentlichen 
Sinne des Wortes, denn von der Stallfütterung und 
Vieh⸗Mäſtung, welche durch die Landes-Kultur nur be— 
fördert wird, ift hier nicht die Nede, — allerdingd bes 
einträchtigt wird. | 
. Denn wo follten Fohlen, junge Rinder, Schafe ꝛc. 
den zu ihrem Gedeihen nothwendigen freien Lauf, Die 
unentbehrlihe Weide finden, wenn alle Weideplätze in 
den vollfommenften Kultur-Stand übergehen würden? 
Wenn nun aber die Beförderung der Kultur, der 
Beförderung der Viehzucht eben jo gerade entgegen fteht, 
wie die Kultur der Wälder, der Feld- und Wieſen-Kul— 
tur Direkte entgegen ıft, alle diefe Quellen des National: 
Reichthums aber ungetrübt erhalten werden müſſen, fo 
wird nicht nur der verftändige Defonom ſelbſt zu ermeflen 
wiffen, welche Gegenden vorzugsweife zur Agrifultur, 
und welche zur Viehzucht vorzugsweife fich eignen, 


+ 
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und erwägen, “welche Gattung der Landwirthſchaft ihm 
aröffere Vortheile gewährt, fondern es wird auch in Kol- 
lifionsfällen, von welchen hier die Rede ift, die Fönigl. 
Regierung Mittel finden, auf gejeglichem Wege den bis— 
ber feftgeftellten Grundfag die Kultur-Beförderung aufs 
recht zu erhalten, ohne andere Zweige der National: 
Defonomie zu unterdrüden. | | 


Referent gefteht, daß er fich ſchwer entjchließt, 
nachdem die Stände des Reichs um rlaffung eines 
allgemeinen Eivilgefegbuched bereitd3 gebeten haben, ber 
Hervorrufung -eined neuen Bartifulargefeged das Wort 
zu verleihen. 


In Erwägung aber, daß in dem vorliegenden Falle 
die Abhilfe wicht fchnell genug ſeyn Fönne, daß die Vor⸗ 
lage des erbetenen Geſetzbuches allerdings längerer Bor- 
bereitung bedarf, daß endlich ein ſolches Partikulargeſetz 
ein Beftandtheil deſſelben werden, fomit ſchon als ein 
vorbereiteter Theil jenes Gefegbuch® betrachtet werden 
Fönnte, glaubt er dem Antrage feine Zuftimmung nicht 
verfagen zu dürfen, und beantragt daher: 


die hohe Kammer wolle Seine Königliche Mas 

ieftät bitten, der gegenwärtigen Ständeverfamm- 

lung einen Gejeged-Entwurf zum Beyrathe vorlegen 

zu laffen, durch welchen 

1) die offene Zeit für die Viehweide, ald begin: 
nend am 4A. Dftober und endend am 1. April 
für alle Theile des Koͤnigreichs gleichförmig 
. feftgefegt, — | | 

2) dad Verhältniß des Anbaued der Brache mit 
Butterfräutern oder andern Feldfrüchten genau 
beftimmt, — 
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3) die Entfchädigungdart der Weideberechtigten, 
nach dem Berhältniß ihres Verluſtes, regulirt 
wird, 


Auf dieſe Weife würden nicht nur die Wünſche 
des Herrn Antragftellerd erfüllt feyn, fondern auch die 
Anfprüche der Weideberechtigten gefichert bleiben, ſomit 
die Beförderung der Kultur erzielt werden, ohne der eben 
fo unentbehrlichen Viehzucht Nachtheil zu bringen. 


Frhr. v. Kreß, 


Referent. 
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Antrag 
| der 
Abgeordneten Stöder, Saur und Ebert, 
die Hut» und Weide» Nedyte betr. 





Hohe Kammer der Abgeordneten! 


Da allem. Anjcheine nach die Zeit zu kurz ift, als 
dag noch während dieſes Landtages den Ständen des 
Reichs ein Kulturgejeg zur Vorlage gebracht werden koͤnn⸗ 
te, jo glauben die gehorfamft Unterzeichneten, Daß we—⸗ 
nigftend den dringendften Bedürfniſſen durch zweckmäſſige 
befondere Berordnungen abgeholfen ‚werben jgllie; - was 

‚gewiß noch während unſeres Beyſammenſeyns in 
diefem Jahre gefchehen koͤnnte. 
| Das Dringendfte und Beläftigendfte für ‚die Deko 
nomen befteht aber barinnen, daß wir Fein Hut⸗ und 
Weide⸗Geſetz, wie in. Altbayern, haben. Sp gehen 3. * 
in der ehemaligen Bayreuther Provinz, wofelbft die Bays 
reuther Lanbesfonftitution giltig if, die Schafe noch bis 
zum 23. April auf Die Wiefen, und das Vieh wird auf 
eben diefen Wieſen ſchon wieder geweidet, ſobald dag 
Grummet weggefhafft ift, nämlich zu Anfang Septem- 
berd. Herner dürfen die Bauern ihre Brache durchaus 
weder mit Futterfräutern, noch mit fonft einer Zwifchen- 
frucht bebauen, weil ihnen don den Schäferei »Befigern 
durch die Schafe Alles abgehütet wird. Wie fehr nun 
dadurch die Viehzucht leidet, läßt fich leicht erfennen; 
denn wenn ber Bauer auf feinen Brachfeldern Feine 
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Futterfräuter bauen darf, wie foll er den wegen des 
Düngers fo nöthigen Viehftand unterhalten können, es 
bleibt ihm nicht anders übrig,, ald nur einige Stüde 
Vieh, fo viel er nämlich nothdürftig ernähren kann, zu 
- halten; dadurch befommt er aber wenig Dünger, und feine 
Felder werden wenig Ertrag liefern, 

Unfere gehorfamfte Bitte geht alfo dahin, es möge 
Seine Majeftät der König auf verfaffungsmäflt- 
gem Wege gebeten werden, noch während dieſes Lands 
tages gefegliche Beftimmungen zu. erlaffen, nach welchen 
in den Gegenden (wo dieſes noch nicht der Fall ift) die 
Schafe nur bis zum 1. April die Wieſen beweiden bürs 
fen, und das Vieh erft am 1. Oktober wieder zur Weide 
auf die Wiefen getrieben werden darf, und auf gefegli- 
chem Wege anzuordnen, daß dem Befiter eines Ackers 
erlaubt werde, gegen eine mäjfige Entfchädigung an Die 
MWeideberechtigten, Klee, oder was er fonft will, auf 
feine Brache anbauen zu dürfen, Hiebei verfteht es fich 
aber von felbft, daß da, mo bis jekt, ohne Entfchädig« 
ung an den Schäferei-Befiger, die Brache angebaut 
werden durfte, legtere Beftimmung Feine Anwendung fin= 
den, und von dem Schäferei-Befiger feine Anfprüche auf 
Entfehädigung gemacht werden können. Nur in folcher 
Weiſe könnte vor der Hand dem dringendften Bedürfniffe 
abgeholfen und die Kultur auf eine höhere Stufe ge- 
bracht werben. 

Mit aller Hochachtung verharren als 

Einer hohen Kammer der Abgeordneten 
ergebenfte 
Mori; Stöcker. 
Saur. 
Ebert. 
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München, den 28. April 1843. 


J 


Gegenwärtig: 


Sr. Erxzellenz Hr. Graf v. Seinsheim, 
erſter Präfident, 
Hr. Abg. geiſtl. Rath Lechner, als Vorſtand. 
» „ Bürgermeifter v. Hagen, 
[7 7, „ Kolb, 
7 „Frhr. v. Kreß. 
„„Profeſſor Dr. Harleß. 
„ „ Dr Müller 
"> Dr, 16) ad ’ als Sekretär. 


In der. heutigen. Sitzung des II, Ausſchuſſes 
trug Herr Abgeordneter Frhr. v. Kreß über den von 
den Herren Abgeordneten Stöder, Saur und Ebert 
geftellten Antrag, 


„die Hut» und Weiderechte betr. „“ 
von | , 


Der Herr Referent ftellt den Antrag: 


„8 wolle Seine Königlihe Majeftät ge 

beten werden, der gegenwärtigen Stände-VBerfamm- 

lung einen Gefeßed-Entwurf zum. Beyrathe vorlegen 

zu laſſen, durch welchen 

1) die offene Zeit für die Viehweide, als begin- 
nend am 1. Dftober und endend am 1. April, 
für alle Theile des Königreichs gleichfürmig feft- 
geſetzt, 
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2) das Verhaltniß des Aubaues der Brache mit 
Futterfräutern oder andern Feldfrüchten genau 
beftimmt, 

3) die Entfchädigungsart der Weideberechtigten nad) 
dem Berhältniß ihres Verluſtes regulirt werde,” 


Hit diefem Antrage des Herrn Referenten erklärs 


ten fich ſämmtliche on Mitglieder einftimmig ein⸗ 
verftanden, 


Lehner, 

v. Hagen. 

Kolb. 

Dr. Müller. 

Dr. Harle$ß. 

v. Kreß. 

Dr. Gad, Sekretär. 
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Abgeordneten | | Freiherrn von Haredorf 
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sinige Abaͤnderungen der beſtehenden Ärafgefehlichen 
— Beſtimmungen betreffend: 
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en Hiſtoriſcher Theil. 
Her, — 8. 1. Au 
: Bien: hiaoriſcher Abriß der Strafrehte-Gefeh- 
ee in‘ Bayern feit dem Jahre 1813. — 
Im Jahre 1813 ließ König Maximilian 
Jof eph I. von Bayern, — wahrfcheintich in Erwäg⸗ 
ung, daß das in Altbayern eingeführte Strafrecht von 
1751 nur in einem Theil feiner ſehr erweiterten Pro— 
vinzen gelte, und wegen veränderter Zeitumftände und 
vieler anderer Gründe nicht, auch in den neu acquirit- 
ten. Ländern eingeführt werden könne; dann geleitet von 
dem ſchon in der Conſtitution vom 1. Mai 1808 aus: 
gefprochenen Grundfah: „daß das ganze Königreich nach 
nalen en gerichtet. werden folle,« 
m | Rı Bl. 1808. S. 987. 
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ein neues Strafgeſetzbuch entwerfen, den Entwurf von 
einer eigenen Gefeg-Kommiffion, dann den geheimen Raths⸗ 
Sektionen der Juſtiz und des Innern prüfen, endlich in 
dem verfammelten geheimen Rathe vortragen und berath- 
en, und fodann nach. erfolgter Allerhöchfter Sanktion am 
16. Mai des. vorgebachten Jahres verfünden. 

Dieſes Geſetz hat bis auf den heutigen Tag im 
ganzen Königreich (mit Ausnahme der erft durch den 
Pariſer⸗Frieden, beziehungsweife durch den Vertrag vom 
16. April 1816 etworbenen Rheinpfals), getetide Kraft. — 

Aber auch in diefem von einem fehr fcharffinnigen 
und, logifchen Denker verfaßten, Strafgeſfetzbuche fanden, 
ſich gar bald in der, Anwendung Bedenken, Lüden, und 
vorzüglich eine allzugroffe Strenge, die im Laufe der 
nächften Jahre eine Menge Erläuterungen und Abänder- 
ungen, namentlich aber ſchon im Jahre 1816 eine Al- 
Ierhöchfte Verordnung hervorriefen, vermittelſt welcher in 


Beziehung auf die, Entwendungen abändernde, infonder: 
heit aber mildere Beftimmungen getroffen wurden. 
Indeſſen dieſe nur fragmentarifihen Nachhilſe ſchien 
nicht genügend, indem von Tag zu Tag: auf deu Grund 
der Erfahrung, die die Handhabung, des neuen Geſetz⸗ 
buches durch die unterſuchenden ünd erfennenden Richter 
gewährte, .die weitere. Ueberzeugung gewonnen wurde, daß 
viele. Beftimmungen des Strafgefegbuches mangelhaft, 
auf eine harte, unpraftifche Konfequenz gebaut‘, und in 
der — ſich oft der Gerechtigkeit nicht entſprech— 
end darſtellten, was z. B. in der Lehte von den Theil⸗ 
nehmern, vom Zuſammenfluß der ftafrechtlich verbotenen 
Handlungen, vom Rüdfalle, von det thätigen Reue, vom 
Kindermorde, von‘ der Kötperbetlekung, von, eitiigen. Ar 
ten der Gigentfuih8-Bleintäiigunnen, son” De Wider⸗ 
ſetzung 20, der Fall ſchien, und es wurde daher ſchon 


einige Abänderung: d. befteh. ſtrafgeſetzl. Beftimmungen bir, 271 


im Jahre 1822 von gebachtem Monarchen die Revifion 
des Strafgeſetzbuches vom Jahte 1813- angeordnet, fol: 
che dem Staatsrat; von Gönner aufgetragen, der von 
ihm bearbeitete Entisurf einer eigenen Kommiffton zur Prüf- 
ung übertragen, und der aus der Berathung hervorgegan- 
gene. Entwurf den Ständen des Reichs noch im Jahre 
1822 vor dem Schluß der Berfammlung übergeben, 

Der Zwed dieſer revidirten Straf-Geſetzgebung 
war fchon damals hauptfächlich: 

41) die im Gtrafgefegbuch von 1813 angetroffene 
Härte zu entfernen, 

2) dem Urtheil des Richters bei Zumeffung der Strafen 
einen gröfferen Spielraum zu geben, und. ihn da— 
durch in den Stand zu feßen, - die Forderungen 
der Gerechtigleit mit denen der Menſchlichkeit in ein 
vernünftiges Verhältniß zu bringen. 

Allein die über dieſen Entwurf vernommenen Ge— 

richte und Behörden ſprachen ſich über denſelben nicht 
zuftimmend aus, und fo Fam e$ denn, daß eine Revi— 
fion dieſes Entwurfs im Jahre 1827 angeordnet, von 
einer Kommiſſion berathen, und im Spätjahte 1827 den 
Ständen des Reichs, infonderheit vorerft der Kammer der 
KReichsräthe zur Berathung und Zuftimmung vorgelegt 
wurde, welche aber bis zum Schluß der damaligen Ber: 
fammlung nicht vollendet wurde. 

Inzwifchen. war auch diefer Entwurf mannigfachen 
Kritilen gewichtiger KriminalzRechtölehrer, namentlich 
Mittermaier’s, Archiv X. 2. 3., und Anderer un- 
terlegen, was die Folge hatte, daß Seine Majeftät 
der jet regierende König im Jahr 1831 gleichfam eine 
zweite umgearbeitete Ausgabe der revidirten Entwürfe 
verfaſſen, durch eine Kommiffion berathen, dann ven 
Ständen vorlegen ließ, welche dann vor dem. Schluß der 
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Berfammlung eine Geſehzgebungs Kommiſſion ernannte 
die nicht nur über 
a) dieſen Entwurf, fondern auch über. _ 
b) das damit in Verbindung gebrachte Polyep- Gira 
geſetzbuch, 
© dann das in Berbrechend-, Vergehens und Po⸗ 
lizey⸗Uebertretungsfällen zu beobachtende Verfahren, 
und endlich über 
‚d) die neue, zugleich mit übergebene, Civil⸗Prozeß⸗ 
Ordnung der Kammer Vortrag erſtatten ſollte. — 
Dieſe ſtändiſche Kommiſſion lös'te ihre Aufgabe in 
der Art, daß ſie bis in die Mitte des Sommers 1832 
folgende Arbeiten lieferte: 
1) über das Strafgeſetzbuch: 
a) Vortrag des ꝛc. v. Dreſch, 
b) n „nv Korb, 
c) Bemerkungen - der Herren Abgeordneten Dr. 
Schwindl, v. Eberz, 
2) über das Verfahren in Straffachen:. 
Vortrag des ıc. Dr. v. Rudhardit, 
3) über die Civil-Gerichts-Drdnung : 
a) Vortrag des Abgeordneten Bine 
b) n " " v. Harsdorf, 
OD) un v. Eberz; — 
4) über das Berfahren der Polizey zur Stiflung von 
Aufruhr und Tumult: 
a) Vortrag ded Abgeorbneten v. Muffinan, 
b) Nebenvortrag des Abgeordneten Dr. Schwindl. 
Die bezeichneten Gejegentwürfe und durch fie ver- 
anlaßten Vorträge famen aber nicht zur Berathung, denn 
die ftändifche Gefeggebungs-Kommiffien wurde durch Re— 
ffript vom 26. Juli 1832 vertagt, und nachher nicht 
wieder berufen. 


* 
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Seit diefer Zeit hat die Strafrechts » Gefebgebung 
wenig Aenderungen erlitten. 


Zwar. hat die fol, Regierung im Jahre 1834 eine’ 
Vervollſtändigung der gefeglihen Beftimmungen über das 
Rechtömittel der Revifion in Straffachen verfucht, aber 
ohne Erfolg. Denn obwohl der in diefem Betreff zuerft 
an die Kammer der Reichsräthe gebrachte Gefetentwurf 
genehmigt worden war, fo glaubte doch Die Kammer der 
Abgeordneten, ihm nicht beiftimmen zu follen, indem fie 
ihn mit der unbedeutenden Majorität von 11 Stimmen 
nämlich mit 57 gegen 46 Stimmen ablehnte. — 


Aufferdem wurde die Strafrechtö-Gefepgebung fonft 
noch modificirtt durch das Zoll⸗Straf⸗Geſetz, durch das 
Gefeg: „die Errichtung der Hypothefen- und Wechfels 
banf vom 1. Juli 1834, dur) die Verordnung vom 
11. September 1825: den Betrug rüdfichtlich öffentlicher 
Urfunden betr.“ (Art..425. I. Straf-Geſetzbuch.) 

Uebrigens ift über manche Materien des Straf: 
Rechtes ſowohl, al8 des Berfahrend aus den Erfennts 
niffen des Ober-Appellationd-Gerichtd, dann aus den zur 
offieielen Kenntnig gelangten Anfichten des ZYuftiz, Minis 
fteriums, und. endlich aus den in öffentlichen Schriften 
geäufferten Meinungen theoretifcher und praktifcher Kris 
minalrecht3-Lehrer eine doftrinelle Auslegung dunkler oder 
zweifelhafter oder mangelhafter gefeglicher Beftimmungen 
erfolgt, die zum Gerichtögebrauch führen fünnen. — 

Indeſſen hat nunmehr vie fgl. Regierung mehrere 
Beftimmungen fowohl des Strafrecht, ald des Gtraf- 
Rechts⸗Verfahrens einer wiederholten Reviſion unterwor: 
fen und den Ständen ded Reichs, vorderfamft aber der 
Kammer der Abgeordneten vorgelegt; und von Prüfung 
des hierüber vorgelegten Entwurfes iftnunmehr die Frage, - 
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$. 2. 
B: Summarifcher Inhalt der beabfichtigten Abänder- 
ung der bisherigen Strafgeſetzgebung durch den 
vorliegenden Entwurf. 


Der von der k. Regierung den Ständen — 
inſonderheit zuerſt der Kammer der Abgeordneten zum 
Beirath und zur Zuſtimmung übergebene Entwurf, einige 
Abänderungen der beſtehenden ſtrafgeſetzlichen Beftimmun- 
gen betreffend, — bezielt Abänderungen 


I, im ‚Strafrecht, infonderheit 
a) im Betreff der vorbedachten towerlchen Mißhand⸗ 
lungen erſten Grades; — 
: b) im Betreff des Diebſtahls; — 
c) im Betreff der Unterfchlagung; — 
d) im Betreff des Betruges; — 
e) im Betreff der Widerfegung gegen die Obrigfeit; ; 
IE. im ftrafrechtfichen Verfahren: — 
a) im Betreff der Abfaffung der Erfenntniffe; — 
b). im Betreff der Rechtömittel gegen Erkenntniffe ; — 
ce) im Betreff der einfachen Befchwerden gegen Bes 
ſchlüſſe und Verfügungen des UnterfuhungssRich- 
ters oder Gerichts. 
Diefen Abänderungen find noch einige wenige 
II. allgemeine Beftimmungen beigefügt, die fernere un- 
bedingte oder befchränfte Anmwendbarfeit der befteh- 
enden ftrafrechtlichen Beftimmungen und der At: 
metfungen zum Straf-Geſetzbuch, dann den Vollzug 
der in Vorfchlag gebrachten gefeglichen Beftimmun- 
gen betreffend, wenn fie zum Gefetze erhoben wor⸗ 
den find, — 
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Ar Prüfung des Entwurfes im Allgemeinen. 


Der Entwurf ſchließt den Begriff ver Verbrechen 
in’ den fünf’ berührten Kategorien: (Körperverletzung; — 
Diebſtahl; — Unterſchlagung; — ' Betrug‘ und Wider⸗ 
jegung) in engere Gtenzen, und räumt dem ber B r⸗ 
gehen ein weiteres Gebiet eit. — A 

Er ordnet hiernächft Ba a 

I. mildere Strafen an, erweitert dert Shit des 

Richters bei Zumeſſung der Strafen, gibt dann‘ 

II. ‚der Kompetenz, der ir 1ter und 2ter 

Inſtanz eine gröffere Ausdehnung, und’ verringett 

jene des Kriminalgerichts 2ter Inſtanz in demſel—⸗ 

ben Verhältniſſe. 
Zu L Es fragt ſich alſo, da alle Abänderungent in der » 

Geſetzgebung das Wohl der Nation zum‘ Gegen; 

ſtand Haben müffen: 

— ob dieſe Abanderungen in dem Slraf Geſehbuche 
und deren Pflege auch Verbeſſerungen, d. h. 
den. Zweck des hafıraıe gemäß, und gemäffer 
find als die beftehenden. — 

Um diefe Frage zu beantworten, find einige Worte 
über. den, freilich, von Philofophen und Rechtslehrern ſeht 
verſchieden angegebenen Zweck dieſes Theils des äffent: 
lichen *3 des Straftechts nämlich — anzuführen. 
| Ohne zu polemifiren, bemerkt Refetent geradezu, 
das ihm dieſer Zweck als ein gedöppelter erfcheint. 
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Es bezielt nämlich das Strafrecht: 

1) in Beziehung auf die Gefammtheit ded Staates 
Sicherheit der Rechte der Staatd-Angehörigen 
in Hinfiht auf ihre Perfonen und ihr Eigen» 

thum ac. 

3) in Beziehung auf den einzelnen Staatsbürger 
Abſchreckung jedes Einzelnen vor Verbrechen, 
und Befferung der dem Strafrecht bereits 
verfallen gewefenen Individuen. 

Um ſich darüber fchlüffig zu machen, ob dem Wohl: 
des Staats, d. h. der Nation, eine vernünftige Milde 
in der Strafrechtd-Gefeggebung . mehr zufage, ald eine 
übertriebene Strenge, mithin erſtere rathſamer fen, iſt 
-porderfamft die Frage: 

a) vom philofophifchen Standpunfte, 

b) ‚von dem Standpunfte der Erfahrung, und naments 

ie U enblich 

MN ‚aus ‚dem Gefichtöpunft der Ergebniffe zu betrachten, 

. die und die neueften Gefebgebungen teutfcher, durch 

Charakter und Bildung nahe verwandter Staaten 

darbieten., 

Zu a. Die Beantwortung diefer Frag⸗ im Allg e⸗ 
meinen iſt von ſolchem Umfange, daß fie wohl in Fo— 
lianten nicht erfchöpft werden Fönnte; und. ‚fie würde auch 
dann. — wenn nicht auf den Grad der. religiöfen und 
fittlichen Bildung eines beftimmten Volkes, für das die 
Strafen geſetzt werden follen, alfo auf den pofttiven Stand« 
punkt bejondere NRüdfiht genommen werden wird — 
gleichwohl noch unpraftifch erfcheinen, - 

- Man Tann fich daher blos über die Gröffe 
der Strafe, und der Freiheitsftrafen. infonders 
heit, wovon bier allein die Rede ift, nach den Grunds 
fügen der Rechts ‚Bhilofophie ausſprechen. Br 
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Bon diefem Gefichtöpunfte ausgegangen, hängt die 
Gröffe der Strafe von der wahrfcheinlichen Erreichbar- 
feit de3 wefentlichen oder Hauptzweckes berfelben durch 
fie ab, Man muß dabei den entfernten und näch— 
ften Zwed, Der durch die Strafe erreicht werden foll, 
unterfcheiden; — den entfernten, der in der Sicher: 
heit vor Rechtöverlegungen befteht; — den nächſten, 
bei welchem wieder die Strafprohung in dem Geſetze 
und die Vollziehung derjelben, wenn Jemand fh nicht 
durch diefe Drohung hätte abfchreden Taffen, zu unters 
fcheiden ift. 

Der erfte beziwedt die Abfchrefung vor allen, 
Staatd-Angehörigen möglichen Verbrechen; der letzte 
die Abjchrefung der Beftraften von der Wiederholung 
der bereitd verübten Verbrechen aller Arten, 

Aus welchen. Gründen nım im Zweifel die gelins 
dere vor der härtern Strafe den Vorzug verdient, ent« 
widelt fehr fcharffiunig 

Stübel, in feinen allgemeinen Bemerkungen über 

den befondern Theil des (fächfifchen) Kriminal- 

Gefegbuches, 
indem er fagt: 

„Strafen enthalten einen Zwang und zwar einen 
pſychologiſchen Zwang durch Beftimmung des Willens, 

Sp wie nun jeder Zwang gegen Rechtöverleg- 
ungen nur. in dem Grade erlaubt ift, in welchem 

er zur Gicherftellung vor denfelben unentbehrlich 
ift, jo hängt auch die rechtliche Gröſſe der Strafe 
als eines pſychologiſchen Zwangs von der. Unent- 
behrlichkeit derſelben zur Erreichung dieſes Zweckes 
‚ab. Eine Strafe darf daher nicht gröfler und nicht 
kleiner ſeyn, als es die Abſchreckung von Verbre⸗ 
hen erfordert. Dieſer Maßſtab leidet auch gegen 
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die ‚größten Verbrecher feine Ausnahme, Denn das 
Recht it in ben 'böfeften Menſchen nicht weniger, 
als in den guten Menſchen zu reſpektiren. Das 
Recht iſt an ſich heilig. Die Unverleglichkeit des— 

ſelben ift durch die perfönlichen Eigenfchaften des 
Subjefts, dem ed zufteht, nicht bedingt, Die größte 
Unmoralität und Widerrechtlichkeit eines Menjchen 
berechtigt feinen Andern, denfelben zu verfolgen und 
alfo auch nicht den Staat, ihm denjenigen Schuß 
zu verfagen, auf welchen er ein Recht hat. Es ift 
ein unverantwortliches Verfahren, einem Verbrecher 
deswegen ein Recht, und insbefondere das Recht 
auf einegelindere Strafe abzufprechen, weil er ein 
Verbrecher ift. 

“Jeder zur Abfcehredung vor "einem Verbrechen 
entbehrliähe Grad der darauf gefepten Strafe 
ift eine Ungerechtigfeit der Geſetzgebung. Da die 
bürgerlichen oder pofitiven Strafen im Staate Feine 
Bergeltungsmittel des durch Verbrechen gethanen 
Unrehtd und verübten Böſen find, fondern der 
Hauptzwed derjelben in der Abfchredung von Vers 
brechen und in der Handhabung der Sicherheit vor 
Rechtöverfegungen befteht, fo bewendet es wegen 
des größten Verbrechens bei der fleinften 
Strafe, durch welche diefer Zweck erreiigbat wird.” 

Weiter ſagt derfelbe: 

„Das Einzige, was ſich für die pilllrliche Erhoh⸗ 
ung einer Strafe wegen der Gröſſe eines Ver— 
brechend fagen läßt, ift,. daß der zur Berübung 
eined Verbrechens aufgelegte Menſch um ſo mehr 
Bedenken tragen müſſe, ſolches zu wagen, eine je 
gröffere Strafe. darauf gejegt wi, und mithin mit 
der‘ Sröfe der Strafe bie Wahrſcheinlichlejt der Ab⸗ 
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ſchreckung zunehme. Dann fteht aber wieder entges 
gen, Daß es für eine -auf Diefem Grunde beruhende 
Straferhöhung feinen beftiimmten Maßftab 
gebe. Er führt zu einer mit dem Kriminalrechte 
unvereinbaren Willkür und Oraufamfeit. Wider 
die Vollziehung der gleichen Strafen empört ſich 
überdied das menfchliche Gefühl. Wenn fie auch in 
dem Gefege ausgefprochen werden, fo macht man 
ſich Doch am Ende in vorkommenden einzelnen Fäl- 
len bei der Vollziehung Bedenken. 

Die Bollftrefung einer härtern Strafe ift eine 
ganz andere Sache, als die Androhung‘ derfelben. 
Es ift aber ein in der Gefeßgebung fehr nachthei- 
lige8 Unternehmen, Strafe anzudrohen, von deren 
Vollziehung man in einzelnen Fällen nicht über- 
zeugt feyn kann. Es kommt dazu, daß im Zweifel 
die gelindere Strafe vor der härtern den Vorzug 
verdient. Sobald die Nothwendigfeit der Gröffe 
einer Strafe nicht entfchieden vorliegt, ift ed aus 
folgenden Gründen rathfamer davon in einem Ge— 
fegbuche abzuftehen. Man läuft 

41. bei der Befolgung dieſer Maxime weniger Gefahr, 
Unrecht zu thun, als im Gegentheil, Wird die 
härtere Strafe gewählt, fo kommt der Einzelne, der 
fi) des in Frage ftehenden Verbrechens fchuldig 
macht, in Gefahr, Unrecht zu leiden. Diefer wird 
der Gefahr ausgeſetzt, durch die gröffere Strafe ein 
gröffered Uebel zu leiden, als die öffentliche Si. 
cherheit. erfordert, es mithin rechtlich zuläffig ift. 
Bei der Wahl der gelindern Strafe betrifft -aber 
die Gefahr den Staat. Es wird, wenn die Strafe 

. unzureichend feyn follte, die. Wahrfcheinlichkeit der 
Abichredung von dem Berbreshen, auf welches jeue 
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geſetzt iſt, vermindert. Man hat zu befürchten, daß 

das verpönte Verbrechen öfter begangen werde, als 

auſſerdem. Beide Gefahren find verſchieden. Jene 
hat den wirklichen Verluſt eines Gutes auf 

Seite des Sträflings und eine gewiſſe Verletzung 

deſſelben, dieſe aber blos die Wahrſcheinlichkeit, 

daß das in Frage befangene Verbrechen wieder bes 
gangen werden möchte, zum Gegenftand. Es Ieidet 
auch Hier der Grundfaß des römifchen Rechts: in 
dubio pro :reo, welcher noch heut zu Tage in den 

Kriminalgerichten befolgt wird, eine Anwendung, da 
2. die Beftrafung eined Einzelnen in der Regel auch 

ein Uebel für den ganzen Staat ift, dem diefer fich 

unterwirft, um einem gröffern Uebel vorzubeugen, 

und man fie oft mit der Amputation eines Gliedes 
des menfchlihen Körpers, welche, um deſſen gänz« 
liche Zerftörung und den Tod zu verhüten, unter- 
nommen wird, vergleichen fann, fo hat man damit 
ſehr haushälteriſch und nur unter der Vorausſetz⸗ 
ung zu verfahren, daß ihre ag ie auch 
dem Grade nach unbezweifelt ſey.“ 

Ferner ſagt derſelbe Verfaſſer: 

„Es wird ein Staat durch harte Strafgeſetze her 
abgewürdigt. Diefe zeugen immer von einem 
- groffen Mangel an moralifcher und religiöfer Bild- 

‘ung, und überhaupt von einer Rohheit der Un- 

terthanen. Das Bedürfniß vieler Toded- und an: 
derer harten Strafen ift ferner. das Zeichen einer 
mangelhaften Sicherheitspoligey ꝛc. 2.”  - 

2 8 haben endlich. diejenigen, welche fich mit 
Gefeg-Vorfchlägen‘ befchäftigem, über fich zu wachen, daß 
fie bei den Strafbeftimmungen ſich weder der Einfeitig- 
feit, noch der Partheilichkeit ſchuldig machen, Man ift 


— 
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gegen Vergehungen, mit deren ſinnlichen Antrieben man 
ſelbſt zu kämpfen hat, oft nachſichtig. Man beurtheilt 
Verbrechen ſehr gemäſſigt, wenn man die Veranlaffung 
zu denfelben und den Drang der Umftände aus -eigener 
Erfahrung Fennt, durch welche auch nicht böfe Menſchen 
dazu ſich hinreiſſen laſſen. 

Je weniger man dagegen mit den Berhältniffen, an 
denen bie Rechtlichkeit der Menfchen zumeilen: fcheitert, 
befannt ift, defto ftrenger pflegt man DBerbrecher zu bes 
urtheilen, und defto ftraffälliger findet man diefelben. Der 
im Wohlftande geborne und erzogene und im Ueberfluß 
lebende Mann ift fchon durch fein Glück über den Reiz 
und die Beranlaffungen zu den meiften Verbrechen er- 
haben. Er fann ſich in die Lage des Niedrigen und Ar- 
men nicht verfegen, bie in der Etziehuug verwahrlost, 
vom Unglüd geängftiget, durch die Noth ‚gedrängt, vom 
Drud: der Bevürfniffe belaftet, dem Reize zu as 
wehrlos geftellt find. 

' Man fieht e8 wohl den Geſeten wider die Dieb⸗ 
ſtaͤhle an, ſagte einft der König von Preuſſen, Frie derich 
der II., als man ihm ein Geſetz, worin auf den Dieb⸗ 
ſtahl Todeöftrafe gefegt war, vorlegte, daß fie von Reis 
hen abgefaßt find, Eben fo erkannte ich oft den Stand 
derjenigen, welche ich über das Vergehen des Duells urthei⸗ 
len hörte, aus der Nachficht, mit welcher ſolches geſchah. 

Nicht weniger ift zuweilen eine groffe Partheilich« 
feit der Gefehverfaffer zu bemerfen, Der Wohlhabende 
betrachtet oft die Dürftigen ald feine natürlichen Feinde, 
die ihn feiner Güter nicht blos beneiden, ſondern auch 
nach denfelben trachten, und fo bald fie ‚Gelegenheit ha- 
ben, ihn darum zu bringen, folche nicht unbenügt laſſen 
würden, und fucht ſich durch eine ſtrenge Beftrafung 
* Verbrechen wider das ie — nur zu 

Beilagen⸗Band VII. 20 
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ſichern, ——* auch an. "biegen. feinen. sermeintige 
Feinden zu rächen. 

ESo lehrt *— die Erfahrung, . daß. ‚der 
Jagdberechtigte gegen, Beeinträchtigung . des Jagdrechts, 
der Kapitaliſt gegen die Banqueroutiers, der Geldbe⸗ 
dürftige gegen die Wucherer, die Oelonomen gegen die 
Felddiebe, und die Beſitzer der Waldungen gegen die 
Holzdiebe nicht ſelten weit, ſtrengere Maßregeln verthei⸗ 
digen, als Andere, welche ſich in einer ſalchen Lage 
nicht befinden. 

In dergleichen Falan —— die Funk 
tion. der Verfaffer eines. Gefetzes eben fo 
gefährlich, als-das Richteramt in einer,ei- 
genen Sade,. Es hat. aber jeder, der ſich in ders 
jelben befindet, Urſache, gegen fich mißtrauiſch zu: feyn, 
und jeine Wachfamfeit auf, feine . — zu 
— 

Welche. goldene Wortel — ... 1. rr: 

Desgleichen ſpricht ſich Mittermayer,, biefer 
auerfannte bewährte Slujnab Rachtelehrer in Siren 
Werke: Bu En 

- Ueber. den, neueſten duo der: Smile 

gebung in Zeufehland 
* aus, aß er. die Zu. der Richter zur 
Abweichung vom Minimo der Streſe egten indem 
er ſagt: | 
„Bir — daß eine — Ermächtigung 
der Richter. zur Abweichung von ‚dem: Minimo der 
Strafe, oder von der abſoluten Strafe. legislativ 
vertheidigt werden muſſe, und die Geſchichte aller 
wichtigen aͤltern Legislationen ſpricht dafür, was 
an einem andern Ort näaͤchſtens bewieſen werden 
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fol; - Schon dadurch, daß man die Nothwendig⸗ 
leit einſah, Strafgeſetze zu geben, bei welchen der 
Richter zwifchen Minimo und MWarimo, wählen 
fann, ſprach man die Ueberzeugung aus, daß bie 
Strafe der innern Verſchuldung angepaft wers 
den müfle, und daß die Strafe ungerecht ift, 
welche den Grund der Strafwürdigkeit überfteigt. 
So gut man .erfennt, daß ed Bälle gibt, dag nur 
das Minimum der Strafe gerecht ift, eben jo wohl 
muß man zugeben, daß es Fälle geben fann, in 
welchen die Summe ber die Verſchuldung mindern⸗ 
den Gründe noch gröſſer iſt, als in den Fällen, 
wo das Minimum der Strafe eintreten fol; — 
da nun der Grad der Verſchuldung hier geringer 
it, fo muß auch der Etrafgrad geringer werden 
und die bloſſe Erkiärung . eines Geſetzbuchs, 3.8, 
des bayrifchen im Art, 96., Daß es Fälle gebe, 
in welchen wegen Menge und Wichtigkeit zuſam— 
mentreffender : mildernder Umſtände Die gejegliche 
Strafe in zu ungleichem Berhäftniffe mit der ei- 
geuthümlichen Strafbarfeit der befondern Falle zu 
ſtehen jcheint, fpricht Hinreichend aus, daß der 
Geſetzgeber ſelbſt die Anwendung der mindereren für 
unverſchuldet, alfo ungerecht erkennt, Hofft man 
Died Unrecht durch Begnadigung heilen zu 
fünnen, fo häuft fi) die Zahl der Begnadigungs- 
fälle. fo. fehr, daß zulebt dad Anſehen des Ger 
feßes erfchüttert wird, umd überhaupt ift nicht recht 
einzufeßen, warum. derjenige, welcher etwas von 
dem Rechte. ,fordern kann, dieß erft der Gnade 
verdanken ſoll. Das Auffinden des Grades der 
Berfehuldung und der Gtrafwürdigfeit eines Ans 
gaeſchuldigten ift aber Sache des Rechts, und 
20* 


284 Vortrag d. Abg. Irhrn. v. Harsdorf ü. d. Gefegentw,: 


eben fo muß die Strafanwendung, die im Pers 
hältniffe zum aufgefundenen Grade der Verſchuld⸗ 
ung ftehen fol, nicht der richterlichen Gewalt ent⸗ 
zogen werden, Die Beforgniß vor den Gefahren,‘ 
welche der bürgerlichen Freiheit durch zu weites 
Nrichterliches Ermeflen drohte, iſt ſehr ungegründet, 

fo bald nur ein Marimum der Strafe vorgefchrie; 
° hen ift, nur die Strenge der Strafe könnte der 
' Freiheit gefährlich werden; gegen zu groffe Milde 
“ werden auch die Beftraften nicht proteftiren. 
Fürchtet man aber Mißbrauch und Nachtheil für 
die bürgerliche Sicherheit, fo vergefle man doch 
nicht, daß die von Pflichtgefühl und Gerechtig- 
feitöfinn erfüllten unpartheiifchen Richter (rechnet 
man auf folche nicht, fo ſieht es mit der ganzen 
Juſtiz im Staate ſchlecht aus) ihren ‚Stolz nicht 
in eine ungzeitige Empfindeley feben, vielmehr nur 
die gerechte Strafe anzufprechen fuchen werden, 
daß fie durdy die Gründe ihrer Entfcheidung und 
dadurch Rechenfchaft geben müſſen und gegen Mißs 
bräuche und übertriebene Milde die Obergerichte 
und oberaufjehenden Behörden leicht einwirken 
fönnen. Sehr ungegründet ift die Beforgniß, daß 
ſchlaue Verbrecher das Gericht durch Vorfpiegelung 
von Gründen von vermindernder Zurechnung täus 
fhen fönnten, eine forgfältige Unterfuchung, die 
nicht blos der Ausfage der Infulpaten traut, wird 
leicht die Wahrheit von der BVerftellung gu unters 
fcheiden lehren, und« fürchtet man in diefer Rüd- 
fiht Täufchung der Richter, fo müßte noch mehr 
gefürchtet werden, daß ein Aufhbebungsgrund 
der Zurechnung vorgefpiegelt werde. Die Behaup- 
tung, daß der Verbrecher nicht genug von ber 
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Begehung. von Berbrechen abgefchredt werde, wenn 
er nicht beftimmt voraus weiß, welche Strafe ein- 
tritt, beruht auf der irrigen Meinung, daß harte 
Strafgefege von Berbrechen abjchreden, und wird 
"durch die Erfahrung widerlegt, nach welcher in 
der Regel die Bürger die Größe der Strafe gar 

nicht Fennen. ıc. x. 

Heberhaupt follten diejenigen Suriften, welche vor 
den Gefahren der richterlichen Willkühr zittern, doch die 
Sneonfequenz erwägen, die darin liegt, daß man dem, 
Richter das Urtheil über die That und über die Frage: 
ob der Angeklagte überhaupt fchuldig fey, aljo den wichs 
tigften und fehwierigften Theil der Urtheilsfällung übers 
läßt, und dann bei der Strafanwendung, die nur eine 
Folge des Urtheild über die Thatfrage ift, fo ängftlich 
dem Richter Fefleln anlegen will. — 

Hiermit ſtimmt auch 

Derfted über die Grundregeln der Strafge⸗ 
ſetzgebung | 
überein, wenn er jagt: 

Die Strafgefebgebing muß natürlich eine richtige 

und foviel als möglih einfache Klaſſifizirung der 

Verbrechen mit Rüdficht auf die dadurch verlegten 

oder gefährdeten Rechte enthalten, und für jedes 

Verbrechen muß der Gefeßgeber eine folche Strafe 

feftjegen, die deſſen objeftiver Gröffe in Uebereins _ 

flimmung mit den vben entwidelten Grundfägen 
entfpriht. Allein ein und diefelbe Art der Bers 
brechen kann fchon von objeftiver Seite eine höchft 
verfchiedene Größe haben, die theild auf dem 

Grade der Rechtsverlegung, theild auf dem vers 

fchiedenen Werthe des Rechts für den Berlehten, 

theils auf dem ftärferen oder ſchwächeren Zufams 
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menhang der Verletzung mit der Handlung, theils 
auch der gröſſeren oder ‚geringeren Möglichkeit von 
Seiten des Befchädigten fie zu vermeiden, beruht. 
Zum Theile Taffen fih dieſe verfchiedenen Abftuf- 
ungen in allgemeine mehr oder weniger feſte Be— 
griffe auflöfen, zum Theile ift dieß dagegen nicht 
der Fall. ' Infoweit die verfehiedenen Grade des 
Verbrechens in allgemeine Begriffe aufgehen, muß 
der Geſetzgeber diefe Grade von einander abfondern 
und für jeden derfelben befondere Strafbeitimmuns 
gen machen. Inſoweit dagegen der Grab des 
Verbrechens auf Eigenfchaften beruht, Die ſich ent⸗ 
weder nicht durch einen ‚allgemeinen Begriff ſchei— 
den laſſen, oder die doch wiederum Grade enthal- 
ten, für Die e8 Fein feſtes Maß gibt, kann Das 
Geſetz natürlih nicht Die Wirkung folcher Eigen- 
fohaften genau bezeichnen, fondern muß blos Die 
Gerichte , indem es ihnen Die Wahl zwifchen meh» 
reren Strafgraden überläßt, in den Stand feßen, 
die Strafen nad) der individuellen Größe 
des Verbrechens einzurichten. Auch unter 
den Umftänden, die von fubjektiver Seite in Bes 
tracht zu kommen verdienen, find verſchieden von 
der Natur, daß der Geſetzgeber ihnen nicht im 
Allgemeinen eine genau beftimmte Wirkung beiles 
gen, ſondern blos den Richter beauftragen Fann, 
bei der ihm amvertrauten näheren Beftimmung der 
Strafe darauf NRüdficht zu nehmen. Mit Auss 
nahme der Berbrechen, die folhe Größe haben, 
dag fie fih immer zur Todesftrafe oder lebens— 
länglichen Sreiheitsberaubung eignen, wird daher 
eine z3wedmäflige Strafgefebgebung 
nicht leicht Gelegenheit befommen, eine 
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abſolute Strafe, bie ohne Rüdfiät auf 
die befondere Geftaltung des Verbres 

ſchens zur Anwendung Fommen follte, 
feftzufegen; und felbft was jene erſteren Der, 
brechen betrifft, find doch nach allgemeinen Rechts» 
regeln von der Strafe, die bei der fpeziellen Bes 
handlung folcher Verbrechen angeordnet wird, ne 
Ausnchmen zu machen, 

Der Gefeßgeber, welcher um jede richterliche Wintühr 
zu verhindern, die Richter immer an genau beſtimmte Stras 
fen binden wollte, würde feinen Beruf mißfennen, denn dieß 
wäre fo gut, ald mit Fleiß Strafen zu beſtimmen, von denen 
ed fich vorausfehen läßt, daß fie oft unverhältnißmäflig feyn 
werben, blos um fich gegen tie Unzuträglichteit zu fichern, 
daß der Richter möglicher weiſe, wenn ihm etwas 
überlaſſen bliebe, nicht das rechte Verhältniß treffen würde. 

Auf der andern Seite kann eine wohleingerichtete Straf- 
gefeggebung noch weniger abfolut unbeftimmte Strafen ent⸗ 
halten, noch dem Richter eime-freie Wahl zwifchen fehr ver«- 
fhiedenen Strafen 'geben. Wenn der Gefeggeber mit ge- 
höriger Sorgfalt und Umficht alfe Umftände auffucht, welche 
auf eine Weiſe, die fich in allgemeine Begriffe auflöfen läßt, 
den Grad der verwirften Straffhuld verändern, fo wird er 
im Stande feyn, in Anfehung jedes Hauptgraded des Ver 
brechend ſolche Grenzen für die höchften und niebrigften 
Strafen, in welche der Richter verurtheilen kann, feftzufegen, 
daß deſſen Willführ keinen allzugroffen Spielraum erhält, 
befonderd, da die Umftände, worauf e8 bei der näheren Be- 
fimmung des Strafgrades anfommt, doch im Geſetze fo bes 
zeichnet feyn müffen, daß der Richter nie zwifchen ven höch— 
fen und miedrigften Strafgraden, welche in dem Geſetze 
enthalten find, fondern nur zwiſchen den Graben ‚sweifelhaf 
feyn Tann, die nahe bei einander liegen. 


\ 
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Oersted, Abhandlungen aus dem Gebiete der 
Moral und Geſetzgebungsphiloſophie, Thl. J. unter 
dem Titel: Ueber die Grundregeln der Strafgefeg- 
gebüng, Kopenhagen 1818, ©. 416—419. 
Neferent macht fich die Anficht dieſer bewährten ſtraf⸗ 
rechtskundigen Männer vollfommen zu eigen, indem er feines 
Orts das Prinzip anerkennt, daß befonders die Strafe dem 
Zwecke des Strafrechtd am angemeffenften erfcheine, welche 
durch ihre Breite d. h. durch den weiten Spielraum, den 
fie dem richterlichen Ermeffen durch eine groffe Entfernung 
des Minimumsd vom Marimum für den gegebenen Fall ger 
ftatte, und dieſes Minimum milde ftelle, diefen in ven 
Stand Ifege, die Strafe der vorliegenden Schuld, nach Ers 
wägung aller Umftände anzupaſſen. Wenn daher ein Schott⸗ 
Länder 
Johann Craig in feinen Grundfägen der Politik 
den etwas feltfamen Grundfag aufftellt : 
daß der Mafftab der Strafe fich nad) dem Grade des 
Unwillens regeln folle, den das Verbrechen bei dem 
unpartheiiſchen Zuſchauer macht, und in der Regel durch 
dad — auf den durch die Geſammtheit der Umftände 
hervorgebrachten Eindruck — begründete und durch Fein 
Gefe gebundene Ermeffen der Gefchwornen ausgetheilt 
werden fol; 
fo Kann man demfelben zwar nicht beiftimmen; — man kann 
diefer Anficht aber die Genialität der Auffaffung nicht ab- 
‚fprechen undfes ift etwas in uns, das und die Sache vom 
yhilofophifchen Standpunkte betrachtet, fagt, daß die höchfte 
Bernunft zwar nicht nach dem Eindrud, den ein Verbrechen 
macht , (ein folcher ift wohl der höchften Weisheit fremd), 
aber Ieviglich nach den innerften Beweggründen und ber 
größeren ober geringeren Bösartigfeit des Willens des Hans 
delnden richten wird, und dag mithin für jeden Fall eine dem 
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Frevel ganz allein anpaſſende Norm und ein darauf gegrüns 
deter Gerechtigfeitö-Spruch bereit fteht. Wenn nun aus dem 
bisher. Gefagten hervorgehen dürfte, daß nach allgemeinen 
Grundfägen des Strafrechtd dem Richter die Möglichkeit 
‚gegeben werden fol, durch niedrige Strafe in minimo wer 
nigftens in dazu geeigneten Fällen Milde und durch fie eine 
dem Menfchen erreichbare, der Eigenthümlichfeit des alles 
möglichft genau anpaffende Gerechtigkeit zu üben, fo wird fich 


zu b. nicht läugnen laffen, daß durch eine übertriebene 
Strenge der Zwed des Strafrechtd nicht erreicht wird 


Es kann im vorliegenden Ball nicht die Aufgabe des 
Referenten feyn, durch ftatiftifche Nachweifungen zu erproben, 
daß in den Staaten, in welchen draconifche Strafgefepe be 
ftehen, die öffentliche Ruhe und Sicherheit im Staat in eis 
nem höheren Grade vorhanden fey, als in denen, in welchen 
man die Berbrecher milder behandelt ; auch würde fich dann 
noch fragen, ob der Staat berechtigt fey, das bequeme 
tyranifche Mittel zu ergreifen, und Verbrechen durch zu harte, 
alfo ungerechte Strafe zu verhüten, denn dem Berbrecher 
und fogar diefem befonders ift man bei der Legislation Ger 
rechtigfeit ſchuldig; — aber das hat Doch gewiß die Er- 
fahrung gelehrt, daß durch die milden Strafen der Straf- 
techts⸗Zweck (im Allgemeinen das Wohl des Ganzen und des 
Einzelnen) leichter erreicht wird, weil dieſe, infonderheit bie 
. bier in Frage ftehende Freiheitsftrafe nicht fogleich durch ihre 
lange Dauer, das ganze, irbifche oder häusliche Glüd des 
Mebertreterd eines Strafgefeges beziehungsweife feiner Familie 
oft für die ganze Lebenszeit zerftören, weil, wenn fie beftehen, 
„der Verbrecher aus Furcht vor der groffen unverhältnigmäfs 
figen Strafe nicht gewiffermaffen gezwungen ift, durch ein 
von der Selbfterhaltung gebotened Läugnen, in eine fchroffe, 
bittere, an Selbfthilfe ‚grenzende Oppofition mit dem Richter 
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u treten, und ben Zweck der Strafrechts⸗Pflege zu vereiteln, 
weil bei milderen Strafen die oft nur verirrten Angeſchul⸗ 
viglen hurch baldige Rückkehr in den Platz, den ſie in der 
ar ar einngfmen , in den Stand > werden, 


gerrf 


| verdorbenen Individuen ehr hate behalten, von * 
| Verirrung zurückzukommen, ja gleichſam ein neues Leben zu 
beginnen, und wieder wackere Bürger zu werden 
Hiebei ift auch noch der gewiß nicht ganz als un— 
erheblich. zu. erachtende Umſtand zu erwägen, daß dieſe 
5— das bürgerliche Etabliſſement der von der Strafe 
etroffenen, zerſtörenden Freiheits⸗ Strafen, ſolche auſſer 
Stand ſehen, zu irgend einer Zeit die durch ihr Ver— 
brechen oder Vergehen Beſchädigten zu entſchädigen. 
Aber, — ſagt man — harte Strafen ſchrecken vor 
der erſten Uebertretung des Strafgeſetzes mehr ab, als 
gelinde. Dieſer Anſicht widerſpricht die Erfahrung. Der 
Vebertreter des Strafgeſetzes ift fich faſt nie der Gröffe 
der Strafe insbefondere, fondern mur der Strafe 
überhaupt bewußt, er fennt wohl die Etrafgefeße nicht 
oder faum, obwohl fie publicirt fi find, und er fie fennen 
fol, und es iſt vielleicht in den Annalen der Strafrechts—⸗ 
Pflege kaum ein Fall vorgekommen, bei welchem ſich er- 
geben hätte, daß ein Verbrecher von einem beabfichtigten 
oder ſchon verfuchten Verbrechen abgeftanden, oder, wenn 
es in feiner Willkühr war, deshalb ein geringered Ver: 
brechen begangen hätte, weil ihm die Strafe zu Hoch 
erfchienen fey. Wer weiß nicht, daß zu der Zeit, wo 
der Diebftahl noch mit dem Strang beftraft wurde, Die 
Gauner unter dem Galgen Entwendungen begingen. 
Bon diefen Grundjägen durchdrungen und geleitet, 
‚verfolgt die bayerifche Kriminal-Gefepgebung v. J. 1816 
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an vergl. die Diebftahl8-Novelle) bis indie neueſte 
Zeit erg. den Eutwnrf,v. J. 1822, den revidirten 
Entwurf v. J. 1827 und. den Entwurf. v. J. 1831) 
das Syſtem milder Freiheitd-Strafen, und in den Punks 
ten, in welchen in den vorgelegten Entwurf in Die Ka— 
tegorie ber Körpernerlegungen, bed Diesftahls, der Un 
terſchlagungen, degs Betrugs und der Wiberfegung, Ab— 
änderungen vorgeſchlagen werden, hat bereits der Ent—⸗ 
wurf des Strafgeſetzbuches v. J. 1831 faſt dieſelbe Be⸗ 
ſtimmung. —— 
Es drückt ſich hierüber der Verfaſſer des Entwurfs 
in den Motiven alſo aus: — 
„Bei der unendlichen Mannigfaltigkeit ber fubjekti- 
ven und individuellen Verhältniſſe der Thäter überfchreite 
es durchaus Pie Grenze der Möglichkeit, Die Strafen im 
Gefegbuche fo zu beftimmen, daß auf alle concreten Fälle, 
ayf alle Mebertveter diejelben Strafgefege, und auf einen 
Uebertreter in allen Fällen und für alle Fälle wirffam 
und paffend wären.“ RN 
Je mehr demnach die Strafgefehgebung ben obief- 
tiven Maßſtab der Strafbarfeit zum norherrichenden macht 
und demſelben den fubjektiven unterordnet, und je öfter 
die Strafurtheile in den einzelnen Fällen mit der, in ber 
beffern und gebilbeteren Mehrheit des Volkes Iebenden 
Anſicht von Recht und Unrecht in Widerfpruch gerathen, 
um ſo häufiger muß unvermeipli ber Glaube an ben 
Merth des Gefeged und damit auch die Achtung für dass 
felhe erfchüttert werben. — 
Dieſer Entwurf beſtimmt: 
1) Bei einfacher Korperverletzung: | | 
wenn die Krankheit oder Arbeitgunfähigkeit über 
| drei Monate gedauert hat, | 
eine Arbeitähauöflrafe bis zu vier Jahren (alſo 
2—4 Jahre). | | . 
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2) Bei Diebſtaͤhlen: 
wenn er bei mehr ald 50fl. — die Summe 
von 200 fl. nicht überfteigt, 

nicht unter ein Jahr Gefängniß (alſo 1—2 

Jahr Gefängniß) ; 
wenn er die Summe von 290 fl. überfteigt, 

Arbeitshaus bis zu 6 Jahren Calfo-2—6 Jahre). 

3) Bei Unterfhlayungen:, 
ebenſo; 

4) bei Betrug: — 
ebenſo; — 

5) bei Widerſetzungen: 
wenn Gewalt an der Perſon und zwar in ver- 
abredeter Verbindung Mehrerer, oder mittelft 
nächtlichen Aufpaffens, oder durch Gebrauch von 
Waffen verübt worden, 

Arbeitdhaus bis zu 6 Jahren (alſo 2—6 Jahre); 
wenn Gewalt ohne die bemerften Umftände 
verübt worden ift, | 

Gefängniß nicht unter 6 Monate (alfo von 6 Mo; 

nate bis zu 2 Jahre); 
wenn die Widerfegung nur durch Drohung ges 
ſchehen iſt, 

Gefängniß bis zu 6 Monate (alſo allenfalls von 

8 Tag bis zu 6 Monaten). 

Dieſer Entwurf wurde von der ſtändiſchen Geſehz⸗ 
gebungs⸗Kommiſſion 1832 bearbeitet, und der Referent 
huldigte den darin —— Grundſaätzen der Milde 
vollkommen. 

Zu c. 

Abgefehen von bdiefen Erfahrungen, fo Täßt fi aus 
der Ihatfache, daß faft alle neuen Gefeggebungen, ins 
fonderheit der teutfchen Staaten, die und ja am meiften 
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angehen und uns nach Umftänden zu Vorbildern dienen 
folen, fich mehr zu einer vernünftigen Milde als einer 
übertriebenen Strenge hinneigen, die Bolgerung ziehen, 
daß die Erfahrung den ;Gefeßgebern gelehrt hat, daß die 
Staatözwede, die mit dem Strafrecht verbunden find, 
durch zu harte Strafen nicht erreicht werben, 

- Um dem Ausſchuß und der hohen Kammer in dies 
fer Beziehung eine Weberficht zu gewähren, ift eine Ver⸗ 
gleichung der Kriminal-Gefege von Bayern mit denen 
von Baden 

| (Entwurf 1839.), 
von Braunfhmweig | 
(Geſetz von 1840), 4 
von Hannover — Zu p 
(GGeſetz von 1840), 
von Großherzogthum Heſſen 
(Sefe von 1839), 
von Defterreid | 
| (Geſetz von 1813), 
von Preuſſen | 
(Gefeg von 1794), 
von Sachſen 
(Geſetz von 1840), 
von Würtemberg 
(Geſetz von 1839), 
in den zur Berathung vorliegenden Materien angeftellt 
worden, und es hat fich ergeben, daß die Strafen ziems Beilage I. 
lich gleichen Schritt ‚halten mit denen des Entwurfs, zus a. 
weilen noch gelinder find, und wenn- fie noch hie und 
da höher geftellt find, doch niemals die Gröffe derjenigen 
erreichen; welche bei und je $t beftehen. 
So wird 3. B. nah dem Badenfchen Entwurf 
der einfache Diebftahl von 25—300fl. mit einer Strafe 
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bes Krelsgefängnifſes (d h. zwiſchen 4 Wochen bis zu 
1 Jahr), oder des Arbeitshuuſes bis zw 2 Jahten be⸗ 
legt, wahtend nach dem vorliegenden Entwurf ein Dieb⸗ 
ſtahl von 100 fl. —— 6 — — 2 Jahren Ge⸗ 
fängnißſtrafe erhält. * 

Nach dent‘ Deflerreichiſchen Sr; 8 tritt erſt bei 
einem Entwendungs/Betrag vor 300fl. eine Strafe don 
5 10ZJahren ſchweten Kerfer in, die einfachen. Dieb- 
ftähfe  üriter diefer Summe werden mit ſchwerem Kerfer 
zwifchen 6 Monat und 1 Jahr abgewandelt, 2. 

Nach dem würtenbergiſthen Straf⸗ Geſetzbuche wird 
bis zu 100 fl. in maximo auf: 8 Monat Kreisgefaͤng⸗ 
niß, und bei einem Betrag über 100 fl bis zu 500 fl. 
nur bis auf 2 Jahre Arbeitshausi erfammt,. 

Wenn diefe Gründe zulfammtergefaßt, mithin erwo— 
gen wird, daß RechtsauPhiloſophie, Erfahrung, die. Ten- 
denz unferer feit dem ‚Jührei 1922 verfaßten Kriminals 
Gefep-Entwürfe, entweder die Vorbilder; anderer Straf: 
Gefeßbücher der neueiten, durch "gleiche Stufe der Bils 
dung und Intelligenz und verwandter teutfcher Staaten, 
gewiß eine wichtige Autortfät, dafür ſprechen, durch milde 
Strafen den Strafrechtszweck zu erreichen/Hfo werben wir 
und wohl auch dahin gi neigen feinen Anftınd nehmen. 
Damit aber die Einführung milder: Strafen der öffents 
lichen Sicherheit nicht tächkheilig werde, jo muß eine 


andere Staatsgewalt, die. polizeiliche Gewalt im weitern 
Se, worunter ich: die "Gewart in ihter ganzen Aus⸗ 


dehnung berſtehe, "die das‘ Miniſterium des Innern zu 
handhaben Yat, "und welcher die Aufgabe gefegt iſt, Ver⸗ 
brechen vorzubeugen, und wenn ſte verilbt finb, deren 
Wiederholungen zu verhindern, mit allen Kräften dahin 
trachten und wirken / daß die Verbrechen durch zweck⸗ 
maͤſſige aihuhe- en religibſe — J 
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falten, duch Gröffnung. und Dfienhaltung ng don ‚Nahrs 
ungd - Quellen in allen | egiehungen ‚für arbeits} ihige 
Dürger (dem jeder Staatdangehö rige iſt und ‚bleibt fei in 
Leben Ing, au feinem grofien Bortheil der üntet ‘der nas, 
türlichen, G walt ftehende Sohn des Landes, der ei 
Recht auf erforgung, bie ſich felöft zu verfchäffen, a L 
unmöglich ift, aber auch) dann die, Pflicht hat, 30 t 
thun,). : durh Jefchränfung des Luxus endlich, dur 
Eorreftions-Anftaiten,. eingerichtet, gehegt und — 
im philantropiſchen Sinn, durch welchen der Er 

und. perirrte Bürger wieder auf die, Bahn den = 
aurüdgeführt und hierdurch für Died — und — weich 
ein Gewinn — für jenfeits gerettet wird — 


Es iſt ohnehin das Strafrecht. faft ans ein 
den Stacitszweck blos ſecundär fürberndes "Mittel; — 
es beginnt, wo das Poltzeyrecht aufhörtz es tritt in 
Wirkſamkeit, wenn die Maßregeln der Polizey⸗Gewalt 
imzureichend geweſen ſind, - er iſt eine Krücke, die nicht 
fit die geſunden ‚Gliedet des Staats, fordern für bie 
fränfen berechnet iſt; —wo Grundſätze wirken, wo 
Warnung Gehör findet, wo wirklüchet Noth abgehol⸗ 
fen, und bei der vermeintlichen vorbeugend der 
Zwang der Zucht eintritt, da bedarf es "ver Abſchreckung 
nicht. Uebrigens wãäre es die größte Ungerechtigkeit/ gegen 
die Uebertreter der Strafgeſetze, wenn man zum; Behuf 
der möglichften DBefeitigung ber Verbrechen zu dem ftei⸗ 
lich fehr Teichten, "Feine Mühe und Geld erfordernden 
Mittel der firengen Strafen feine Zuflucht nehmen wollte, 
wert mah die Vorbeugungs⸗ und Beſſetungs -Maßtegeln 
für au ſchwierig oder für zu koſtſpielig findet, 


WVon dieſer Seite wird alſo gegen den En wur 
feine Eintwenbung zu begründen ſeyn. 


296, Vortrag d. Mbg. Zehen, ©. Haröborf ü. d. Gefepentw.: 


Zu DI. Aber auch von Seite der Erweiterung der 
Kompetenz des Eivil-Strafgerichts Ater und 2ter Inftanz 
bat der Entwurf Fein Bedenken, 

Es werden nämlih in den 5 uns volliegenden 
Kategorien durch SHerabfegung der Berbrechens-Strafen 
mehrere bis nun ald Verbrechen bezeichnete Uebertretun- 
gen in die Klaſſe der Vergehen herabgefegt, woburch fte 


nun nicht, mehr in Ater Inftanz von dem Kriminalgericht 


+ 


des Kreifed und in 2ter von dem Oberappellationdge- 
richt des Königreiches, al dem Fompetenten Forum, fon- 
dern vom Appellationdgericht des Kreiſes, worin bie 
Üebertretung erfolgte, als Eivil-Strafgeriht in erfter 
und von Demfelben Appelationsgertht als Eivilftrafs 
er in zweiter Inſtanz abgeurtheilt werben. 

Hiedurch ift aber Die Gerechtigkeitö-Pflege in Feiner 
Weiſ⸗ gefährdet, weil, wenn gleich die 1te Inſtanz — 
das Eivil-StrafGeriht — nur "Einen Borftand und 
4:.Richter und nur erft. in zweiter Inftanz Einen Vor⸗ 
fand und 6 Richter hat, die Recht fprechen, in thesi 
überhaupt nicht. nachgewieſen werden kann, daß die Mehr⸗ 
zahl der Richter an ſich eine ſicherere Gewaͤhr für die 
Gerechtigkeit des Richterſpruchs darbietet, wenn man aber 
dieſes auch annimmt, ja doch dieſe Garantie in der Bes 
tretung der 2ten Inftanz gefunden werden kann, wo eine 
gröflere Anzahl Richter und ganz andere, ald die waren 
die das Bivil»Strafgericht Ater Inftanz bildeten, das 
Erkenntniß fällt. 

. Hiebei ift zu erwägen, daß ed doch im Ganzen 
nicht beſonders wichtige Uebertretungen find, die hier je 
von 4 und 6 Richtern zu befcheiden find, nämlich nur 
Körperverlegungen, die eine Krankheit oder. Arbeitduns 
fähigkeit von 4 — 89 Tagen, Eigenthbumsd-Befchädig- 
ungen (durch Diebftahl, Unterfchlagung, Betrug) unter 
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100 fl. — und einfache Widerfegungen ohne die Qua— 
lifikation des Art, 316 I. Straf-Gefeßbuch, während die 
Körperverlegungen, die eine Krankheit oder Arbeitsun— 
fähigkeit von 9O und mehr Tagen, Eigentums» Beein- 
trächtigungen, die über 100 fl. betragen, dann die mei- 
ften qualifizirten Uebertretungen — diejer Kategorien noch 
der Kompetenz der SKriminalgerichte Ater und 2ter Ins 
ftanz, alfo in Ießterer Beziehung dem oberften Gericht3- 
hof verbleiben. | 

Hierdurch wird’ zugleich die Schnelligfeit der 
Strafrechtöpflege in fo ferne befördert, als die vormals 
als Verbrechen bezeichneten und nur zu Vergehen her— 
abfinfenden Strafrechtd-Fälle des ganzen Königreichs 
in zweiter Inftanz eimem Gerichtöhof, dem Oberappel- 
lations⸗Gericht zuftrömten, während diefe nunmehr fichen 
befondern KreidsZuftiz-Stellen, nämlich dem Appellations- 
Gerichte des Kreifed zugewiefen werden, reſp. fogleich 
dortfelbft verbleiben, wodurch viel Zeit, und fofern Ver: 
haftung ftatt fand, Koften (dem Aerar, alfo der Nation) 
erfpart werden. Hiezw kommt noch ein äufferft wichtiger, 
‚nicht genug zu beherzigender Grund, waruin e8 der Na- 
tion zuträglicher ift, die Aburtheilung der, wenn auch in 
Zufunft in gtöfferer Zahl an die Civil-Strafgerichte Iter 
und 2ter Inftanz gelangenden Vergehen dieſen Gerichten 
zuzuweiſen, weil dadurch die Kompetenz des Kriminal— 
Gerichts 2ter Inftanz, des Oberappellationsgerichts, nur 
auf die wichtigeren KriminalsFälle - befchränft "und das- 
ſelbe dadurch in den Stand gefeßt wird, der Erledigung 
der Givilfachen feine Kräfte mehr ale — gefedlich 
war, zu widmen. | 

Das Straf-Geſetzbuch Art. SL“ Wwingt nämlich 
die Gerichte, alſo auch das Oberappellationsgericht, 
theils aus finanziellen und andern Gründen, theils um 
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‚dem Eintritt ber Berjährung vorzubeugen, Art, 139 J. 
St. G. B. die Entſcheidung der Strafſachen der einer 
andern ſtreitigen Privatrechtsſache vorzuziehen, und zwar 
ohne Unterſchied, ob der Unterſuchte verhaftet iſt, oder 
nicht, und fo geſchieht es denn, daß, wenn ſich die Kris 
minal-Sachen bei dem oberften Gerichtöhof häufen, und 
diefes ift fait fortwährend der Kal, Die dringendften. Eis 
vilproceffe (von den minder dringenden oder nicht alfo flaffi- 
fiirten will Referent gar nicht fprechen) Arreſt, Alimen- 
ten-Konfurd, auf der Exekution flehende, eine. Verhand⸗ 
lungs- oder Defertionsfrage betreffenden Prozeſſe, Eraft 
des Gefeges, das durch Inftruftionen nicht abgeän- 
dert werden Tann, längere Zeit: zum groffen und oft 
bedeutenden Nachtheil der Intereffenten weder zur Bes 
—— * zum Vortrag gebracht werden dürfen. 


Wird mm Die Kompetenz des Oberappellationogetichtes, 
als Kriminalgericht zweiter Inſtanz, beſchraͤnkt und dasſelbe 
nicht ſo — wie geſchieht, mit den oft wirklich fehr unbe deu⸗ 
tenden Kriminal⸗Sachen überfluthet und man möchte ſagen, 
erdrückt, ſo kann es dann der nicht minder wichtigen, ja 
haͤufig das Wohl der Unterthanen oft mehr fördernden Pri⸗ 
vatrechtöpflege mehr Zeit widmen und ſolche raſcher erledigen 
— Ein für das Wohl der Nationen kaum zu be— 
rechnender Vortheil! — Schou von dieſer Seite, und da 
durch die gleichheitlichere Vertheilung der geſammten Rechis- 
pflege ein eher, zum Ziel führender -Gang herbeigeführt wird, 
ohne daß, wie gezeigt worben, Die genugfame und gründliche 
Erörterung und Entfcheidung der Kriminalfälle darunter 
etwas leiden kann, und da ein ganz neues Geſetz in die 
fer oder der naͤchſten Zeit nicht zu gemwärtigen iſt, wodurch 
eine durchgreifende Abhilfe. erlangt werben könnte, wird ber 
Entwurf ald das Beſſere Eingang finden. In Folge aller 
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dieſer Erwaͤhuigen iſt Referent der Meinung, daß * in 
dem Entwurf ausgeſprochene allgemeine Princip: 
die Strafen im den Kategorien: der einfachen Wider- 
ſehung, bes Diebftahls, der Unterfhlagung, des Betrus 
ges und der Miderfegung zu mildern, und dadurch 
mittelbar | 
a) den Kreis der Vergehen, fowie - 
b) die Kompetenz der Appellationsgerichte als Givil- 
ſtrafgerichte erfter und zweiter Inſtanz zu erweitern, 
im Allgemeinen Beiſtimmung verbiene. 


5.4 | 

Bis min das ‚Verfahren in Strafſachen und. die Abe 
Anderungen betrifft , die folches nach dem Entwurf erhalten 
fol, fo hat der. Entwurf mir die Zwecke: 

a. die über die Abfafjung der Erkenntniſſe in Fällen, in 
welchen die Appellationsgerichte in geboppelter Eigen- 
ſchaft als Kriminal- und Giwil-Strafgerichte abzuurtheis 

Ten haben, beſtehenden Zweifel zu heben (Art. 18.); 

rb., die einfachen Beſchwerden zu verhindern. (Art. 20), 
endlich 

ce. die Revifionen gegen Inftanz-Entlaffungen zu befchrän- 
fen (Art. 19). 

Referent behält. fich vor, in dem befjondern Theile 
dieſes Vortrags zu entwickeln, in wie ferne dieſen Abän« 
derungen unbedingt, oder zum Theil, oder unter Modififati- 
onen beiguftimmen feh, oder nicht. 


$. 5. 
B. Prüfung, des Entwurfs nad feinen einzelnen 
Beſtimmungen. 
Was vor Allem die Redaktion des Entwurfs im Allge⸗ 


dene anlangt, ſo kann kaum wohl in Abrede geftellt werben, 
21* u 


_. 
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daß es wünſchenswerth und für die Auffaſſung der Materien 
von Seiten der Staatsbürger, die leichtere Handhabung der 
gefeglichen Beſtimmungen von Seiten der Richter zwedmäfli- 
ger geweſen feyn dürfte, wenn. bei der ſo wejentlichen Ver⸗ 
änderung der Strafgefege in den fünf vorliegenden Kategorien, 
ohne auf die beftehenden und in Kraft bleibenden Beftim- 
mungen hinzuweifen, die Materien in ein Ganzes voll 
ſtändig zufammengeftellt und dadurch ein umfafiendes Bild 
und ein gefchloffene s Ganzes der Strafgeſetze in den 
fraglichen Betreffen gegeben worden wäre: allein da durch 
die Kaffung der Beſtimmungen, wie fie vorliegen, eine Duns 
felheit nicht befteht, und ed, nicht in der Aufgape des Re— 
ferenten des Ausichuffes überhaupt, Faum in dem Befugnifs 
fen der Kammer liegen dürfte, eine ganz ‚veränderte, artiku⸗ 
Yirte Redaktion in Vorſchlag zu bringen, fo glaubt derſelbe, 
gegen die Faflung des’ Entwurfs im Allgemeinen nichts. eine 
wenden zu follen. — | j 

. $. 6. V 

Zum erſten Abſchnitt: 
Von einzelnen Verbrechen und Vergehen und deren 
Beſtrafung. 
1. Körperverletzung. 
Zu Art. 1. des Entwurfs. 


Diefer Artifel 1. des Entwurfs ändert den Art: 179. 
1. &. ©. B. tur in fo fern, als er micht fchon bei einer 


30tägigen (30 Tage find nach einer erläuternden Verfügung 
einem Monat gleich; Ver. v. 22. März 1814) Krankheit 
oder Arbeitsunfähigkeit des Verletzten eine Berbredhens- 
Strafe beftimmt, fondern erft dann, wenn die Verlegung 
dem Befchädigten einen Nachtheil gebracht hat, der wenig- 
ftend 90 Tage gedauert hat. 

: Der Art. 1. des Entwurfs hält alfo gleichen Schritt 
mit dem Art. 179, I. in Beziehung auf die Strafe, wenn 


\ 
Am 
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die Verlegung eine 90 Tage oder mehr als 90 Tage bes 
tragende Krankheit oder Arbeitdunfähigfeit bewirkt hatte, ins 
dem legterer (Ar. 179 gleich erftem (Art. 1. des 
Entwurfs) wenn die Krankheit mehrere Monate (alfo auch 
mehr ald 90 Tage) gedauert hatte, ebenfalls die Strafe 
zwifchen 1—4 Jahren Arbeitshaus zumißt ; und es ift alfo 
dem Richter, wenn der Entwurf zum Gefeß erhoben wird 
und beider Kranfheit3s-Dauer des Verletzten, von 90 Tagen, 
das Minimum von 1 Jahr Arbeitshaus zu milde erfcheint, aus 
dem nämlichen Grunde vergöonnt fi) dem maximo , der 
Strafe — 4 Jahre Arbeitshpaus — mehr zu nähern, aus 
welchem er heut zu Tage, weil ihm die Strafe in maximo 
zu hart erfcheint, felbft bet lang dauernder Krankheit des 
BVerlegten gewöhnlich, und ohne von befon deren Mil 
derungsd= Gründen des Falls hiezu beftimmt zu ſeyn, Die 
Strafe, wenn auch nicht gerade nach dem niedrigften Strafr 
grad zuzumefjen, Doch von dieſem fich nicht weit zu entfernen, 
faft nie aber nach dem minimo der Strafe zu greifen pflegt. 
Dagegen hat der Vergehensrichter nach Art. 1. Nro. LI. 
die Befugniß, wenn die Mißhandlung die oft erwähnten 
Nachtheile in einer Dauer von 30— 89 Tagen hatte, eine 
Strafe von 6 Monaten bi8 zu 1 Jahr Gefängniß, und 
wenn die Verlegung nach Art. 1.Nro. II. unter erfchwerenden 
Umftänden in verabredeter Verbindung Mehrerer oder 
mittelft nächtlichen Aufpaffens oder mit Waffen vers 
übt würde, eine Strafe zwifchen 1— 2 Jahren Gefängniß, 
wenn aber die Folgen der Beichädigung einen Nachtheil an 
der Gefundheit von A—29 Tagen hatte, eine Strafe bis zu 
6 Monaten zu beftimmen. 
Da biernach den Frevler, der einem Andern 
4) eine Krankheit von 90 Tagen zuzieht, eine Strafe von 
vier Jahren Arbeitshaus, 
2) und den, der eine Krankheit von 30— 89 Tagen ver« 


f 
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anlaßte, die Strafe von 1 Jahr Gefaͤngniß treffen kann, 
welche ziemlich gleich geachtet‘ werden mag der Strafe 
von 1. Jahr Arbeitshaus, fo möchte gegen die Erweis 
terung der Vergehensiphäre von 30 auf 90 Tage und 
die herabgefeste Strafe am fich nichts einzuwenden ſeyn, 
indem Ein Jahr Gefängniß noch) Immer namhaft er- 
fcheint, beſonders da dem Uebelthäter auch no) bie 
Unterfuchungs-, dann die Heilungs-, Kurs und Schmer- 
zensgelder⸗Koſten treffen, welche oft feinen ganzen häus— 
lichen Wohlftand zu Grunde richten, weil hinfichtfich 
diefer die Einrede der Armuth Feine Wirkung äuſſert, 
fondern die Erefution dem Verurtheilten auch das Noth- 
wendigfte wegnehmen kann. 

Die Strafleiter bei der mit vorbedachtem Entſchluß 
gerübten Förperfichen Mißhandlung erjten Graded wäre 
alfo nach dem Entwurfe folgende: 

a, bei einer SKranfheit oder Arbeitsunfaͤhigkeit des Ver⸗ 
letzten von 3 Tagen (Polizeyſtrafey; | 
b. von mehr ald 3 Tagen, aber weniger als 30 
—  Bergehensftrafe vom Eivil-Strafgericht) und zwar 
1) ohne erfhwerende Umftände eine Strafe von 
1 — 6 Monat nah Art. 367. I. St. ©. 3. 
2) mit erfihwerenden Umftänden, alfo in verab- 
redeter Verbindung Mehrerer, mittelſt nächtlichen 
Aufpaflens, oder mit Waffen, von.6 monatlichen 
bis 2 jähr. Gefängniß, nad) Art. 368.1. St. ©. 2. 

c. von 30 Tagen bid 89 Tagen 
1) ohne erjchwerende Umftände, von 6Mon. bis 
zu 1 Sahr Gefängniß, Art, 1. Nr. II. des Entwurfs, 
9) mit erfchwerenden Umftänden von 1 — 2 
Jahren Gefüngniß, Art. 1. Nr. I. des Entwurfes, 

d. von 90 Tagen und darüber 

eine Berbrechensftrafe von 1 — 4 Jahr. Ars 

beitöhaus, 
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Dieſe Strafleiter Art. 1. Nr. J. iſt inſofern nicht 
folgerecht und der Gerechtigkeit ganz angemeſſen, als 
für. den, der unter den oben angeführten erfchweren- 
den Umftänden ein Vergehen verühte, dad nur 29 Tage 
Krankheit oder Arbeitsunfähigkeit des Verletzten bereitete, 
(Art. 368. 1.) in maximo (2 Jahre Gefängniß) die— 
felbe Strafe gefegt ift, als für den, der eine Bejchädig- 
ung ebenfalls unter erfchwerenden Umftänden zufügte, die 
eine Krankheit oder Arbeitsunfähigfeit zwifchen 30—89 
Tagen wirkte, (Art. 1. Nr. I. des Entmwurfes) nämlich 
auch Z Jahre Gefängniß. 

Zwar fucht der Entwurf dadurch wieder eine 
Gleichheit, daß die niebrigften Strafgrade einen fachges 
mäflen. Abftand enthalten, indem in dem fo eben ange: 
führten Sallb.2. nach Art. 368. das minimum 6 Mon. 
und das maximum der Strafe 2 Jahre Gefängniß, und 
im. Fall ec. 2. in minimo 1 Jahr und in maximo 2 Jahr 
Gefängniß ausgefprochen iſt; allein e8 muß, nach des 
Referenten Meinung, dem Richter möglich gemacht 
werben, daß er, wenn er in beiden ihm zur Urtheild- 
fällung vorliegenden Fällen nach den Umftänden zum 
maximo greifen muß, das in feinen Folgen geringere ' 
- Bergehen. nicht ebenfo geftraft werde, als das in feinen 
Folgen gröfjere, indem er fonit offenbar gegen den 
einen Uebelthäter eine Ungerechtigkeit begeht. 

Um nun das bei der Abänderung dieſes Gegen- 
ſtandes beobachtete Syftem nicht umzuftoffen, und durch 
Erhöhung der Strafe zu c. Ar, 2. in dad Gebiet der 
Berbrecher zu gerathen, fo würbe in dieſem Fall bie 
Schärfung des Art, 29. Nr. 2. (Schmälerung der Koft 
entweder mittelft Entziehung des Fleifches oder aller wars 
men Speifen jeden dritten Tag während eines Monats 
der Strafzeit) in Anwendung zu bringen feyn, und man 
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fönnte alfo in diefem Sinne eine Mopififation ftellen, 
die diefen Zuſatz von Schärfung in dem Fall des Art.1. 
Nr. I, des Entwurfs enthielte, und befonders dann in 
‚Anwendung zu bringen wäre, wenn. die drei erſchwe— 
renden Umftände fämmtlich bei ‚einer. förperlichen Miß- 
handlung vorlägen,. 

Referent glaubt aber gleichwohl hievon Umgang 
nehmen zu ſollen, weil die Richter wenn fie in den bezeichne— 
ten Fall fommen, in einer andern allgemein gefeglichen Be: 
ftimmung, die Örenzeder richterlichen Gewalt in. Zumeffung 
ber Strafe betreffend, wovon der Art. 95. J. d. St. ©. 8. 
handelt, ein Ausfunftsmittel erlangen, das Marimum der 
Strafe durch Auffere Zufäge zu ſchärfen, wodurch aljo 
der vom Referenten beabfichtigte Zwed erreicht wird, in- 
dem hiernach die Nichter von felbft nach ihrem Ermeſ— 
fen diesfalls auf die Schärfung Art. 29. Nro, 2.1. 
St. ©. B. erfennen können. 

Hierbei wird noch bemerft, daß darüber, daß die 
Berlegungen, welche eine 4 — 29 tägige Krankheit ober 
Arbeitsunfähigfeit herbeigeführt haben, nach wie vor al3 
Vergehen zu betrachten, und daß die Art, 367 und 368, 
dann die Verordnung vom 22. Februar 1814 R. B. 
©. 355 noch giltig fey, das Gefeg nichts zu enthalten 
braucht, theil3 weil überhaupt alle gefegliche Beftim- 
mungen, die nicht aufgehoben find, wirkffam bleiben, theild 
weil dieſes im Art, 21. des Entwurfd ausdrücklich 
enthalten ift. Bei dieſer Gelegenheit dürfte e8 aber noths 
wendig feyn, eine, wie Referenten feheint, im Geſetze vor- 
handene Lüde auszufüllen. 

Der Art. 179. I. d. St. ©. B. ſtraft Die prä 
meditirten Körperverlegungen, wenn 20 tägige Krankheit 
oder Arbeitsunfähigfeit, und der Artikel 1. des Entwurfed 
90 Tage Krankheit oder Arbeitsunfähigfeit folgte, mit 1—4 
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Jahr Arbeitshaus. Wie wird Diefed Verbrechen denn ‚aber 
beftraft, wenn fie mit den in dem Art. 368. I. enthal⸗ 
tenen Umftänden begangen wird, Umftände, welche bei 
dem Vergehen der Körperverlegung eine bedeutend 
höhere Strafe wirken, und von dem fich nicht abfehen 
läßt, warum fie bei dem Verbrechen der Körperver; 
legung feine Berüdfichtigung finden follten, und warum 
hierüber der Art. 179.1. gänzlich fchweigt? 

Referent ift daher der Meinung, die Richter follten 
diesfalls durch das Geſetz verpflichtet werden, in dem 
angeführten Fall der Strafe den Art. 179.1. die Schär- 
fungen des Art. 17. Nr. 1., 2.,3.1 St. G. B. 
nach Ermeffen einzeln oder fämmtlih in Anwendung zu 
bringen. 

Es beantragt daher Referent folgende Mopdififation 
in dem Art. 1. des Entwurfd: nach den Worten „auf 
90 Tage erhöht” einzufchalten: 

Modififation 1. 

Iſt eine ſolche Verlegung entweder in verabre- 
deter Berbindung mit Mehreren oder mittelft 
nächtlichen Aufpaffens oder mit Waffen verübt 
worden, jo find neben der gefeglichen Strafe 
(179. 1. St. ©. 3.) die Schärfungen nad) 
Art. 17. Nr. 1., 2., 3. d. St. ©. B. nad) 
Ermeffen ded Richterd einzeln oder ſämmtlich in 
Anwendung zu bringen. | 
Zu Artifel 2. des Entwurf: | 

Der Entwurf ftellt hier den Orundfag auf, daß 
derjenige, welcher fihon zweimal einen Raufhandel an» 
geftiftet, herbeigeführt, Urheber desfelben geweſen 
ift, wenn er audy nur polizeyli) beftraft worden ift, 
(was alfo den Beweis der frühern Schuld vorauss 
jest) in dem Kal, daß er nun zum bdrittenmal wegen 
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Kotperverlehung im Vergehens⸗Grade in Unterſuchung 
kommt, — et mag Urheber oder Theilnehmer ſeyn — 
ats ‚Sewohnheitsraufer zu behandeln fey. 


Gegen das in diefem Artikel aufgeftellte Princip ift 
nichts zu erinnern. Denn es ift wohl Klar, daß in dem 
Umjtand, daß Jemand zum bdrittenmal einer Geſetzes⸗ Ue⸗ 
bertretung derſelben' Art ſich ſchuldig macht, eine 
beſondere Hinneigung zur Gewaltthätigfeit und eine Bös— 
grtigfeit ded Willend in dieſer Beziehung an ven Tag 
legt, welche eine ftrengere Ahndung verdient, mithin den 
Zufag der Schärfung bei Vollziehung der Strafe genü- 
gend rechtfertiget. 

Hier ift übrigens noch dem Zweifel zu begegnen: 
ob in dem Fall, wenn eine Berfon, die zweimal wegen 
Körperverlegung ald Urheber oder Theifnehmer an einem 
Raufhandel beftraft worden, als Gewohnheitsraufer zu 
betrachten fey, wenn fie bei der Dritten Körperverfegung 
oder Rauferei nur ald Gehilfe jtrafbar erjcheint. 

Referent glaubt, daß ein folches Individuum, wenn 
auch nur im dritten Ball als Gehilfe, als Gewohnheits- 
Raufer zu beftrafen fey, theil® weil der Hang ded Be— 
ſchuldigten zu Raufereien aus der Theilnahme allein ſchon 
genugfam zu entnehmen ift, theils weil das Geſetz, in— 
dem ed im Gingang des Art. 2. die Worte gebraucht: 

> wer wegen SKörperverlegung oder Theilnahme 
an einem Raufhandel ꝛc. ıc. 
dadurch zu erfennen gibt, daß es zum Begriffe des 
‚Gewohnheitöraufers nicht erfordert, daß er das drittemel 
‚Urheber geweſen ſeyn müſſe. 
Referent hat demnach bei dem Art. 2. nichts zu 
erinnern. | 
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Bu Art. 3. des Entwürfe: 


Die befonderen Nachtheile, welche Gewohnheits⸗ 
raufer treffen ſollen, ſind: 
1) daß fie, wenn ihre Strafe 3 Monate Gefangniß 
erreicht, dieſe in einem Korrektions⸗Haus abzubü⸗ 
ßen haben; — 
2) daß bei ihnen die ee bed Art, 17. I. 
in Anwendung zu bringen find; 
3) daß, ‚wenn die Strafe weniger gr 3 Monate 

beträgt, von den Schärfungen des Art. 29. 1. 

Et. ©. B. Gebraudy gemacht werden muß. 

Es ift der Gerechtigkeit vollfommen angemeffen, 
dag ein Gewohnheitöraufer als ein der perfünlichen Si— 
cherheit fehr gefährlicher Menih im Vollzug der Ges 
fängnißftrafe härter gehalten werde, ald ein anderer 
Gefegessllebertreter, Auch die Schärfungen des Art. 
17.1. St. © B., die urfprüngli nur die treffen, 
die mit Arbeitshausftrafe belegt werden, ift fachgemäß, 
da dieſe Echärfungen bejonders Nr. 1. des gedachten 
Artikels fehr geeignet feyn dürften, eine Befferung des 
Uebelthäters, zu bewirfen,, indem durch fie dad Vergel— 
tungsrecht geübt wird. 

Daß die Nichter fich dieſer Schärfungen in der 
Regel nicht Folleftiv, jondern eleftiv nach Erwägung der 
thatfächlichen oder perfönlichen Verhältniffe bedienen mer: 
den, verftcht fih wohl von Sp mithin auch, daß 
die Schärfung des Art. 17. Nr, 4. (Nusftellung) bier 
niemals zur Anwendung kommen fann, weil dad Gefeg 
jelbft die Zufäffigfeit die ſer Echärfung von dem Bor: 
handenfeyn der Fälle abhängig macht, die es ausdrück⸗ 
lich bezeichnet. 

Daß übrigens die Anwendung der Rückfalls⸗ 
Strafe, der beantragten Schärfungen im Vollzug der 
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zuerkannten Strafe ohnerachtet nicht ausgeſchloſſen 


iſt, bedarf Feiner Erwähnung, da die vom Rückfall über: 


haupt handelnden $$. 111, 112 und folg. nicht aufge: 
hoben find.. 

Der Fall, wie Derjenige zu 1 behandeln ift, der 
wegen früherer zweimaliger Beftrafung nicht nur als 
KRüdfäliger, fondern auch als Gewohnheitsraufer zu 
betrachten ift, wenn er jet eine Körperverlegung im 
Verbrechens: Grade begangen hat, ift im Gefeb- 
Entwurf nicht vorhergefehen. Da Referent feinen Grund 
finden kann, warum das Prinzip des Gefeges, gegen 
Gewohnheitsraufer ftrenger einzufchreiten, in dem ſchwe— 
reren Fall nicht wirfen follte, wenn der Gewohnheits- 
‚raufer ald Berbrecher zu beftrafen ift, da Diefes 
Prinzip gegen ihn würde geltend gemacht worden feyn, 
wenn er das Gefeg im Vergehens: Grade verlegt 
hätte, und ed dem Syſtem des Gt. G. Buches durch— 
aus entgegen ift, die zur Arbeitshausftrafe Berurtheilten 
ihre Strafe in einem Korreftionshaus erftehen zu Iaffen, 
der Entwurf dieſes auch nicht verlangt, fo glaubt Res 
ferent, auch hier durch Anwendung einer Schärfung nach» 
helfen zu follen, und gefeglich feftzuftellen, daß die 
Fälle, die im Art. 17, Nr. 1. 2,3. 1.6.6 8. 
bezeichneten Schärfungen nach dem Verhältniffe des Falls 
einzeln oder indgefammt in Anwendung zu bringen feyen. 

Es wird daher nachftehende Mopififation begut- 
achtet, die am Schluffe des Art. 3. anzufügen wäre: 

Modififntion 2. 
Gewohnheitsraufer im VBerbrechens-Grade trifft 
auffer der auf die in Frage ftehende Schuld 
und die früheren Uebertretungen gefegten ordent- 
lihen — dann Rüdfallöftrafe noch die einzel: 
nen oder mehreren Schärfungen des Art, 17. 
Ar. 1, 2. 3. J. St. G. 8. 


% 
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Zu Art. 4. des Entwurfes: 


Zu den Nachtheilen , mit denen Die Gewohnheito⸗ 
raufer ſonſt noch im Entwurf bedroht werden, gehören 
auch noch folgende : 

1) daß fie im Betreff der Zufäffigfeit ihrer Berhaftung 

nach einer Ausnahme von der Regel d. Art. 461. 

I, St. ©, 8. behandelt werben, nämlich nad) 

Ermeffen des Unterfuchungs-Richterd in Detention 

genommen werden dürfen, und daß ihnen "dagegen 

nur die Befchwerde an das Ei. St. G. freiger 
laffen ift, 

.2) daß diefe Uebelthäter nach Art. 390. 391. 401. 
I. St. ©, B, Kaution ‚leiften, und der Polizeis 
aufficht fich ‚unterwerfen. müſſen, wenn ſie wegen 
Vergehens der Körperverlegung verurtheilt oder won 
der en entlaffen worden find. 

| 3u 1. Da Körperverlegungen ı gewöhnlich — ins 

dem fich der oder die Angegriffenen wehren,“ oder mehs 

rere Angreifer vorhanden find — in: Raufhändel aus- 
arten oder mit letztern identiſch find,. ſo wird es dem 
unterfuchenden Richter faſt unmöglidy, die Wahrheit, des 

Borfalld und die. Schuld. des Einzelnen zu ermitteln, 

wenn er um SKollifionen, dann ‚die Stimmung oder 

Subornirung der Zeugen zu vermeiden (ja um andern 

BVerlegungen vorzubeugen) ‚nicht ausnahmsweiſe Verhaft⸗ 

ungen vornehmen darf. 

Es iſt alſo im Intereſſe der Gerechtigkeit und zum 
Schutz der friedeliebenden Staatsbürger ſachgemäß, 
daß der Richter in dieſem Ausnahmsfall — wo gegen 
Gewohnheitsraufer eine Unterſuchung zu verhandeln ift 
— dieſe verhaftet werden mögen. 

Diefe Verhaftung ift aber auch bezüglich der Ges 
wohnheitsraufer im Vergehens⸗Grade nicht immer bie 
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Regel, und nothwendig; den der Entwurf bedient fich 
des Zeitwortd „Dürfen, überläßt” alfo dem vernünfti« 
gen Ermeſſen des Stichters: ob er nach der Gigenthiims 
lichfeit des Falls und der Perfon ded Angeklagten den 
Arreſt auch für nothwendig findet. 


A. Uebrigens bleibt dem Verhafteten zur Abwendung 
dieſer Maßregel ohnehin das Recht der Beſchwerde an 
das Civ. Str, Gericht offen, welches, wenn es findet, 
daf der Verhaft wicht, nothwendig war, folchen fofort 
wieder aufheben kann. 


Der Art. 4. muß aber anders geſtellt werden, 
weil. durch denſelben der Art: 462. eine. Abänderung 
erfeivet, indem inskünftige bei der Materie von der Kör- 
perveriegung. auf den. Art. A641. nicht mehr Müdficht 
genommen werden ſoll, der Art. 462. uber eben auf 
diefen Artifel Rüdficht nimmt, indem er die. Worte: 
„unter, den vorhin m: 461.) beſtimmten Bor: 
„ausſehungen“ — | 
mihätt, und dadurch nur unter dieft en Vorbedingun⸗ 
gen, welche jetzt wegfallen ſollen, disponirt. 


Referent wiirde daher das Nothige aus den Arti— 
fein 462. md 463. herausnehmen mb den ‘Art. 4. 


alfo faffen: 
Mobdifikation3. 
Während der Unterfuchung wegen eines Ber 
„gehend der Körperverletzung dürfen getvohnte 
„Raufer auch dann, wenn feine der Voraus— 
„ſetzungen d. Art, 461. II. St. ©. B. gege— 
„ben iſt, von dem Eivif-Unterfuchungsrithter 
„verhaftet werben, ohne daß es hiezu, Auffer. 
„in zweifelhaften Bällen, eines oberricterlichen 
| nDettetd bedůrtfte. | 
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uebrigens ſteht dem Angeſchuldigten. frei, 

„fh mit feiner allenfallſigen Beſchwerde bed: 
„halb zum Eiv, St, G. zu wenden, ohne daß 
„er jedoch aus dieſem Grunde bis zu erfolgter 
„Entſcheidung deſſelben ſeine Bernehmlafiui jung 
„verweigern dürfte. Der, Art. 463. II, &t. 
„G. 3. bleibt in Wirffamfeit, Uebrigens fin 
„den die Borfchriften der Art. 390. 392. u. 
„401. U. St. ©. 8. bei berfelben la: 
„der Kautionsleiftung und Polizeiaufficht au 
„dann Anwendung, wenn die Angefchuldigten 
„wegen Bergehend der Körperverlegung von 
„der Inſtanz entlaffen, oder verurtheilt worden 
„ſind.“ 

In Beziehung auf dieſen Artikel iſt nämlich noch 

Folgendes zu erwägen: 

Es ift natürlich und nothiwendig, Daß man. bei 
einem Menfchen, der ſchon 3mal durch Korperverleh⸗ 
ungen die Sicherheit und Integrität der Perſonen ge⸗ 
fähtdete, auf Vorbeugungsmittel bedacht ſeyn müſſe, daß 
der Frevel für die Zukunft nicht von Neuem verübt 
werde. ine zu billigende Präventionsmaßregel iſt es 
daher, daß ein jolcher. Zmaliger Uebertreter eines Strafs 
gejeßes derfelben Art oder, wenn er das prittemal 
von der Inſtanz loögefprochen, d. h. wegen unzureichen« 
"den Beweiſes nicht umter das Strafgefeg „geftellt werben 
konnte, Sicherheit leifte,- jedesmal ſich vor Gericht zu ſtel⸗ 
len 36. und wenn er diefed nicht vermöchte, fich der. polizeis 
lichen Auflicht feines Wohnorts zu unterwerfen. Dieſes 
gebietet der Art. 390. IL, und der Art. 392. enthält die 
thatſächlichen VBerhältniffe, unter, welchen die PBolizeiaufficht 
aufhört. Diefe Beitimmungen find nur auf Angefchuldete 
anwendbar, die von der Inſtanz entlaffen worben find, 


\ 
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Dagegen handelt Artikel 401 von den Uebertretern 
des Strafgefeges, die nach überftandener Strafe 
fih zur Stellung unter befondere Polizei:Aufficht qualifi- 
ziren. Diefes find der öffentlichen Sicherheit befonders 
gefährliche Menjchen, und daß ein Individuum, das zum 
drittenmale wegen SKörperverlegung in Strafe ift, 
eim folches gefährliches Subjekt ift, das man in die ober: 
vormundſchaftliche Aufficht des Staates nehmen ſoll, 
wird wohl nicht in Abrede zu ftellen ſeyn. Referent 
würde alfo in Erwägung: Ä 
“9) daß der Gefeßentwurf auf mildere, obwohl dem 
Sthaate im Allgemeinen anpaffende Strafen in Ans 

“ wendung gebracht hat; — 
' 9) daß derfelbe dem vernünftigen Ermeffen des Rich— 
Ä terd einen gröfferen Spielraum für die Zumeffung 
der Strafen nach der Eigenthümlichfeit- des Fal- 
i [ed einräumt; — 
3) daß er gegen Die Gewohnheitsraufer in der Art 
decs Vollzuges der Strafe, dann durch zmedmäf- 
fige Vorbeugungsmittel, durch Korreftionen und 
Stellung unter polizeyliche Aufficht und allenfalls 
erlafjende Berhaftnahme der Frevler energifiher 
| einſchteitet; — 

4) daß die in dem Entwurfe aufgeftellten Grundſätze 
| nicht nur denen gemäß find, die die fgl. Regier- 
ung im Jahre 1831 aufftellte, und von dem 
Referenten der ftändifchen Geſetzgebungs-Kommiſ—⸗ 
fion annehmbar gefunden worden find, fondern 
auch mit vielen auf gleicher Stufe der Bildung 
und Gittigung ftehenden Kriminal-Gefeggebungen 
teutfcher Staaten übereinftimmen, und daß mithin 
5) dadurch eine wefentliche Verbefferung der Kriminals 

Rechtspflege erzielt werden dürfte, 


\, 
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dem Entwurf in Beziehung auf Körperverlegungen 
unter den vorgefihlagenen Modifikationen feine aufn. 
mung — 


8. 7. 
I. Diebſtahl. 

Zu Artikel 5. des Entwurfes. 
Der Diebſtahl iſt eine Art der Beeinträchtigung 
des Eigenthums, und er unterfcheidet ſich von der Un— 
terſchlagung dadutch, daß der Dieb ein fremdes be- 
wegliches Gut ohne Einwilligung des Berechtigten eigen— 
mächtig in Beſitz nimmt, während der, welcher eine Un— 
terfchlagung begeht, die Sache, obwohl er fie für einen 
Andern in Befi und Gewahrfam hat, fulche fich rechts- 
widrig zueignet, und vom Betrug dadurch, daß der 
Betrüger durch Vorfpiegelung falſcher Thatfachen eine 
Sache ſich zueignet, refp. einen Anderen beſchadiget und 
ſich einen unerlaubten Vortheil verſchafft. 

Da nun dieſe dreierlei verſchiedenen ſtrafrechtlich 
verbotenen Handlungen aus einer Quelle flieſſen, 
und dieſelbe Tendenz; — die Beeinträchtigung des Ei- 
genthums des Berechtigten haben, fo ift es‘ folgerecht, 
daß im Allgemeinen, wie im Entwurfe gefchehen, die 
Strafe dem Webertreter im gleihen Berhältniffe 
jugemeffen : wird, 

Die Haupt: und ſchwierigſte Frage in der vorlieg- 
enden Materie, die auch den entfchiedenften Einfluß - auf 
bie gefegliche Beſtimmung bezüglich der Unterjchlagung 
und des. Betruges, wie. bemerkt, äuffert, iſt 

ob ed rathfam fey, bei einfachen Diebitählen Die 
bisherige Verbrechensd-Summe von 25 fl. auf 
100 fl. und darüber zu fteigern. — 

Beilagen Band VH, . ‚ 22a 
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1) Das Strafgefeßbuh Art. 215 und die Verordnung 
vom 26. März 1816 Art. I, nehmen beide das 
Verbrechen des Diebftahls als vorliegend an,. wenn 
die ee ee den Betrag von 25 fl. 
überfteigt, 


2) Der Entwurf von 1822 Art. 299 bezeichnet gar 
feine Summe, deren Betrag eine Entwendung zum 
Verbrechen ftempelt, fondern fagt nur im Allges 
meinen, wenn der Werth der Entwendung mehr 
ald 5 fl. beträgt, tritt Gefängnißftrafe, 

(alfo nach jenem Entwurf 1 Woche bi8 2 Jahre.) 
und wenn der Werth von höherem Betrag ift, Fön; 
nen die Gerichte auf Arbeitshaus 

(alſo zwifchen 2—10 Jahren Art 10.) 
erfennen. 

Der Richter hat alfo hiernach den Spielraum 
von einer Woche bis zu 10 Jahren Arbeitshaug, 
und die ftrafrechtlich verbotene Handlung wird Ver: 
brechen; fo wie der Richter folche ald zur Arbeitd- 
hausftrafe fich qualifizitend erachtet, 

Nach dem Art. 262 des Entwurfes vom Jahre 
1827 iſt der Diebſtahl erſt bei einer Schadens⸗ 
Summe von mehr als 10 fl. Vergehen, und 
wird erft Verbrechen und mit 2—10jährigen 
Arbeitshaus beftraft, Art. 263 Nr. 8., wenn die 
Beichädigungd-Summe 200 fl. überfteigt. 


4) Der Entwurf von 1831 bezeichnet den einfachen 
Diebftahl bei Entwendungen bis zu 200 fl. als 
Vergehen, indem er ihn mit Gefängniß von 
1—2 Jahren beftraft, und .erft-ald Verbrehen 
mit 2—6 Jahren Arbeitshaus, wenner 200fl. 
überfteigt, Art, 306. Ar. 8. 
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5) Der vorliegende Entwurf reiht den einfachen Dieb; 
ftahl unter die Berbrechen, wenn die Summe 
der Entwendung 100 fl. überfteigt, und. beftimmt 

„eine Strafe von 3—3 Jahren Arbeitshaus. 


6) Das Defterreihifche Geſetz beftraft Entwen- 
dungen über 25 fl. — mit 6 Monat bis 1 Jahr, 
und erft folche, Die 300 fl. überfteigen, mit 5—10 
Jahren ſchweren Kerfer. | 


7) Das Preuffifche fest auf eine Entwendung, die 
mehr als 5 Thaler beträgt, ohne weitere Grada— 
tion eine Zuchthaus-Strafe von 4 N bis zu 
2 Jahren. 


8) Der Badenſche Gefeh- Entwurf 1839 will den 
Dieb jelbft bis zu 300 fl. — nur mit 2 Jahren 
Kreis Gefängniß beftraft wiſſen. 


9). Das Braunſchweigiſche Gefeg 1840 beftimmt 
auf einen Diebftahl über 300 Thaler eine Strafe 
von 1 bis 5 Jahren Zwangsarbeitshaus. 


10) Das Hanndverifche Straf-Gefegbuch von 1840 
verurtheilt den Dieb, der zwiſchen 100 — 500 fl. 
zu 8 Monat bis 3 Jahr Arbeitshaus. 

11) Das Gefegbuch des Großherzogthums Heſſſen ahns 
det den Diebftahl bei einem Betrage zwifchen 5Ofl. 
und 200 fl. mit Korreftionshaud von 6 Monaten 
bis zu 2 Jahren, 

12) Das Gefegbuch des Königreihes Sacdhfien von 
1840 verurtheilt bei einer Entwendung über 50 
Thaler in eine Strafe von 4 — 6 Jahren Zucht— 
haus zweiten Grades, und 

13) das von Württemberg von 1839 bei einem Bes 


* 
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trage über 100 fl. bis zu 500 fl. in eine Strafe 

von höchftend 2 Jahren Arbeitshaus. | 

Bon der tranzöfifchen Gefeßgebung, obwohl fie 
in einem Theile unſers DBaterlandes (der Pfalz) Anwen: 
dung findet, ift nur zu bemerfen, daß fie an einer über 
triebenen Härte leidet, wie allgemein anerfannt if. 

Franzöſiſches Geſetz Art, 379. fi. 

Eine der fehmwierigften Aufgaben, Die die Strafge— 
jebgebung zu löſen hat, ift wohl die, bei Feftfegung, der 
Strafen gegen den fo häufig. vorfommenden Diehftahl die 
richtige Mitte zu finden. | 

Um der Wahrheit fo nahe wie möglich, zu fommen, 
muß man vor Allem die Entwendungen unterfcheiden, wel- 
che die perſönliche und Öffentliche NRechtsficherheit 
im höheren Grade bedrohen, und welche zu verhindern, 
und fich dafür zu ſchützen, entweder fein, oder meift un 
zureichende Mittel den Stantsbehörden zu Gebote ftehen. 
Darum find die ausgezeichneten Diebftähle, die mit 
Gewalt (Einbruch in Gebäuden und Behältern, Einfteis 
gen in Verbindung Mehrerer, mit Waffen, von Banden ıc.) 
verübt werden, ſchwerer zu ftrafen, als Die einfa 
hen, welche faum bewirkt werben fünnen, wenn ed ber 
Befiger nicht an der gehörigen Aufmerffamfeit, an den 
gewöhnlichen Schugmitteln fehlen läßt, und darum muß 
bei legteren vorzüglich die Gröffe der durch die Entwend- 
ung zugefügten Beichädigung den Mapftab der. Straf 
barfeit abgeben, fo daß die Strafbarfeit der Rechtöver: 
fegung mit der Höhe der Schadens-Summe- fteigt. 

Grwähnt man nun | | 

1) die bedeutende, in den bleibend veränderten Zeitver: 
hältniffen liegende Erhöhung der Waarenpreife und 
den dadurch entftandenen geringen Geldwerth; — 
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‚oder wenn man will, umgekehrt die Durch den 
groffen Geldvorrath entftandene rn bet So 
chenpreiſe; 

2) die den Beſitzern zu Gebote ſtehende delchtiglelt ihr 
Eigenthum durch die gewöhnlichen Schutzmittel der 
Aufmerkſamkeit, der Wachſamkeit und der 
Verwahrung zu ſichern, endlich | 

3) daß eine Strafe von 1 — 3. Jahren Arbeitdhaus 
den Dieb trifft, der über 100 fl. — (alfo im Ver— 
brechens-Grade) fich rechtswidrig zueignet, jedoch 
zum erftenmale Hand an fremdes Gigenthum 
fegt, und weder unter erfchwerenden Umftänden, 
noch einen ausgezeichneten Diebftahl begeht, wenig— 
ftend das Maximum von 3 Jahren genügend er—⸗ 
fheint, fowohl um die öffentliche Sicherheit zu 
wahren, ald die Staats» Angehörigen von der 
Strafe abzuhalten, und den wirflichen Dieb vor 
der Wiederholung zu bewahren, fo fiheint die Vers 
briedends Summe bei Entwendungen von mehr 
al3 100 fl. nicht zu hoch geftellt, und Referent 
glaubt deshalb, dem Vorfchlag ded Entwurfes, die 

- Berbrechend:Summe, wie im Art. 5, gefchehen, zu 
ftelfen, nicht entgegentreten zu follen, um fo weniger 
da nach Berhältniß der fteigenden Summe und 
der etwa, hinzutretenden erfchwerenden Umftände die 
Strafe die. Höhe von 8 Jahren Arbeitöhaus er, 
reichen: kann. 

Art. III. der Verordn. vom 26. März 1816. 
Abgefehen: von diefen- allgemeinen. objektiven Grün: 

den, jo 'laffen fi) wohl vom positiven und. ſubjek— 
tiven Standpunkte der Religiofität,, der Sittigung, der 
Kultur und, des Charakters des; Volfes,. für welches das 


318 Borirag d. Abg. örhen. v. Haröborf ü. d. Gefeßentw.: 


vorliegende Geſetz gegeben werden fol, feine Motive fins 
den, welche die Nothiwendigfeit nachwiefen, daß, wenn 
man auch den Ehrenpunft für nichts achten. will, der 
wenigftend eine Probe merth feyn bürfte, man in Bay- 
ern und gegen Bayern in Beziehung auf Förperliche Miß- 
handlungen und Beeinträchtigung des Eigenthums firen- 
gere Geſetze bedürfe, und daß dieſe ſtrengeren Geſetze 
gerechter ſeyen, als in Oeſterreich, Preuſſen, Baden, 
Hannover, Braunſchweig, Heſſen, Sachſen und Wuürt—⸗ 
temberg. 


Auf den Einwand, daß die Sicherheit des Eigen— 
thums deshalb durch Die Milde gefährdet ſey, weil bei 
der. firengen Beweis-Theorie ohnehin Die Schuld fo fehwer 
herzuftellen ift, mithin bie Vermwirflihung der Strafen 
und die Abfchredungsbeifpiele feltener feyen, und wenn 
Strafen zu milde erſcheinen, feine Wirkungen mehr äuſ— 
ſern dürften, verliert in der Beachtung alle Macht, daß 
vielmehr — wenn nicht unverhältnißmäſſig ſtrenge Strafen 
gedroht ſind, die erſte aller Proben, das eigene Geftänd- 
niß des Angeflagten, leichter zu erhalten feyn wird, und 
daß überhaupt zu hoffen und zu erwarten ift, daß in 
Zufunft die Juſtiz und Polizey einen gleichen Fräftigen 
Schritt zum Behufe der Verhütung. der Verbrechen und 
der, Beftrafung und Korrektion der Berbrecher halten wird. 


Dad Vergehen des einfachen Diebftahls fol in 
Zufunft gegeben ‚feyn, wenn ber Dieb- mehr als für 5fl. 
Werth, und nicht -mehr als für 100 fl, entwendet hat. 


Gegen diefe Beftimmung ift nichts ‚einzuwenden, 
wenn. die Berbrechend-Summe, wie bemerkt iſt, fejtgeftellt 
wird, und es braucht alfo kaum noch angedeutet zu wer 
den, daß durch fie Die Kompetenz des Civil⸗Strafgeſetzes 
erfter und zweiter Inſtanz in den 7 Kreifen dies 
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ſeits des Rheins erweitert, die des oberſten Juſtizhofes 
aber eingefchränft wird, 


Daß diefer Aenderung der Kompetenz nichts ii 
Wege ftehe, ift fehon bei anderer Gelegenheit gefagt 
worden, | 


* Artikel 6. des Entwurfes. | 
Das Bergehen ded einfachen Diebftahle wird 
beftraft: | 
a) bei einem Betrage von 5 fl. bis zu 25 fl. ein- 
Ihlüffig mit Gefängniß von 1-6 Monaten; 


b) bei gleichem Betrage unter erfchwerenden 
Umftänden nicht unter 6 Monaten,. aljo von 
6 Monaten bis zu 2 Jahren Gefängniß; 


c) bei einem Betrage von mehr ald 25 fl. bis zu. 
100 fl. einfchlüfftg mit Gefängniß nicht unter 6 
Monaten, aljo von 6 Monaten bis zu 2 Jahren; 


d) bei gleihem Betrage unter erfchwerenden 
Umftänden mit Gefängniß nicht unter einem 
Jahre, alfo von 1 bis 2 Jahren Gefängniß. 


Bei diefer Strafleiter ift zu erinnern, daß nach 
der Faſſung des Artifeld 6. der Richter bei einem 
Diebftahl von 25 fl. mit erfhwerenden Um: 
ftänden gerade jo hoch mit der Strafe (nicht un— 
ter 6 Monaten, alfo von 6 Monaten bis 2 Jahren 
Gefängnig) gehen kann, als bei. einer Entwendung von 
100 fl, ebenfall8 unter erfchwerenden Umftänden 
(nicht unter 1 Jahr, alfo 1 bi8 2 Jahre Gefängniß). 


Da diefer der Gerechtigkeit nicht entfpricht, obwohl 
man annehmen darf, daß der Richter felbft Die Grenze 
der Strafe finden wird, Die wohl im Geſetze, nicht aber 
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in feiner Faſſung liegt, fo würde ‚Referent folgerecht das 
Marimum der Strafe zuvor angeben, und da, wo dad 
Marimum der niedrigften Scala aufhört, das des höheren 
beginnen laſſen; alfo den Artikel 6, fo redigiren: 


Modifikation. 


Die Strafe des Vergehens des ——— Diebſtahls 
Art. 5.) beſteht in Gefängniß: 
1) von 1 bis 6 Monaten, wenn der Werth des Ent 
wendeten nicht ‚mehr als 25 fl. beträgt; 
9) von 6 Monaten Bis zu 1 Jahr, wenn dieſer Dieb- 
ftahl unter erſchwerenden Umftänden verübt worden; 
3) in 6 Monate big zu 1 Jahr, wenn er den Des 
trag von 25 fl, überfteigt; | 
| 4) ini Jahrbis 2 Jahren, wenn dabei erſchwerende Um⸗ 
| ſtaͤnde vorlkommen. 


Zu Artitel T, des Entwurfes. | 

n Da der Artikel 6. des Entwurfes für den erſten 
Diebſtahl im Vergehensgrade (die Strafe des Ver—⸗ 
brechens enthält Artikel 8.) milde Strafen ausſpricht, ſo 
iſt zwedkmaſſig, daß derſelbe, wenn ein Zuſammenfluß 
oder ein Rückfall "eintritt, welche beide Umſtände ohnehin 
auf die. Strafe Einfluß haben, indem der Art. X. der 
Verordnung vom 25. März 1816 nicht aufgehoben iſt 
— nicht nur Strenge im Vollzuge, ſondern auch durch 
Zuläſſigkeit der Verhaftung, Nothivendigfeit der Kau— 
tiond-Beftellung und Anwendung der PBolizei-Aufficht ge 
gen diefe Gewohnheitspiebe, wie gegen die Ges 
| wohnheitsraufer fchätfer einfchreitet,. wögegen Res 
ferent im: Intereſſe der Ba Sicherheit — au 
erinnern finde,  : 
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Daß übrigens die Ehärfung im Bollzug auch 
in dem — wenn auch feltenen Falle — anzuwenden ift, 
wenn die Strafe der zwei Diebftahls- Vergehen und des 
Nüdfalles zufammen nur drei Monate Gefängniß betragen 
follte, was, da dad minimum nach Art. 6. 1 Monat Ger 
fängniß ift, wohl gefchehen Tünnte, fcheint Referenten nicht 
zweifelhaft, weil das Gefeg, indem es bei Verurtheilung in 
drei Monate Gefängniß dießfalls eine Schärfe im Voll— 
zug eintreten läßt, nicht unterfcheidet, ob dieſe Strafe blos 
die Strafe des wiederholten Diebftahles oder zugleich des Rück— 
falls ift, und da, wo das Gefe nicht unterfcheidet, auch 
der Ausleger nicht zu unterfcheiden hat. 

Zu Art. 8 des Entwurfes. 

Da die Beftimmungen des Art. III. der Verordnung 
vom 25. März 1816 bei Verbrechen, die die Summe von 
100 fl. überfteigen, beibehalten find, fo ftellt fich nunmehr 
die Straf-Scala des Verbrechens der Entwendung Rue 
mafjen dar: 

, 4) die Strafe des einfachen Diebftahles, der 100 A. 
überfteigt, befteht in 
1 bi8 3 Jahren Arbeits: Haus, 
2) und unter erfchwerenden Umftänden in 
2 bis A Jahren Arbeits-Haug, 
3) wenn der einfache Diebftahl die Summe von 400 fl. 
überfteigt, in 
3 bis 6 Jahren Arbeit3-Haus, 
4) und unter erfchiwerenden Umftänden diesfalls in 
4 bis 8 Jahren Arbeits-Haus, 
5) bei fehr beträchtlichen Summen auch ohne er 
ſchwerende Umſtände in 
6 bis 8 Jahren Arbeits⸗Haus. 
6) diesfalls mit erfchwerenden Umftänden, in ebenfalls 


6 bis 8 Jahren Arbeits-Haus. 
Veil. Bd. VII. 22b 
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Bei diefer StrafsLeiter it nur zu erinnern, daß 
a) die Entwendungen von und über 400 fl. unter 
objektiv erfchwerenden Umftänden, gleich 


b) der Gntwendung von (allenfalls) 4000 fl. 
ohne erfchwerende Umftände, oder aud) 
ce) mit erfchwerenden Umftänden in maximo im- 
mer nur mit 8 Jahren Arbeits-Haus beftraft 
wird, mithin der Nichter, wenn er fich nach 
dem Berhältniffe der That und der Perfon in 
diefen 3 Fällen wegen vorhandener [ubjek 
“tiver Sphärfungs = Gründe bewogen finden 
follte, zum maximo zu greifen, offenbar eine 
Ungerechtigfeit gegen den einen oder anderen 
Verbrecher begehen müßte; — denn e8 wäre 
gewiß ungerecht, wenn z. E. ein Kirchenräuber 
oder ein Dienftfnecht, der alfo unter objeftiv 
erfchwerenden Umftänden über 400 fl. geftohlen 
hat, und dem die fubjeftiven Grichwerungs- 
Gründe des Art. 92 I. Strafgefeß-Buches zur 
Laft liegen, von denen alfo jeder zur Marimal- 
Strafe von 8 Jahren Arbeits-Haus qualifizirt 
wäre, ebenfo hart beftraft würde, als ein zweis 
ter Kirchenräuber oder Dienftfnecht, bei welchen 
diefelbe fubjeftive Erfchwerung des Art. 92 
I. Strafgefeg-Buches vorliegt, der aber 4000 fl. 
entwendet hat. 


Da bei. folcher groſſen Verfchiedenheit der Werbrechen 
in Betreff der Höhe der Belchädigungd- Summe man mit 
dem Zufag der Auffern Schärfung in Gemäßheit des Art. 95 
I. Strafgefeß-Buches nicht ausreichen würde, fo maß nach 
Referentend Dafürhalten durch Aenderung der Straf-Gat- 
tung geholfen werden. 
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Referent würde daher nach den Worten ded Art. I. 
die „Ziffern 1 und 2” einfchalten, und am Schluffe fegen: 
Modifikation 5. 

Bei Entwendungen fehr beträchtliher Summen 
fann auch ohne befonderd erfchwerende Umſtände auf 8 bie 
9jähriges Zuchthaus und wenn damit befchwerende Umftän- 
de verbunden find, auf 9—10 Jahr gucpihane erkannt 
werden. 

Diefe von der Katur der Sache und der Kon- 
fequenz diftirte Straf» Erhöhung dürfte um fo went» 
ger einen Anftand haben, ald fchon der Entwurf 
vom Jahre 1831 (Art. 308) bei einer Entwendung 
von mehr ald 500 fl., wenn die erfchwerenden 
Umftände des Art. 306 Nro. 1, 2 oder die Aus- 
zeichnung Art. 306 Nro.3, 4, 5 der gedachten hin- 
zufommen, mit Zuchthaus bie zu 15 Jahren hätten , 
beftraft werden dürfen. 


Zu Art. 9 des Eutwurfes. 


Man hat gefunden, daß in dem Umftande, daß 
die genenwärtige Gefeßgebung bei ausgezeichnes 
ten Diebjtählen auf ven Betrag, er fey noch fo uns 
bedeutend, gar Feine Nüdficht genommen hat 

Art. 216 I. d. Straf-Gefeg- Buches, 

Art. VI. der Verordnung vom 26. März 1816. 
eine groffe Härte liege, und deshalb will der Ent- 
wurf die Höhe der Befchädigungs » Summe bei aus⸗ 
gezeichneten Diebftählen doch auch in einigen Ber 
tracht ziehen, nämlich in der Art, daß 
1) wenn der Diebftahl nicht mehr ald 5 fl. beträgt, 

. bei befonder8 mildernden Umftänden eine Ges 

fängniß-Strafe von 3 Monaten bi8 zu 2 Jah⸗ 
ten eintrete ; 


/ 
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2. wenn der Werth des Entwendeten nicht mehr als 
25 fl. beträgt, auf 1—6 Jahre Arbeits⸗Haus. 
3. wenn er mehr beträgt, zwifchen 2—8 Sahren 
Arbeitd-Haus, und | 
4. wenn der Werth des Diebftahles 600 fl. über- 
fteigt, 8—10 Jahre Zuchthaus- Strafe erfannt 
„werden kann. 
Hier fcheint Nro. 1 eine Erinnerung und Abänderung 
nothwendig. 
Es darf nämlich hei befonders mildernden Umſtänden, 
und wenn der Betrag der Entwendung 5 fl. oder wer 
niger ausmacht, auf drei Monat Gefängniß gegangen werden. 


Wie aber, wenn das erfte Erforderniß : die mildernden Um: 
ftände nicht, wohl aber das zweite, der geringe Betrag 
von 5 fl. — oder weniger vorliegt, follte da nicht auch von 
der gewöhnlichen Strafe des ausgezeichneten Diebftahles ab- 
gegangen werden, und nach Nr. 1 diefes Artikels zwifchen 
1—6 Jahren Arbeits» Haus, alſo wenigftend auf 1 Jahr 
Arbeit Haus erkannt werden müffen. 


Der Entwurf enthält hierüber mit auspdrüdlichen Wor- 
ten nichtd, und man müßte deshalb der Analogie des Nro. I. 
des Art, 9. folgen. 


Die Motive ſchweigen ebenfalld über dieſen Zweifel, 
und fcheinen hienach zu beabfichtigen, daß jeder Uebelthäter, 
der 25 fl. — und weniger mittelft ausgezeichneten Diebftahls 
fich zueignet, feyen ed auch nur wenige Kreuzer, mit 1—6 
jähriger Arbeitshaus- Strafe zu belegen fey. | 

Referent ift aber der Meinung, daß, da der allgemeine 
Grundſatz aufgeftelt worden ijt, daß die Höhe der Entwens 
dung auf dad Straf-Maß einen wejentlichen Einfluß äuſ— 
fern fol, und ver Entwurffchon drei Gradativnen annimmt. — 
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a) bis zu 25 fl. 
b) von 25 bis zu 600 fl. 
c) von 600 fl. und darüber — 


über die Strafe ded ausgezeichneten Diebftahld bei fehr be- 
trächtlichen Summen gar nichts enthält, gar nichts gefagt 
ift, und e8 Referenten nicht Far werden will, warum ein 
ausgezeichneter Diebftahl von mehr als 600 fl. — ebenfo 
geitraft werden foll, wie einer von 6000 fl. — oder eine 
Diamanten » Entwendung von 60,000 fl., und in einem fol 
chen Falle mit dem Schärfungs-Rechte des Richter nach 
Art. 95. I. St. G. B. wenig geholfen ift, fo beantragt Res 
ferent folgende Faſſung des Art. 9. 


Modififation 6. 


Der ausgezeichnete Diebftahl Art. VI. der Vers 
ordnung vom 25. März 1816) foll vorbehaltlich der 
im Urt. IX. enthaltenen befondern Beftimmung ber 
ftraft werben: 


I. mit Gefängniß nicht unter 3 Monaten, wenn 
der Werth des Entwendeten nicht mehr als 5fl. 
beträgt, und mildernde Umſtände obwalten ; 


II. mit Öefängniß nicht unter 6 Monaten, wenn dießfalls 
feine Milderungsgründe vorhanden find, 


IIE, mit Arbeits» Haus bis zu 6 Jahren, wenn der 
Werth des Entiwendeten nicht mehr als 25 fl. 
beträgt, 

IV. mit Arbeit8 » Haus nicht unter 2 Jahren, wenn 
er mehr als diefe Summe beträgt, 


V. mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren, wenn der 
Werth des Entwendeten die Summe von 600 fl. 
überfteigt, 
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VI. mit Zuchthaus bis zu 12 Jahren bei jehr be⸗ 
trächtlichen Summen. 


Die Beſtimmungen des Art. VI. der Verordnung vom 
25. März 1816 treten auſſer Wirkſamkeit. 


Die Beſtimmung sub Nro. VI. mußte um fo mehr er: 
folgen, als ſchon der einfache Diebftahl beträchtlicher Sum— 
men unter erfchwerenden Umftänden mit 10 Jahren Zuchts 
haus beftraft werden fol, mithin der ausgezeichnete Dieb— 
ftahl fehr beträchtlicher Summen mit einer höhern Strafe 
belegt werden mußte. 

$. 8. 


Es iſt bereid oben angeführt worden, daß milde Stra- 
fen dadurch noch ganz befonderd motivirt werden, wenn ber 
durch das Strafrecht beabfichtigte Staats-Zweck — Ab: 
haltung der Staatd- Angehörigen vom erften Verbrechen und 
Vergehen, und Abfchrefung von Wiederholung — auf einem 
oft ficheren Wege, nämlich Durch zweckdienliche vorbeugende 
Berwaltungs- Maßregeln erreicht zu werden gefucht wird. 


In diefer Beziehung dürfte in unferem Baterlande noch 
Manches zu thun ſeyn, namentlich dadurch, daß 
1. arbeitsfähigen Individuen Gelegenheit gegeben, reſp. 
aufgedrungen wird, ſich Subſiſtenz⸗Mittel zu ver⸗ 
ſchaffen, denn die Noth iſt bekanntlich die Mutter 
der Verbrechen, inſonderheit derjenigen, von denen 
es ſich bier zunächſt handelt, | 


2. daß bei der Wiedereinführung der aus den Straf— 
Anſtalten Entlaſſenen in die bürgerliche Geſellſchaft 
die Staats-Kuratel ſich in Thätigkeit ſetze und 
Sorge trage, daß dieſen Entlaſſenen wieder Nah: 
rungs⸗Quellen eröffnet, und fie wieder umterges 
bracht werden. 


\ 
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Unfere dießfalls beſtehenden Anftalten erfcheinen unzu— 

laͤnglich. 

Zu 1. Denn eigentliche Arbeitshäuſer, gleich vertheilt 
in den Kreifen, welche nicht Straf = Anftalten 
find, gibt e8 gar Feine, und folche, die vieles 
nicht zugleich find, nur in wenigen gröfferen Städten 
unfered Landes, und diefe nicht mit dem echte des 
Zwanges für arbeitäicheue oder lieverliche Indivi⸗ 
duen; Einrichtungen aber vom Staate ausgehend, 
die den Arbeitöluftigen Gelegenheit darbieten, auſſer— 
halb folcher Häufer, die Mancher aufzufuchen und 
zu betreten Echeue hat, ſich Arbeit zu verfchaffen, 
find mir, falld dergleichen beftchen follten — ganz, 
unbefannt. Kan. 

Man fagt zwar, daß die Laft, die durch die Herftellung 

foicher Etabliffements oder Einrichtungen dem Staate aufs 
gebürdet würde, zu groß und der Zweck unerreichbar wäre, 
daß man daher die Sorge dafür den Gemeimden, refp. Kreis 
fen, vor allem aber der Familie der Betheiligten überlaffen 
müſſe. Allein, wenn auch dieſes eingeräumt werden wollte, 
jo daß die Verpflichtung der fraglichen Sorge nicht nach den 
vorbezeichneten radationen jenen Individuen, reſp. moralis 
hen Perſonen, Diftriften und Provinzen obliege, fo wird 
doch die jubfiväre und vroviforifche Verpflichtung des Etaa- 
tes Dießfalld nicht in Abrede geftellt werden können. Auch 
bürfte es ungenügend feyn, wenn man dieſe Pflicht Privat: 
Vereinen — wie in manchen Ländern — überlaffen wollte 
da nothwendige mit dem Staats-Wohle innigft verbuns 
dene Mafregeln nicht der Zufälligfeit ungewiffer Greig: 
niffe werben überlaffen werden dürfen, denn folche werden 
Privat = Bereine fowohl in ihrer Entftehung, als Erhaltung 
und Ausbildung ihrer Zwecke ſtets bleiben. 


/ 
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Im Großherzogthum Baden beftehen vergleichen Ver— 
eine, und der Großherzog fteht, wie man hört, —* an der 
Spitze eines ſolchen Vereines. 

Uebrigens hat Referent mit der größten Theilnahme in 
den öffentlichen Blättern, nachdem Vorſtehendes niedergeſchrieben 
war, geleſen, daß die Beamten der königlichen Gerichte Au— 
erbach, Cham und Parsberg diſtriktive und lokale Armen- 
Beſchäftigungs- Anſtalten ertichtet haben, die ſchon viel 
Gutes leiſten, und wenn ſie im ganzen -Königreiche beſtünden, 
von unſchätzbarem Gewinn ſeyn würden. 

Zu 2. Was die geſetzlichen Anordnungen betrifft, die 

den Entlaſſenen aus den Straf-Anſtalten unter die Ar— 

me greifen ſollen, um fie wieder auf den Weg der Ord— 
nung und des Rechtes, mithin ihrer zeitlichen und geis 
ftigen Wohlfahrt zu führen, fo ift mir nur 
a. die Verordnung vom 16. Auguft 1805 Regies 
rungs⸗Blatt ©. 845. 
b. Die Verordnung vom 31. Jänner 1822 Regie: 
rungssDlatt ©. 99. 
befannt. | | | 
Erftere, indem fie die Obrigfeit, unter welche der 
Entlaſſene zurüdfehrt, verpflichtet, für deſſen ehrliches Unter: 
fommen zu forgen, und die Dorfsführer 2c. verbindlich macht, 
das Betragen und Yortfommen ded Entlafjenen zu beobach- 
ten, und die Anmwefenheit deijelben in der Gemeinde zu kon— 
trolliren, endlich die Obrigfeiten, welche dießfalls eine Fahr— 
läfligfeit oder vorfägliche Verlegung ihrer Amtspflicht fich zu 
Echulden fommen laffen, für den Schaden, der dadurch ent- 
fteht, verantwortlid machen, würde ſchon Groſſes leiſten, 
wenn fie gehandhabt würde. 


Allein dieſes fcheint nicht der Fall zu feyn. 
Gleichwohl ift diefe Verordnung 


— 


— 
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a) durch Reſkript vom 1. April 1807 in der Provinz 
Bamberg, Rggs.⸗Bl. S. 864; 

b) durch Reffript vom 26. Mai 1807 in der Provinz 
Neuburg, Rggs-Bl. S. 1483; 

c) durch Refkript vom 7. Februar 1812 im Rezat- 
Negens und Illers- Kreife, dann in den neuen Ge— 
bietötheilen, dem Oberdonau⸗ Unterdonau und Sal 
zach-Kreife als Gefeß verkündet worden. Döllin- 

gers Sammlung Bd. XII. Th. I. ©. 282. 

Die zweite Berordnung vom 31. Jänner 1822 ent- 
hält blos die Befchäftigung der Gefängniß »-Sträflinge 
Eine mehr in das Einzelne gehende Verordnung ald jene 
vom 16. Auguft 1805 befteht für die Fürftenthümer Ans— 
bach und Baireuth, erlaffen vom damaligen preuffiichen Mis 
nifter Hardenberg am 13. Februar 1798, von der faum 
wird nachgewiefen werden Fünnen, daß die Fönigliche Regie— 
rung folche auffer Wirffamfeit geſetzt hat; wenigſtens ift fie 
auch noch in Döllingerd® Sammlung abgedrudt, ©. XIII. 
Thl. J. S. 453. 

Da dieſe Verordnung ſehr zweclmaͤſſige Beſtimmungen 
enthält, fo glaubt Referent wohl zu thun, eine Abſchrift hie⸗ 
von folgen zu laflen. 

„Es ift bisher vielfältig wahrgenommen worben, daß 
die von den Feftungen und Zuchthäufern nad) audges 
ftandener Strafe entlaffenen Perſonen, entweder durch 
Wiederholung der ſchon verübten, oder Volbringung an⸗ 
derer oft noch flrafbarerer Vergehungen gar bald die ih- 
nen zu Theil. gewordene Freiheit gemißbraucht und ihre 
fernere oft fogar Iebenswierige Verhaftung nothwendig _ 
gemacht haben. Dabei ift zugleich bemerkt worden, daß 
nicht immer gänzliche WVerverbtheit der Verbrecher, fons 
dern nicht ſelten blos die ihnen fehlende Gelegenheit, fich 
ihren nur nothdürftigen Unterhalt rechtmäffiger Weife ers 

* Beil, ©. VIL 23 
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werben zu koͤnnen, die nächfte Urfache jenes fortgefeh- 
ten ftrafbaren Betragend. gewefen fey. Um dieſem Ue- 
bel vorzubeugen, und folchen oft noch nicht ganz verderb- 
ten Menfchen Mittel und Wege an die Hand zu geben, 
auf denen: fie ihren wenigſtens nothdürftigen Unterhalt 
auf eine rechtliche Art erwerben, und fo wiederum nuͤtz⸗ 
liche Mitglieder. der bürgerlichen Gefellfchaft werden Fün- 
nen, werden folgende nähere Beftimmimgen 
wegen des bei ihrer Entlaffung aus den Feſtun⸗ 
gen und Zuchthäufern zu beobachtenden Ver— 
fahrens 
hiedurch feftgefegt: 
| $. 1. 

In Anfehung fremder Lanpftreicher, welche nirgends 
einen feften Wohnftg haben, und wovon fie fich ernäh- 
ren, nicht nachweifen fünnen, als Betteljuden u. dgl. 
hat e8 zuwörderft bei den Beftimmungen des A. L. NR. 
$. 191. seq. Tit. 20. Th. 2. | | 

wornach felbige nach ausgeftandener Strafe über 
die Gränze gebracht werben follen, 

fein Bewenden. 


6. 2. 

Alle Uebrigen ohne Unterfchied des Alters, Gefchlecht3 
oder Standes hingegen, welche nach ausgeftandener Strafe 
nicht über die Gränze gebracht werden, müſſen umftänd- 
(ich darüber: | 

wohin fie fich nach ihrer Entlaffung zu wenden, 

wodurch fie fich ihren Unterhalt zu erwerben ges 

denken, und ob fie Eltern, Kinder oder folche 

Verwandte haben, die für ihre Unterhaltung recht- 

(ich zu forgen verpflichtet, und im Stande find? 
vernommen werden. 
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$. 3. 

Hiebei ift e8 nicht genug, wenn ber Entlaffene 
ganz im Allgemeinen angibt, daß er dienen wolle, oder 
dergleichen, fondern er muß ganz beftimmt gefragt wer⸗ 
den, 3. B. bei wem er in Dienft zu gehen gevenfe u. ſ. w. 
um fo viel ald möglich der Richtigkeit der Angabe auf 
die Spur zu fommen, und die nachherige Prüfung der 
Obrigkeit des Orts zu erleichtern. 


$. 4. 

Diefe Vernehmung gefchieht von dem inquirirenden 
Richter, ehe derfelbe den Inquifiten zur Feftung oder in 
das Zuchthaus abliefert. Eine Abfchrift des darüber 
aufgenommenen Protokolls wird den Garnifonsgerichten 
oder dem Zuchthaus: Zuftiziario communieirt, um darnach 
und nach den unten folgenden nähern Beftimmungen, bei der 
fünftigen Entlaffung des Arreftanten zuverfahren. Iſt ſchon 
rechtöfräftig erfannt, oder nach Befchaffenheit des Des 
lieti vorauszufehen, daß der Arreft ein Jahr oder län- 
ger dauern würde; fo muß der Inquirirende Richter das 
Garnifonsgericht oder die Zuchthausverwaltung zugleich 
requiriren, daß fie drei Monate vor dem Termine der 
Entlaffung dem Arreftanten das Protofoll vorlege; ihn 
nochmals vernehme, ob und was für eine Veränderung 
in den Umftänden oder in feinen Gefinnungen und Ent- 
fehlieffungen, welche auf fein künftiges Fortkommen Eins 
fluß haben, fich zugetragen, und daß fie das hierüber 
aufgenommene Protokoll dem inquirirenden Richter bals 
digſt zufende. 


$. 5. 


Hat der zu Entlaffende einen regptlichen Nahrungs- 
zweig zu feinem fernern Unterhalte angegeben, und diefe 
23* 
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Angabe durch Umftände wahrfcheinlich gemacht, fo muß 
der Richter diefe ſummariſch prüfen, und wenn er fie 
gegründet findet, es dabei beivenden laffen. 


Eben diefes tritt auch ein, ($. 2.) wenn der Entla- 
fene Eltern, Kinder oder folche Perſonen hat, die zu 
feiner Unterhaltung gefeglich verpflichtet und im Stande 
find; ald in welchem Falle der Entlafjene an diefe vers 
wiefen, und nur dem Richter des Orts davon Nachricht 
gegeben werben muß, 

$. 6. 

Erwählt der zu Entlafiende einen Wohnort, der nicht 
unter der Gerichtöbarfeit des abliefernden Richterd ge: 
legen ift, fo muß diefer dem Richter des Orts das auf: 
genommene Protofoll mittheilen,, lebterer die verordnete 
Prüfung anftellen, und nad) dem Erfolge derſelben mit 
den Behörden ‚ver Feftung und des Zuchthaufes weitere 
Verabredung nehmen. 


$. 7. 


Sn den ($. 5.) beftimmten Fällen wird die Requifis 
tion von dem inquirirenden Richter oder von dem Rich« 
ter des Orts ($. 6.) an die Feſtungs- oder Zuchthaus- 
gerichte ($. 4.) blos dahin gerichtet, daß fie, wenn fich 
nicht inzwifchen eine Veränderung zugetragen habe, den 
bisherigen Arreftanten bei feiner wirklichen Entlaffung 
anweiſen möchten, fich nunmehr geraden Wegs an den 
Drt, der zu feinem fünftigen Aufenthalt und Fortfommen 
beftimmt ift, zu begeben, unter der Warnung, daß, wenn 
er dieſes nicht thun, fondern fich an andern Orten und 
fonft im Lande herumtreiben würde, er von den Landes» 
Polizeibehörden als ein verdächtiger Menfch angefehen, 
und behandelt, auch wenn zu der Zeit, und in der Ge⸗ 


einige Abänderung. d. beftch. ftrafgefegt. Beftimmungen betr. 333 


gend, wo er fich folchergeftalt herumtreibt, Verbrechen 

vorfallen, fein Herumtreiben ald eine Anzeige feiner Ver: 

fchuldung und Theilnahme daran, angefehen werden folle. 
$. 8. 

Iſt das Verbrechen, worauf die Zuchthaus = oder 


— 


Feſtungsſtrafe erfolgt, ſo beſchaffen, daß nach überwie⸗ 


gender Wahrſcheinlichkeit weder ein Rückfall in ſelbiges 
zu beſorgen, noch zu befürchten iſt, daß dem Arreſtan— 
ten wegen des daraus im Publico wider ihn entftehen: 
den Widermwillend und Miftrauend fein weiteres Fort- 
fommen erfchwert werden dürfte, fo Fann der inquirirende 
Richter einen foldyen Menfchen fich felbft überlaffen, und 
das Requifitoriale an die Feſtungs- oder Zuchthausbe- 
hörde blos dahin richten, daß der Arreftant nach ausge: 
ftandener Strafe wiederum auf freien Fuß geftellt werde. 


$. 9. 


ft der Arreftant, welcher feinen der $. 2 beichrie- 
benen Wege zu feinem Fünftigen Fortfommen nachwei— 
fen Fann, ein wirkliches Mitglied einer Stadt oder Dorf- 
gemeinde oder einer anderen Gorporation, Die nach den be- 
ftehenden Gefegen für ihre Mitglieder zu forgen ver: 
pflichtet ift, fo muß den Vorſtehern diefer Corporation 
Nachricht von der erkannten Strafe und dem Zeitpunfte 
ihrer Endigung gegeben, und fie müffen. aufgefordert 


werden, gegen diefe Zeit Die nöthigen Vorkehrungen zu ° 


treffen, damit dem Arreftanten, wenn er ſich nach der 
Entlaffung bei ihnen meldet, Gelegenheit, ſich feinen 
- Unterhalt zu erwerben, fofort verfchafft und nachgewie— 
fen werben möge. 

Von diefer Verfügung wird zugleich der Gerichts- 


Obrigkeit des Orts Nachricht gegeben, damit dieje vig'- 
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firen könne, daß die Vorfteher der Gemeinde ihrer Ver- 
bindlichfeit ein Genüge leiften. 

Die Requifition an die Feſtungs- oder Zuchthaus: 
behörde ($. 4.) wird alddann nur darauf gerichtet, den 
Arreftanten bei feiner Entlaffung nach diefem Drte unter 
der ($. 7.) erwähnten Warnung, ausdrüdlich zu vers 
weiſen. 

8. 10. 


Iſt Feiner der obigen Fälle ($. 5. 8. 9.) vorhanden, 
fo liegt der Gerichtsobrigfeit des Orts, wo der Arre- 
ftant die drei legten Jahre ſich aufgehalten (forum do- 
micilii) oder wenn er dergleichen nicht gehabt, ver 
Obrigkeit des Geburtsortd (forum originis) oder wenn 
er noch unter der väterlichen Gewalt fteht, den Gerichten 
des Mohnorts feined Vaters, die Verbindlichkeit für 
ihn zu forgen und ihm Gelegenheit zum erlaubten Er- 
werb feines Unterhalt anzuweifen, ob, daher auch der 
inquirirende Richter, oder der des Orts ($.6.), in fo fern 
er nicht felbft judex domicilii oder originis ift, an 
biefen das Vernehmungsprotokoll überfenden, und fein 
Requisitoriale an die Feſtungs- oder Zuchthauskehörve 
eben fo, wie in dem Falle des 8. 9. einrichten muß. 


$. 11. 


Mird in beiden Fällen ($. 9. 10.) der zu Entlafjende 
durch Alter, fortdauernde Förperliche Schwäche und 
Kranfheit (denn in Anfehung folcher, die nur an tem— 
porären — ihren Transport verbindernden Krankheiten 
leiden, muß ihre Herftellung vor ihrer Entlaffung be: 
wirft werden) wenn auch nicht gänzlich, doch für jegt 
verhindert, fich durch Arbeit feinen Unterhalt zu ver: 
Schaffen, fo muß. vom Richter des Wohn- oder Geburts⸗ 
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ortd für ihm geforgt ($.40.) und dabei überall nach den 
Grundfägen verfahren werden, die in Anfehung der Unterhalts 
ung eines hilfäbebürftigen Gemeindeglieded beftimmt find. 
Jedoch kann dieß nur fo lange dauern, als ſich der 
Entlaffene in dieſem Zuftand befindet. 


$. 12. 


Iſt zum Transport ded zu Entlaffenden eine Fuhre 
nothwendig, fo muß es der Richter ($. 11.) bei der 
Provinzialkammer melden, welche ſodann von oberyoli- 
zeimegen die nöthige Fürſorge zu treffen hat, da Krüp— 
yelfuhren ſchlechterdings verboten bleiben, 


$. 13. 


Tritt der $. 11. bemerkte Fall nicht ein, fondern fehlt 
ed dem Entlaffenen an einer Gelegenheit, ſich feinen 
Unterhalt zu erwerben, fo fchränft fich die Verbindlich: 
feit der Communvorfteher oder der Obrigfeit nur auf 
Auswahl und Anweifung derfelben ein. 


$. 14. 


Hier laſſen fih nun zwar feine Regeln vorfchreis 
ben; vielmehr bleibt die nähere Beftimmung, vorfoms 
menden Umftänden nach, dem vernünftigen Ermeſſen 
des Richters oder desjenigen, der nach obigen Grund- 
fügen für die Unterbringung der Entlaffenen zu forgen 
ſchuldig iſt, vorbehalten. 


Jedoch dienen folgende (Regeln) zum Beiſpiel: 


a) bedarf die Gutsherrſchaft, oder eines der Com— 
munglieder des Dienſtes des zu Entlaſſenden zu 
Arbeiten und in der Landwirthſchaft, die ſeinen 
Jahren und körperlicher Konſtitution angemeſſen 
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ſind, ſo muß dieſer daſelbſt untergebracht, dabei 
aber von den Gerichten des Orts darauf, daß 
ein ſolcher Menſch bei dieſer Art der Unterbrin- 
gung fein nothdürftiges Auskommen wirklich 
finde, ex officio gefehen werden. 

b) Sind Spinnftuben in der Nähe, oder hat bie 
Obrigkeit öffentliche Arbeiten, wobei Taglühner 
gebraucht werden können, fo muß fie fich mit 
den Entrepreneurd in Tractaten einlaflen, und 
folchergeftalt die Anfeßung des zu ntlaffenden 
bemwirfen. | 

6:49, 


. Kann aber dem Entlaffenen auf feinem diefer Wege 
Arbeit verfchafft werden, fo muß der Richter oder die- 
jenige Behörde, welche für die Unterbringung zu forgen 
hat, fi) mit der Provinzialfammer dahin verwenden, 
daß derfelbe bei den öffentlichen Bauten, Grabenräus 
mungen und dergleichen angeftellt were. 


$. 16. 


Iſt der Arreftant Fein fremder Landftreicher, der über 
die Grenze geichafft werden kann, und gehört er doc) 
auch nicht unter eine der obigen Klaſſen, für welche 
Kammern und Gerichtsobrigfeiten zu ſorgen haben ($. 
9: 10.) oder kann von diefen, wegen der weiten Ent- 
‚fernung oder anderer befonderer Umftände halber eine 
folche Vorforge nicht gefordert oder erwartet werden, 
fo ift es die Sache des inquirirenden Nichters, fich der. 
Unterbringung des zu ntlaffenden nach Möglichkeit 
anzunehmen. Für Leute diefer Art, für welche der in- 
quirirende Richter zu forgen hat, müfjen hauptfächlich 
die von der Kriegd- und Domainenfammer zu fuppes 
ditirenden Gelgenheiten benügt werben. 


einige Abänderung. d. befteh. frafgefegt. Beſtimmungen betr. 337 


$. 17. 


Es hängt in allen Fällen von der Beurtheilung des- 
jenigen ab, welcher für die Unterbringung zu forgen 
bat; ob der Entlaffene an den ihm beftimmten Orte 
unter Aufficht und Bedeckung transportirt werden folle; 
in. welchem Falle es feine Sache ift, wegen, des Trans 
portd die nöthigen Anftalten zu treffen und die Feftungss 
oder Zuchthausbehörde davon zu benachrichtigen; die 
Requifitionen an die Militärbehörden, dergleichen Leute 
auf Transporte zu nehmen, und fie folchergeftalt an den 
Ort ihrer Beftimmung zu fchaffen, werden in den mei- 
ften Fällen die fichere Ablieferung derfelben erleichtern. 


$: 18. 


Wird aber ein ſolcher Transport nicht nöthig gefun- 
ben, fo muß dem — an die Feftungs- oder Zuchthaus- 
behörde zu erlaffenden Requisitoriali ein Reifepaß, wor: 
auf der nächfte Weg von der Feftung oder dem-Zucht- 
haufe nach dem Beftimmungsorte des zu Entlaffenden 
bemerft ift, beigefügt werben. 


$. 19. 


Bei der Entlaffung wird der geweſene Arreftant 
noch befonders erinnert, fall er auf dem angewwiefenen 
Weg feinen Unterhalt, ohne fein Verſchulden, nicht fin- 
den follte, daß er fich wiederum bei feiner Obrigkeit melven 
müfle, die dann weiter für ihn forgen werde, daß er 
auch in den 8. 14 und 15 bemerften Fällen, fofort 
entlaffen werben würde, fobald er einen andern gewähl— 
ten Nahrungszweig glaubhaft nachgeweifen, oder durch 
feinen anhaltenden guten Lebenswandel den Auffehern 
der Anftalt dargethan hätte, daß ohne Nachtheil ihm 
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die eigene Wahl feines Unterhalts anvertraut werden 
konne. 


$. 20. 


Zugleich wird dem Entlaffenen der $. 18° bemerkte 
Paß eingehändigt mit der Anmweifung, den darin be- 
merkten Weg nach feinem Beftimmumngsorte zu gehen, 

unter der $. 7 bemerften Warnung. Auch wird ihm 
der erforderliche, nach der Weite des Wegs zu beftim- 
mende — zugeſtellt. Dieſen muß diejenige 
Behoͤrde, welche für die Unterbringung überhaupt zu 
forgen bat, der Feſtungs- oder Zuchthaus-Behörde 
in Zeiten einfenden. 


$. 21. 


Sollte der geweſene Arreftant bei feiner Entlafjung 
einen von ihm felbft gewählten Nahrungszweig anzeigen 
und erklären, daß er lieber dieſem als dem für ihn vors 
geichlagenen folgen wolle; fo Fann ihm dies zwar nicht 
verfagt,, jedoch .muß fofort hievon dem inquirirenden 
Richter und durch diefen dem Richter ded Orts, wohin 
er fich begibt, Nachricht. gegeben werben. 


$. 22. 


Aus obigen Vorfchriften folgt, daß die Correſpondenz 
mit den Feftungss oder Zuchthaus-Behörden wegen des 
Verfahrens bei fFünftiger Entlaffung des Arreſtanten 
hauptfächlich durch den ingquirirenden Richter zu führen 
jy. Es verfteht fich jedoch von felbft, daß wenn 
Gemeinvorfteher oder die Gerichtsobrigfeit in den Fäl— 
len des $. 9. 10. nähere dem inquirirenden Richter 
noch nicht bekannt geweſene Beftimmungen über den 
Ort und die Art der Unterbringung, wegen ber Art 
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des Transports ꝛc. ausgemittelt haben, welche der Fe— 
ſtungs⸗ oder Zuchthausbehörde zu wiſſen nöthig find, 
folhe Gemeinde- Vorſteher oder‘ Gerichts - Obrigfeiten 
mit gedachten Behörden unmittelbar darüber Forrefpons 
biren müſſen. 
$. 23. 

Jede Gerichtsobrifgeit, die nach den vorſtehenden 
Vorſchriſten für die Unterhaltung. der Entlaſſenen ent- 
weder felbft forgen oder die erforderlichen Requifitionen 
erlaffen muß, hat dabei mit der möglichften Sorgfalt 
und Schnelligkeit zu verfahren, da durch. Die angeorb- 
nete Unterfuchung der Arreft der Oefangenen nicht 
verlängert werden kann, fondern zur Zeit der Ent- 
laffung alles völlig in Ordnung feyn muß; und wer« 
ben daher die Landesjuftiz » Gollegia, beſonders aber 
die Krieges- und Domainenfammer angewiefen, auf 
dergleichen Saumfeligfeiten ein genaued Auge zu haben, 
und die Gontravenienten zur gehörigen Unterfuchung 
und Beftrafung zu ziehen. 

| $. 24. 

Da auch der Richter fein vorzügliched Augenmerk 
dahin richten muß, dem Entlafjenen ein. fortdauerndes 
Ausfommen zuverfchaffen, fo Fann er fich nicht entziehen, 
falls der Entlaffene auf dem bezeichneten Wege ohne 
fein Werfchulden feinen Unterhalt nicht finden follte, 
dafür anderweitig zu forgen; und wird die Krieges⸗ 
und Domainenfammer vorzüglich dahin zu fehen haben, 
daß die Gerichts- und Gutsherrfchaften ihren Pflichten 
darunter nachfommen. Nach diefer auf die allgemeine 
Sicherheit und das Wohl des Staated abzwedenden 
Verordnung hat fich daher ein Jeder, befonders die 
Gerichts⸗ und hg zu achten, und darnach 
überall zu verfahren. 
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Gegeben und publicirt für Die beiden Gräntifen 
Fürftenthümer. ' 
Baireuth, den 13. Februar 1798. | | 
Auf Seiner Köngl. Majeftät Aller: 
gnädigften Spezial: Befehl 
Hardenberg.“ 


Die Verordnung vom 25. November 1816, die Bettler 
und Landftreicher betreffend , gebietet $. 20. nur: 

dem Entlaffenen Befferung einzufchärfen, und der 

heimatlichen Behörde die gefammelten Erfahrungen 

über denfelben mitzutheilen, welchen die Vollzugs— 
Snftruftion noch einige Detail-Borfchriften bei- 

fügt. — 

Referent glaubt daher aus Liebe für das Gute, — 

ohne daß man ihn des Optimismus anflagen Fönnte, welcher 

befanntlich das Befte, alio das Linerreichbare in der Welt 

und im Staatsleben insbefondere will — darauf antragen 


zu follen: 
ed ſey der 
Wunſch 
auszuſprechen: 
Seine Majeſtät den König allerunterthänigſt 
zu bitten: 


a) durch Errichtung von Kreis- und Lokal⸗Beſchäf—⸗ 
tigungs-Anftalten den arbeitsfähigen, aber erwerbs- 
lofen Individuen Gelegenheit zur Erlangung der 
nothdürftigften Subftftenz- Mittel zu verfchaffen ; 

b) ſolche Maßregeln allergnädigft ergreifen zu laſſen, 
welche dahin führen, daß die aus den Straf- oder 
Korrektiiond -Anftalten Entlaffenen, bis fie einen 
ehrlichen Erwerbszweig gefunden haben, fofort ein 


* 
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nothdürftiges Unterkommen in ihrer Heimath finden, 
eventuel zu b. 


Die Befolgung der oben angeführten Berorb- 
nungen, lestere allenfall® mutatis mutandis, auf 
das Strengfte durch die N in 
Kontrolle nehmen zu laſſen. 


Man wird zwar einwenden, der Entlaffene ift entweder arm 
oder nicht; — erftern Falls muß ihn die Gemeinde ernähr 
ten, legtern Falls bedarf er Feine Unterftügung. — Ganz 
recht! — Allein wenn der verwahrloste Sohn des Landes, 
der aus der Strafanftalt fommt, arm ift, fo wird er dadurch 
nicht zum Recht, zur Pflicht und bürgerlichen Ordnung zu— 
rüdgeführt, daß man ihm im Hirtenhaus eine Lagerftätte auf 
einer Schutt Stroh anweist, und ihn bei den Bauersleuten 
und Gemeinde-Genoſſen täglich in Umlauf fest, um eine 
farge, mit Verdruß gereichte Koft zu fuchen, — fondern es 
bat hier die Kuratel des Staats in MWirffamfeit zu treten, 
und mit Mitteln verjchiedener Art, die entweder durch die. 
Etrafe fchon bezwedte Beſſerung des gefallenen und wieder 
aufgerichteten Bürgers zu erhalten und zu befeftigen, oder 
wenn fie noch nicht vollendet iſt, erft zu erzielen. 


Referent verfennt nicht, daß diefe Vormundfchafts: Pflicht 
über den firtlich uumündigen Staatsbürger zu üben, vielleicht 
eine der fchweriten in der Ausführung feyn dürfte, Die einer 
Regierung obliegen mag, allein auch die fchweren Aufgaben 
wollen im Staatöleben gelöst feyn, und wenn der Bürger 
wohl erzogen, oder — was dem gleich ift — gebeflert ift, 
jo ift dem Staate in Beziehung auf ihn ein unermeßlicher 
Gewinn — das Seelenheil des Verirrten — zugegangen. 
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8.9. 


III. Unterſchlagung. 
Zu Art. 10 und 11. des Entwurfs. 


Nachdem, was über die Erhöhung der Verbrechens⸗ 
und Bergehend- Summe bei der Kritif ded Entwurfs bezüg- 
fih der Vorfchläge über die Strafbeftimmungen des Dieb- 

ftahl8 gefagt worden ift, welche auf gleichen Grundfägen bes 
ruhen, ift bei der verwandten Materie der Unterfchlagung in 
bieſer Beziehung nichts mehr zu bemerken. 


In den Strafrechts⸗Beſtimmungen ſollte nichts geändert 
werden, und iſt nichts geändert worden, als die Verbrechens⸗ 
und Vergehend- Summe, übrigens foll ed bei der Beftim- 
mung der Novelle vom d. und 12. März 1816, die bei den 
Gerichten längft zur Norm genommen ift, verbleiben, in Folge 
deren die Strafe fich nach der Verordnung vom 25. März 1816 
Art. 2. den Diebftahl betreffend, richtet, gemäß welcher 
dann | 

a) die einfache Unterfchlagung von Fuhrleuten, Hand- 
werfern, Arbeitsleuten, Pfandgläubigern und ans 
dern PVerfonen an den ihnen anvertrauten Sachen 
als einfache Diebftähle; | 

b) die Unterfchlagung von Perfonen aber, die Fraft 
ihrer öffentlichen Stellung oder anderer Verhältniffe 
wegen ein gröfferes Wertrauen genieſſen (öffentliche 
Boten, Bevollmächtigte, Verwalter, Depofitare, 
VBormünder, Haudgefinde) in beiden Fällen nad) 
den Abftufungen der Art. 6, 7, 8. Crefp. nach den 
dort angenommenen Modififationen) beftraft werben. 


Da in diefen Artifeln ſchon die Fälle unterfchieden find 
und ausfprochen ift, welche Strafe einzutreten hat, wenn ber 
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durch. Die Unterfchlagung gewonnene Betrag nicht mehr als 
25 fl. beträgt, und welche höhere, wenn er biefen Betrag 
überfteigt, fo war Die Bezugnahme auf. diefe Artikel (reſp. 
Modifikation, wenn fie Dort angenommen werden) genügend. 
Referent ertheilt daher dieſen beiden Artifeln feine zu⸗ 
ſtimmung. 


$. 410, 
IV. Betrug. 
Zu Art. 12. des Entwurfs. 


Ueber die Erhöhung der Vergehend- und Verbrechens— 
- Summe ift nichts mehr zu fagen, da fte fich auf die im Ent- 
wurf bei dem Diebftahl und der Unterfchlagung aufgeftellte 
Strafrechts⸗Theorie folgerecht ftüßt, und dieſe gleichen Grund» 
füge in der Strafbeftimmung des Diebftahls, der Unterfchlag- 
ung und ded Betrugs wohl motivirt erfcheinen. 


Die Novelle vom 12. März 1816 hat diefes bezüglich 
des Diebftahld und der Unterfchlagung bewirkt, in Betreff 
des Betrugd war diefe Gleichheit der Grundfäge bisher noch 
nicht hergeftellt, fondern es wird. in Bezug auf die Strafe 
des Betrugs noch immer die im Strafgefegbuch enthaltene 
GStrafbeftimmung ded Diebftahls, die aber in Betreff des 
Diebftahls nach der Novelle vom 25. März 1816 in Feis 
ner Beziehung mehr Giltigfeit. hat, hingewiefen und die Strafe 
bed Betrugs daraus hergenommen. 

Es ift fehr zweckmäſſig und nothtwendig, daß bier eine 
Gleichheit hergeftellt werde, und die Strafe des Betrugs in 
Vebereinftimmung mit der Novelle vom. 25. März 1816 und 
nunmehr ded Entwurfs gebracht werde. 


Zu Abſchnitt I, des Art. 12. iſt alfo nicht zu er 
innern. 
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Da nun die im Art! 263, 264.. des Strafgefeßbuches 
Aufgeführten ausgezeichneten Betrügereien nach den in ber 
Novelle vom 25. März 1816. aufgeftellten Grundfägen mehr 
den. Karafter der Eigenthumd »Beeinträchtung unter erfchwe- 
renden Umftänden, als denjenigen, der nach ihrer befondern 
groſſen Gefährlichkeit ausgezeichneter Betrügereien an fich tra= 
gen, fo ift der II. Abfchnitt des Art. 12., der dieſes auss 
fpricht, anzunehmen, welcher den erften und niedrigften Grad 
des Verbrechens und Bergehend des Betrugd nur in die 
Kategorie der Betrügereien unter erſchwerenden Umſtänden 
ſtellt. — 


Es iſt natürlich, daß nunmehr noch alle die andern bes 
' trüglichen Handlungen, deren die Art. 262, 271, 273, 276, 
277 erwähnen, und welche Die Unterdrüdung von Urfunden, 
gebrochene Berficherung an Eidesftatt, betrügliches Schul- 
denmachen und den betrüglichen Banquerote (welche beide 
legten Verbrechen, da fie nach der Befchädigungs- Summe 
beftraft werden, mit einer Strafe bis zu zehn Jahre Zuchts 
haus belegt werden fünnen) zum Gegenftand hat, nunmehr 
nur gemeinen Betrügereien, oder Betrügereien unter erfchives 
renden Umftänden zu Grund liegen, die Strafe der Art. 6, 
7 u. 8 ded Entwurfs nach fich ziehen. 


Hiernach werden alfo die Strafbehandlungen der Art. 
267, 273, 276 ald gemeine, die der Art. 271 und 277, 
fiehe Strafgefegbuch, als Vergehen oder Verbrechen unter 
erfchwerenden Umftänden en wogegen Referent 
nichts zu erinnern findet. 


Zu Art. 13. des Entwurfs. 


Dieſer Artikel behandelt die Belrügereien, welche das 
Strafgeſetzbuch als audgezeichnete Betrügereien zweiten 
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Grades bezeichnet. Art. 265. Nr. I, II, III. 266., ſiehe 
. Strafgefegbuch,, und widmet dem Art. 265. Nr. IV. einen 
eigenen Artifel, den Art. 14. 


Der Art. 13. ändert aber die Strafbeſtimmungen des 
Strafgeſetzbuches, weil er überhaupt 


a) die Strafe des Strafgeſetzbuches (4 — 8 Jahre Ar 

beitähaus - Strafe) generalifirt, indem er Arbeitshaus⸗ 
Strafe im — alſo 1 — 8 Jahre beſtimmt 
und — 


b) nach der Beſchädigungs /Summe, und zwar: 
a) über 25 fl. 2 — 8 Jahre Arbeits- Haus; 
ß) über 600 fl. 8 — 10 Jahr Zuchthaus feſt⸗ 
ſetzt. — 

Da nun die Strafe, wenn ein Schaden von 25 fl. ent⸗ 
ſtanden iſt, 2 — 8 Jahre Arbeitshaus beträgt, fo wird fol- 
gen, daß da, wo fein Schaden entftanden, oder wo die Ber 
ſchädigungs » Summe nicht mehr ald 25 fl. beträgt, unter 
2 Jahre nämlich zwifchen 1—2 Jahre Arbeitshaus zu erfennen 
wäre, Diefer Artikel enthält aber nichts über den Fall, wenn bie 
Beichädigungs - Summe fehr beträchtlich geweſen. Referent 
muß daher die Mopififation 6. Nr. VI. hierher wiederholen. 


Dagegen ift wohl nichts zu bemerken, daß bei Fälfchung 
von Privat-Urfunden, deren beabfichtigter oder wirklich zugefügter 
Schaden die Eumme von 5 fl. nicht überfteigt, nur eine Ber: 
gehens-Strafe von 3 Monat Gefängniß in minimo einzutreten 
habe, da die enorme Strafe des Art. 266 von 4 — 8 
Jahre Arbeits-Haus, welche fehr oft auf Betrüger angewen⸗ 
det werden mußte, die nur einen falfchen Brief oder Kredit 
briefe, oder Anmeifungen oder Schulpfcheine auf ganz Fleine 


Summen gefchrieben hatten, zu hart erfcheint. 
Beil. Bo. VII. 24 
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Allein noch hier iſt das zu bemerken, was ſchon oben zu 
Art. 9. des Entwurfs vorgetragen worden. 


Dieſe Vergehens⸗Strafe ſoll dem Geſetz⸗Uebertretet nur 
zu Theil werden, wenn bei den durch den Betrug beabfichtig- 
ten oder erlangten geringen Vortheil beſonders erhebliche Mil« 
derungs⸗Gründe demfelben zur Seite ftehen. 


Wenn ihm aber feine Milderungsgründe zur Bertheis 
digung dienen, der Befchädiger aber feinen oder nur einen 
fehr unbebeutenden Gewinn hatte, fol der Mangel aller Vor⸗ 
theile aus dem Betrug oder der geringe Betrag desſelben auf 
das Strafmaß gar feinen Einfluß äuſſern, und er diesfalls 
wenigftend mit 1 Jahr Arbeits-Haus beftraft werben. 


Referent findet dieſes nicht folgerecht, und würde die 
Strafe lieber alfo feftftellen, wie es bei dem Diebftahl zu 
Art. 9. des Entwurfs gefchehen ift. 

Nach den Worten des II. Abfchnittes des Art. 13 „bis 
zu 10 Jahren“ wäre alfo einzufchalten: 
„und bei fehr beträchtlichen. Summen bis zu 12 
Jahren” 
dann wäre nach dem Schluß des Art. 13. zu fehen: 
„Tind Feine folche (Milderungsgründe) vorhanden, 
fo darf nicht unter 6 Monat Gefängniß erkannt 
werben.” 


Zu Art. 14. des Entwurfs. 


Diefer Artikel hat die bei dem Betrug nod) fonft vor 
kommenden, im Art. 265. Nr. IV, behandelten beiden 
Bälle zum Gegenftande, nämlich: 


a) wenn eim Betrüger abzuurtheilen ift, der fich einem 
Betrug ergeben hat, der eine unbeflimmte Menge 


* 
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: mehrmals zu wiederholender Betrügereien umfaßt, 
& DB. falihe Sammler für — durch) Brand — 
Beſchädigte, zu Kirchenbanten; 
b) wenn über Gewohnheits -Betrüger zu erkennen ift. 
Zu a. Erſterer fol als De Betrüger ers 
ſten Grades beftraft werden. 


Da es nun nad) Art. 12. feine ausgezeichnete Bes 
trüger erſten Grades mehr gibt, ſondern nur ent⸗ 


weder 
gemeine Betrüger 
oder | 
Betrüger unter erfchwerenden Umftänden (ſon ſt 
ausgezeichnete Betrüger erften Grades), 
oder 


ausgezeichnete Betrüger zweiten Grades im Sinne 
des Strafgefeßbuches, | 

fo wird alfo ein folcher Betrug al. ein — Bes 
trug unter erfchwerenden Umftänden, je nachdem er Ber: 
brechen oder Vergehen ift, unter Hinweiſung en Art.-6, 
7, 8. ded Entwurfs zu beftrafen feyn. 


Es ift übrigens das hieher zu wiederholen, was Res 
ferent zu Art. 8 des Entwurfs angeführt und beguts 
achtet hat, daß nämlich, wenn fehr beträchtliche Sums 
men durch Betrug unter erjchwerenden Umftänden er: 
worben worden find, der Nichter bis zu 10 Fahr Zucht: 
haus erfennen darf. Es ift aber nicht nöthig, hier eine 
Mopdififation zu machen, da, wenn fie zu Art. 8 ange⸗ 
nommen wird, fie auch bier gilt, weil der Art. 14 durch 
den Art. 12 auf den Art. 6, 7, 8 hinweist, 


Uebrigens ift ed gefährlich, vielmehr nicht zufäffig, die 
Worte: als auögezezeichnete Betrüger erften Grades zu 
24* 
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gebrauchen, da es nach Art. 12 des Entwurfs und ben 
Motiven zu Art. 14 feinen ausgezeichneten Betrug erften 
Grads mehr gibt, fondern nur noch einen unter erfchwerenden 
Umſtänden; verbis: 
der bisher ausgezeichnete Betrug erften Grades 
ift dem einfachen Diebftahl unter erſchwerenden 
Umftänden gleich geftellt worden; — 
“und man nah dem Wortlaut des Entwurfs glauben 
fönnte, daß das Strafgefegbuch Art. 263, der von dem aus— 
gezeichneten Betrug erften Grades handelt, in der vorliegen 
den Materie im Strafpunft, mithin auch der Art. 220 
Thl. J. St. G. B. noch Giltigfeit habe, was nicht der Fall ift. 


Es wird aljo nothiwendig feyn, im erften Abfchnitt des 
Art. 14 ftatt der Worte: „erften Grades’ die Worte: 


„unter erfchwerenden Umftänden“ 


zu fegen, und den Art. 12 in parenthesi zu allegiren, wo 
der Strafe beziehungsweife auf 6. 7. 8, Erwähnung ges 
ſchieht. — 

Gegen die Strafleiter, wie fie implicite und begiehung6» 
weife im Entwurf liegt, ift nichtS zu erinnern. 


Das Straf-Gefegbuch 265. IV. ftraft denjenigen, der 
ſich des wiederholten Betrugs ſchuldig macht, und fich als 
geübter Betrüger zeigt, mit 4 — 8 Jahre Arbeitd - Haus, 
und nach der Analogie des Artifel 85. Abſatz I. Thl. I. 
des Strafgefeßbuch® wird der, welcher zum zweitenmal einen 
Betrug begangen hat, ſchon als wiederholter Betrüger bes 
trachtet. | 


| Bei allen Verbrechen und Vergehen wird da, wo zwei 
‚oder mehrere flrafrechtlich verbotene Handlungen konkurriren, 
‚ein ‚Zufammenfluß, und mo von Beftrafung einer ſolchen 
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Handlung bie Rebe: tft, welche ber Mebertreter der Art 
nach ſchon einmal begangen hat, und deshalb geftraft wor⸗ 
ben ift, ein Rüdfall angenommen. ° 


Bei dem Betrug wird aber eine Ausnahme gemacht. 
Anm. I. ©. 264. | 


Jeder, der einen: Betrug fchon zweimal begangen hat, 
abgefehen davon, ob er deshalb einmal fchon geftraft, alfo 
rüdfälig geworben oder nicht, mithin letzteren Falls ein Zus 
fammenfluß der Uebertretung vorhanden ift, wird als geübter, 
gewohnter Betrüger angefehen, und wurde alfo nach Art. 265 
IV, mit 4 — 8 Jahr Arbeitshaus beftraft, was, da dieſe 
Strafe eintritt, ohne Rüdficht, ob eine Beſchädi— 
gung erfolgt fey oder nicht, eine fehr harte Strafe if. 


Der Entwurf mildert diefe Strenge, indem er bei wie 
berholten Betrügereien die Gefege von dem Zufammenfluffe 
der Verbrechen und Vergehen in Anwendung bringt, in wels 
chen blos die Strafe der einen Uebertretung mit der andern 
verbunden, aber nicht fogleich die enorme Strafe von 4--8 
Jahre genommen wird. 

Gegen diefe Beftimmung ift an fich nichts zu erinnern, 

Nun ift aber nach dem Inhalt des Entwurfs 
sweifelhaft: 

ob die Grundfäge vom Zufammenfluß noch dann 
zur Anwendung fommen follen, wenn die eine die 
fer Handlungen ſchon beftraft ift, mithin bie 
Rückfalls⸗Theorie anzuwenden ift. 


Für die Bejahung der Anficht, daß’ die Lehre vom 
Rückfall nun nach Aufhebung des Art. 265 n. IV. ange 
wendet werben 2 fpricht der Umftand 


350 Vortrag d. Abg. Erben. v. Hars dorf di, d. Gefegentw, 


1) daß ja im Art. 14 des Entwurfes die Worte ftehen 
„mehrere noch unbe ſtrafte Vergehen ober 
Verbrechen“ | 

woburch alfo der Sal, wenn beftrafte Verbrechen ober 
Vergehen ſchon vorkanden wäten, ausgeſchloſſen ift, 
und man alfo annehmen kann, daß der Entwurf wer 
nigftend zwei unbeftrafte Verbrechen oder Vergehen 
vorausſetzt, wenn die Beſtimmung des Art. 14 eins 
treten fol, und daß aber, wenn -fchon der Betrüger 
wegen eined Betruged zuvor- geftraft war, ihm die 
Rürfalls- Strafe noch — — wer⸗ 
den ſoll; 

2) daß Fein: Grund vorhanden ſt, warum ein Gewohn⸗ 
heits⸗Betrüger, der alſo 2 unbeftrafte Betrügereien 
begangen hatz nicht auch als rückfällig angeſehen 

‘ werben follte, wenn er fchon zuvor betrogen hat, und 

geſtraft worden if. 
Mit diefen Anſichten ſch ein en aber die Motive 

im Widerſpruch zu ftehen, die ſich auf die. Anmet⸗ 
fungen. (II. 264. I. 252) beziehen, wo die Rückfalls- 
Strafe ausnahmsweiſe wegen der ſchon fo hoben 

Sttrafe yon A — 8 Jahren. aufgehoben ift, indem 
fie ausbrüdlich die Worte enthalten: . 


Es wird daher gegen. gewohnte Betrüger um 
fo unbedenflicher bei der allgemeinen Beftimmung 
über die Beftrafung beim Zufammenfluß bewen⸗ 
ben können, ald bei der Konkurrenz mehrerer 
Verbrechen des Betruged nach Art. 12 des 
Entwurfes die Gerichte auf Arbeitshaus bis zu 
8 Jahre erkennen können ic. xX. 

weshalb die Vermuthung begründet wire, daß bei 
wieberholtem Betrug, auch wenn ein Ruͤckfall dabei 
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zu berüdfichtigen wäre, ver Gefeßgeber nur. bie 
Strafe des Zufammenflufies im Auge gehabt hat. 
Allein dieſer Zweifel hebt fich nicht nur in der Erwäg- 
ung der oben fchon angegebenen Gründe, fonvern auch in 
befonderer Berüdfichtigung 

1) daß der Betrug nach gleichen Grundfägen mit dem 
Diebftahle und der Unterfchlagung behandelt wers 
den fol; 

2) daß bei diefen ftrafrechtlich unerlaubten Handlungen 
der Rüdfall, wenn er mit dem Zufammenfluß mehs 
rerer DBerbrechen oder Vergehen vorliegt, nicht uns 
berüdfichtigt bleibt ; — 

3) daß der Art. X der Verordnung vom 25. März 
1816, der von wiederholten Diebftählen unb vom 
Rückfall Handelt, nicht aufgehoben ift, und 


4) daß der Art. 14 des Entwurfes ausbrüdlich bie 
Grundfäge vom Zufammenfluß der Verbrechen —* 
Vergehen auf den Fall befchränft: 

wenn mehrere noch unbeftrafte Dergehen 
des Betruges zufanmentreffen, die .gefegliche 
Beſtimmung über die Beftrafung des Zufammen- 
fluffes zur Amvendung fomme; 
woraus denn offenbar folgt, daß, wenn mehrere noch 
unbeftrafte Verbrechen zufammentreffen, und der Verbre⸗ 
cher fchon einmal oder öfter vorher beftraft war, 
alfo nunmehr wieder rüdfällig geworden ift, dieſer 
Umftand, daß die frühere Strafe für: feine Beflerung 
Nichts gewirkt hat, ihm noch befonderd zugerechnet 
werden muß. 

Da der Art. 14 nun die Rüdfalle s Strafe ausdrück⸗ 

lich nicht ausſchließt, mithin das Beſtehen derſelben in den 
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geeigneten Fällen ‚feinem Zweifel mehr unterworfen ift, jo be⸗ 
darf e8 Feiner befonderen Erwähnung im Text. 
Referent begutachtet : daher blos bie. fchon erwähnte 
Mopififation. 
Modifikation 9. | 
Es iſt im erften Abfchnitte des Art. 14 ſtatt der 
Worte: | 
„ausgezeichneter Betrüger erften Grades“ 
zu feßen: | | 
„als einfacher Betrüger unter erfchwerenden 
Umftänden“ 
(Art. 12.) 

Zu Art. 15 des Entwurfes: 

Diefer Artikel befchränft. die Anwendung der thätigen 
Reue, und- die von der Anzeige der Beſchädigten abhängig 
gemachte ftrafrechtliche Einfchreitung auf die Fälle des Art. 
258 — 264, 387, 266, 267, 271, nämlich die Betrügereien 

1) die nur. dem Betrag nach Bergehen oder Verbre⸗ 

chen find ; 
Art. 258 und 3871. St. ©. 2. 

2) bie bei Eingehung von Kontraften vorkommen, bie 

auf gegenfeitigen Vortheil gerichtet find; — 
| Art. 259. | 
3) die den Verträgen zu Grunde liegen; die nur zum 
Bortheil des einen Theils gereichen follen; — 
Art. 260. 
4) die einen offenen Zinswucher (feinen verfleideten) 
-  . enthalten; — 


4 


Art, 261. 


\ 
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5) die im- Art. 263, 264 aufgeführten ausgezeichneten 
Betrügereien (fonft erften Grades) die nunmehr als 
Detrügereien unter erfchwerenden Umftänden zu bes 
trachten find; — ;- 


6) die Betrügereien durch Vafalſchung und Unterdrück⸗ 
ung von Privat» Urkunden; — 
Art. 266, 267. 


7) jene, verſchuldet durch — * Berfiherung an 
Eidesſtatt; — 


Dagegen bleibt die Anwendbarkeit der Art. XI und XII 
der Verordnung vom 25. März 1816 ausgefchloffen bei dei 
fämmtlichen ausgezeichneten Betrügereien zweiten ‚Orades 
überhaupt, infonberheit aljo 


a) bei denen, welche im Art 265 des — 
Buchs aufgeführt find, 


b) beim Meineid in Civilſachen, 
Art. 269. 


e) bei den an Eidesſtatt gebräuchlichen Befräftig« 
ungen det Menoniten, > 


Art. 270. 
d) bei dem fträflichen Banquerote, 
Art. 273 — 279. 
e) bei dem Betruge an dem perfünlichen Stand, 


Art. 280 — 283. 
D bei dem Betrug am guien Namen. 
Art. 284 — 294. 


Der Grund, warum der ©efeßgeber die s.n. 1 — 7 
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inel. ftrafrechtlich verbotenen Handlungen Ri: den Kal nicht 
unterfuchen lafſen will, 
a) daß die thätige Rene eingetreten ift, Art. XI oder 


6) daß die Beſchädigten Verwandte, Ehegatten, 
Pflegeeltern des Verbrechers ſind, und die un⸗ 
terſuchung ‚nicht ausdrücklich verlangen; 


liegt in der Betrachtung, daß es fich Hier von Beſchädigun— 
:gen handelt, wobei nur. das Intereſſe der; Privaten unmit⸗ 
telbar, das des Staates aber nicht unmittelbar betbeiliget ift, 
während, wenn Betrügereien der Art vorfallen, wie fie unter 
it,a — f ‚aufgeführt find, das Intereſſe des Etaated resp. 
bie öffentliche Recht - Sicherheit, die Heiligkeit der Eide, der 
Kredit der Privaten und Öffentlichen Treue und Glauben, die 
Rechte des ——— die Kali auf guten 
Ramen: betheiligt find. | 


Indeſſen entfteht die Frage: 
ob die Art. XI und XII auf nicht mehr und nicht 
weniger Fälle angewendet werden jollen, ald auf 
die im Art. 15. beggichnejen. 


Da die Motive fich hierüber gar nicht ausfprechen, fo 
ift vor Allem zu Art. 274 zu bemerfen, daß, da ed fich hier 
von einem Bruch einer Berficherung an Eivesftatt, 
und (wie die Novelle vom 1. Jänner 1816 befagt) lediglich 
vom affertorifchen Eid refp. der Verficherung an Eidesſtait 
handelt, das unmittelbare Sntereffe des Staates; als hierbei 
einigermaſſen betheiligt. erfcheint, daß mithin die Rechtsficher- 
heit im Staat durch dieſe gebrochene Verficherung gewiſſer— 
maffen eben fo verlett ift, als wenn eim unbeeivigter Zeuge 
in einer Kriminal-Unterfuchung falfch ausfagt. 
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Art. 289. 


Da aber denn doch diefer eb, reſp. die Berficherung 
an Eidesſtatt, eins aflertorifche ift, mi mithin durch fie das 
Snterefje der Privaten urfprüänglich und vorzugsweiſe 
betheiligt erfcheint, fomit dem Staate an der Verwirklichung 
feines Strafrechts weniger liegt, wenn bei dem gröblich und 
ſtrafwürdig vom Weg der Wahrheit Abgetwichenen, den man 
aber doch nicht unter den Begriff: eines Meineidigen ftellen 
fann, entweder die thätige Neue eingetreten ift, oder der mit 
dem Uebertreter in dem im Geſetze bezeichneten nähern Vers 
hältniffe. ftehende Befchädigte die Unterfuchung nicht verlangt, 
fo mag fich die Herrfchaft jener Art. XI. und XIL auch auf 
den Fall des Art. 271. ausdehnen. 


Dagegen fcheint e8 hart, die Art. XI. und XIL nicht 
noch auf den. 2. Fall: des. Art. 14. des Entwurfes (fonft 
Art. 265 Ziffer IV. erfter Fall) nämlich auf den Fall des 
wiederholten Betruged ausdehnen zu wollen. 


Denken fie fich ven Fall: Ein Sohn (oder auch ein 
Fremder) hat für feinen Vater (oder für einen oder mehrere 
Dritte) regelmäfftg Einkäufe zu machen und rechnet ihm jes 
desmal gröffere Summen, ald er wirklich für den Beauftrg- 
genden ausgegeben hat. Er wird entdeckt und ift mithin ein 
Gewohnheits-Betrüger. Wenn er (oder der Fremde) nun die 
Schadens /Summe vor eingeleiteter Unterfuchung, erfeht, oder 
wenn bei nicht erfolgtem. Erfag der Vater die Unterfuchung 
nicht ausdrücklich begehrt, könnte ein Grund zu Recht beftes 
ben, der es rechtfertigte, daß man den Sohn des Art. XI 
tefp. XII und den Fremden des Art. XI. nämlich wegen, thär 
tiger Reue ohnerachtet, in Unterfuchung nähme? 
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Referent würde daher beantragen 
Mopififation 10. 


Es ſind im Art. 15. des Entwurfes auf der vor⸗ 
letzten Zeile die Worte, 


* jſo wie endlich“ 
twegzulaffen ; ; dann auf der legten Zeile vor das Wort: 
„gleihmäflig * 
die Worte einzufchalten : | 
ſo wie entlich, wenn der Fall des Art. 14. (des 
Entwurfs) eintritt, gleichmäfftge Anwendung. 


$. 11. 


V. Einfache Widerſetzung gegen die Obrigfeit. 
Zu Art. 16. des Entwurfes. 


Es iſt wohl faum irgend eine Lehre von einer Leber» 
tretung ftrafrechtlich verbotener Handlungen mit fo viel Wis 
dermwillen von den Staatd-Angehörigen und den Richtern aufs 
genommen und gehandhabt worden, ald die gefeglichen Bes 
flimmungen über das Berbrechen der einfachen Widerfegung 
gegen Obrigfeiten, und hier infonderheit über die Wiverfegung 
gegen obrigfeitliche Diener (denn die gegen obrigfeitliche Pers 
fonen fommt überhaupt felten vor), weil die Strafen wirklich 
übermäffig ftreng erfcheinen, indem Derjenige, der Gewalt 
durch thätliche Mißhandlung an einer obrigkeitlichen Perfon 
berübt, in eine Strafe von 2—4 Jahren Arbeitshaus, und 
wenn er fie entweder in verabredeter Verbindung Mehrerer 
oder durch nächtliches Aufpaflen oder durch Gebrauch von 
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MWaffen begeht, in. eine-Strafe von 4—8 Jahren ne 
verfält. Art. 316. St. G. B. 


Es ift zwar eine betrübende Erſcheinung der gegenwär⸗ 
tigen Zeit, daß die Staatsangehörigen die Organe der volls 
ziehenden Gewalt nicht in dem Grade achten, daß fie nicht‘ 
nur die ihnen von der Obrigkeit mittelbar durch diefe Organe 
zufommenden Befehle nicht befolgen, fondern die Vollzieher 
der obrigfeitlichen Verfügungen fogar thätlich mißhandeln, 
und ed wäre fehr zu wünfchen, daß fehon in der Schule dem 
Volke die Unverleglichfeit dieſer Vollzieher des öffentlichen 
Willens eingeprägt würde, und fie mit der Rückſicht behan- 
delt würden, die den Konftablern in dem freien England und 
den Shirren bei der ehemaligen Republif Venedig zu Theil 
wurde. 


Da diefe Scheue vor den Organen der erefutiven Ger 
walt aber, und zwar zum Theil wohl wegen der Subjeftis 
vität der legtern noch nicht in das Volfsleben übergegangen 
ift und felbiges dutchdrungen hat, und übermäflige ftrenge 
Strafgefege überhaupt nur fefundäre, ja. die ertremften und 
dann noch unzureichenden Mittel der Volksbildung find, alfo 
nicht genügend ericheinen, diefer Lehre allgemeinen Eingang 
zu verichaffen, fo muß, damit gegen den Einzelnen, der uns 
ter das Gefeg fällt, nicht eine Ungerechtigkeit begangen werde, 
das Strafgefeg gemildert werden. 


Diefed beabfichtiget der Art. 16. des Sn ins 
dem er 


1) die einfache Widerfegung, vom der ber Art. 316. 
Nr. 2. 317. I. Strafgefegbuch handelt, in die Reihe 
der Vergehen herabgefegt, und. fie nur mit 6 Mona- 
ten bis zu 2 Jahren Gefängniß geſtraft wiflen will; 
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2) die einfache Widerſetzung unter erfchtverenden Umftän« 
den mit Arbeitshaus bis zu 4 Jahren (alfo mit 1 
bis A Jahren) beftraft, und den Art. 317 ganz auf⸗ 
hebt. 


Gegen dieſe — ſo wie Erweiterung 

des Begriffes der Widerſetzung gegen obrigkeitliche 

Diener unter Bezugnahme auf Art. 315, dahin näms 
lich, daß nicht nur 


a) die gewaltfame Wiverfegung gegen obrigfeitliche 
Diener, um fie zu einer Amtshandlung zu nö— 
thigen oder davon abzuhalten; fondern auch 


die Widerfegung gegen biefe Diener, wenn fie fich 
nicht auf diefen Grund ftüßet, und ‚endlich 


e) wenn fie aus Rache gegen eine obrigfeitliche 
Verfügung verübt wird, tft nichts einzumenden, 
weil bei: diefen drei mefentlich verſchiedenen Fäl⸗ 
len der gleiche ftrafrechtliche Berbotögrund vor: 
waltet, während der Art. 317 ohne zureichen⸗ 
den Grund, wie es fcheint, nur den sub lit. b. 
aufgeführten Tall ausdrüdlich aufgenommen hat; 
vielmehr wird dadurch ein längſt von den Rich- 
tern gehegter Wunfch erfüllt. 

Allein es ift hier noch sweierlei zu "berüdfichtigen, 
nämlich: 


1) ob der im Entwurf befindliche Zuſatz: Baden“ ge: 
macht werben folle; 


2) ob der Begriff der MWiderfegung nicht fchärfer, als 
durch Bezugnahme auf Art. 315. LI. gefchehen ift, be- 
zeichnet werben foll, der vollends nur der Gewalt im 


b 


— 
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Allgemeinen, aber nicht der Gewalt durch thätliche 
Mishandlung, wie der Art. 316 erwähnt. 


Die Praftifer, namentlich die erfennenden Richter wiffen, 
daß cd der Nüangen und Abflufungen der ln, ſehr 
viele gibt. 

Zu 1) Die Wachen, an denen die Widerſehung 
verübt werden kann, ſind entweder zur Aſſiſtenz der 
Eivil » und Polizei Behörden kommandirt, oder nicht. 


Im erften Fall kann an ihnen das Berbrechen ber 
Widerfegung unftreitig begangen werben. 


Im letzteren fann ed an ihnen begangen werden, ins 
foferne die Schildwache, der Poſten, vermöge feiner ihm 
ertheilten Dienſtes-Inſtruktion im Allgemeinen ald Bes 
fhüger der öffentlichen Sicherheit fich zu betragen und gegen 
eine Givilyerfon einzufchreiten befugt ift, und bei diefer Ges 
fegenheit eine Wiverfegung leidet. Es ift alſo z. B. eine 
Miderfegung, wenn eine Schilowache in ihrem Bereich einen 
Menfchen in der Brandftiftung begriffen fieht, ihn arretiren 
will, und eine thätliche Mißhandlung erleidet. 


Es ift eine Widerfegung, wenn eine Schildwache in 
ihrem Bereich einen flüchtigen Verbrecher trifft, ihn verhaften 
will, und dieſer jene thätlich mißhandelt. 


Es wird aber feine Mißhandlung ſeyn, wenn eine 
Schildwache auf ihren Poſten mit einer Civilperſon in eine 
aus perſoͤnlichen Verhaltniſſen entſtandene Differenz geräth, 
beleidigt wird, oder worden iſt, und den Civiliſten verhaften 
will, dieſer ſich durch thätliche Mißhandlung widerſetzt. 


Der Art. 16 des Entwurfes ſcheint dieſes auch nicht 
anders zu a indem er ſagt: 
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„wer fich der einfachen Widerfegung (Art. 315) an 
Wachen mittelft Gewalt ſchuldig macht, der ıc. 


und fich auf Artifel 315 bezieht, wo der Begriff der Wider⸗ 
fegung in ihren drei verfchiedenen Fällen feftgeftelt wird. 
Wenn alfo die Schildwache weder auf die eine noch die an- 
dere noch die dritte: Weife refp. unter den dreifachen ver- 
fihievenen Widerfegungen vergetvaltiget worden ift, fo Fann 
von feiner Widerfegung im Sinne des Art. 315 die Rede 
ei | 


Die Motive zum Entwurf laffen diefes — 
zweifelhaft, indem ſie ſich etwas allgemein ausdrücken, allein 
man kann doch nicht anders annehmen, als daß ſie in der 
Weiſe, wie Referent gethan, unterſcheiden, indem ſie ſagen: 

„Wachen auf ihren Poſten, wenn ſie ſchon nur nach 

allgemeiner Dienſtes-Inſtruktion handeln, müf 
ſen unter gleichen Schutz geſtellt werden, wie z. 
B. Militär-Perſonen, denen der Vollzug einer 
ſpeziellen obrigkeitlichen Anordnung übertragen wor⸗ 
den iſt.“ 


Die Fälle der Widerſetzung gegen Schildwachen werden 
daher nach dem Entwurf ganz gleich mit den Fällen zu 
beurtheilen ſeyn, in welchen ein Gendarm, der in Kraft ſei— 
ner allgemeinen Inftruftion gehandelt hat, vergemwaltiget wor- 
benift. Verordnung vom 11, Dezember 1812. R. BI. S. 1737 

Es ift aljo in diefer Beztehung gegen die Redaktion des 
Art. 16 ded Entwurfes nichts einzuwenden. 


Indeſſen ift noch Folgendes zu erwägen. 


Zu 2. Der Ar 315 St. ©. B. bedarf zur 
Seftftellung des Begriffes des Werbrechend der 
MWiverfegung nichts ald der Gewalt, Art. 316, 
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der nur die Strafe, je nachdem fie unter befchive- 
renden Umftänden oder ohne folche erfolgt ift, feft- 
feßt, erfordert aber Gewalt durch thätliche Miß— 
handlung. 


Man -folte alfo glauben, daß ber Geſetzgeber entweder 
zwei Grade der einfachen Widerſetzung ſich gedacht habe: 


a) einer Gewalt überhaupt, 
b) einer Gewalt durch thätliche Mißhandlung, 


oder daß er fich eine Gewalt ohne thätlihe Mißhandlung 
nicht denfen fonnte, die Gewalt alſo iventifch mit thätlicher 
Mishandlung betrachtete, er daher die beiden Worte, ohne 
die Begriffe zu unterfcheiden, nad) Belieben gebrauchte. 


Diejes ift nach Referentens Meinung das Natürlichſte, 
da es unwiderſprechlich iſt, daß jeder auf unrechtmäſſige 
Weiſe Vergewältigte, nicht ſo behandelt worden iſt, 
wie er ſollte, alſo mißhandelt worden iſt, und wenn dieſe 
Mißhandlung durch Anwendung körperlicher Kraft des Mip- 
handelnden erfolgte, thätlich mißhandelt worden tft, wo— 
gegen jeder thätlich Mißhandelte auch wieder vergewaltigt 
mworben. ift, weil fich eine thätliche Mißhandlung ohne Ge— 
walt, ohne wiverrechtlichen Gebrauch phyſiſcher Kräfte nicht 
wohl denfen läßt, wie diefe nicht ohne jene. 


Allein da nicht nur der Art. 408, 411 (d. St. G. B.) 
zweifelhaft macht, ob nicht doch, wenn die Gewalt nicht zu— 
gleich als thätliche Mißhandlung erfcheinen follte (Referent 
fann fid) den Fall nicht denken) die Widerfegung in die Kas 
tegorie der Vergehen der beleidigten Amtsehre falle, fo fingen 
die Gerichte, erjchredt von der Gröffe der auf die Gewalt, oder 
thätliche Mißhandlung gefegten Strafe (2—4 3. N. 9.) 
bald an, zwifchen Gewalt, und me Mißhandlung zu 
diftinguiren. 

Beilagen Band VII. 25 


362 Bortrag des Abg. Frhrn. v. Harsdorf üb. d. Geſetzentw. 


Sie behaupteten, bloſſes Anpacken bei der Bruſt, Zur 
rüdftoffen, wenn fein befonderer Schmerz damit verbunden 
fey, ericheine als Feine thätliche Mißhandlung, fondern fey 
nur Gewalt, und entiweder im Wergehendgrade, oder weil 


das St. G. B. dad Vergehen der Widerfegung gegen obrige 


feitliche Diener nicht befonderd aufführt — nur polizeylich 
ftrafbar, und obwohl die Fisfale Dagegen fehr eiferten und 
die Gerichte auch ganz entgegengefegte Erfenntniffe erlieffen, 
"worin fie deducirten, daß jede aktive Gewalt, jeder Für: 
verliche thätliche Cangreifende) Widerftand ald Gewalt, und 
was dem gleich iſt, als thätliche Mißhandlung zu betrachten 
fen, fo ift hierüber dody noch Feine Gleichförmigfeit der Ans 
fiehten zu bewirfen geweſen. 


Der Entwurf des St. G. B. v. Baden v. 3. 1839 
nimmt mit folcher Zuverficht an, daß die thätliche Mißhand- 
lung in dem Begriff von Gewalt liege, daß er der thäts 
lichen Mißhandlung gefondert gar nicht erwähnt, fondern 
dad crimen vis überhaupt nur ald die Anwendung wider: 
rechtlicher Gewalt definirt. Art. 367, 368, 253, und das 
St. ©. B. von Braunſchweig v. J. 1840 unterfcheidet 
zwar zwilchen thätlicher Mißhandlung und Gewalt, belegt 
fie aber beide mit gleicher Strafe durch Beftimmung eines 
maximi (Gef, bis zu 1 Jahr) $. 107. 


Da nun der Art. 315 1. St. ©. B. blos von Gemalt 
und der Art. 316 von Gewalt durch thätliche Mißhandlung 
fpricht, diefer Art. (316) aber feine Abänderung durch den 
Entwurf erleidet, der Entwurf aber auch nur von Gewalt 
Ipricht, und der thätlichen Mißhandlung nicht erwähnt, der 
Zweifel aber, ob Gewalt und thätliche Mißhandlung als 
gleich bedeutend zu betrachten feyen, wofür fich Referent aus- 
geiprochen hat, jest füglich entfchieden werben kann, fo 
jchlägt derfelbe die Modifikation vor: 


* 
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Modifikation 11. 


Es ift im Art. 16 des Entwurfs nach dem Wort 
„Gewalt“ einzufchalten „oder thätliche Mißhandlung.“ 


Zu Art. 17 des Entwurfes. 


Die Art. 315 und 317, welche von dem Vers 
brechen der Widerſetzung handeln, halten in fo 
ferne ganz gleichen Schritt, daß fie Gewalt 

a) an obrigfeitlichen Berfonen 
b) ,, obrigfeitlihen Dienern 
mit gleicher Strafe belegen. 


Sin der Materie von Bergehen der Widerſetzung 
Art. All, welches begangen wird: | 


a) mittelft gefährlicher Drohungen 


b) durch bloffe Schimpfworte oder herabwürbigende 
Handlungen, 


find aber im St. ©. B. nur die obrigfeitlichen. 
Perſonen genannt, und ift nur der Art. 315 nicht 
auch 317 citirt, was mit Recht den Schluß begrün- 
dete, daß der Gefeggeber ein Vergehen ver Wi- 
derfegung an obrigfeitlichen Dienern nicht ftatuiren 
wollte, und daß auch dieſes Vergehen gegen obrig- 
feitliche PBerfonen. nur durch gefährliche Drohungen 
begangen wurde, und wenn fie durch Schimpfworte 
oder herabwürdigende ‘Handlungen verübt worden, 
als beleidigte Amtsehre zu betrachten jey, weil Art. . 
411 fagt: Ä 
RI ; 
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Es feyen in diefem Falle (zu b) die Gefege wider ver: 
legte Amtsehre (Art. 406, 407) in Anwendung zu bringen. 


Allein diefe Bezugnahme auf Die Art. 406 und 407 
ändert den Begriff des Vergehens der Widerſetzung wider 
obrigfeitliche PBerjonen nicht, weil die in Bezug genommenen 
Artifel 406 und 407 über den Begriff des Vergehend 
nichts, fondern nur die Strafbeftimmungen im Fall vors 
liegender Beleidigungen der Amtsehre enthalten, woraus 
dann folgt, daß der Gejeggeber zwar annimmt, daß eine 
MWiderfegung durch Schimpfworte und herabwürdigende 
Handlungen gefchehen Fünne, daß diefe aber nur nach den 
Beftimmungen der Artifel 406 und 407 beſtraft wer⸗ 
den ſoll. 

Da ſich nun nicht wohl ein rationeller Grund denken 
läßt, warum der Geſetzgeber das Verbrechen der Wider— 
ſetzung durch Gewalt, verübt an obrigkeitlichen Dienern, 
eben ſo wie an obrigkeitlichen Perſonen ſtrafen ſollte, das 
Vergehen der Widerſetzung an obrigkeitlichen Perſonen 
aber allein, an obrigkeitlichen Dienern aber gar nicht 
im Vergehensgrade;, ſondern nur als Polizeiübertretung mit 
Strafen belegen wollte, ſo entſtand daraus, weil Straf— 
gejege ftrenge ausgelegt, und nicht analog angewendet wer- 
den dürfen, ein Echwanfen der Gerichte, und es. wurde 
in der Regel in favorem defensionis angenommen, daß 
das Vergehen der Widerjegung an öffentlichen Dienern nicht 
verübt werden fünne, fondern, daß dießfallfige Uebertretun- 
gen nur in das Gebiet des Polizeirechtes gehören, in wel: 
cher Weile auch erft jüngft ein Erfenntnig des Oberappel- 
lationsgerichts vom 31. Degember 1842 Nro, 169 1833 
ſich ausfpricht. 


Der Entwurf will dieſer Ungewißheit ein Ende machen, 
und entjcheidet nach Neferentend Meinung, mit Recht im 
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Art. 17, daß das Vergehen der Widerſetzung auch an obrig- 
feitlichen Dienern (Art. 16) begangen werben fünne. 

Es läßt fich nämlich nicht wohl ein logiſch konſequen⸗ 
ter Grund denfen, warum, wenn die MWiderfegung allen: 
fall8 durch ‚gefährliche Drohung geichehen iſt, wenn z. 2. 
der Widerjegende unter Ergreifung eines ald Waffe (Artis 
fel 222 1.) geltenden Inftrumentd dem Erefutor zuruft: 

wer mir meine Sache wegnimmt, dem fchlag ich 
Arm und Bein entzwei! — 
nicht eben fowohl das Vergehen der MWiderfegung follte be- 
gangen haben, als derjenige, der den Richter nach) Ver— 
fündigung eined jenem nachtheiligen, fofort rechtöfräftigen 
Erfenntnifes, nachdem der Obfiegende fofort auf Vollzug 
angetragen hat, jagen wollte: 
wenn Sie mich auspfänden laffen, fo zünde ich 
Ihnen das Haus an! 

Der Grund der Strafrechtsbeftimmung, die nothiven- 
dige unantaftbare Autorität der öffentlichen Gewalt, bleibt 
in diefem, wie in jenem Falle derfelbe. Ä 

Auch ift nicht wohl einzufehen, warum ein Gerichts» 
diener (Gendarm oder Wache) wenn fie die Pflicht haben, 
Auftrags gemäß einen obrigfeitlichen Befehl zu vollziehen, 
welchen Falls fie die Obrigfeit, wie der Mandatar den 
Mandanten repräfentiren, wodurch gewiſſermaſſen eine Iden— 
dität der Perſon entfteht, Drohungen, Schimpfworten und 
herabmürdigenden Handlungen ausgefest fen follte, ohne 
daß der MWiderfegende einen andern Nachtheil zu befürchten 
hätte, ald daß er polizeilich beftraft wird, welche Stra’e 
ihn auch treffen würde, wenn die Injurienflage gegen ihn 
angeftellt und die satisfactio publica (die öffentliche Ge— 
nugthuung durch polizeiliche Beftrafung) gegen ihn geltend 
gemacht würde. 


— 
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Eine gleiche Schuld muß auch eine gleiche Strafe 
wirfen. 

Der Repräfentant ded Richters, oder des Finanz- oder 
des Aominiftrativ-Beamten muß bei Ausübung feiner Funk: 
tion, eben fo durch ein Strafgefet geſchützt ſeyn, wie diefe, 
wenigftend qualifiziren fich Verunglimpfungen an jenen nicht 
dazu, daß fie aus der Strafrechtsiphäre ganz bier: 
aus verwiefen werden Fönnen. 


Um dieſe Uebertretung aus dem Gebiet des Strafrechts 
zu verbannen, fagt man zwar ferner: Die politifchen Fol— 
gen der Vergehen, felbft wenn fie nicht beiwiefen, fondern 
die Unterfuchung mangelnden Beweifed halber eingeftellt 
worden, find ſchwer; 


Verf. Urf. Tit. VI. $. 12. 
Gem. Ed. v. 1. Juli 1834 8.15: LEN 
G. v. 15. Auguft 1838 $. 10. 

und e8 ift hart, einen, der einen Gerichtödiener oder Gendarm 
gefchimpft hat, oder gegen den bezüglich der dießfalls gegen 
ihn vorliegenden Beichuldigung noch einiger Verdacht vor: 
liegt, ver Fähigkeit, Landitand, Landrat) oder Gemeinde: 
verireter zu ſeyn, verluftig zu erflären; allein dieſes Beden— 
fen ift nicht erheblich genug, da den $. 12. VI. Verfaſſungs— 
VUrkunde und die weiter angeführten Gefege aufzuheben, Doch , 
fein Grund vorhanden it, da man hiernächft nicht alle 
Vergehen überhaupt, oder deren politifche Folgen aufheben 
fann, da endlich die zur Gefebgebung zur Volks- und 
Kreifeövertretung und die zur Gemeindeverwaltung Beru— 
fenen Doppelte Gründe haben, fich vor Hebertretung 
der Geſetze, fonderheitlich folcher, die Aufrechthaltung 
derfelben, und die gehörige Berüdfichtigung der Drgane 
‚ der vollziehenden Gewalt zum Gegenftand haben, ferne zu 
halten, und es ift, wenn ſie dieſes thun, kaum denkbar, 
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daß ſie in eine Unterſuchung gerathen, in der ſie blos von 
der Inſtanz losgeſprochen werden, weil dieſes nur geſchehen 
kann, wenn entweder durch gehörig erwieſene An— 
zeigungen ein naher dringender Verdacht (indicium proxi- 
mum) gegen den Angejchuldeten begründet ift; 

Art. 94. II. St. ©. 2. 


oder wenn mehrere Anzeigungen vorhanden ſind, die ſich 
gegenſeitig unterſtützen, und nach Zahl, Wichtigkeit der zu— 
ſammentreffenden Umſtände auch bei unvollſtändigem Be— 
weis die Spezialunterſuchung (bei Vergehungen die Haupt- 
unterfuchung Art. 460. II.) rechtfertigen kann. 

Art. 95. UI. St. G. 2. 


St auch diefer Verluft politiicher Rechte, ſogar bet 
Bergehen, die ihren Grumd nur in fahrläffigen Handlungen 
der Uebertreter haben, natürlich nicht ausgefchloffen. Iſt 
3 DB. nicht ſchon das Necht der Standichaft in Gefahr, 
wenn Jemand einen Blumentopf unverfichert vor fein Fen— 
fter ftelt, und es erfolgt eine Körperverleßung für einen 
Borübergehenden. 


Dad Geſetz verlangt bei den in den fraglichen Funf- 
tionen ftehenden Individuen, den Notabeln der Nation die 
größte Unbefcholtenheit, die höchfte Integrität, und ed darf 
alfo auf einem folchen Mann auch nicht der geringfte Flecken 
in Beziehung auf die Beobachtung feiner Pflichten im Bes 
treffe des Strafrechts Taften. 


- Da der Art. 17. fich auf Art. 317. bezieht, fo ift Fein 
Zweifel, daß die herabwürdigende Handlung und Echimpf- 
worte, die einen obrigfeitlichen Diener betroffen haben, nur 
dann als Bergehen der Widerjegung betrachtet werden kön— 
nen, wenn fie bei Gelegenheit vorfallen, wo der Diener 
Beichlüffe feiner Vorgefegten ins Werk zu fegen, oder we | 
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die Widerfegung die Tendenz hat, den obrigfeitlichen Diener 
von einer Amtshandlung abzuhalten oder eine obrigfeitliche 
Verfügung an feiner Berfon zu rächen. 

Nach Referentend Anſicht wird es alfo feinen Anſtand 
haben, den Art. 411. I. St. ©. B. wie gefchehen feitzus 
ftellen, um fo weniger, als die Strafe fehr gering bemeſſen 
ift, indem den Gerichten gar fein minimum d. Gef. Str. 
und ald maximum bei gefährlicher Drohung nur 6 Mo— 
nate, bei Schimpfiworten und herabwürdigenden Handlun⸗ 
gen nur 3 Monate feſtgeſetzt ſind. 


Uebrigens kann Referent nicht unbemerkt laſſen, daß 
der Entwurf vom Jahre 1831 wirklich gar nicht das Ver— 
gehen der Widerſetzung, aber das Vergehen der beleidigten 
Amtsehre an öffentlichen Dienern in den Bereich des Straf— 
rechts gezogen hat, indem dort (rubro. Beleidigung der 
Amtsehre) gejagt ift: Art. 156. ©. 67. 

Wer Wachen, Gendarmen oder obrigfeitliche Diener 
auf ihren Poſten oder in ihren Dienftverrichtungen 
durch befchimpfende Worte oder Handlungen beleis 
digt, foll mit Gefängniß bis zu 6 Wochen geftraft 
werden. 


Zwifchen dem Entwurf von 1831 und dem vorliegens 
den befteht alio blos die Werfchiedenheit, daß erfterer 
ein Vergehen der Widerfegung nicht an obrigfeitlichen Dies 
nern, wohl aber ein Vergehen der Beleidigung der Amts— 
ehre an diefen Individuen fennt, le&terer aber, indem 
er den Art. 315, 411 allein allegirt, die Schimpfworte 
und herabwürdigenden Handlungen als Merkmale bezeich 
net, die zur Begründung des Vergehend der Widerfegung 
gehören. 

Der neuefte Entwurf ift alfo milder, als der vom 
3. 1831, denn nur, wenn die fraglichen Erzeffe ald Wir 
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derfegung erjchienen, jollen fie in das Gebiet ded Straf: 
rechtes gehören, nicht aber wenn bei gewöhnlichen Dienft- 
verrihtungen, und aus andern Motiven, 5. B. bei Veran— 
laſſung einer mißliebigen Inſinuation eines Dekrets oder 
einer Ladung ſolche Exzeſſe vorfallen. | 
In diefem Falle würde fie in das Gebiet der — 

lichen Strafgewalt fallen, wohin ſie denn auch von dem 
Kriminalgeſetzbuch von Braunſchweig 8. 116 für den Fall 
verwieſen werden, daß ſie nicht | 

a) von einer verfammelten Menge, oder 

b) bei feierlichen Gelegenheiten, oder 

c) gegen Schildwachen ftattfanden. 


$. 12. 


Zum zweiten Abſchnitt. 
Von einzelnen Beftimmungen über das Per» 


fahren in Strafſachen. ‚ 
I. Abfaffung ver Urtheile 
zu Art. 18 des Entwurfes. ® 


Die Tendenz des $. 18- ded Entwurfs geht dahin’ 
Daß, wenn bei der Beurtheilung eines angefchuldeten Vers 
brechens von einem Krimiralgericht I. Inftanz entweder 
ein Unfchulds » oder Losfprechungs- oder Inſtanz— 
Entlafjungserfenntniß in Beziehung auf die Ber» 
brechens » Qualität erfolgen muß, und wegen mits 
fonfurrirenden Vergehen, oder weil die Hauptthat, 
die in Frage fteht, nur ald Vergehen erjcheint; — 
oder | 
wenn zwar die allein in Frage ftehende That Ver 
brechen ift, allein wegen viefer, oder was /mmer 
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für einem Grund nur eine Vergehensſtrafe eintreten 

fann; 
die Kompetenz des Appellationsgerichtes in feinem Fall ge- 
ändert, und wenn gleich (was die 2 Alternative betrifft) 
im Schuldausfpruch eine, That ald Verbrechen prädizirt 
werben müffe, mithin das Kriminalgericht I. Inſtanz als 
ſolches das Erfenntniß erlaffen hat, vie Berufung doch 
nicht an das SKriminalgericht II. Inftanz zu gehen hätte. 


Die Beftimmungen des Art. 18. Nro. 1, 2. $. a. die 
ich gedrängt in der erften Alternative zufammengefaßt habe, 
find nach Referentend Meinung einem Anftand nicht unter: 
worfen, und ftügen fich noch überdieß auf die Verordnung 
vom 1. Februar 1814 (2. ©. Nro. 28), vom 13. Auguft 
1816 (2. S. Nro. 146), vom 17. Juni 1817 (8. ©. 170). 


Allein im Falle der Nro. 3. lit. b. des Entwurfs ift 
bie Sache ſchwierig und bedenklich. 


Hier fprechen nämlich die Appellationsgerichte als Kri— 
minalgerichte I. Inſtanz und zwar ein Borftand und fechs 
Richter 


a) Zur iten Berathungsfrage: 
Aftenfpruchreif! 


b) Zur 2ten Berathungsfrage: | 
Inquiſit fen des Verbrechens, 3. B. des ein- 
fachen Diebſtahls ſchuldig. 


c) Zur Sten Berathungsfrage: 
Inquiſit fey Callenfall$ wegen der alternativ 
oder cumulativ in Anwendung kommenden Art. 
106, 135, 121 Nro. 9, mit 6 Monaten Ge 
fängniß, (Bergehensftrafe) zu beitrafen. 
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. Der Entwurf will nun, daß diefer Ausfpruch des Kris’ 
minalgerichts im Strafpunft nur fo viel wirfen folle, dab 
feſtſtehe: 
es trete eine Vergehensſtrafe ein, ohne daß jedoch 
zugleich das mitausgeſprochene Maaß der Strafe 
ſchon jetzt von Wirkſamkeit ſey; — | 

oder. vielmehr: 
das Kriminalgericht I. Inftanz hat nur die Gat— 
tung der Strafe aber nicht ihr Maaß zu bezeichnen, 


und ed fol nunmehr dasfelbe durch Entfernung zweier Mit- 
glieder fich in ein Civil» Strafgericht I. Inftanz formiren, 
und gebunden an den Schuld -Ausfpruch nunmehr die Ver— 
gehensftrafe (die ſchon der Gattung nach vom Kriminal- 
gericht I. Inſtanz ausgefprochen war) feftfegen, worauf . 
jodann, — und das ift der Hauptzwed der Beftimmung — 
die Eache an das Civil-Strafgericht IL. Inftanz, im Fall 
Inquiſit fich befchwert, gebracht werden muß. 


Dieſes Berfahren hat feine groffen Bedenfen. 

1) Das Kriminalgericht I. Inftanz ſpricht fich über 
die Spruchreife der Akten, über die Schuld und über die 
Strafe aus; allein der Strafausfpruch wirft gegen alle 
Regel nur im Allgemeinen, nämlich) die Feſtſe tzung der 
Strafgattung. (Vergehen, Strafe, Gefängnif.) 

Die Höhe der Strafe, über die fich fechs Richter ſchon 
haben ausgefprochen, denn es wird fchwer ſeyn, ihren 
das zu verwehren — müſſen nachher erft die Givilftrafirick)ter 
ausfprechen. 

2) Das Kriminalgericht I. Inftanz hat bei der 2ten 
Berathungsfrage den Inquifiten eines Verbrechens fd yu Idig 
erkannt, das Civil» Strafgericht I. Inftanz fpricht nun blos 
zur Sten Berathungsfrage die Strafe aus, und wenn num 
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Inquiſit ſich über den Schuldausfpruch beſchweren 
will, wohin hat er ſich zu wenden? 

An das Kriminalgericht II. Inſtanz, wohin die Sache 
gehoͤrt? 

Art. 870. II. 

Nein! Denn dadurch, daß eine Vergehens ſtrafe er— 
fannt wurde, ift per fictionem juris das Verbrechen ganz 
entfernt worden. 

Alfo an das Eivil-Strafgericht IL. Inftanz! Kann 
dieſes an dem Schuldausfpruch eines Kriminalgerichts 
I. Inſtanz etwas ändern oder überhaupt fich darüber in 
legter Inſtanz ausfprechen ? 

Referent ift der Meinung, daß hier durch eine Diftinf- 
tion geholfen werden müſſe. 

Sn dem bezeichneten Fall hat nämlich das Kriminal- 
gericht I. Inftanz das: 

„Schuldig. des Verbrechens“ 
auszufprechen, und das dann wegen der vorläufig durch 
Stimmenmehrheit vom Kriminalgericht im Allgemeinen bes 
zeichneten Vergehensftrafe fofort in Thätigfeit tretende Eivils 
Strafgericht hat 

„die Vergehenöftrafe, in ihrer Höhe‘ 
feftzuftellen. 

Nun ergreift der Inquifit ein Rechtsmittel, 
entweder, | | 

weil das Kriminalgericht I. Inftanz das „Schuldig” 
ausgeiprochen hat, 
oder: . 
weil ihm die Strafe zu hoch ift. 
Im eriten Fall muß nach des Referenten Bedünken 
dem Inquifiten das Nechtömittel der Nevifion an das Kris 
minalgericht zweiter Inſtanz offen gelaffen werden. 
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Art. 270, II. 


Im zweiten Fall ift entweder auf 30 Tag Gefäng— 
niß oder körperliche Züchtigung oder mehr erfannt. 

Tritt die erfte Alternative ein, fo bat der Inquifit 
fein Rechtsmittel der weitern Vertheidigung gegen das Er— 
fenntniß des Civilſtrafgerichts J. Inftanz, fondern nur die 
Nichtigkeitsbeſchwerde an das Eivilftrafgericht II. Inftanz. 
Tritt die zweite Alternative ein, fo hat der Angefchuldigte 
fih an das Eivilftrafgericht II. Inftanz zu wenden. 

Da nun aber nady dem Tert ded Enimurfed auch in 
dem vom Referenten herausgehobenen Fall die Berufung . 
ohne Unterfchied, ob über den Schuld-Ausipruch des 
Kriminalgerichtd I. Inftanz, oder über die Strafe Bes 
ſchwerde erhoben wird, an das Civilftrafgericht II. Inftanz 
gehen fol, welches alfo über einen Ausſpruch des Krimi: 
nalgerichts II. Inftanz zu erkennen hätte, fo fchlägt Referent. 
folgende 


Modififation 12 
vor, die am Ende ded Art. 18 beizufügen wäre. 
Findet fich Inquiſit in dem Fall 
3b dieſes Artifeld nicht über den Strafausfpruch 
des Eivilgerichts I. Inftanz, fondern darüber bes 
ſchwert, daß das Kriminalgeriht I. Inftanz ihn 
eined Verbrechens für fchuldig erfannt hat, fo findet 
das Rechtsmittel der Revifion an das. Kriminalger 
richt II. Inftanz ftatt. 


Da übrigend nach Nro. 3. lit. b wie gezeigt, auch 
der Fall vorfommt, daß das Kriminalgericht I. Inftanz 
nicht blos Unfchuld, Losiprechung oder Einftellung der 
Unterfuhung, fondern auch „Schuld“ erkennen fann, fo 
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müffen nach Referentens Meinung auf der ftebenten Zeile 
des Art. 15 von unten auf gezählt, die Worte: 

Schuld — oder 
eingefchaltet werden, indem font der Fall des Nro.3. lit. b 
umgangen wäre, 


$, 18. 
II. Rechtömittel, gegen Kriminal-Erfenntniffe 


Zu Artikel 19 des Entwurfs, 


Nach Artifel 370 TI Strafgefegbuch fteht dem Ange: 
fchuldeten oder an feiner ftatt deſſen Vertheidiger, Water, 
Vormund oder Ehegatten das Rechtsmittel der Reviſton zu 

1) gegen ein Erfenntniß, wodurch derſelbe blos von 
der Injtanz entlaffen ift, 

2) gegen ein dergleichen verurtheilendes, fo ferne er 
fich dadurch aus was immer für einem Grunde für 
befcehwert erachtet oder von den ihn vertretenden 
Perfonen für befchwert erachtet wird. 

Da die Folgen der Inftanzentlaffung nebenbei darin 

beſtehen, daß der alfo Entlafjene 

a) Kaution leiften, over fich der Polizeiaufſicht feines 
Mohnorts auf eine gewiffe Zeit unterwerfen muß 

Art. 390 II Strafgefegbuch | 

'b) und wenn er feine Sicherheit aufzubringen vermag 
und nach Ermeffen der Verwaltungsbehörde auf den 
Grund der Unterfuchungsverhandlung ald gefähr- 
„licher Verbrecher, ericheint, ſich gefallen laſſen muß, 
daß dieſe polizeiliche Aufſicht durch Unterbringung 
in ein Zwangsarbeitshaus vollzogen wird. 

V. v. 28. Nov. 1816 Art. 2. 12. 18. R. B. 
S. 888. 
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fo treiben die meiften Inquifiten einen groffen Mißbrauch 
mit. diefen Revifionsrechten und zwar blos zu dem Ende. 
um diefen Folgen der Inftanzentlaffung zu entgehen. 
Hierdurch wird nun die Gefchäftslaft des Kriminalge- 
richts IL. Inftanz aufferordentlich vermehrt, und fofern die 
Inquiſiten, wie gewöhnlich bei Verbrechen von einigem 
Belang; verhaftet find, der Koftenaufwand des Föniglichen 
Aerars bedeutend gefteigert. 
Die königl. Regierung hat in Betrachtung, daß 
a) durch die Beichränfung der Neviftonsbefugnifie eine 
fchnellere Gerechtigfeitöpflege erzweckt; 
b) der Gerechtigfeit aber felbft ein wefentlicher Nach- 
theil nicht zugeht; — 
c) zugleich die Koften verminbert werden; — 
d) der Strafrechtszweck Sicherheit vor Verbrechen und 
Beſſerung leichter erreicht wird, 
vorgeſchlagen, einem Verbrecher, der ſchon einmal ver⸗ 
urtheilt, oder einmal von der Inſtanz losgeſprochen worden 
ift, d. h. wenn er fehon einmal Strafe verwirft und erdul- 
det, oder wenn er wegen dringenden Verdacht der Schuld. 
ein losſprechendes Erfenntniß nicht, fondern nur auf Einftell« 
ung des Verfahrens wegen mangelnden Beweiſes verlaut- 
endes erhalten hat, und er nunmehr zum aweitenmale 
in Unterfuchung gerathen ift, und er fih vom dringenden 
Berdacht nicht hat reinigen fönnen, ein ordentliches Rech t&- 
mittel, das der Revifion nicht, fondern nur das auffer- 
ordentliche der Nichtigfeit und dieſes nur unter den bemerf- 
ten Einfchränfungen zuftehen fol. 
Referent glaubt unter einer weiter unten zu bemerfen- 
den Einfchränfung diefem Artikel beipflichten zu follen. 


Die Einftellung des Verfahrend wegen mangelnden 
Beweiſes findet, wie fchon bemerkt, dann, und nur dann 
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ftatt, wenn die Verdachtögründe und Beweife zur Berurs 
theiluny nicht, aber doch zureichend find, um den Inquis 
fiten der Spezialunterfuchung zu unterwerfen. 

Diefe Fann nur erfannt werben 


1) wenn fich der Angefchuldigte der That bei Gericht 
fchuldig erfannt, oder 

2) fie auffergerichtlich geftanden hat; ' 

3) fie durch einen vollgiltigen Zeugen oder zwei 
nicht ganz vollgiltige übereinftimmende Zeugen über 
die That ſelbſt befundet wird, oder 

4) durch vorhandene gehörig erwiefene Anzeigungen ein 
näher dringender Verdacht wider den a 
ten begründet ift. 

Art. 94. II Strafgefegbuch. 


Hieraus ift zu entnehmen, daß fchon bedeutende Ans 
ſchuldigungsbeweiſe vorliegen müffen, bevor derfelbe in den 
Etand der Anfchuldigung gebracht, d. h. der Spezialunter: 
fuchung unterworfen werden kann. 


In dem Entwurf ift nun der Grundfaß aufgeftellt, daß 
ein Individuum, das ſchon einmal entweder einer Strafe 
unterlag, oder jchon einmal der Strafe entgangen tft, weil 
die Beweife der Schuld nicht ganz zugereicht haben, um 
ihn zu verurtheilen in dem Fall, wenn er nun ein zweites 
Mal in Unterfuchung gerätb, und auch wieder nur der 
vollftändige Beweis der Schuld nicht gegen ihn aufgebracht _ 
werden, aljo feine Freilprechung etfolgen fann, die Wohls 
that eined fernern Nechtömitteld nicht jondern 
ihm folches zu entziehen fey. 

Referent ftimmt diefer Anficht bei; denn ein Inquiſit, 
der ſchon zweimal fo gravirt erfchien, daß er in den Stand 
der Anfchuldigung verfeßt werden konnte, verdient mohl 
nicht die Rüdficht, daß man ihm gegen das zweite Inftanz- 
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Entlaffjungserfenntnig eine Reviſion zulafien follte, um fo 
weniger, da er 
a) durch das erite Inſtanzentlaſſungs- oder das Straf 
Urtheil die politifchen Nachtheile verwirft hat, Die 
mit der Inftanzentlaffung verbunden find, alfo durch 
eine Berufung nicht mehr ausgetilgt werden fönnen ; — 
b) in einem folchen Fall ein durch zwei Unterfuchungen 
harafterifirted Individuum für den Staat fchon ges 
fährlich erfcheint, fich daher zur polizeilichen Aufficht 
Ihon aus adminiftrativer Rüdficht eignet, mithin 
ec) eine Ungerechtigkeit gegen einen folchen Angefchul- 
deten nicht zu deduziren feyn wird, befonderd da 
ihm die Gefege geftatten, die Wiederaufnahme der 
Unterfuchung zu verlangen, wenn er Beweife ans 
zeigt, welche den gegen ihn obwaltenden Verdacht 
zu heben im Stande find. 
Art. 395 IL Strafgeſetzbuch. 
Allein Referenten fcheint gleichwohl der Entwurf in 
‚ feiner allgemeinen Faſſung zu weit zu gehen, indem er 
zwifchen den der Gattung nach ganz verſchiedenen 
Verbrechen nicht unterfcheidet, deren Wiederkehr den Ber: 
brecher, wenn er von der Inftanz entlaffen wurde, des 
Rechts der Revifton verluftig macht. Diefes fcheint zu 
hart zu feyn. | 
Es wird z. E. Jemand wegen eined Duelld, oder 
wegen des Verbrechens der Körperverlegung mit Waffen 
(bei einem Rencontre) verurtheilt, von der Inſtanz loss 
gefprochen,, und. derfelbe kommt nachher als Complice wegen 
Betrügereien im Verbrechens Grade, oder wegen verfleive- 
ten Wuchers in Unterfuchung. 
Sollte es gerecht ſeyn dieſe der Gattung nach ganz 


verſchiedene Verbrechen in ſolchen ——— zu ſtellen, 
Beilagen-⸗Bond VII. 
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daß die zweite mit der erjten ihrer Entftehung und Moti- 
ven nah ganz verfchiedene unerlaubte Handlung 
zu dem Ende zufammengefaßt werde, daß den Angefchul: 
deten dadurch fchon die gefetliche Präſumtion grofier Ber: 
dorbenheit treffen, und ihm dadurch ein Rechtsmittel ent- 
zogen werden dürfte. 

Dder — um ein amdered Beifpiel anzuführen — es 
hat Jemand im Verbrechens Grade die Grenze der Noth- 
wehr überfchritten, 

Art. 132 — 133 1. Strafgefegbuch 
oder eine Törperliche Mißhandlung im Verbrechens Grade 
in der Hite des Zornes begangen 

Art. 179 185 
wurde aber von der Inftanz Iosgefprochen; nun geräth er 
nachher wegen des Verbrechens der Unterfchlagung als 
Handwerker in Unterfuchung und wird wieder von der In— 
ftanz losgefprochen; foll ihm, weil er früher wegen Körper: 
verlegung von der Inſtanz losgefprochen worden, nunmehr, 
wo von einem der Gattung nach ganz verfchiedenen Ver: 
brechen die Rede ift, das Rechtsmittel der Revifion verfagt 
werden. 
Ä Oder ein wegen ded Verbrechens der Widerfegung von 

der Inftanz Entlafjener fommt wegen Entführung in Un— 

terfuchung und wird von der Inftanz losgefprochen, fol 
ihm im letztern Fall, der der Gattung nach von erfterem 
jo verfchieden ift, die höhere Inftanz verfperrt bleiben ? 

Referent trägt daher darauf an, daß im Art. 19 nad) 
den Worten: 

„wegen eines Verbrechens‘ gefeßt werde: derſelben 
Gattung. 

Damit aber die Richter wiffen, was der Gefeßgeber 
a derjelben Gattung eines Verbrechens verftehe, fo wird 

emerft: 
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Verbrechen derfelben Gattung find eo 

1) Verbrechen wider das Leben und die Integrität der 
Perſonen (Gattung: Angriffe auf die Integrität der 
Perſon); 

2) Eigenthumsbeeinträchtigung durch Raub, Entwend— 
ung, Unterſchlagung, Erpreſſung, Betrug, (Gat— 
tung: Angriff auf das Eigenthum); 

3) beſondere Eigenthumsbeſchädigung — Buch U Tit. 1 
Kap. 1. Gattung: mittelbarer Angriff auf das 
Eigenthum); 

4) Beeinträchtigung fremder Rechte durch Untreue, 
(Gattung: Verletzung beſonderer Pflichten der Treue); 

5) Verbrechen wider das Daſeyn und die Eicherheit 
des Etaated (Gattung: Angriff auf die Sicherheit 
des Stantöoberhauptes, vie Selbititändigfeit des 
Staats und die Verfaflung) ; 

6) befondere Verbrechen der Staatsbeamten und öffent- 
lichen Diener (Gattung: Verlegung der -Amtspflicht 
überhaupt). | 

Man kann zwar einwenden, daß diefe Feſtſetzung der 
attungen nicht ohne Schwierigfeiten iſt, refp. daß ver- 
ſchiedene Gerichte diefe Gattungen anders abgrenzen werden, 
ald Referent in den vorftehenden Motiven gethan hat. 
Allein im Geſetz felbft namentlich anzugeben, welche Arten 
von Verbrechen zu einer Gattung gehören, möchte zu weit 
führen, und etwas ganz Ungewöhnliches feyn. 

Dagegen ift, wie Referenten fcheint, nach den oben 
angeführten Beifpielen es noch mißlicher, wenn zwifchen 
den verfchiedenartigiten Verbrechen gar nicht unterfchieden 
werden wollte, und jede zweite Inftanzentlafjung ohne Rüd- 
ficht auf die innere Verwandtfchaft mit dem erften Verbre⸗ 
chen, den Verluſt des Rechtsmittels bewisfen follte 

26 


\ 


380 Vortrag 2. Abg. Frhrn. v. Harsdorf üb. d. Geſetzentw. 


Lieber würde Referent die Beſtimmung des Artikels 
noch mehr beſchränken und ſpezialiſiren, und ſtatt 
„derſelben Gattung“ 
zu ſetzen: | 
„derjelben Art.“ | a 
Referent beantragt daher folgende 
Mopdififation 13. 
Es ſey im Artifel 19 des Entwurfes na dem N 
„wegen eines — 
zu ſetzen: 
„derſelben — — 

Sollte dieſes aber nicht belieben, ſo wird begutachtet, 

ſtatt dem zuletzt vorgeſchlagenen Worte zu ſetzen: 
„derſelben Art.“ 

Schlüßlich iſt, — um nicht eine groſſe Härte in den 
Umſtand zu finden, daß die Polizeiaufſicht nach Befinden 
der Umſtände im Zwangsarbeitshaus vollzogen wird, — 
wohl in das Auge zu faſſen, daß nur ſolche Perſonen im 
Zwangsarbeitshaus untergebracht werden dürfen, welche 
ſich überhaupt dazu eignen, nämlich Bettler, Landſtrei— 
cher, Menfchen von fortgejegtem fchlechten Lebenswandel, 
lieverliche Dirnen, Diebe und Betrüger, infonderheit 
aber nur diejenigen, die in fo hohem Grade gefährlich find, 
daß die Mittel der gewöhnlichen Aufjicht Feine hinlängliche 
Sicherheit gewähren. 

Art. 2. d. V. v. 28. Nov. 1816 R. B. ©, 888. 


$. 14. 
III. Beſchwerden. 


Zu Art. 20 des Entwurfs. 


Die fogenannten einfachen Befchwerden der Inqui- 
fiten, namentlich der nicht verhafteten, infonderheit 3. B. 
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anfäffiger oder nicht zum Verhaft geeigneter, öffentlicher 
Diener, denen wegen ihres Gehaltes fehr viel daran liegt, 
das Refultat der Unterfuchung zu verzögern, haben fich 
dergeftalt vermehrt, und dadurch unnöthiger Weife die Zeit 
der Gerichtshöfe in einem fo hohen Grade in Anfpruch ges . 
nommen, daß die gefeßgebende Gewalt fehr wohl thut, auf 
Mittel zu denfen, diefem Unfug zu fteuern. 

Es beliebt 3. B. einem routinirten Inquiſiten eine 
Frage captiös zu finden: er erflärt Diefes dem Unterfuchungs- 
tichter, und ergreift fogleich die Beichiwerde an den Ober: 
richter (Krim.-Richter) fehr proteftirend, daß man ihm bie 
Verweigerung feiner Antwort nicht als Widerſpenſtigkeit be= 
trachten möchte. Zwanzig Aftenbände (oder weniger ober 
mehr) werden deshalb an das Kriminalgeritht gefendet, 
dasfelbe weist zwar den Querulanten zurück, allein er er- 
greift Die weitere Befchwerde an das Kriminalgericht 2. In- 
ftanz, und die 20 Bände Aften (eine eigene Ladung für den 
Beimagen des treffenden Eilwagens bildend) wandern an 
den höchften Gerichtshof, damit auch diefer ausfpreche: Die 
Frage fen nicht captiös, oder auch captiös, wenn man will. 

Allein eine folche Beſchwerde ift ohne allen Werth und 
Einfluß auf die Hauptfache. Denn entweder ift fie ge 
gründet oder nicht. Im erften Fall ift die Antwort 
auf eine captidfe Frage dem Inquifitennicht nachtheilig. 

Art. 267 N. 2. Il. St. ©. B. 
ift gar nicht zu beachten, infoferne befonderd nicht, als 
diefe captiöfe Frage ein Geftändniß zur Folge gehabt hat, 
oder man eine dergleichen abnehmen zu fünnen gemeint ſeyn 
ſollte; — im zweiten Fall Liegt ohnehin die größte Fri— 
volität des Inquiſtten, der den Gerichten Zeit und Mühe, 
und dem Aerar Koften veranlaßt hat, offen am Tage. 

&3 wird fein Kriminalrichter behaupten können, daß 
jolche Beichwerden, wie das Kriminalverfahren jegt befteht 
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und gehandhabt werden muß, nicht Gehör finden müffe, 


wenigſtens iſt Fein Gefeß vorhanden, welches dem Unter- 


fuchungsrichter geftattet, dergleichen an das Kriminalgericht 
gerichteten Befchwerden propria autoritate abzuweiſen, 
ſondern er muß ſie nach der Regel 


was nicht verboten iſt, iſt erlaubt 
oder nach einem erſt jüngſt in einer periodiſchen Schrift auf— 
geſtellten, in ſeiner Allgemeinheit ſchroff lautenden Grundſatz 
die Summe aller Rechtsmittel muß gleich ſeyn der 


Summe aller vom Richter möglichen — 
unbedingt zulaſſen. 


Dieſen Unfug, der den ſchädlichſten Einfluß auf die 
Juſtizoerwaltung äuſſert, abzuſchneiden, verordnet Art. 20 
1) Beſchwerden gegen Verfügungen der Unterrichter oder 
Gerichte können nur an die Kriminal- oder Civil⸗ 
Strafgerichte I. Inftanz, an das der zweiten gar 

nicht gelangen. 

2) Während des Laufed der Unterfuchung finden Be- 
fehwerden gegen Verfügungen des Kriminal» oder 
Givilftrafgerihis am die II. Inftanz ebenfalls nicht 
ftatt, und 

3) nach erlaffenem Erfenntniß I. Inftanz mittelft Re— 
vifion oder Nullitätsbefchwerde nur dann, infoferne 
überhaupt ein Nechtsmittel gegen das in Frage 
ftehende Urtheil zuläſſig ift. 


Referent findet gegen die Beftimmungen diefed Artikels 
vorbehaltlich eines Ausnahmsfalls nichts zu erinnern, . und 
zwar nur deshalb nicht, weil 


1) dem Inquiſiten durch die in Frage ftehenden Ber 
ſchwerden, deren Zahl fehr bedeutend ift, und wovon 
ein Berzeichniß (Beil. ILL.) anliegt, daß nach Mög- 
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Iichfeit vollſtändig ſeyn dürfte, Fein wefentlicher 
Nachtheil zugeht; und weil 

2) wenn die behauptete Verlegung der Unterfuchung 
der erfennenden Kichter erheblich und von Belang 
ift, der nächfte höhere Richter, an dem die Sache 
noch gelangen kann, von Amtswegen die verlegte 
Förmlichfeit, — die Epruchreife der Akten, fo weit fie 
auf die Schuld, den Vertheivigungsbeweis und den 
Strafausfpruch von Einfluß ift, berüdfichtigen und 
remediren muß; 

Zu 1. Gegen diejenigen Verlegungen, welche für den In— 
quifiten zu feiner Vertheidigung von wefentlidyen 
Einfluß find, hat derfelbe jchon kraft des Geſetzes 
3) durch die Zuläffigfeit des Vorbringens aller for 

mellen und materiellen Einreden in allen Ber: 
hören, und namentlich bei der herfömmlichen Schluß- 
frage, deren Antwort, wenn fie gegründete Beſchwerden 
‚enthält, der Unterfuchungsrichter bei Verantwortlich: 
feit und Strafe nicht ignoriren darf, fondern jogleich 
und bei Vermeidung der bedeutenden Nachtheile des 
Art. 195. II., die der erfennende Richter nicht 
abwenden darf, Abhilfe leiften muß, ein genügen- 
des wirkſames Schuhmittel ; 
b) durch Ausführung der Vertheidigung 
a. theild bevor die Verfegung des Inquifiten im 
Stand der Anfchuldigung ausgefprochen wird, in 
den im Gefeß bezeichneten Fällen 
Art. 102—104 Th. II. St. ©. 2. 
ß. theild che der Kriminal- oder Givilftrafrichter 
fpricht ; 
Art. 147 IL Ä 
ec). Durch die Rechtsmittel gegen die —— 
IL. Inſtanz. 
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Art. 370. U. St. ©. 2. 

Der Inquifit ift, alfo genugfam gehört und alſo ge- 
fichert, daß in der Hauptfache und in Beziehung auf 
die Wefenheit der Unterfuchung durch ein Unrecht der 
Richter nichts Nachtheiliges gegen ihn verfügt werden Fann, 
befonderd da, wenn ihm ein orventliched Rechtsmittel gegen 
den erfennenden Richter nicht zuftehen follte, doch die Nich— 
tigfeitöbefchwerbe, fo ferne ſich's von Nullitäten handelt, dem 
Befchwerveführer frei fteht. 


Glaubt fich Inquifit verlegt, weil er 3. B. entweder 
a) in Feſſeln vernommen worden ift, oder 
b) ihm das Niederſetzen verweigert worden, oder 
ce) weil Taptiöfe oder ſuggeſtive Fragen an ihn geſtellt, 
ihm 
d) die gegen ihn vorhandenen Zeugen nicht genannt, 
e) er zum Geftändniß gezwungen, 


f) bei Vergehen ihm nicht die Wahl gelaflen worden, 
ob er nicht allenfall8 in foro domicili wolle pro» 
zeffirt werben , ; 

g) dad Bertheidigungsverfahren geſetzwidrig aufgenommen 
worden ift, | 

fo iſt die Unterfuchung ohnedies wie in den Fällen c, e, 
und f mit Nichtigfeit behaftet, die der Kriminalrichter erft 
durch Erfegung heilen, oder die Nullität ausfprechen, over 
Strafen gegen den Unterfuchungsrichter verhängen muß. 


Würde dieſes aber 


Zu 2. der Inquiſit oder ſein Vertheidiger weder im Laufe 
der Unterſuchung, noch im Vertheidigungs⸗- und ſelbſt 
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im Reviftondverfahten. nicht vorbringen, fo müffen bie 
erfennenden Richter beider Inftanzen‘ ex oflicio dar» 
auf erfennen, und bevor fie fprechen, DR in das ges 
ſetzliche Geleife bringen. 


Es bedarf alfo Feiner Befchwerven, und ber oberfte 
Gerichtshof muß alle wefentlichen Berlegungen von 
felbft würdigen, 


. a) Wegen verleßter (weſentlicher) Förmlichkeiten, 


b) wenn erhebliche Lücken in der Unterfuchung vorhanden 

find, die eine nachträgliche Ergänzung zulaffen, das 

Erkenntniß des Kriminalgericht 1. Inftanz wegen 
Nichtigkeit aufheben. 


Art. 374. II. St. ©. B. 


Es geht alſo dadurch, daß die Inquiſiten bei Anbring— 
ung der Beſchwerden in der von dem Entwurf angegebenen 
Art beſchränkt werden, in der Hauptſache kein weſentlicher 
Nachtheil zu. 

Indeſſen ſind ein paar beſondere Fälle ſcharf in's Auge 
zu faſſen und zu unterſuchen: ob ſie nicht eine Ausnahme 
begründen ſollen. 

J. Die erſte Frage iſt: ob keine Ausnahme von der 
Regel eintreten ſoll, wenn der Inquiſit behauptet, 
er ſey geſetzwidrig zu Verhaft gebracht worden. — 


II. Die zweite Frage iſt: ob, wenn ein Individuum 
behauptet, feine Einwendungen gegen die erkannte 
Spezialunterfuhung (Art. 102. II. St. &. 3.) und 
feine geführten Beweiſe feyen von Unrechtöwegen vom 
Kriminalgericht I. Inftanz abgewieſen worden (Art. 
104. Abth. 3. II. St. ©. 3.) nicht das Rechte: 
mittel der Revifion dagegen Platz greife. — 
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Zu I. Die perfönliche Freiheit iſt ein jo hohes Gut, daß 
fie. nicht blos durch ein Verfaſſungsgeſetz (Verf. Urf. 
IV. 8. Abſch. 3.) fondern auch durch ee ges 
ſchützt wird. 

Art. 192, 359. I. St. ©. B. 

Es müffen alfo bei den Verhaftungen die forgfältigften 
Rückſichten auf die diesfalls beftehenden gefeglichen Beſtim— 
mungen genommen werden. Sind jene auſſer Acht gelafien 
worden, ift ein widerrechtlicher Arreft verfügt, fo feheint Re— 
ferenten allerdings, daß dem Verhafteten ein Befchwerderecht 
zuftehen müffe, weil das dem Entwurf zu Grunde liegende 
Motiv: daß nach gefchloffener Unterfuchung, die einfachen 
Beſchwerden mit erledigt werden können und follen, auf den 
Fall der beim Beginne oder im Laufe der Unterfuchung vers 
fügten Verhaftung nicht paflen, indem dem Verhafteten durch 
die Detention ein unerfeglicher Schaden zugeht, und es ihm 
nichts hilft, wenn er 3. B. 6 Monate und darüber im Uns 
terfuchungsarreft gefefien ift, und alddann erft das Kriminal= 
gericht 2. Inftanz ausfpricht, daß er nicht hätte verhaftet 
werden follen, fondern zu entlafjen fey. 

Der in den Motiven angeführte $. 136. IL St. G. 2. 
hat für einen Inquifiten, der nach Art. 114. IL. (weil er 
3. B. mit einem ordentlichen fteten Gewerbe angeſeſſen ift) 
nicht hätle arretirt werden dürfen, und alfo eine Kaution 
nicht zu ftellen braucht, (Art. 134. II.) feinen Werth, denn 
jener Artifel (136) fpricht blos von einem Berufungsrecht: 
wenn die Befreiung vom Gefängnifie gegen VER 
erfannt ift ; 

und fcheint blos ein den PBrivatperfonen des Damnififaten 
(Beichädigten) zuftehendes Berufungsrecht vor Augen zu ha⸗ 
ben, nicht aber ein Berufungsrecht, das dem Verhafteten 
‚zufteht, der da behauptet, gar nicht zur Verhaftung geeignet 
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zu ſeyn, und mit einer Kautiondleiftung nicht-befchwert wer⸗ 
den zu dürfen, die nur zuläffig ift, wenn dem Verhafteten 
die im Art. 114 beftimmten perfünlichen Eigenfchaften man: 
geln, von welchem Mangel aber in dem voraudgefeßten 
Falle nicht die Rede ift. 


Referent glaubt daher, es ſey den Forderungen der Ge⸗ 
rechtigfeit gemäß, am Ende des Art. 20 ausdzufprechen 
Modififation 14. | 
Ausgenommen hievon ift die Beſchwerde des Inquiſiten 
wegen geſetzwidriger Verhaftung, welche im Laufe der Un- 
terfuchung zu allen Zeiten bei den SKriminalgerichten erfter, 
und nachher. allenfall8 zweiter Inſtanz angebracht werben 
fann,. ohne daß jedoch der Fortgang des Prozeſſes auf ir- 
gend eine Weife gehemmt werden dürfte. 
Zu II. Der Art. 102 ſpricht ald Regel aus: 
daß wider die erkannte Spezialunterfuchung Fein die 
Vollſtreckung hinderndes Rechtsmittel Statt findet, 
bezeichnet aber als Ausnahme alternativ drei Fälle 


a) wenn die That, deren Inquifit befchuldigt ift, gar nicht 
gefchehen ift; — oder | 

b) wenn er wegen des alibi die That hat unmöglich be- 
gehen können; — oder 

ce) ein Irrthum über feine Perfon obwalte; — verlangt, 
wenn fih auf das eine oder andere bezogen wird, 
‚ die Inſtruktion diefes Rechtsmittels mindli 
zum Protokoll, 

Art. 103. 


es fchreibt alddann dem Unterfuchungsrichter vor 
entweder 
wenn bie Beweiſe von der Art find, daß fie eine 208 - 
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ſprechung begründen, bie Alten zum Spruche an das 
Kriminalgericht I. Inſtanz einzuſenden; — 
oder 
ohne weiters mit Spentalumerſuchnng zu verfolgen. 
Referent iſt nicht zweifelhaft, daß der Geſetzgeber, der 
a) gewiſſe Klaſſen von Perſonen eine ſchriftliche 
Verantwortung zur Abwendung der Spezialunterſuch⸗ 
ung geſtattete 
Art. 99. II. 
und der 
b) allen Angeſchuldeten nach erfannter Spezialunter⸗ 
ſuchung in den Fällen des Art. 102 ein die Voll— 
ftrefung nicht hinderndes Rechtsmittel frei gibt, 
der Angeſchuldete, wenn er entweder die erforder 
lichen Belege zur Begründung feiner Rechtsmittel 
nicht angibt; — 
oder 
feine Berufung‘ auf die Gründe des Art. 102 * 
gebaut ſind, 


und er daher im erſten Falle vom Unterſuchungsrichter ab- 
gewiefen worden ift, oder auf Vorlage der Akten im Urtheil 
des Kriminalrichterd auf Zurüdweifung erfolgt ift, kein 
Remedium an. das Kriminalgericht II. Inſtanz mehr ftatt- 
finde, infonderheit darum, weil das Geſetz Artikel 104 im 
erften Falle fich der Morte 
„ſogleich““ 

und im zweiten Falle des Wortes 

„ohne weiters“ 
bedient, mithin wenn es eine Beſchwerde hätte zulaſſen wol⸗ 
len, um nicht mit ſich in Widerſpruch zu gerathen, es für 
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ausbrüdlich, und die Modalitäten: der Berufung (durch einen 
Defenſor, nad) erfolgter Afteneinficht) hätte angeben müfjen ; 
ferner, weil das Gefeß in der Lehre von der Berufung oder 
Revifton von einem Rechtsmittel gegen Erfenntniffe auf 
Spezialunterfuchung nichts weiß, 
‚Art. 370. U. 

und die Lehre von Befchwerden, da, wo das Geſetz von 
Rechtsmitteln fpricht, nicht angewendet. werden darf, 
wenigftend der attungdbegriff Rechtsmittel auch. die Bes 
fchwerde umfaffen dürfte, und da, wo die Gattung uns 
zuläffig ift, e8 wohl noch die Spezies feyn wird; menig- 
ftend wäre der Grundfag fehr ververblich und nicht zu recht- 
fertigen, daß, da wo fein Nechtömittel gegen ein Erfenntniß 
ftatt hat, doch das Mindere, die Beſchwerde, Pla greifen 
werde, vielmehr der Schluß unumftöglich ſeyn wird, daß, 
wo dad Majus, dad Rechtsmittel, nicht zugelaffen ift, das 
Minus, die Bejchwerde, um fo weniger anzubringen iſt. 

Man fagt zwar: das Rechtsmittel ad secundam ift 
nicht ausdrücklich verboten, alfo zuzulafjen. 

Hierauf ift aber zu erwidern: | 

1) daß ein Rechtsmittel ein Denegium ift, welches nicht 
präfumirt werde; 

2) daß im. Gefege genau beftimmt ift, in welchen Fällen 
gegen ein Erfenntniß des Kriminalgerichts eine Re- 
vifton ftatifindet, Art. 370. II., daß aber in diefem 

Artikel fein Wort davon fteht, daß der, welcher 
vom Kriminalgericht I. Inftanz mit ſolchem Antrage 
von der Spezialunterfuchung befreit zu werden durch 
Erfenntniß abgewieſen worden tft, doch nunmehr 
biergegen ein Rechtsmittel an die IL. Inftanz habe. 

Allein es entfteht die weitere Frage: ob man dieſes 
Rechtömittel an die IL. Inftanz, wenn es in den Geſetzen 
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162 — 104. II. nicht liegt, bei dieſer Gelegenheit nicht erſt 
fchaffen fol. | 


Es kann zwar nicht in Abrede geftellt werden, Daß es 
für den Inquiftten wichtig erfcheint, daß vor Allem, bevor 
er in den Stand der Anfchuldigung verfegt werde, im Falle 
des von ihm angeregten Zweifels: 


ob überhaupt ein Verbrechen vorliege, in der Tebten 
Inſtanz erörtert werde, weil die Folge der Spezial- 
unterfuchung, — wenn auch nur vorläufig — nicht 
unbedeutend find. 


Allein es ift dagegen ganz befonderd zu erwägen, daß 
ed für den Zweck der Unterfuchung von dem äufferften Nach— 
theil wäre, wenn es dem Inquifiten oder deffen Wertheidiger 
geftattet wäre, in einem Stadium des Prozeſſes, in welchem 
erft die Anflagspunfte und die Stoffe zur Unterfuchung 
gegen die fragliche Perſon gefammelt worden find, ohne daß 
noch ein Spezialverhör abgehalten werden durfte, die Ein- 
ſicht der Aften zu erlangen, und wenn man fie ihm be 
willigen müßte, durch welche derfelbe oder deſſen Verthei— 
diger die wirffamften Mittel in die Hand bekäme, den be 
drohenden Schuldbeweis von ſich abzuwenden. 


Zwar kann man einwenden, daß die diesfalld die Re— 
yifton ad secundam nad) der Analogie des Art. 103. II. 
und der Verordnung vom 18. April 1815 vom Inquifiten 
mündlich zum Protofol ohne Zuziehung eined Defenford 
müffe abgegeben werben. 


Aber es ift gar nicht wohl’ denkbar, daß ein Inquiſit 
eine Revifion, — die nachweifen fol: daß die That gar 
nicht geſchehen iſt; d. h. in den meiften Fällen: daß die 
That, deren man den Inquifiten bezüchtigt, Fein Berbrechen 
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fey, in welchem Falle befonderd der Thatbeftand, der in der 
Art erholt feyn muß, ſcharf in’d Auge zu faſſen und zu 
fritifiren it; — zu begründen im Stande wäre, ohne die 
Akten jedoch zum groffen Nachtheil für die Spezialunterfuch- 
ung eingefehen zu haben. | 
Da nun der einzige Nachtheil, der dem Inquiſiten durch 
Entziehung der zweiten Inftanz zugeht, darin befteht, daß 
im fchlimmften Falle der Frage nad) gefchlofiener Spe- 
ztalunterfuchung, wenn das Kriminalgericht gegen den In— 
quifiten erfennt, nun vom Kriminalrichter zweiter Inſtanz erft 
zu entfcheiven ift, fo möchte derſelbe kaum hinreichen, um 
hier eine Aenderung im Geſetz zu veranlaffen, und zwar um 
fo weniger, da die Feftießung dieſer beftrittenen Reviſions— 
Befugniß — der oberfte Gerichtshof hat über die Zuläffig- 
feit diefer Berufung feine durchaus Fonftante Praris — 
zuweilen zu frivolen Revifionen Veranläfjung geben würde, 


Referent würde daher eine Berufung zur zweiten In— 
ftanz im Falle der Art. 102 — 104. IL, nicht zulafjen. 


| $. 15. 
Allgemeine Beftimmungen. 


Zu Art. 21 und 22 des Entwurfes 
ift nicht zu erinnern. 
s. 16. 
Zu Art. 23 des Entwurfes. 


41. Abfchnitt. 


Da Strafgeſetze — wie alle Gefege felbft, wenn fie, 
wie gegenwärtige milder find als die frühern — nicht rüds 
wirken bürfen, fo ift es Solgerecht, daß die Beftimmung 
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des neuen Geſetzes nur auf die ſtrafrechtlich verpönten Hand⸗ 
lungen anzuwenden ſeyen, welche nach der Verkündung Dies 
ſes Geſetzes begangen worden. 


2. Abſchnitt. 


Auch findet Referent dagegen nichts Weſentliches zu 
erinnern, daß 
a) die Beſtimmungen über die Beſchwerde (Art. 20) 
fogleih nad) Promulgation des Geſehes in Wirf- 
famfeit treten ; — 
b) jene über die Abfaffung der Erfenniniffe (Art. 18.) 
über die Rechtsmittel (Art. 19.) 
erft auf die Fälle angewendet werden folleri, in welcher nad) 
Promulgation des Geſetzes das Urtheil erfter Inſtanz ers 
folgt feyn wird, da diefe Anordiiungen in der Natur der 
Sache liegen. 
$. 17. , 

Um übrigens dem Einwand zu begegnen, daß ed bie: 
jer fragmentarifchen Gefeggebung im Strafrecht nicht bebür- 
fen werde, weil von beiden Kammern ein neues Strafgefeß- 
buch poftulirt worden ift, ift wohl zu erwägen: daß ent: 
weder das Bedürfniß der Abänderung des Geſetzes in allen, 
oder einigen der von der Fönigl. Regierung in den Art. 1—20 
bezeichneten Materien, was fie fchon faft allenthalben feit 
dem Jahre 1822 vergeblich verfucht hat, von der Ber: 
nunft und der Gerechtigkeit geboten ift, oder nicht ;— 
im erften Falle ift es Pflicht der Vertreter des Wolfe, die⸗ 
fen Zuftand zum Wohl des letztern ungefäumt in dad 
Leben treten zu laſſen; im zweiten, wenn die Gefeße weder 
vernünftig noch gerecht find, mögen und müffen fie folche 
verwerfen. 

Die Hoffnung, daß den Mängeln der alten Gefeßgeb- 
ung durch die poftulirte allgemeine Gefeßgebung ohnedies 
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I, Körptrafe der Körperverlegung ift: 


| lehu) Arbeitshaus nicht unter 4 Jah— 
ML ven, wenn der Mißhandelte verſtüm— 
ont melt, um den Gebrauch eines feiner 
Glieder ebracht, verunjtaltet, oder zu 
feinen Berufarbeiten nach Ausfag 

der Sachverftändigen über 6 Monate 
unbrauchbar gemagt wird. Art 254.11. 


Weiſe an feinem Körper nn 


dauernde K canfheit oder Arbeitd- Un- 
fühigfeit gefegt worden, und fich nicht 
seigt, daß dieſer Zeitraum nur aus 
Gründen, welche dem Thäter nicht 
zugerechnet werden fönnen, überfchrit- 
ten worden fey. ib. III. 


0) Mit Gefängniß, 


. 2). nicht ‚unter 6 Monate, wenn unter, 
‚gleicher Best egung die Krank— 
heit oder Arbeits » Unfähigkeit de 
Berchädigten über Einen Monat, 


9) von 1— 6 Monat, wenn fie übe 
J eine Woche, 
ec) wenn fie von kuͤrgerer Dauer war, 
bis zu 1 Monat; ib. IV. 
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ran? 





Befannte Anflfter von Raufhä eln, | 
gewohnte Raufer, welche — 5—57 
zweimal wegen Körperverletzung beſtraft 


worden ſind, desgleichen diejenigen; wel 


nſtaͤnde 
ift, und 
Fall eines 
ı an den 


verübten! 


Are 


in den 
n gehört, 
n 10 fl. 
on einem 


cher vor⸗ 


Diebftahl 
3 beitraft 
:ei Dieb- 
mehr als 


zum Drittenmale 
follen neben der 


I. Diebftanl ohne —— 
ſt aͤnde wird mit Gefängniß beſtraft 
1) bis u 1 Monat bei einem MWerthell 

von 5 fl, 

2) bis zu 6 Nonaien bei einen Werthei | 

von mehr als 5 fl. bis 25 fl., | 

3) nicht unter 6 
28 bis 50 FR 


4) nicht unter 1 gab bei mehr als 50 fl. 
“aber nicht: üben: —* fl. KArt. 305. 


u. ‚Diebftahl mit, stfhwerenden 
Umfiönden: | 
> Arbeitshaun bis ‚u 6 Jah⸗ 

ren in den Fällen des Art. 306; 

wohin gehört, 


fich ‚gegen Eltern ꝛc. der  Körpemerlegung||' 
Pin ‚gemacht haben, 

rare unter die befondereil. 
Voliel autich — * Art. 261. 


Monate bei mehr als 


— — nn — 


wenn ein den Betrag] 


von 5 fl. überfteigender Diebftahl von! 
einem Diebe verübt worden iſt, _welsj 


her fchon zweimal wegen Diebftahls 


beftraft war; wenn wenigftend drei. 


Diebſtähle und zwar jeder über 5 fl. ; 


zugleicy zu beftrafen find; wenn der: 
Diebitahl über 200 fl. ee \ 


! 
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2) Arbeitshbaus nicht unter 4 


. 
—— — — — 
2 


- 
“er men 


Fahren, wenn zwei der im Art. 306 
bezeichneten Umſtaͤnde zujammentreffen; 
oder der Betrag des Entwendeten Di 
Summe von 500 fl. überfteigt. Art.307. 


Zuhthaus bis 15 Jahre nad 
Art. 308, wenn der Dieb ſchon zwei⸗ 
mal wegen Diebſtahls mit hr oderl 
Arbeitchaus bejtraft worden, und nun 
einen Diebjtahl über 5 fl. begangen: 
hat; wenn wenigjtend drei Diebjtähle 
eoncurriren, von denen jeder mit Ar— 
beit haus zu bejträfen iſt; wenn einſ 
- Art. 306. Nr. 1—5 ftrafbareni 
Diebftahl die Summe von 500 fl. 


uüberſteigt. 





| )ie Strafe iſt analog der Diebitahlsitrafe: 
7 | Art, 318—322 
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mit Ge⸗ 











Die Str ift Khao jenet des Diebſtahls | 
Art. 328— 381. & I 
nten, ges 


‚ei einem Fälfchung vom Privat⸗ Urlunden sieht: | 
yenn ber] 1) Sefün, niß son wenigſtens 3 Monaten 
Sicherheit" Nach ſich, wenn von der Urkunde nochſ 
eſi fein’ Gebrauch gemacht worden. i 
1 Beftim-) 2) Hrbetshet us big 3 RN te, wenn bereits] 
‚ber Be⸗ Gebrauch gemacht orden. Art. 210.1 
ed Dieb⸗ 3) Fälfchung von Eertificaten, 
d. Unter; geraniffen, zum Zwecke der Fäu auf 1) 
Art. 28%, tlangung eines Bpii ober Be 

schädigung eines Anvern wird nill 
en non biß zu 1 Jahre —* 


u keinem 


der ges 
Hebraucy 





| Art, 


| 
| 
| 


) 
M 
1m i 
N N 
i 


v.w I. Beleidigung von Wachen, Gen! 
| — 
1 


. Widerfegung wir: 
4) mit Arbeitshaus bis 6 Jahren 


3) mit Gefängniß von wenig-| 
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darmen oder obrigfeitlichen| 
Dienern auf ihren Boten oder in 
2. Verrichtungen durch befchimpfende 

orte oder Handlungen foll mit Ge⸗ 
fängniß bis 6 Wochen beftraft werben. | 
Art. 156, | 


beftraft, wenn Gewalt an Perſonen 
und. zwar im Komplott oder mittele 
nächtlichen Aufpaſſens oder mit 
Waffen verübt worden; 


ftend 6 Monaten, wenn Ge-l 
walt ohne die erfchwerenden Um-| 
flände angewendet worden ; | 


7. 


Zu 










| HR 
ser ug; it? Yon an 
ja : *) Alt OL (AH niß bis 6 Monate 


wenn die Widetſetzung nur durch 
Drohungen geſchah. dt. 164 ] | 
Straffrei ift im Falle 3, wenn fh 
Wide etzende auf sh der Obrigkeit oder | 
fi, Diener a n Gehotſam unter | 


‚am Mberepung gegen Vollnehun einen 
——— g der Obrigkeit in der Perſon 

iener oder des abgeordn | 
Militärs wird im’ Falle sub J. mil) 
Arbeitöhaus bis 4 Jahre, sub IH 
mit Gefängnig bis 6 Monate, sub III | 

mit —— bis 8 Monate ne 4 
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ütrafen für die im 
Uebertretungen. 


Teutiche Gefeggebungen 


‚Hannover. Großherzogthum Hefien. 
ſetzbuch 1840. | Geſetzbuch 


rbedachte einfahel 1. Korreftionshaus (3 Mo- 

oerletzung. nate bis 10 Jahre) bis 3 oder 
Gefaͤngniß von 14| Zuchthaus (2 bis 10 * bis 

dis Arbeitshaus von|d Jahre, wenn längere, aber nicht 
‚wenn die Gefahrjfür immer bleibende Krankheit 

(eibenden geringerenjoder Arbeits-Unfähigfeit eintrat. 

3, oder eine bleibende 

tung von geringerer 2. Gefängniß Chöchftens 3 

19, oder eine In für- Monate) von wenigfiend 14 

t heilbare Krankheit Tagen bei geringerer Arbeits— 

veitd = Unfähigkeit vers| Unfähigkeit. 

yurde. Als Erfchwerungs - Gründe 
—— gelten die im bayeriſchen Ent⸗ 

efaäängniß von wenig⸗ wurfe aufgeführten. 

Monaͤten oder Arbeits⸗ Art. 262. 

Monate bis 3 Jahre), 

erer Arbeitsunfaͤhig⸗ 

t. 243. 1, II. 







Sranfreich, 
Code peEnal. 

















1) Jon 1 —A4 
orübergehen- 
F ähigfeit oder 





R 0, 4. gen nach ſich zieheh, 







naten bis 2 Jahre 
und einer Geldbuß 
von 16 — 200 Fıfd 
beftraft. 

Art. 311. 


2) Bei einer mehrald 20 
tägigen Krankheit trit 
Recluſion ein. 

Art. 309. 


— 





Reclufton 5— 1 sm. 
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Teutfche Gefeßgebungen 


annover. Grroßherzogthum Heſſen. 
‚buch 1840. Geſetzbuch 1839. 

| | r 
cher Diebftahl. 1. Kleiner Diebftahl 
Thle. 4 Woch. 3 M.|bis 15 fl. Gefängniß Chöchitens 
ei mildernden Imjtän-] 3 Mon.) Art. 362. 
>, wenn der MWertb| 2. Einfacher Diebftahl 
ift. a) Gorreftiondhaus nicht unter 
Werthe unter 41Thle.) 6 Mon., bei einem Werth von 
auſſer es ging eine, 50 fl. aber nicht 200 fl., 
polizeiliche Beftrafung| B) Eorrefth. nicht unter 2 3. beil 
ihl, Betrug oder Uns) einem Werthe über 200 fl. 
on wenigftend 8 Ta- Art. 365. f. 
Art. 284. 3. Ausgezeihn.:Diebft. 
I Thlr., Gefängn. v. 2 A. bei Einer Auszeichnung, und 
h. von 13. Art.285.| «@) einem Werthevon 50 fl. aber 
00—500 Thle. Ge: nicht 200 fl., Correktionsh. 
NR. bis Arbtsh. v. 3J. nicht unter 2 Jah. | 
00—2000 Thle. Ar-| PB)einem Werthe von 200 fl. 


3. bis Zuchth. 4 3. oder darüber Zuchthaus nicht 
000 Thlr. Zuchthaus) unter 4 %. 

Art. 285. | B. Bei zwei oder mehreren Aus- 
gezeichneter. zeichnungen 
ſter Klaſſe. | «) jedenfalls Correktione h. von 


» Thlr. Arbeitsh. von 2 Jahren, und 

. bei geringem Werthe A) wenn der Werth 50 fl. oder 
e Umſtände bis 2 M. mehr beträgt Zuchthaus von 
bis 100 Thlr. Arbtsh.| wenigſtens 4 I. 

J.; 3) von 100—500|. Art. 372. 

b.2 3. Zuchth. 4 J.; — — 

-2000 Thlr., Zuchth. Der eine oder - wegen 
5) über 2000 Thlr.|Raub, Erpreffung, Unterfchlagung, 
—-8 J. nach Umſtaͤn⸗ Betrug, Fälfchung, Wilderei,| 
bi8 8 I. Art. 288. | Diebshehlerei Beftrafte ift, wenn 
eiter Klaf 1 der Diebftahl an fi) nur Gefäng- 
chth. 2-4 J.; — ad nißſtrafe nach fi) ziehen würde, 
-6 3.5 — ad 3) Zucht⸗ mit Korreftiondhaus bis zu 2 9. 
;— ad 4) Zuchthaus zu beftrafen. 
rt. 293. Art. 373. 
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Sranfreich. 
efegbuch 1839. Code penal. 


— — — s⸗⸗ ⸗ñ mr mn nn 


1.9: _ Der Code 
1) Dit der bürgerl. Ehren und|penal ſieht 
br Gefaͤngniß von 8 Tagen|nicht auf die 





er ‘| Größe der 
un Berluft ıc. und Kreis⸗ entwendeten 
— 8 Monaten; Summe, fon: 

2) Bi. Arbeitsh. bis 2 Jahre; dern ftellt ei- 
ein fl. Arbeitöh. von wenigs| genthümliche 


che Kategorien 
brehth. bis 8 Jahre. jauf, welche 
bei 322. eine Verglei- 


rer neter Ater Stufe: |chungmitden 
Imo fl. Arbeitshausſtrafe; teutſchen Ge- 
ahre Arbeitshaus bis 8] feggebungen 
3) B unmöglich 
sohthaus bis 10 Fahre. | machen. 
323. 
neter 2ter/Stufe. 
II. Spe Arbeitsh. bi Sjährige 


N Ue 

ſind am bis 45 Jahre. 
‚ftähfe 324. 

ſtrenga neter 3te Stufe: 


che bihren bis Zuchthaus von 
nach 325. 
rer A 
bunde onders beſtraft. 
— 338. 


gel nicht über 2 Jahre. 
. 20. 
ter 4 Wochen, ib Arbeits 


6 Jahre. Art. 15. 
Jahre. Art. 11. 


aantreich 
an Code penal.: | 















2 Abus de confiance, began-| 
1. — durch ch Unterſchlagun an⸗ 
einem ch iſt vertrauter beweglicher Sachen 


Hiex um mit ber Berbinbiichteit zur] 
bis 1,Jer zu Ruͤckgabe, Gef. von 2 Mon.) 








mr? bis 2 — 
Kerler 
ren, Das * dem 1839 be⸗ 
ten grei nun au va et dem 
itel der — — 


J oder Depofinmd anverttauten| 
bertretu Sachen, und droht dieſen ri | 
ber Di Freien, nebft Geldbuße, 





Hannover. Großherzogthum Heffen.... 
Geſetzbuch 1840. | Gefegbud) 1839. 


Dem Diebftahl analo-] Die Strafe ift jene des Diebft. 
e Beitrafung; jedoch iſt 1. Kleiner Betrug — Gefängrigft, 
. Die Strafe um 2/3 Art. 393. u 
erabzufegen beim ein-]2. Einfacher Betrug, Eorrefth. bis 
achen Betrug, wenn|3 oder Zuchth. bis 5 Jahre. 
ein Schaden verurs|Sft es der erjte Betrug und der 


acht wurde. Werth nicht übers fl. Gefängniß. 

Art. 311. Art. 394. We 
I. Beim ausgezeichne-|3. Ausgez. Betrug nach Art. 39 7., 
en Betruge Eorrefth. von 1—3 oder Zuchth. 


1) erfter Klaffe darfibis 10 Jahren. ° — 
er Richter, wenn ber Art. 397, m © 
Hegenftand von geringer Beim eriten Betruge, geringfügis 
Richtigkeit ift, auf Ge⸗ gen Schaden und Milverungs-Ums 
ängnig nicht unter 4 Händen Correkth. bi8 3 Mon. 
Bochen erkennen. — 
Art. 315. Schriftfälfchung. 

nit Ausnahme der im| I. Correfth. von 1-3 ober 
; 316 benannten Fälle, !Zuchth. von 2—10 Jahren, wenn 
velche immer Arbeits- ſie verübt worden an 
aus zur Folge haben.) &-e) öffentlichen Urkunden; 

2) zweiter Klaſſe, D Wechfelnund fonftigen Han⸗ 
hieher gehören die Fälle delöfredit-Papieren ; 
es Art. 13 e) bei Ge] g) Kreditpapieren von Korpo- 
yenftänden von geringe⸗  rationen od. Strebitvereinen ; 
em Betrage, Arbeits: h) Teftamenten. 
yaus, und . wenn ber| II. Gorrefth. bis 3 od. Zuchth. 
Betrag 2. Thlr. nicht bis 5 I. in den andern Fällen. 
iberfteigt, Gefängniß. Nach Umftänden 

Art. 317. ad. I. Gorrefth. bis auf 3 
| Monaten. herab. | 
ad 11. Bloſſes Gefängniß. 
Art. 386, 





mr 


ie; ’ 
sim \ 
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Teutſche Geſetzgebungen 
Hannover. Großherzogthum Heſſen 
Geſchbuch 1840. | Gerehbuch ar 


















1. Thätliche Mißhand⸗ 
(ung oder Drohungen ges 
gen eine obrigkeitliche Per: 
* mit Waffen —Zucht⸗ 

ausſtrafe. 

2. In anderen. Fällen 
Arbeitshaus oder bei ge: 
— Grade’ Grfüng- 
niß. 


1. Thätliche Mißhandlung 
oder Bedrohung mit Waffen — 
Korrektiondhaus bis 4 “Fahre. 

2. In anderen Fällen Kor—⸗ 
rektionshaus bis 1 Jahr und 
nis geringerem Grade Gefäng⸗ 
niß. . Er 

Art. 173. 


Art. 158, Gegen Diener der Juſtiz, 

3. Gleiche Beftrafung| Gendarinen sc. veruͤbte Wider- 
bei Widerſetzung gegen|fegung wird * 
Landgendarmen u. dal. | a. im Falle sub 1. mit Kor— 
4. Die Fälle einer ge⸗ rektionshaus bis 2 Jahre und 
ringen Widerfeglichfeitges| b. im Falle sub 2. mit Kor: 
gen Amtsunterbediente u.\reftionshaus bis zu 6 Mona- 
untergeorbnete Polizeioffi⸗ ten oder Gefängniß beftraft. 
zianten — polizeiliche Ahn ⸗ Art. 174. 
un 


g. 
Art. 150. 


FT 


4 4 u 


und E Frankreich. 
Code penal. 








4) ©, untere) Widerfegung : 
anlegung 1) mit Waffen: 
Drohund ohne] a) von mehr ald 20 Perſ., 
rem Kerk Woch. traveaux forces & temps; 
Arbeit ven oder Art. 210. 
und, 5Wod.| b) von 3—20 Perf. reclusion ;| 
2) c) von 1—2 Perf. Gef. von 6 
ftandmitd. Verl.| . Monaten bis 2 Jahre. Art. 
oder mit-onaten. 211, 212. 
2) ohne Waffen: | 
(eitet ngerfonenlad a. reclusion, Art. 210. 
—* te oderlad b. Gef. v. 6 Mon. bis 2 3 
f. von Art. 211. 
ad c. 6 Tage bi8 6 Monate. 
n, 14 Art. 212. 
rt.164.| Beleidigung eines Nichter- od. 
| I. ſind Abminiftratio-Beamten : 
2.1 de aus- 1) durch Worte, Gef. v.1 Mon. 
—B bis 2 Jahre, Art. 222. 
| 2) durch Drohungen oder Ger] 
| bärden, Gef. von 1—6 Mon.) 
| 


FEUER Art. 223. 
und gegen, nievere Diener, Geld⸗ 
| 








3 


ſtrafe von 6—200 Fr. Art. 224. 


Bortrag d. Abg. Frhru. v. Harsborf üb, d. Gefegentw. 


i | . 0,0) 4 


je II. zu 8. 14 des Vortrags. 


Duf ammenfellung 


n den bayerischen Strafprogeh-Gefeken gegrün 
| möglichen Bejchwerben. — 





In dieſe Zuſammenftellung find nicht aufgenommen. 
die eigentlichen Rechtsmittel; | 
. bie Relurſe der Anwälte und Gerichtöperfonen gegen 
Disziplinarftrafen; | 
. die Befchwerben gegen bie Sinanzbehörven wegen 
Abftriches von Deferviten ıc. foweit dieſelben kom⸗ 
petent ſind. 
Die uͤbrigen denkbaren Beſchwerden, welche ſaͤmmtlich 
zaͤhlen nicht wohl moͤglich feyn dürfte, können 
ſolche feyn, welche dr Berdächtige, resp. 
der in Unterfuhung Gezogene, erhebt. 
A. gegen den UnterfuhungssRichter, und 
äwar: | 
1. um eine Ablehnung beffelben zu begründen, 
33. ; 
2. wegen ungeeigneter Art der Borladung; 
| | 


j 
i 


einige Abänderung. befteh. firafgefegl. Beſtimmungen betr. 415 
3. wenn diefer ihm nicht unter den Vorausſetzungen 


ded Art. 457. zu feinem Wohnotte entläßt, 


‚damit dort die Unterfuchung geführt werde; 
. wegen Berzögerung der Unterfuchung, wenn der 


Berhaftete nicht innerhalb 24 Stunden nad) 
der Arretirung vernommen wird, Art, 452, 
oder wenn. der Interfuchungsrichter, den Art. 
444,442 zuwider, minderwichtige Uebertretungen 
au umftändlich unterfucht, fich unnüger Weit 


sr ufigfeiten zu Schulden fommen läßt, über- 


haupt die Vorfchrift des Art. 3., Daß Unters 
fuchungsfachen zu den dringenden Gefchäften 


‚gehören, feine Ferien oder Gerichtöftunden zus 


lafien, auffer Augen ſetzt; 


‚ wegen Nichtbeachtung der Beftimmungen über 


Bernehmung, nämlich): 


a) wegen Vernehmung in Feffeln, 451; 

p) wegen Richtgeftattung ‚des Niederſitzens waͤh⸗ 
rend der Vernehmung, 1525 

c) wegen Befchulvigung des Verbrechens im 
fummarifchen Berhöre, 456 5 

d) wegen Vorlage von Faptiöfen und Sug⸗ 
geftivfragen, 182, 1835 - 


e) wegen Zwanges zum Geftänbniffe, 186, 192. 


f) wegen Befragen während ber Erleidung 
einer Ungehorfamöftrafe, 191; 


6. wegen ungeeigneter Behandlung, Art, 4525 


7. 


wegen geſetzwidriger Verhaftung, da dieſelbe | 
entweder nur wegen Gröffe des Verbrechens, 


4183. oder wegen perfünlicher Eigenfchaften des 


Verdächtigen, 414; 115, 481 bei Vergehen in 


Brot. VII, Bd. 29b 


416- Vortrag d. Abg. Frhrnu. v. Harsdorf üb. d. Geſetzeniw. 


der Regel nicht, 464) oder als Mittel, Kollu⸗ 
fionen abzufchneiden, 420, 421, oder unter 
gewiffen Bedingungen nur provijorifch verfügt 
werden darf, Art. 119; 


8. der proviforifch Verhaftete, fo wie der wegen 


Vergehens zu Haft Gebrachte kann fich beſchwe⸗ 
ren, wenn er ftatt in Eivilarreft in ein Sriminals 
gefängniß gebracht wird, 423, 464; 


9. Nichtfreilaffung des Verhafteten gegen Kaution 


in den hiezu geeigneten Fällen gibt diefem eine 
Beſchwerde, 136, 4635 ebenfo 


40. Richtgeftattung der Beichäftigung im Arreft, 53 


Eine Beſchwerde fann ferner Pla greifen: 


4. 


12. 


wegen ungerechtfertigter Erlaffung von Steck⸗ 
briefen 414, Edilktalien 465, oder voreiliger 
Haudfuchung 251, bei nicht genug begründetem 
Verdadhte; 


im Bertheiigungsverfahren: 


a) wegen Richtzulaffung des Bevollmächtigten 
im Verfahren gegen den eines Vergehens 
angefchuldigten Abwefenden, 46 ; 


b) wegen Verweigerung eined Bertheidigers 
oder Nichtbeachtung des dem Inquifiten ein: 
geräumten Rechtes, fidy einen Vertheidiger 
felbft gu wählen, 442, 146; 


6). wegen Nichtaufnahme der. vom Inquifſten 
angegebenen: Ergänzungen ober Vertheidig⸗ 
ungsbeweiſe 147, 148; 


‚einige Mbänberung b: beſteh. ſtrafgeſehl. Beſtimmungen beit. ALT 


13. 


14. 


46. 


17. 


d) wegen: Nichtbekanntgabe der Namen der 
Zeugen oder — der Perſonen 
derſelben, 218; 3 


e) wegen Verweigerung eines zur Ausführung 
des eingewendeten Rechtsmitteld hinreichens 
den Termines, 373. (13. Cine Beſchwerde 
ift ftatthaft, wenn über den Angefchulvdeten 
nicht durch foͤrmliches Urtheil — 
wir) 344; 


Eine Beichwerbe ift ftatthaft, wenn das Urtheil 
fammt Entfcheidungsgründen nicht gehörig pub⸗ 
lizirt, oder die erbetene Abjchrift nicht gemährt, 
oder endlich, wenn das Unſchulds⸗ oder frei- 
fprechende Erfenntnig dem Gefuche des Unter: 
fuchten zuwider nicht öffentlich befannt,gemacht 
wird, Art. 365. 386. 


wegen Vollſtrecung des Urtheiles unter Um⸗ 
ſtaͤnden, welche ein groͤſſeres Uebel beſorgen 


laſſen, als der Geſetzgeber mit der ur beab- 


fichtigte, 379. Abf. 25 


. Befchweren kann ſich derjenige, gegen welchen 


der Unterfuchungsrichter ohne rechtöfräftiges Er⸗ 
fenntnig des Kriminals Gerichted die Unter⸗ 
fuhung wieder aufnehmen will, 389, 395, 
398, 399, und 

derjenige, welchem der J— die 
Inſtruktion des Geſuches um Wiederaufnahme 
der Unterſuchung verweigert, 395 Abſ. 2. 398; 
nach beendigter Unterſuchung kann der Bethei⸗ 
ligte die Einſicht der Akten verlangen zum Be: 
huſe eines Civilprozeffes rückſichtlich der aus 
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der Uebertretung entſtandenen privatrechtlichen 
Forderungen. Die. Verweigerung der. Aften- 
Einficht begründet — Reſk. 9 Jaͤn. 
4819; : 


B. gegen den erfennenden Richter: 
4. wenn nicht ein fötmtiched Urtheil erlaffen wird, 
3445 


2. wenn das Urtheil nicht in der aefehmäßigen 
Fri gefprochen wird, 845. 


C gegen bie Gefangenwärter: 
1. wegen ungeeigneten Feſſelns, 51; 


2. wegen fchlechter Koft, 52. 
3. wegen eigenmächtiger Gewalt, 56. Abf. 2. . 


Hieher gehören auch) 


4. die Beſchwerden ‚wegen der Erzeffe bei Ver⸗ 
haftungen, Transporten ac., 429. 


Es fönnen fodann 


U. Befchwerden von Dritten, nicht, in Unter— 
fuhung befindlichen ne erhoben 
werden: 


4. vom Damnififaten, wenn‘ nid feinem Berlangen 
gemäß Die Unterfuchung auch auf den mn 
ausgedehnt wird, xX. 

2 von demjenigen Denungianten, — unter Be⸗ 
ziehung "auf feinen Amtseid die Anzeige gemacht 
"hat, und die Beweggründe hiezu angeben foll, 64. 


-einige Wiengt ir fh fing TE 


3. von Zeugen, —— 

vg) wenn dürftigen — nieht während ber 
Unterſuchung die Reife-Zehrungs- und Ver⸗ 
fäummißfoften verabreicht werden, 2625 


m wenn: ein rg var t hen _. Befreiten 


n) wenn. REN nicht auf ihe Verlangen 
inihrer Wohnung vernommen werden, 205; 


H wenn ein Zeuge zur Konfrontation gezwun⸗ 
‚gen werden will, bevor das Kriminalgericht 
über rm Meigerungsgränd — hat, 
220 


4. von Perſonen, deren Wohnungen, Papiere, Ber 
haͤltniſſe gegen Art. 252, 253, 256, 257 einer 
Durchſuchung unterworfen werden; 


5. von Buͤrgen, wenn jhnen nicht unter den Vor⸗ 
ausſetzungen bes Art. 139 die Verſicherungsſumme 
freigegeben wird; 


6. von Vertheidigern und zwar 


a) von Advokaten, wenn ſie vor den Acceſſiſten 
zur Vertheidigung mittelloſer Perſonen auf—⸗ 
gefordert werden, Reſkr. 2. September 1814; 

b) wenn der von Inquiſiten gewählte Rechtd- 
verftändige nicht als Vertheidiger zugelaffen 
werden will, 143. Abf. 2; 

c) wenn diefer oder der Vormund, Bater, Eher 
gatte des Inquifiten nicht zur Urtheilspubli- 
fation geladen wird, 360, 361; 


120 Vortrag des Abg. Frhru. v. Harsdorf zc.:ic. 


d) wenn bie Aufnahme des von dieſen einge⸗ 

wendeten Rechtsmittels verweigert. wird, 370; 

7 ) wenn die. Vertheivigung eines Abweſenden 
nicht zugegeben wird, 423. 


2,96 Beichweren koͤnnen ſich die "Erben oder eber 
Dritte, welcher die Wiederaufnahme der Unter 
ſuchung zum Vortheile des Verurtheilten beantragt, 
er * „Ohne daß fein Geſuch infteuirt wird, 306. 


8. fönnen fie: diejenigen —— welchen die 
2 Einficht der Unterſuchungs-Akten zu dem oben 
I. A. 47 angegebenen Zwecke verweigert wirh, 


at, Auch von Gerichten fönnen Befchwerden 
: "vorkommen, und zwar 


1. gegen foordinirte im Galle nicht geöfriger Unter: 
flügung, 17. 4125 “ 

2. gegen Bolizeybehörben in demfelben Falle, 48-20; 
und wegen UWeberfchreitung der Kompetenz, 20; 

3. gegen vorgefegte Gerichte, wenn diefe die. Zweifel 
des fubordinirten Gerichtes nicht Löfen wollen, 
416. Abi. 2. 


Protofoll zur Beil. LXIII. 


("|") 


Drotokoll 
des —— | 
I. N usfhuffes 
: der J 
Kammer der Abgeordneten, 
abgehalten 
Münden am 24. April 1849. 


In Gegenwart: 


Des Hrn. Juſtizminiſterialtaths Lehner, als k. Kom⸗ 
miffärd, dann der Herren Ausfchußmitgliever: Frhrn. 
von Harsdorf. Frhrn. v. Fuchs. Dr. v. We⸗ 
ning. Pfarrers Tafel, Frhrn. von der Tann. 

. Dr. Albrecht, Sekretär. Grhr. v. —— ver⸗ 
hindert.) Ei 
re 


Seinen Bortrag über den Sefepentwurf: es 


„Einige Abänderungen ber beſtehenden ſuraſ⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen“ betr. 


422 Protokoll des I. Ausſchuſſes ber Kammer 


hatte der dafür aufgeftellte Referent Herr Frhr. v. Hars⸗ 

dorf lithographirt bereit3 vor ein paar Wochen an die 
Nebengenannten vertheilen laffen. Heute verfammelte man 
fich zur Berathung und Befchlußfaffung darüber, und zwar 
in der Wohnung des Herrn Referenten, : welcher Diefelbe 
wegen Unwohlſeyns nicht hatte verlaffen können. Da der 
ordentliche VBorftand Schr. v. Harsdorf wegen feiner der 
maligen Referentenfunftion den Vorſitz nicht führen Fonnte, 
wurde derfelbe von dem nächftälteften Mitglied Herrn Frhrn. 
v. der Tann übernommen. 


Nachdem der Herr Referent vor Allem die Einleitung 
feines lithographirten Vortrags fo wie feine Prüfung des 
dem Gefegentiwurf untetliegenden Princips vefumirt hatte, 
und in der darüber gepflogenen Discuffion von Feiner Seite 
eonträre Erinnerungen erhoben worden, wurde auf den 
fpeciellen Inhalt des Entwurfes.übergegangen, und zunächſt 
der Eingang deflelben dem Antrag des Hrn. Referenten 


entfprechend allfeitig genehmiget. 


Sofort wurde mit dem erften Entwurfsabfchnitte 
begonnen, welcher „von einzelnen Verbrechen und Ber: 
gehen und deren Beftrafung‘ handelt, und zuvörderſt 
in der Ziffer J. die „Sörperverlegung“ zum fpeciellen 
J hat, welcher die vier erſten Artifel genihmmet 

d. 


‚zu Art A 


befehränfte ſich die Debatte, nachdem der Hr. Referent ſei⸗ 
nen Vortrag über venfelben recapitulirt hatte, zunächft auf 
den erften Abſatz, mobel drei —— vorgeſchla⸗ 
gen wurden. 





ber Abgeorbneten vom 24. April 4843. 423 


a) Ein Mitglied proponirte: 
daß die in der zweiten Zeile bes gedachten 
Abſatzes enthaltenen drei Worte: „ mit Vorbes 
dacht verübten‘ — geftridhen werben 
möchten, 
welchem Antrage fich noch drei andere Mitglieder anfchloffen, 
während ein fünftesMitglied für die Belaffung jener Worte, 
ein ſechſtes endlich ebenfalls zwar für die Belaffung, je— 
doch eventuell dafür ftimmte, daß nach dem Worte „mit 
Vorbedacht“ eingefügt werde: „oder durch „hinterliftigen 
Anfall.” Hiernach ward die anfänglic) proponirte Aus— 
‚laffung der Worte: „mit Vorbedacht verübten‘‘ per majora 
zum Beſchluß erhoben. 


b) Ein andres Mitglied fchlug vor: 


daß in der letzten Zeile des erften Abſatzes an⸗ 
ftatt des Wortes „neunzig“ gefegt werden möchte: 


„ſechzig“. 

Dieſer Antrag ward von drei andern Votanten genehmiget, 
während die zwei übrigen für die entwurfsmäßige Zahl 
fimmten; die — ward daher Beſchluß. — End⸗ 
lich trug 

c) der Hr. Referent feinem lithographirten Vortrag 
| gemäß darauf an, daß dem erften Abfage am Schluß 

noch folgende Stelle angefügt werde: 


„If eine ſolche Verlegung entweder 
‚in verabredeter Verbindung mit Meh— 
„teren oder mittelft nächtlichen Aufpaſ— 
„ſens oder mit Waffen verübt worden, 
‚fo find neben der gefeglichen Strafe 
„(179. J. St. © 3) die Schärfungen 


Prot. vo. Bd. 30 
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„nad Art. 47. n. 4, 2, 3 des St. G. B. 


: : „nach Ermeffen des Richters einzeln 
„oder fammtlih in Anwendung zu 
„bringen.” 


Diefem Antrag fchloß fich jedoch Fein Votant an, 
daher derſelbe als abgelehnt gilt. 


Anftatt des zweiten Abſatzes ſammt feinen beiden 
Unterabfägen (Ziffer I und IT.) wurde: 


d) von einem VBotanten die Einfügung folgender Stelle 
vorgefchlagen: 

„Hat aber A) die Krankheit oder Arbeitsuns 
„fähigkeit nicht fechzig jedod 
„auch nicht Fürzer als dreißig 
„wage gedauert, foift die Kir 
„perver legung .ald Vergehen zu 
„Dbeitrafen, und zwar 


„D mit Gefängniß nidt unter eis 
mem Jahr, wenn die Berlegugn 
„oder Mißhandlung in verabre 
‚peter Berbindung Mehrerer, 
„oder mittelft nächtlichen Aufs 
„paſſens oder mit Waffen ver 
„ubt worden ift, 


„ID mit Öefängniß nicht unter fech 
„Monaten, wenn die Handlung 
„war mit Borbedadht begangen 
„wurde, jedoch durch feinen der 
„unter Ziffer I bezeichneten 
„Umftände erfchwert if. 
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„Hat dagegen B) die Krankheit oder Arbeits— 
„unfähigkeit nicht dreißig, aber 
„auch nicht kürzer als acht Tage 
„gedauert, ſo iſt die mit Vorbe— 
„dacht begangene Körperverletz— 
„ungim Salleziffer I. mit ſechs— 
„monatlichem bis zweijährigem, 
„im Falle Ziffer I. aber mit 
„ein= bis fehsmonatlichem Ges 
„fängniß zu beftrafen. 


„Endlich C) Körperverlegungen, welche eine 
„kürzere als achttägige Krank 
„beit oder Arbeitsunfähigfeit 
„bewirft haben, follen polizeis 
„ich unterfuht und beftraft 
„werden.‘ 


Dieſe Modification wurde von allen Mitgliedern an- 
genommen, und fohin beſchlußmaͤßig. 


Der legte Abfag des Artifeld wurde einftimmig ges 
nehmiget. Uebrigens ward 


e) von dem vorerwähnten Mitglieve beantragt, Daß 
dem Artifel noch folgender Schlußfag angefügt werben 
möchte: 

„Die Art. 367 und 368 Thl. I. des Strafs 
„geſetzbuchs und beziehungsweife die 
„Ziffer IL der Verordnung über Die 
„Beftrafung geringerer Mißhandlun- 
— dd. 22. Febr. 1814. Reggsbl. 1814. 

S. 355) ſind aufgehoben.“ 


Auch —— Antrage wurde einhellig beigepflichtet. 
so * 


\ 


I * 
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Nachdem hiemit die Berathung über den Art. 4. des Ent- 
wurfs erfchöpft, und die Tagszeit bereitd zu weit worge- 
rückt war, wurde für heute gefchlofien, und das Protokoll 
auf Borlefen unterzeichnet. 


Schr. v. Harsdorf. 
Schr. v. Fuchs, 

v. Wening. 
Tafel, 


a. U 8 


Der funft. Ausſchuß-Vorſtand 
Frhr. v. d. Tann. 


Dr, Albrecht, Sefr. 


In Gegenwart der Borigen, mit 
Ausnahme des Heren Pfar: 
rers Tafel, jedoch in Mit: | Zu 
anwefenheit des Herrn Frei: 
herrn v. Freyberg. 


Fortgeſetzt ebendort am 27. April 4843. 


Man begann heute mit der Berathung über 
den Art. 2, 


welcher dem Referatsantrage gemäß einhellig —— 
wurde. 
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Zu A. 3 
wurden folgende zwei Modificationen’ vorgefchlagen : 


a) von dem Herm Referenten: es folle dieſem Artifel 
am Schluffe noch der Zuſatz beigefügt werden : 

- „Öewohnheitsräufer im Verbrechens: 
„grade trifft auffer der auf die in 
„Srage ftehende Schuld und die frühe: 
„ven Uebertretungen gefegten ordent- 
„lichen — dann Rüdfalls-Strafe noch 
„die einzelnen oder mehreren Schät- 
„lungen des Art. 47 Nr. 4,2 und 3 Tl. 
„I. des St. ©, 3.” \ 


b) von einem andern Mitgliede: es folle im zweiten 
Abſatz des gegenwärtigen Entwurfsartikels anftatt: 
‚im Art. 47. Thl. I. des Strafgeſetzbuches“ geſetzt 
werden: 

„im Art. 29 Thl, I des Strafgefegbudhes;“ 


beide Mopdificationen wurden aber, und zwar die erftere mit 
5 gegen 4, die andere mit 4 gegen 2 Stimmen abgelehnt, 
und der. Art. vollftändig nach der Faſſung des Entwurfes 
angenommen. 


Zu Art. 4 


wurden gleichfalls zwei Mobdificationen proponirt: 


a) die eine vom Herrn Referenten: es folle nämlich 
diefer Artikel die folgende Faſſung erhalten: 


„Während der Unterfuhung wegen 
„eines Bergehens der Körperverlegung 
„dürfen gewohnte Räufer auh dann 
„wenn feine der Borausfekungen des 
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„Art. 461 Thl. I. de8 St. ©. B. gegeben 
„it, von dem Eivilunterfuhungsrichter 
„verhaftet werden, ohne daß es hiezu, 
„auffer in zweifelhaften Fällen, eines 
„Sberrichtlichen Defrets bedürfte. 


„Mebrigend fteht dem Angefchuldig- 
„ten frei, fich mit feiner allenfallfigen 
„Beſchwerde deßhalb zum ECipilftrafs 
„yerichte zu wenden, ohne daß er je 
„doch aus diefem Örunde bis zu erfolg 
„ter Entfcheidung deffelben feine Ber 
‚„nehbmlaffung verweigern dürfte Der 
„rt. 463 Thl. I. des St. ©. 2. bleibt 
‚an Wirffamfeit. Uebrigens finden die 
„Borfchriften der Art. 390, 393 und 401 
„Thl. II. des St. ©, B. bei derfelben 
„binfihtlich ver Gautionsleiftung und 
„Polizeiaufſicht auch dann Anwendung, 
„wenn die -Angefchuldigten wegen Vers 
„gehens der Körperverlegung von der 
„Snftanzentlaffen oder verurtheiltwor- 
„ven find.“ 


b) von einem andern Mitglieve: ed fullen dem Abſatz 1 


des vorliegenden vierten Entwurfsartifeld am Schluffe 
noch) die Worte beigefügt werden: 


„ſo ferneeine Eollufion zu befürchten ift.“ 


Auch diefe zwei Mopdificationen wurden, die erftere mit 


5 gegen 1, die andere mit gegen 2 Stimmen abgelehnt, 
und hiernach der Artifel nad) dem Entwurfe unverändert 
angenommen, nachdem man noch in befondere Erwägung 
gezogen hatte, daß es fich von felbft verftehe, Daß die im 
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zweiten Artifelsabfag enthaltene Allegation des Art. 392 
Thl. II. des Strafgeſetzbuchs, welcher die Dauer der Fols 
gen der Inftanzentlaffung determinirt, auf eben dieſen Ars 
tifel fich nur infoferne beziehe, als derfelbe von einer zweis 
jährigen Dauer. handelt, — daß mithin eine dießfällige 
nähere Berichtigung nicht nothwendig ſey. — 


Man fchritt hierauf zur Berathung über die Ziffer I. 
des erften Entwurfsabfchnittes, welche in fünf Artifeln von 
dem „Diebſtahl“ handelt, und zwar zunaͤchſt 


zu Art. 5 


zu welchem ein Mitglied die Doppelmodification vorfchlug, 
daß anftatt der Worte: „die Summe von hundert Gul— 
den uͤberſteigt“ gefegt werden möge: 
„die Summe von fünfzig Öulden über 
„ſt eigt, — = 
daß ferner anftatt der folgenden Worte: „mehr als Fünf 
Gulden beträgt”, gefeßt werben möge: 


„mehr als gehn Gulden beträgt.” 

Diefer Vorſchlag wurde mit einer Majorität von 4 ger 
gen 2 Stimmen angenommen, daher der Artifel nur ald 
mit diefer Abänderung gutgeheiffen erjcheint. 

- Zu rt. 6 


ſchlug der Herr Referent vor, es folle derjelbe in folgen» 
der Weife redigirt werden: 


„Die Strafe des Vergehens des einfas 
„ben Diebftahls (Art. 5). befteht in 
„Befängniß: 


- 
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„1) von A bis 6 Monaten, wenn der 
„Werth des Entwendeten nicht mehr 
ae „als 25 fl. beträgt; 


„ID yon 6 Monaten bis zu 4 Jahr, wenn 
„Diefer Diebftahl unter erfchweren- 
„nen Umftänden verübt worden; 


„3 von 6 Monaten bis zu A Jahr, wenn 
„er den Betrag von 25 fl. überfteigtz 


„ad von A Jahr bis 3u 2 Jahren, wenn 
„dabei erfchwerende ——— vo r⸗ 
„kommen.“ / 


Da aber diefer Vorfchlag von feinem Votanten unter 
ftügt worden, wurde der Artikel unverändert, wie er im 
Entwurfe lautet, angenommen. 


. Der Art. 7. 
wurde nach dem Referatsanttage einftimmig gutgeheiffen. 


Zu Art. 8 


hatte der Herr Referent beantragt, daß in demfelben nach 
dem Worte: „des Art. III.“ eingefchaltet werden möge: 


„sirter 4 und 2," 


und daß hiernach am Schluffe des Artikels noch folgender 
Zuſatz angefügt werde: 


„Bei Entwendungen ſehr beträchtlicher 
„Summen kann auch ohne beſonders er— 
„ſchwerendeUmſtände auf 8 big Yjähri- 
„ges Zuhthaus, und wenn damit er 
‚Ahwerende Umftände verbunden find 
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„auf.9 bis 40 Jahre Zuchthaus er 

„gannt werden.” 
Auch diefem Vorſchlage trat Fein anderes Mitglied bei, 
daher der Artikel nach dem Entwurfe unverändert - en 
nommen wurde. 


Zu Art, 9 


Hatte der Herr Referent proponirt, es folle demſelben fols 
gende Faflung gegeben werben: 
„Der ausgezeichnete Diebſtahl Art, 
„VI. der Verordnung vom 9. März 
„1816) ſoll vorbehaltlich der im Art, 
„IX. enthaltenen befondern Deftimm- 
„ung beftraft werden: 


„\. mit Gefängniß nicht unter 3 Monaten, 
„wenn der Werth des Entwendeten 
„micht mehr als 5 fl. beträgt, und mil: 

„dernde Umftände obwalten; 


AI. mit Gefaͤngniß nicht unter 6 Monaten, 
‚wenn dießfalls Feine Milderungs— 
„gründe vorhanden find; — 


„UT. mit Arbeitshaus bis gu 6 Jahren, 
„wenn der Werth des Entwendeten 
„nicht mehr als 25 fl. beträgt; | 


„IV. mit Arbeitshaus nicht unter 2 Jahren 
„bis zu 8 Jahren, wenn er mehr als 
„Diefe Summe beträgt; 


„V. mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren, 
„wenn der Werth des Entwendeten die 
„Summe von 600 fl. überfteigt; 
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3 0 „Ve mit Zuchthaus bis zu 12 Jahren bei 
„Sehr beträchtlihen Summen.” 
„Die Beftimmungen des Art. VII. ver 


WBerordnung vom 25. März 1816 treten auſſer 
„Wirkſamkeit.“ | 


Diefer Vorſchlag wurde von feinem der anderen Mit- 
glieder gutgeheiffen, daher der Artikel nad) feiner Faſſung 
in dem Entwurfe, jedoch mit der aus dem Befchluffe zu dem 
vorgängigen Art. 5 von felbft folgenden Anderung ange: 
nommen wurde, daß im lebten Abſatze des gegenwärtigen 
Art. 9 anftatt der Worte „fünf Gulden“ gefeßt werde: 
eh ‚sehn Gulden.” 

Beim Abfchluffe der Berathung über die Ziffer IT. des 
erften Entwurfsabfchnittes wollte der Herr Referent noch 
einen Wunfch proponirt wiſſen; ber Ausschuß verwies je- 
doch die Erörterung deffelben auf den Schluß der Berath: 
ung über den ganzen Gefegentwurf. 

Bei vorgerüdter Tagszeit wurde bie Sitzung geſchloſ⸗ 
ſen, die nächſte [auf morgen anberaumt, das gegenwärtige 
Protofol aber auf Vorleſen unterzeichnet. Ä 


Schr. v. Harsdorf. 
Schr. v. Fuchs. 

v. Wening. 

Frhr. v. Freyberg.. 


a. U. 8. 


Der funct. Ausfhuß-Vorftand 
Schr. von der Tann. 


Dr. Albrecht, Sek. 
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In Gegenwart des vorerwähnten kgl. 
Herrn Commiffürd und ſämmt— 
licher Ausjchußmitglieder. 


Fortgeſeht ebendort am 28. April 1843, 


Inder Beratung des. vorliegenden Gefebentwurfs 
Fam heute zunächit die Ziffer II. des erften Entwurfdab- 
fohnitts, welche in zwei Artifeln von der „Unterſchlagung an 
dem Gigenthume der Privaten’ handelt, an die Neihe, naͤm— 
lich zuvörderft — 


der Art. 10, 


welcher nad) dem Borfchlage des Heren Referenten einftim- 
mig angenommen wurde, jedoch mit der aus dem -Befchluß 
zum Art. 5 folgenden Modification, Daß in dem erften Ab- 
ſatze des gegenwärtigen Artifeld anftatt der Worte: „von 
einhundert Gulden” gefegt werde: 


„yon fünfzig Gulden“ 


und hinwiederum anftatt der Worte: „mehr als fünf 
Gulden”: 


„mehr als zehn Gulden.” 


| 
Der Art. 11 


wurde nach dem Referatsantrage einhellig angenommen, 
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Sofort ging man über zur Ziffer IV. des erften Ent: 
wurfsabfchnitts, die in den vier weitern Artifeln den „Bes 
trug” behandelt. 


Der Art. 12 


wurde bis auf folgende zwei Modiftcationen einftimmig an- 
genommen: i 


a) Analog dem Befchluffe zum Art. 5 wurde auch in 
= dem ezften Abſatz des gegenwärtigen Artikels an- 
ftatt der Worte: „den Betrag von einhundert Guls 
den“ zu feßen beliebt: 

„nen Betrag! von fünfzig Gulden,” 
fowie anftatt der nachfolgenden Worte: ‚mehr ald 
fünf Gulden”: | 


‚mehr als zehn Gulden.” 


b) Hinfichtlich des legten Abfages des Artifeld ward 
von einem Mitglieve die Frage angeregt, ob vie 
dasin vorfommende Allegation der Art. 267, 274, 
273, 276 und 277 Th. 1. des Strafgefeßbuches 
nicht auch auf die Art. 252 und 344 deffelben zu 

erſtrecken feyn dürfte? Der gl. Herr Commiflär 
gab bei der hierüber gepflogenen Debatte die offis 
eiele Erklärung, daß nach der Abficht Der Fönigl. 
Regierung binfichtlich der in [ven Teßtgenannten 
beiden Strafgefeßbuchsartifeln behandelten Delicte 
allerdings daſſelbe gelten jolle, was der legte Arti— 
kelsabſatz des Entwurfs hinfichtlich derjenigen Des 
licte beftimme, welche in den in gedachtem, Abſatze 
wirklich bezeichneten Artifeln des Strafgefegbuchs 
behandelt feyen; eine ebenmäffige Anführung ener 
Artifel 252 und 344 in der gegenwärtigen Gkele 
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des Entwurfd jedoch fey wegen des Inhalts des 
Art. 22 defjelben nicht für nöthig befunden wor— 
den, und die Art. 267, 271, 273, 276 und 277 
habe man im Art. 12 des Entwurfs nur aus. dem 
Grunde, auch fpeciell angezogen, weil diefelben dem 
„von Beeinträchtigung fremder Rechte durch Be: 
trug” handelnden Kapitel des Strafgefegbuches an- 
gehören, einer Kategorie, deren Inhalt eben ven 
unmittelbaren Gegenftand der Ziffer IV. des erften 
Abichnittes des gegenwärtigen Gefegentwurfs bilve, 
während die mehrerwähnten Art. 252 u. 344 ganz 
anderen Kategorien des Strafgefegbuches einver- 
leibt ſeyen. — Nach diefer Erklärung ftimmten zwei 
Votanten für. die unveränderte Belaffung des leß- 
ten Artifelabfages, die Meinung der vier übrigen 
dagegen, welche ald jene der Majorität den Ber 
fchluß begründete, ging dahin: 

daß der letzte Abfag des Art. 12 gänzlidy 

hinwegzulaffen ſey. 


| Zu Art. 13 


wurden vom Herrn Referenten zunächft 

a) die Nr. II. und IV. der von ihm zu Art. 9 be⸗ 
antragten Modification veeipirt, welche aber vom 
Ausfchuffe hier wie dort abgelehnt wurden; 

b) dagegen ward aber in Confequenz mit dem DBe- 
fhluffe zum Art. 5 beliebt, daß im dritten Ab- 
fage des gegenwärtigen Art. 13 anftatt ber 
Worte: „nicht mehr als fünf Gulden“ gejept 
werde: 


„nicht mehr als schn Gulden” 
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Weiteres wurde gegen biefen Artikel nicht erinnert. 


\. Zu Art. 14, 


und zwar zum erſten Abjage deſſelben hatte der Herr Re— 
ferent die Modification vorgefchlagen, es möchte anftatt der 
Worte: „ald ausgezeichneter Betrüger erften Grades zu be: 
ſtrafen“ — gejegt werben: 
„als einfacher Betrüger unter erfchwe- 
„senden Umftänden zu beſtrafen,“ 


während anſtatt deffen von einem andern Mitglieve bie 
Worte proponirt wurden: 
„als ausgezeichneter Betrüger nad 
„pen Beflimmungen des vorftehenden 
„Artikels 13 zu beitrafen.“, 


Diefem letztern Borfchlage traten noch drei andere Mit: 
glieder bei, während der Herr Referent auf dem feinigen 
beharrte, ein ſechſtes Mitglied aber es Iediglich bei dem 
Entwurf belaffen wiffen wollte, Es ward fohin, und da der 
Herr Pfarrer Tafel durch anderweite Gefchäfte abberufen 
die Sigung noch vor der dießfälligen Abftimmung verließ, 
die zweite Modification per majora zum Befchluß erhoben, 
in den übrigen Beziehungen aber ber Artifel unverändert 
angenommen. | 


3u Art. 15 


hatte der Herr Referent beantragt, es follen von der vor 
legten Zeile. beffelben ‚die Worte „ſowie endlich” wegge— 
frichen, dafür aber in der Iesten Zeile vor dem Worte 
„gleichmaͤſſige“ die folgenden eingefchaltet werden: 


„ſowie endlich, wenn der Fall des 
„Art. 14 (des Entwurfs) eintritt‘; 
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feined der übrigen Mitglieder pflichtete jedoch dieſer Modi— 
fication bei, daher die unveränderte Annahme des Artikels 
befchlofien ward. 


Hiemit die heutige Sitzung fchließend unterzeichnete 
man auf Vorlefen das Protokoll, 


Frhr. v. Harsdorf. 
Schr. v. Fuchs. 

v. Wening. 

Schr. v. Freyberg. 
Tafel. 


a. u. 8 


Der funet. Ausſchuß-Vorſtand 
Schr. von der Tann. 


Dr. Albrecht, Sefretär. 


Sn en bes fol. Herrn Com: 
miſſaͤrs Lehner, bes Hrn. II. 
Kammerpräfidenten Hofraths 
Dr. vonBayer und fämmt- 
licher Ausfchußmitglieder. 


Fortgefegt ebendort den 1. Mai 1843. 


In der heutigen Sitzung befchäftigte man fich mit der 
zwei Artifel umfaſſenden Ziffer V. des erften Entwurfsab- 
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ſchnittes, welche die „einfache Wiverfegung gegen die Ob- 
rigkeit“ zum Gegenftande hat. 
Zu Art. 16 
wollte der Here Referent nach dem Worte „Gewalt ein- 
gefchaltet wiffen: 
„oder thätlihe Mißhandlung;“ 
"Dagegen wollte ein anderes Miglied nach dem Worte „Ges 
walt“ eingefegt wiſſen: | 
„Durch thätlihe Mißhandlung,“ 
welch’ letzterm Vorſchlage ſich ein anderer Votant anſchloß, 
waͤhrend die vier übrigen für unveränderte Annahme des 
Artikels ſtimmten, welche ſohin den Beſchluß bildet. 
| Der Art. 17 
wurde nach dem Neferatsantrage einhellig, wie er im Ent- 
wurfe lautet, angenommen. 
Mit der Berathung über den erften Entwurfsabfchnitt 
wurde auch die heutige Sigung gefehloffen, die nächfte auf 
morgen anberaumt, und das Protofoll auf Vorleſen unters 


zeichnet 
Fehr. v. Harsdorf. 
Frhr. v. Fuchs. 
v. Wening. 
Frhr. v. Freyberg. 
Tafel. 
Ra. U. S. 
Der funkt: Ausſchuß-Vorſtand 
Frhr. v. d. Tann. 
Dr. Albrecht, Sekr. 
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Gegenwärtig die Borigen. 


Fortgefegt ebendort den 2. Mai 1843. 
Die heutige Berathüng befaßte ſich mit dem zweiten 
Abſchnitt des Gefegentwurfes, welcher „einzelne Beftim- 
„mungen über das Verfahren in Strafſachen“ feftjegt, und 
zwar unter 3 ffer I. über „Abfaſſung der an in einem 
einzigen Artifel, nämlich - 


Artikel 18. 


Zu demfelben ſchlug der Herr Referent vor, e8 möchte 
am Ende folgende Stelle beizefügt werben: 


„Findet fih jedoh Inguifit in dem, 
„Falle 3 lit. b. dieſes Artifels nicht über 
‚den Straf-Ausfprud des Civilgerichts 

„i. ‚Inftanz, fondern darüber befchwert, 

„daß daß Griminalgericht J. Inſtanz ihn 
„eines Verbrechens für fhuldig er» 
„tannt hat, fo findet das Rechtsmittel 
„der Revifion an das Eriminalgericht 
„I. Inſtanz ftatt.” 


Ferner wünfchte der Herr Neferent in dem vorlegten 
Abſatz des Artifeld anftatt des Wortes „Unſchulda⸗Ekis⸗ | 
rung” geſetzt Ju wiflen: 

„Shulds oder Unfhulds- Erklärung. 

Da feines der übrigen Mitglieder auf dieſe Doppel- 
modification einging, ward die unveränderte Beibehaltung 
des Artikels beſchloſſen. — 

Beil.⸗Bd. VII. 31 
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Man kam hiernächft zur Ziffer IT. des zweiten Ents 
wurfsabjchnittes, welche die „Rechtsmittel gegen Criminal, 
Erkenntniſſe“ in den folgenten zwei Artikeln behandelt. 


Zu. Art. 49 
wurden folgende zwei Modificationen proponirt: 

a) von dem Herrn Referenten: es folle im eriten 
Abjage nach den Worten: „wegen eines Ber 
brechens“ eingefchaltet. werben: 

„Derfelben Öattung,” 


wiirde aber diefe Einfchaltung nicht beliebt, fo 
möchte anftatt ihrer eingefügt werben: 
„dDerjelben Art,“ 


Bei der Abftimmung hierüber erklärten fich zwei ans 
dere Mitglieder gegen die eine wie die andere diefer Eins 
ſchaltungen, die vier übrigen Votanten aber für die primis 
tive, daher die Cinfügung der Worte: „derſelben Gattung” 
zum Bejchluß erhoben ward, j 

b) Ein Votant ſchlug vor, es möchte in demfelben 


Abjage vor dem Wort: „dem Angeſchuldigten“ 
eingefchaltet werben: 


„ven Ball des Art. 391 Thl. IT. des 
„Strafgefegbudhs ausgenommen,” 
welcher Vorfchlag einhellig angenommen wurde. — Sonft 
wurde gegen den Artifel nichts erinnert. 
Zu Art. 20 
wurden folgende drei Modificationen in Vorſchlag gebracht: 


a) Ein Botant beantragte, e8 möchte im zweiten Ab- 
ſatze deſſelben nach dem Worte: „findet” einges 
[haltet werden: 
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„die Bälle des Art. 402 Thl. I. des 
„Strafgefegbudhs ausgenommen,” 


welche Modification allgemein angenommen wurde. 


b) Der Here Referent wollte am Schluſſe des Arti— 
kels folgende ‚Stelle beigefügt wiſſen: 


„Ausgenommen bievon' iſſt die Be- 
ihwerde des Inquifiten wegen ge 
„ſetzwidriger Verhaftung, welche im 
„Laufe der Unterſuchung zu allen Zei— 


„ten bei den Criminalgerichten erſter 


„und nachher allenfalls zweiter In: 
Ranı angebracht werden fann, ohne 
‚daß jedoch der Bortgang bes Pro— 

„cefies auf irgend eine Weiſe ge 

„hemmt werden dürfte‘ 


Auch diefe Modification wurde einftimmig zum Ber 


ſchluß erhoben. 


c) Ein anderer Votant fehlug noch vor, es möchte 
im legten Abjage des Artifelö nach. den Anfangs⸗ 
worten: „Solche Beſchwerden können“ einge- 
jchaltet werben: 


„den Ball einer nach Art. 56 Thl. I 
„des Strafgefegbuches verfügten kör— 


„perlichenZuͤchtigung ausgenommen,“ 


welcher Vorſchlag jedoch mit 4 gegen 3 Stimmen abge⸗ 


lehnt wurde. — Weitere Erinnerungen wurden gegen die⸗ 


ſen Artikel nicht gemacht. — 


Hiemit wurde die Berathung über ven zweiten Ent⸗ 


wurfsabfchnitt gefchlofien, zur Berathung der Schlußartis 
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fel des Entwurfs aber weitere Sitzung auf morgen anbe- 
raumt, und das vorgelefene Protofoll unterzeichnet. 


Schr. v. Harsdorf. 
Frhr. v. Buche. . 
v: Wening 
Schr. v. Freyberg. 
Tafel. 


a. u 8 


Der funkt. Ausfchuß - -Rorftand 
Ichr. v. d. Tann 
| Dr. Albrecht, Sefr. 


” 


Cegenwärtig bie Vorigen. 
Sortgefegt ebendort den 3. Mai 1843. 
Man fehritt heute zur Berathung über die „gemeinen 
Beftimmungen‘ des Entwurfs, welche in 


den Art. 21 bis 23 inclus. 


enthalten find; dieſelben wurden nach dem —— ge 
einſtimmig angenommen. — 


Zum — wurden noch folgende zwei Wuͤnſche 
— | 


der Abgeorbneten vom 3. Mai 1849. 440 


a) Von dem Herrn Referenten‘ 
„Se Majeftät der König feyen allers 
„unterthänigft au Bitten: durch Er - 
„eichtung von Kreis- und Lofal-Bes 
fchaͤftigungs anſtalten den. arbeitso— 
„fähigen aber erwerbloſen Indivi— 
„duen Gelegenheit zur Erlangung 
‚der nothdürftigften Subfiftenzmittel‘ 
au verfchaffen, und folde Maßre— 
‚geln allergnädigft ergreifen zu lafs 
‚gen, welche dahin führen, daß Die 
„aus den Straf- oder Eorrectiond- 
„Anftalten Entlaffenen, bis fie einen 
„ehrlichen Erwerbszweig gefunden 
„baben, fofort ein nothdürftiges Un— 
„terfommen in ihrer Heimath finden; 


„eventuell: j 


„nie Befolgung ber über vie Behand- 

„lung der aus ven Strafanftalten ent- 
„laffenen. Individuen beftehbenden 
„Verordnüngen auf das Strengfte 
‚Such die Bollziehungsorgane in 
„Controle nehmen zu lafjen.“ 


‚ b) Bon einem andern Mitglieve wurde proponict: 


„Es möge Se. Königlihe Majeftät 
„allerunterthänigft gebeten werden, 
„für den Ball, daß auf der nächſten 
„Ständeverfammlung noch Fein all 
„gemeines Strafgefegbud) follte vor- 
„gelegt werden können, auf derfelben 
„doch jedenfalls einen Öefegentwurf 


* Ppꝛot. b. I. Ausſchuſſes d. Ke.d. Abg. v. 3. Mai 1843. 


‚zur Abſchneidung der im Strafrechte 

„beſtehenden Hauptcontroverſen und 
Anbbefondere jener hinſichtlich der 
- Materie, vom Rüdfalle allergnäs 

„Bigftvorlegen zulaffen.” 


Nachdem dieſe beiden Münfche einftimmig angenomz 
men worben, wurde die, Gefammtberathung geſchloſſen und 
use; auf Borlefen unterzeichnet. 


u F — a | Fehr. v. Harsdorf. 

PERS NIIT Schr. v. Fuchs. 

——— v. Wening. 

oc ———— Schr, v. Freyberg. 

— — — R Safel. 
a. u. s. | 

—— her — Ausſchuß⸗ Vorſtand 


rd „one. v. d. Tann : I 
ne un ‚Dr. Albrecht, Sekt. 
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erforderlich erklaͤrte geringfte Dauer der Krankheit n oder 
Arbeitdunfähigkeit des Befchädigten wird von einem Monat 
auf ſechzig Tage erhöht. 


HataberA.bie Krankheit oder Nrbeitsunfähige 
keit nicht fechzig, jedoch auch nicht 
fützer als dreiffig Tage gedauert, 
fo ift die Körperverlegung als Ver 
geben zu beftrafen, und zwar 


J mit Gefangniß nicht u nter 


) 


AL 


{ 


"einem Jahr, wenn — ei 
Fegung' oder Mißhandlungnin 


verabredeter Verbindung Mehr? 
erer, oder mittelſt nächtlichen 
Aufpaſſens, oder mit Waffen 


verübt worden iſt, 
mit Gefängniß nicht unter ſechs 


Monaten, wenn die Handlung 
jwat mit Borbebadht begangen 
wurde, jedoch durch feinen der 


"unter Ziff. I. bezeichneten Um— 


fände erfchwert iſt. 


B————— die Krankheit oder Arbleitsunfä- 


higkeit nicht dreiffig, aber auch 
nicht fürger als 8 ae gebauert, 





Atem. 


a ' 





bedacht began— 
sung im Falle 
natlichem big 
Salle Ziff. II. 
8 ſechsmonat— 
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i, welde eine 
ige Krankheit 
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zeylich unter 
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3. 


yer Körperverlegung zum Gefängniß in der Dauer von 
in einem Zwangsarbeitshaus erftehen. — Diefed ift im 


er angegebenen Dauer erfannt werden, jo find bie im 
ſtrafe vorgefchriebenen Schärfungen in Anwendung zu 


hnen, infoferne es ihre körperliche Beichaffenheit geftattet, 
‚ed Strafgefegbuches zu fchärfen. 


4. 


der Körperverlepuntg dürfen gewohnte. Räufer aud) dann, 
des Strafgefegbuches gegeben ift, nach der im Art. 462 
ft genommen werden. | 


des Strafgefegbuches finden bei denfelben hinfichtlich der 
wenn fie wegen Vergehens der Störperverlegung von der 


bftab Lk 
5. 


Der. einfache Diebftahl. (Art. I. der Verordnung über 
die Beftrafung des Diebftahls vom 25. März 1816) ift, 
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I ae: 


Berordnung) foll vorbehaltlich ver im Art. IX. biefer 
Irbeitshaus bis zu ſechs Jahren, wenn der Werth des 
‚tbeitöhaus nicht unter zwei Jahren, wenn er mehr als 


Ueberfteigt der Werth des Entwenveten die Summe von 
:chshundert Gulden, fo fann auf Zuchthaus bis zu zehn 
sahren erfannt werden; — beträgt der Diebftahl nicht mehr 
18 zehn Gulden, jo darf die Strafe bei beſonders mil- 
ernden Umftänden auf Gefaͤngniß, jedoch nicht unter drei 
Monaten — werden. 


Eigenthume der Privaten. 

10. 

| Die Unterfchlagung. anvertrauter Güter (Art, 229, 
230 und 382 Thl. I. des Strafgeſetzbuchs) wird, wenn 
yer Betrag des Unterfchlagenen die Summe von fünfzig 
Gulden überfteigt, als Verbrechen, und wenn er ohne dieſe 
Summe zu überfteigen mehr ald zehn Gulven beträgt, als 
Vergehen nad) Maßgabe der Art. 6, 7 und 8 des — 
waͤrtigen Geſetzes beftraft. 
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niß nicht unter drei Monaten herabſehen. a 


utachten. 
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Vetrugs ergibt, welche 
eine % wiederholender Be— 
Ar feier Betrüger nach 
Orabnden Artikels 43 


a! Ar { . 
197 - os , 
Aommen die allgemei- 
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or I Fahre 4816 findet 
auch 1 Grades (Art. 258 
bis "In bei der Faͤlſchung 
und Anie endlich im Falle 
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en die Obrigkeit. 


Strafgeſetzbuchs) an Wachen, Genvarmen, obrigkeit⸗ 
ft Gewalt an ihrer Perſon ſchuldig macht, iſt zu 


zu vier Jahren — wenn bie Gewalt in verabredeter 
oder mit Waffen ausgeübt worden ift; Be 


inter ſechs Monaten — wenn war Gewalt a der 
inde verübt worben ift. 


ird hiemit aufgehoben. 


en der. Widerfegung (Art, 315 Thl. I. - des: Straf. 
Strafgeſetzbuchs) oder II. durch Schimpfworte oder 

— ſoll im Falle. Ziff. I. mit Gefängniß bis m 
; Wochen — werden. 


Fe 


var fſachen. 
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als Eriminalgericht, 
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fprechung oder Einftellung der Unterfuchung, und 
erfannt werde. 

h nach den vorftehenden Vorfchriften richtet, findet 
jegbuches Feine Anwendung. 


iminalerfenntniffe. 


‚gen eriminalgerichtliche Erfenntniffe erfter Inftanz, 
welche die Unterfuchung wegen mangelnden Bewei- 
eftellt wird (Art. 356 Thl. II. des Strafgefeßbuches) 
en Ball des Art. 391 Thl. II. des Strafgefeb- 

ausgenommen, dem Angefchulvigten, wenn 
jchon früher wegen eines Verbrechens derfelben 
ıg verurtheilt oder nur von der Inſtanz entlaſſen 
iſt, außer der Aqhn gteitodeſchwerde ein weiteres 
ittel nicht zu. 


: Dann zuläflig, wenn fie entweder 1) auf die Un- 
fter Inftanz, oder 2) auf eine der in Nr. 1 u. 2 
schen gegründet ift. 


* 


hungsrichters oder Gerichts können nur an das 
ind auch hier nur in den im Strafgeſetzbuch aus— 





utachten. 


iffe, welche unmittel- 
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4 


felben oder in anderen gefeglichen Borfchriften auf 
aufgehoben, abgeändert oder erläutert worden find, 
vendung. 


ſig) finden nur auf diejenigen Verbrechen und BVer- 
anntmachung des gegenwärtigen Gefeged begangen 


einfchlüfftg) treten, was den Art. 20 betrifft, unbe- 
3 an, hinfichtlich.der Art. 18 und 19 jedoch nur in 
Inftanz erft nach dem Tage diefer Bekanntmachung 


iß zu bringen. 


. Yem hiernach modificirten Gefege wären folgende zwei 
he anzureihen: 

‚Seine Majeftät der König feyen allerunterthä- 
‚u bitten: 

1) durch Errichtung von Kreis» und Lofalbejchäf- 
tigungsanftalten den arbeitöfähigen aber erwerb- 
lofen Individuen Gelegenheit zur Erlangung der 
nothdürftigften Subfiftengmittel zu verfchaffen, und 
ſolche Maßregeln allergnädigft ergreifen zu laſ— 
‚fen, welche dahin führen, daß die aus den Straf: 
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Sntlaffenen, bis fie ei- 
8 gefunden haben, fo- 
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J 


Behandlung der aus 
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Portrag 
des 


lbgeordneten Freyherrn v. Kreß 

(II. Ausſchuſſe der Kammer der Abgeordneten 
über 

1 Befchluß der Kammer der Reichsräthe 


em Antrag des Herrn Reichsrathes 
Grafen von Arco-Balley, 
auf Vorlage eines Wiefen ⸗Polizei⸗-Geſetzes. 


München den 5. Mai 1843. 


jeder Antrag, der die Beförderung der Landes 
beabfichtigt, kann der hohen Kammer nur will. 
ı feyıt. 
Yiefe Tendenz verfolgt der Antrag des Herrn Reichs; 
Grafen von Arco-DBalley, auf Vorlage eines 
-Polizei-Geſetzes. 
die Beſeitigung der Hinderniſſe, welche der Ent— 
ng der Moorgründe, und der Bewäſſerung der 
entgegenftehen, ift der Zwed des Antrages, wels 
llerdings ein höchft beachtungSwerther ift, weil 
er Angabe des Herrn Antragftellers die Grund» 
folcher unfultivirter DOrtfchaften zwei Millionen 


Vortrag d. Abg. Frhrn. v. Kreß ır. 477 


Tagwerk, folglich beinahe die Hälfte des geſammten Wie— 
ſenareals im Königreiche Bayern beträgt, 


Es giebt aber aufferdem noch ein anderes Hemm— 
niß der Wiefenkultur, nämlich: Die Viehweide, indbefon- 
dere die Schafweide. 


Da hierüber ein Antrag jo eben zur Berathung 
vorliegt, fo war Referent zuerft des Dafürhaltens, daß 
beide, gewiffermaffen in Berbindung ftehende Anträge in 
Vereinigung zu bringen feyen, und daß fonach um Vor⸗ 
lage eines allgemeinen Geſetzes, welches die Hinderniſſe 
der Wiefenfultur befeitigen Fünnte, gebeten werden folle, 


Allein da die Vorlage eines Gefehes über Bewäſ— 
ferung und Entwäfferung der Wieſen noch mancherlei 
vorbereitende Erwägungen hinfichtlich der Befeitigung bes 
ftehender Privatrechte der Grenznachbarn, befonders aber _ 
der Mühlen» und anderer Waſſerwerks-Beſitzer erfor- 
dern dürfte, jener Antrag -aber nur die allgemeine Ein: 
führung theilweife ſchon in Wirffamfeit beſtehender ges 
jeglicher Beftimmungen hinfichtlich der offenen Weidezeit 
beabfichtigt, — da ferner mit demfelben auch der Ans 
trag auf Regulirung der Verhältniſſe über den Anbau 
der Brache verbunden ijt, folglich die Wiefenfultur nicht: 
ausfchlieffende Tendenz dedfelben war, da die ungefäunte 
Erledigung eben benannter Gegenftände ein noch drin— 
gendered Bedürfniß ift, und da endlich derfelben erheb- 
liche Anftände nicht entgegenftehen dürften, fo ift Re— 
ferent zu der Meberzeugung gefommen, daß es zweckmäſ— 
figer fey, jeden diefer beiden Anträge in befondere Be— 
tathung zu ziehen, indem es Doch der f. Regierung im— 
merhin unbenommen bleibt, Ddiefelben in Verbindung zu 
bringen, wenn es ihren weifen Erwägungen angemefjen 
erſcheint. 

Beilagen: Band VII. 34 


478 . Vortrag des Abg. Frhrn. v. Kreß ac. 


Den Antrag jelbft betreffend, ift derfelbe jo gründ⸗ 
lich motivirt, daß es überflüffig ſeyn is noch Wei- 
tered beizufügen. 

Die hohe Kammer der Reicherätge hat demjelben 
in folgender Faſſung ihre Zuftimmung ertheilt: 

„Seine Majeftät möchten gerußen, ben 
„Ständen des Reihe, wo möglich noch bei 
„gegenwärtigem Landtage, ein Wiejen- Polizei: 
„Geſetz zur Berathung vorlegen zu laflen.“ 


Aus den oben entwickelten Gründen und in Bes 
ziehung auf feinen Vortrag über die Hut» und Weide: 
techte beantragt Referent die unbedingte Zus 
flimmung. 


s, t. m 


Freiherr v. Kreß, 
Referent. 


Antrag des Reichsrathes Grafen v. Arco» Valley #. 479. 


Hohe Kanimer der Reichs-Raͤthe! 


| Der nachtheilige Einfluß, welchen der Sommer des 

vergangenen Jahres 1842. auf eine groffe Zahl von 
Landwirthen ausgeübt hat, und der im Laufe des heu— 
rigen Jahres, und ſelbſt ſpätet noch fühlbar bleiben wird, 
veranlaßt mich, die Aufmerkſamkeit der hohen Kammer 
auf einen Gegenſtand zu lenken, welcher unſtreitig zu den 
wichtigeren gehört, die das Wohl eines groſſen Theiles 
ber Bevoͤlkerung unſers Vaterlandes begründen. Es iſt 
dieſes der geringe Ertrag der gröſſeren Hälfte der Wie— 
ſenfläche unfere® Landes, und die bei den bermaligen 
Verhältniſſen beſtehende Schwierigkeit, ja Unmeglichteit 
einer weſentlichen Berbefferung derſelben. 

Unter den 4 Millionen Tagwerk Wieſen, welche 
Bayern beſitzt, find 2 Millionen Tagwerke entweder Moore 
oder Haiden. 

on diefen 2 Millionen Tagiverfen würde ‚ohne 
Zweifel eine fehr bedeutende Fläche in Kultur gebracht 
werden fönnen, wenn nicht Hinderniffe verfchiedener Art 
entgegenftünden, welche hemmend auf deren DBerbefferung 
einmwirfen, und die nur durch gefegliche, die Kultur be- 
günftigende Beftimmungen gehoben werden Fünnen. 

Solche Beftimmungen erfcheinen um fo wünfchens- 
werther, als der Landwirt durch die nothivendig gewor= . 
dene Aufmerffamfeit auf die Bewirthſchaftung der Wal—⸗ 
dungen, welche dem Weiden des Viehes in den Höoͤlzern 
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und der Benützung der Waldftreu engere Grenzen jebet, 
(Art. 22 und 23 des Forftpolizeygefeg-Entwurfes) eines 
Erfages bedarf, um feinen Viehſtand vor Verminderung 
zu bewahren. 

Die Nachtheile, welche dutch einen verminderten 
Viehſtand herbeigeführt werden, find im höchſten Grade 
bedeutend und nicht allein von Einfluß für den einzelnen 
Landwirth, fondern auch in nationalsöfonomijcher Bezich- 
ung beachtenswerth. 

Die unausbleiblichen Folgen eines ——— 
Viehſtandes ſind: „Herabkommen des Ackerbaues und be— 
ſchraͤnktere Nachzucht au Nutz- und Zugvieh.“ 

Bayern wird einen groſſen Theil ſeines Grundka— 
pitales verlieren, wenn es in die Nothwendigkeit verſetzt 
würde, ſeinen Viehſtand zu verringern. 

Es erſcheint daher als ein Bedürfniß auf Mittel 
zu denken, den gegründeten Befürchtungen vorzubeugen 
und ich glaube dieſe Mittel in der Verbeſſerung der 
Wieſen und in der Beſeitigung der Kulturs— Hemmungen 
derſelben ſuchen zu müſſen. 

Nachbarländer haben dieſe Verhältniſſe bereits be— 
achtet, und zur Berathung gebracht, wie in Würtemberg 
und Preuſſen geſchah, oder aber in der Wirklichkeit ge⸗ 
ſetzliche Beſtimmungen in Vollzug geſetzt, wie was in Kur- 
hefien erlaffene Gefeg vom 28. Oktober 1834 „die Bes 
jeitigung mehrerer der Verbeſſerung des Aders und Wier 
fenbaues entgegenftehender Hinderniffe betreffend,“ bes 
weiſet. 

Die gröffere Wieſenfläche unſeres Vaterlandes lies 
fert einen ſehr geringen Ertrag, weil dieſelbe entweder 
an zu groſſer Feuchtigkeit, wie bei den Moorwieſen der 
Fall, oder an Mangel an Feuchtigkeit Ind; wie wir 
bei den Haiden Lu 


\ 


auf Vorlage eines Miefens Polizei» Gefeged. A481 _ 


Entwäfferung oder Bewäflerung erfcheint alfo als das 
Mittel zur Verbefferung derfelben und gerade dieſe Ableitung 
oder Zuleitung des Waflers ift es, welche ohne den Erlaß 
von gejeglichen Beftimmungen in den meiften Fällen nicht 
darchgeführt werden fann. 

Die vorhandene Zerftüdelung der MWiefen-Flächen und 
erfchwerte Einigung der Befiger zur Ente und Bewäfferung, 
dann die erfchwerte Wafferbenügung, namentlich die erſchwerte 
Ab⸗ und Zuleitung durch das Grundeigenthum Dritter, dann 
wirklich beftehende oder angemaßte Wafler- und Stau⸗Rechte 
Dritter, namentlich der Müller, find die Haupthinderniffe 
der Durchführung einer wefentlichen Verbeſſerung der Wies 
fen, deren Hebung nur von dem Erlaſſe eines Wiefenpoligeis 
Gefeted erwartet werden Fann. 

Unter Hinweifung auf die Gründe „ welche die Noth⸗ 
wendigkeit des Erlaſſes ſolch geſetzlicher Beſtimmungen dar- 
thun, erlaube ich mir daher den Antrag an die hohe Kammer 
der Reichsräthe zu ſtellen: 
„Seine Königliche Majeftät auf verfaffungs- 
„mäfligen Wege allerunterthänigft zu, bitten, noch 
„in der gegenwärtigen Stände . Berfammlung den 
‚Ständen des Reiches ein WiefenpolizeisGefet zur 
„Berathung vorlegen zu laſſen.“ 

Indem ich meinen Antrag der hohen Kammer zur Würs 

digung empfehle, geharre ich in fchuldiger Ehrfurcht. 


München am 28. Februar 1843. 


Graf Arco-Valley. 
Reicherath, 
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Defcyluf 
der 
Kammer der Neichsräthe 
| über 
den von dem Herrn Neichsrathe Grafen von Arco 
auf Valley geftellten 
Antrag 
auf Borlage eines Wieſen - Polizei - Gefehes. 





Die Kammer der Reichsräthe hat dem Antrage 
auf Borlage eines Wiefen + Polizei z Gefeg - Entwurfes in 
folgender Weife ihre Zuftimmung ertheilt: 
| „Seine Majeftät möchten geruhen, den 

„Ständen des Reichs, wo möglich“ noch bei 
„gegenwärtigem Landtage, ein Wiefen - Polizei: 
„Geſetz zur Berathung vorlegen zu laffen,“ 


Mit ausgezeichneter Hochachtung 


München, den 28. April 1843. 
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Protobkoll. 





München, den 5. Mai 1843. 


Gegenwärtige: 


Herr Abgeordneter, geiftlicher Rath Lechner, 
ald Vorſtand. 
" W Bürgermeiſter von Hagen. 
„on Freiherr von Kreß, 
pP " ® Profeſſor Dr. Harleß. 
"» = VD.r. ad, ald Sefretär. 
Nachdem die heutige allgemeine öffentliche Sigung 
beendigt war, lud der Herr Vorftand des II. Ausfchuf- 
ſes die Mitglieder desſelben zu einer Ausſchuß-Sitzung 
ein. In Folge biefer Einladung verfammelten fich Die 
Dbdengenannten in dem Gitungs- Zimmer, wo Herr 
Abgeordneter Frhr. v. Kreß, ald Referent, über den 
Antrag des Herrn Reichsrathes Grafen Arco-Valley 
über die Erlaffung eines Wiefen : Polizei + Ge- 
ſetzes zur Berathung in der gegenwärtigen Ständes 
Berfammlung 

Vortrag erftattete. 

Der fragliche Antrag, der zuerft an die hohe Kam- 
mer ber Reichsräthe von dem Herrn Antragfteller ges 
bracht worden war, hatte fich von Seite der erften Kam: 
mer der Zuftimmung in folgender Weife zu erfreuen: 

Seine Königlihe Majeftät möchten ge- 
ruhen, den Ständen ded Reichs, wo möglich 
noch bei gegenwärtigem Landtage, ein Wiejen- 
Polizei-Geſetz zur Berathung vorlegen zu laſſen. 
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Der Herr Referent trug nach forgfältiger Entwid- 
lung aller Gründe darauf an: 
dem von der hohen/ Kammer der Reichsräthe be- 
reitö angenommenen Antrag die gleichmäffige un- 
bedingte Zuftimmung zu ertheilen, 
Der Ausfhuß. trat im Wefentlichen dem Antrag 
ded Herrn Referenten, jedoch unter der Modififation, bei: 
| daß, ftatt Wiefen : Polizeir Gefeß, gefest werden 
möge; MWiefen » Kultur » Gefeß, 
weil durch ein bloffed Polizei» Gefeg über Privatrechte 
nicht Beftimmung getroffen werden Fann, 


Lechner. 

Hagen. 

v. Kreß. | 

Dr. Harleß. 

Dr, Ga €, ale Sekretär, 


Beilage LXV. 





Geſetzes :Entwurfi 


Die Uebernahme einer Zinfen-Gewährfchaft für die 
Ludwigshafen - Berbacher Eifenbahn betreffend. 





Seine Majeftät der König haben, nach Ver: 
nehmung Allerhöchft Ihres Staatsrathd und mit Beirath 
und Zuftimmung Allerhöchſt Ihrer Lieben und Getreuen, 
der Stände ded Reiche, beſchloſſen und verordnen, was 
folgt: 

—I— 

Die k. Staats-⸗Schuldentilgungs-Kommiſſion iſt ers 
mächtiget, die Gewährleiſtung eines jährlichen Zins-Er- 
trages von höchſtens Vier vom Hundert aus dem 
Bau- und Einrichtungs-Kapital der durch einen Aktien— 
Berein zu erbauenden Eijenbahn von Ludwigshafen nach 
Bexbach, vom Tage der Vollendung und Eröffnung die; 
fer Bahn gerechnet, auf fünf und zwanzig Jahre 
zu übernehmen, wogegen jedenfall nach Neun und Neun 
sig Jahren, von demjelben Tage gerechnet, die Bahn 
unentgeldlih dem Staate heimzufallen hat, 


Yrt U 


Die Mittel zu dem Art. I. bezeichneten Zwecke 
werden im Falle und nach Maaß des Bedarfs während 
der V. Finanzperiode aus den für Eifenbahn» Bauten 
budgetmäffig gegebenen Fonds gefchöpft, und der nad 
Art. DIL des Gelege vom , Le 
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„die Aufnahme eines Anlehens zur Dedung der 
Koften des Eifenbahn»Baued von der Reichs: 
grenze bei Hof bis Lindau betr.“ 


gebildeten befonderen Kaffe überwiefen. 


Für die fpäteren Finangperioden werden diefe Mit 
tel durch das betreffende Budget beftimmt. 


Art. I. 


Das Minifterium des Innern und das Finanz-Mi- 
nifterium find mit dem Vollzuge ded gegenwärtigen Ges 
ſetzes beauftragt, 


Gegeben München . . 
’ I | 


Für den Entwurf: 


v. Abel. Graf v. Seinsheim. 





——— 


dem Gefe ve » Entwurf, 


vie Uebernahme einer Zinfengarantie für die Ludwigehafen⸗ 
Bexbacher⸗Eiſenbahn betreffend. 





Unter den verſchiedenen Gebietstheilen Bayerns, 
welche bei dem Umſchwunge des Verkehrs durch den Be— 
trieb der Eiſenbahnen vorzugsweiſe betheiligt ſind, nimmt 
der Regierungsbezirk der Pfalz eine wichtige Stelle ein, 

Reich. an Boden, Srüchten aller Art, an Torft-, 
Berg- und Hüttenproduften, an Erzeugnifl en mancher 
Zweige der, Gewerb3: Induftrie, von einer Dichten und, 
fleiffigen. Bevölferung (5,515. Seelen auf der D Meile) 
bewohnt, — umgeben eben fo von. volfteichen, in Hans 
del. und Betriebfamfeit voranftrebenden Nachbarftaaten 
fühlt der pfaͤlziſche Kreis. ſchon ſeit Jahren. das Bedürf— 
niß. einer Eifenbahn-Berbindung, um. nicht hinter den ums 
gebenden Landen zurüdzubleiben, 

Die. Anlage, einer Eifenbahn in der ſtaatswirth— 
ſchaftlich und Fommerziel wichtigften Richtung, nämfich vom 
öftlichen nach dem weitlichen Theile der Pfalz, d. h. vom 
Rheine nach, der Saar, und der. preuffifchen, Grenze, er 
ſchien für, Die, Befriedigung. diefes Bedürfnifies ald das 
erfte und nächfte Erforderniß. 

Bexeits im Jahre 1836. war. ber Plan gefaßt wor⸗ 
ben, von. Saarbrücken aus durch die Pfalz. eine Eiſen— 
bahn nach der. Rheinfchanze, jebt. Ludwigshafen zu 
erbauen, und es bildete fich für diefen Zwech beziehungs⸗ 
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weiſe für eine Eifenbahn auf bayerifchem Gebiete von - 


der Rheinſchange nach Berbach eine anonyme oder As 
tiengefellfchaft. 

Seine Majeftät ber König, die hohe Bedeutung 
dieſes Unternehmens für das Wohl der Pfalz erfennend, 
und der Förderung deſſelben Allerhöchft Ihre landes— 
väterliche Fürſorge unausgefegt zumendend, geruhten am 
19. April 1838 den Satzungen dieſer Gefellfchaft die al 
Ierhöchfte Genehmigung zu ertheilen, 
| Der zum Bahnbaue veranfchlagte Bedarf von 
5,428,000 fl. wurde durch die Aftienzeichnung alsbald 
vollſtändig gededt; gleichwohl verzögerte fih die Aus: 
führung, weil ein Theil der Aftionäre mit einem Aftiens 
' betrage von 1,800,000 fl. in Folge nachtheiliger Aus: 
ftreuumgen Ununterrichteter oder der Sache feindlich Ge— 
finnter von dem Unternehmen bald wieder ‘zurüdtrat, 

Das faft gleichzeitige Eintreten allgemeinen Mip- 
trauend gegen Eifenbahnunternehmungen durch Aktienges 
fellfchaften überhaupt, und das gänzliche Sinfen des 
Muthes zu merkantiien Spekulationen diefer Art, — 


obwohl in diefem Grade eben fo unzureichend motivirt, 


als die vorher bis zum Schwindel gefteigerte Leidenfchaft 
für Aftiengefchäfte äuſſerten auch hier ihren ftörenden 
Einfluß. . 

Gleichwohl blieb das Vertrauen der’ perfünlichen 
Mehrheit der Aktionäre unerfchüttert, und bewahrte bisher 
die Gefellfchaft vor der Auflöfung. 

Noch beftehen aber die Folgen jener nachtheifigen 
Rückwirkung theilweife fort und um das erforderliche Bau- 
fapital durch Privat »Aftienbetheiligung vollftändig zu 
deden, bedarf ed einer neuen wirffamen Belebung des 
gefunfenen Muthes um jo mehr, ald der dermalige Baus 
bedarf die fchon im Jahre 1838 angefertigten Koftenan: 
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ſchläge in Folge der ſeither vielfach veränderten Verhält— 
niffe wohl überfteigen und eine Summe im mindeften zwis 
[hen 6 — 7 Millionen in Anfpruch nehmen dürfte. 

Die Bahngefelichaft und der Landrath der Pfalz 
haben daher die Verficherung einer vierprocentigen Zins 
rente für die Aktionäre auf die Dauer von 25 Jahren 
von Ceite der Regierung in Anfpruch genommen. 

In der zur Berathung dieſes Gegenftandes ftattges 
habten aufjerordentlichen Sitzung vom 20. Auguft 1841 
hat ſich der Landrath folgendermaſſen ausgeſprochen: 

„Wie feine, Seiner Königlichen Mas | 
„jeſtät fchon mehrfach in früheren Protokollen 
„vargebrachten Wünſche beurfunden, hat der 
„Landrath die hohe Bedeutfamfeit der Sache 
„längſt erfannt, und ift von der tief eingreis 

fenden Nüplichkeit, ja Nothwendigkeit der Ers 
„richtung diefes Verfehrs-Mitteld für den Kreis 
„seit überzeugt, Nur wenige Eijenbahn-Unter- 
„nehmungen in Teutfchland verfprechen aller 
„Vorausſicht nach einen glängenderen Erfolg. 

„Die jüngfte Zeit belehrt fchon, daß ‚die Ber 
„rechnung der Ertragsfähigfeit der Bahn, auf 
„welche der Bau urfprünglich geftügt worden, 
„unter der unzweifelhaften Wirklichkeit ftehe. 
„Sicherlich wird die Pfalz durch die Erbauung 
„der Rheinfchang » Berbacher » Eifenbahn einen 
„groflen Länderverfehr. in ſich aufnehmen, wels 
„Her von unberechenbarer Einwirfung auf feis 
„nen Wohlftand zu feyn verfpricht. Der Auge 
„taufch der Produkte und Fabrikate im Ins 
„mern ded Kreiſes wird in hohem Maße ers 
„leichtert werden, und durch die Bahn der Pros 
„duktions⸗Ueberfluß, gleichzeitig aber auch die 
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„reiche Ausbeute der an der weftlichen Grenze 
„des Kreiſes gelegenen Aerarial-Kohlengruben 
„einen eben jo bequemen als wohlfeilen Abfap- 
‘weg nach Auffen finden. 

„So unverkennbar die Vortheile der Erbau- 
„ung; fo verhängnißvol und bedrohlich find Die 
„Nachtheile der Nichterbauung oder auch nur der 
„Bauverzögerung, da zu befürchten fteht, daß 
„ein ähnliches Unternehmen in den Nachbarlän— 
„dern, das allen Verkehr von der Pfalz ab- 
„ſchneidet, ſich bald verwirkliche.“ 

Mit dem Landrathe und mit fämmtlichen zuſtändi— 
gen Behörden des Kreifes theilen alle Perſonen, wels 
chen hierin ein unbefangenes fachkundiged Urtheil beiges 
meffen werden darf, Die Ueberzeugung nicht nur von 
der hohen Nüslichkeit ja Unentbehrlichkeit der pfälzifchen 
Gifenbahn, fondern auch von der Nothivendigfeit, das 
Unternehmen unverweilt zu beginnen. ben fo entfchie; 
den fteht aber auch die Ueberzeugung feſt, daß die Ges 
felfchaft in ihrer bisherigen Lage und mit den ihr zu 
Gebote: ftehenden Mitteln das Werk nicht auszuführen 
vermöge, und daß die erforderliche DVervollftändigung, 
beziehungsweife Erneuerung der Aftienzeichnung durch 
die Gewähr einer viexprozentigen Verzinſung 
von Seite des Staates bedingt ſey. 

Seine Majeftät der König haben daher, um 
diefes hochwichtige Unternehmen zum gedeiplichen Ziele 
zu führen, Allerhöchft Si) bewogen gefunden, für Diefen 
Zweck einen Gefeged-Entwurf der Berathung und Zur 
ftimmung der Stände des Reichs übergeben zu Taffen. 

Inhaltlich dieſes Gejeg-Entwurfes foll die Fönigliche 
Staatsfchulden-Tilgungs-Anftalt ermächtigt werden, einen 
jährfichen Zinfenertrag von höchftens vier Procenten aus 
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dem Bau: und Einrichtungskapital der durch einen Al⸗ 
tienverein zu erbauendeh Eifenbahn von Ludwigsha- 
fen bis Berbach, — für einen Zeitraum von 25 
Jahren vom Tage der Eröffnung der vollendeten Bahn 
gerechnet, zu gewährleiften, wogegen jedenfalls, beit be— 
seits feftftehenden Sagungsbeflimmungen gemäß, nad 
Ablauf der Konzeffionddauer von 99 Jahren von dem- 
felben Tage gerechnet, die Bahn dem Staate unentgeltlich 
heimfällt. 

Zur näheren Begründung dieſes Gejeg-Borjchlages 
und inöbefondere zur Nachweilung der wohlbegründeten 
Ausficht auf eine entfprechende Bahn⸗Erträgniß werden 
nachftehende Erläuterungen beigefügt. 

Die Ausbeute der reichhaltigen Gteinfohlengruben _ 
des GSaargebietes fucht und findet ihren Abfag in der 
Pfalz und durch diefe tranfitirend in den Nachbarlän- 
dern auf dem rechten Rheinufer, wo eine blühende Ins 
duftrie der Kohlens Zufuhr in fortwährend fteigendem 
Maße bedarf. — 

Diefe Steinfohlen-Verführung war, wenn auch nicht 
Die ausſchließliche Beranlaffung des Unternehmens, doch 
das Hauptmoment, welches bei Berechnung des Ertrages 
in Anſchlag gebracht wurde; da je. leichter und wohl 
feiler der Transport — um fo gröffer auch die Nach⸗ 
frage und der Verbrauch der Steinfohlen und daher auch 
die yon dem Kohlentransporte fiher zu erwartende Bahn- 
rente feyn wird; befonders da bei wohlfeilem Trans⸗ 
porte die Stellung äufferft mäfjiger Verkaufs⸗Preiſe mög- 
Jich werden wird. 

Genaue Berechnungen über die Bau: und Einrich- 
tungs⸗Koſten diefer Bahn, mit einer Länge von etwa 22 
Stunden, dann über den Betriebdaufwand und den zu 
hoffenden Grtrag, welche: von tüchtigen Technilern mit 
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Berückſichtigung aller Terrainverhältniſſe, Material» und 
Arbeitspreife, dann’ des Perſonen- und WaarensBerfehrs 
auf der projectirten Eijenbahnlinie i. 3.1839 gepflog- 
en wurden, ließen von dem auf 54 Million angefchlag- 
enen Bau-Sapital mit Annahme eines jährlichen Kohlen-, 
Stein-, Holz: 20.» Transporte von 1,075,000 Zentner 
à 15 fr. pr. Zentner, dann eines Kaufmannsgüter-Trands 


portes von 277,600 Zentner A 30 fr, pr. Zentner umd 


eines Perſonen-Verkehrs von 26,600 KReifenden ſchon 
damals eine reine jährliche Rente von mindeftend 
fünf Procenten mit Sicherheit erwarten, — 

Sollte nun auch in Folge mittlerweile eingetretener, 
durch die Wohlfeilheit anderer Artikel, 3. B. der Bahn 
fehienen, oder durch die Fortfchritte der Technik nicht 


auszugleichende Steigerung der Preije einzelner Bedarfs 


Artikel und der Arbeitd-Xöhnungen eine Erhöhung des 
zur Herftellung der Bahn und ihrer Attribute erforderlichen 
Kapitald auf 7, ja auf 8 Millionen Gulden, mit Rüd- 
fiht auf allenfallfige Verzinfung der Aftien, während der 
Bauperiode und bis zur Eröffnung der Bahn, nicht zu 
umgehen feyn, fo wäre gleichwohl eine fichere Rente von 
mindeftend vier Procent auch aus diefem Anlagefapital 
durch unzweifelhafte, zum Theil offenfundige Thatjachen 
verbürgt, Dabei ift insbefondere zu bemerfen, daß bie 
Bahn einen nicht blos ürtlichen und partifulären Cha 
rafter behauptet, fondern ein Verbindungsglied mit den 
Bahnfyftemen des Auslandes bilden wird; insbeſondere 
durch den Anjchluß an die bereits in Ausführung fich 
ende badijche Staatsbahn von Mannheim bis Bafel und 
ebenfo an die vertragsmäjfig — Main⸗Neckarbahn 
über Darmftadt nad) Frankfurt zur Anknüpfung an die 
von da nördlich oder nordweftlich ziehenden Bahnen. — 

Wie glänzend aber auch die Ausfichten find, wels 
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che fih in naher Zufunft fchon der pfälzifchen Eifen- 
bahn eröffnen, fo ift es gleichwohl Pflicht bei der Frage 
über die. Zinfen-Garantie von Seite des Staates zus 
nächſt nur die bereits gegebenen pofitiven Verhältniſſe, 
insbeſondere den, der Bahn im Lande ſelbſt geſicherten 
Verkehr in das Auge zu faſſen. 

Nach den neueſten Erhebungen wurden allein im 
Jahre 1844 (in einer Zunahme von 50 Procent feit 
1838) von den bgyerifchen Steinfohlengruben bei Gt. 
Ingbert und Mittelberbady 1,122,540 Zentner verfauft 
und von den nahen preuflifchen Steinfohlengruben famen 
90,000. Zugpferde zu 15 Zentner Kohlenlaft fohin 
1,350,000 3Zentner in die Pfalz, 

Don diefen zufammen circa 2,500,000 Zentnern 
Steinfohlen gingen nach Abrechnung von’ 500,000 
Zentnern, welche im der Nähe von St. Ingbert und nach 
Frankreich verkauft wurden, 2 Millionen in und durch 
die Pfalz und würden wegen des wohlfeilen Transportes 
der Eifenbahn zugefallen jeyn, welche danon folgenden 
Ertrag gehabt hätte: 

1) für 2 Millionen Zentner von 

Berbah nad Kaiferslautern ä 

6 fr. per Zentner 200,000 fl. 
2) für 14 Millionen Zentner von 

Kaiferdlautern weiter bi8 Neu: 

ſtadt & 6 fr. per Zentner 150,000 fl. 
3) für 500,000 Zentner von Neu: 

ftadt bid Ludwigshafen a 3 fr, 

. per Zentner 50,000 |. 
Summe 400,000 fl. 
fo daß, wenn nur der damalige Kohlentrgndport in An— 
fchlag gebracht wird, und die Betriebsausgaben nach 
Dem Durchfchnitte der Erfahrung zu 50 — des Er⸗ 
Beilagen» Band VII, 
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trags oder hier zu 200,000 fl. jährlich in Rechnung 
fonfmen, immerhin vier Procent Rente aus dem 
Marimum des Baufapitald übrig blieben, 

Aber auch die Hoffnung der Erhöhung dieſes Er- 
trages ift nicht auf Luftgebilde gegründet, fondern ftügt 
fich auf folgende auch fchon von dem Verwaltungs-Rathe 
der Bahngefellichaft veröffentlichte Momente, 

Wenn nach Vollendung der Eifenbahn jede Quan⸗ 
tum und jede Qualität Gteinfohlen, jo wie fie aus den 
‚ Gruben fommen und ebenfo jede Duantität von Coaks 
bezogen, und mindeſtens um 12 fr. per Zentner billiger 
als bisher nach Ludwigshafen an den Rhein transpor- 
tirt werden fünnen, fo ‘wird fich wohl jeder Induſtrie— 
zweig, der der Brennmaterialien bedarf, auf Kohlen ein- 
richten, und ed. darf dann nach den Berhältniffen obiger 
Zunahme von 1838 bis 1842 eine höchft beträchtliche 
Vermehrung der KohlensKonfumtion mit Sicherheit an- 
genommen werden. — 

Betrüge diefe Vermehrung des bisherigen Trans 
ported nut 50 PBrocent, jo würden 44 Millionen Zent: 
ner Steinfohlen zu 16 fr. per Zentner eine Fracht ab- 
werfen von 1,200,000 fl. 

Schlägt man hiezu den Transport der MWaaren, 
welche die Eifens, Stahl und Blechwerfe in der Saar: 
brüder:Gegend mit ihren Alaun und Glashütten, einfchließs 
lich de3 bedeutenden Getreidehandels, der Bahn um den 
geringen Preis von. 20 fr, per Zentner überlaffen kön— 
nen, auf 800,000 Zentner an, fo ergibt fich eim meis 
tered Erträgniß von 266,666 fl. 40 fr. oder in run 
der Summe von 270,000 fl. 

—Duurch die in Ausficht ftehende Herftellung der Bahn 
von Saarbrüden nach Mes und. Paris, würde derfelben 
ein fehr bedeutender Perfonenverfeht zugewendet werben, 
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— Ein niedriger Voranſchlag von 130,000 Perſonen 
per Jahr zu 1 fl. 30 fr. begründet einen Ertrag von 
195,000 fl. 


Der übrige Transport von inländiichen PBroduften: 
Holz, Steinen, Salz, Kolonials und Manufaktur-Waaren 
und der aus Frankreich nach dem Mittelrhein verführt 
werdenden Kolli im niedrigen Maßftabe angefchlagen zu 
450,000 Zentner & 20 fr, per Zentner 
gibt ein Erträgniß von 150,000 fl. 


Alſo Gefammt-Brutto-Einnahme 1,815,000 fl. 
Werden dann die Betriebskoften felbft 


zu 60 Brocent als dem Marimum dies 
fer Koften bei andern Bahnen, fohin 


mit einem Betrage von 1,089,000 fl 
berechnet und abgezugen, fo ergibt fich 
ein reiner Ertrag von 726,000 fl. 


oder mehr als 9 Procent des im höchften Betrage von 
acht Millionen angenonmenen Baufapitals, 


Für den Staat find aufferdem die Vortheile in Be: 
tracht zu ziehen, welche daraus hervorgehen, daß die 
Ausgabe von jährlich nahe zu 50,000 fi. für die Un- 
terhaltung der Staatöftraffe von Homburg nach Kaijers- 
fautern und für die Straffe von Zweibrüden nach Landau 
mit der Herftellung der Eiſenbahn beträchtlich ſich vermin- 
dern würde; ferner, daß die Nerarial-Wald- und Berg- 
sProdufte, zugleih mit Schonung des vordern Aera— 
rial-Waldbefiges in dev Pfalz, leichter und. gewinnvoller 
verwerthet werden können; endlich daß die blühende pfälz— 
ifche Induſtrie mit diefer neuen Belebung des innern 
Berfehrs auf eine noch höhere Stufe gehoben, und ber 
Rational» Wohlftand. bedeutend gefteigert würde. 

35% 
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Diefe Erörterungen möchten wohl geeignet ſeyn, 
jede Beforgniß vor finanziellen Nachtheilen zu befeitigen, 
welche mit der eventuellen Zinfengewähr verbunden feyn 
fönnten, Diefe effektive Zubufle fann im jchlimmften 
Falle eine verhältuigmäffig nur unbeträchtliche ſeyn, Die 
dann als ein der Förderung der Induftrie und den ftaatd- 
wirthfchaftlichen Zweden gebrachtes Opfer ald eine Ge: 
werbsunterftügung in gröfferen Maßftabe zu betrachten 
und mit den Vortheilen zu fompenfiren wäre, welche indireft 
dem Finanzärar und der Gefammtheit aus der Vermehr— 
ung der Dominifal: Einfünfte, der Erhöhung des öffent: 
lichen Wohlftandes und ded Werthes des Grundbefiges, 
aus der vermehrten und vervielfältigten Gewerb3-Thätig- 
feit in den von der Bahn durchjogenen Gegenden der 

Pfalz nothwendig erwachfen. 

Indem Seine Majeftät der König Den auf 
diefen Erwägungen beruhenden Gejeg-Entwurf an Aller- 
höchft Ihre Lieben und Getreuen, die Stände des Reichs, 
und zwar zunähft an die Kammer der Abgeordneten, 
durch die unterzeichneten Minifter gelangen laffen, näh— 
ren Allerhöchftdiefelben das Bertrauen, daß unter der 
ftändifchen Mitwirfuug ein Werk zu Stande Fommen 
werde, welches in fo manchen Beziehungen für das öf- 
fentlihe Wohl von der höchften Bedeutfamfeit ift, 


| München den... . Mai 1843, 


von Abel. Graf von Seinsheim. 


Beilage LXVI, 


.Bortrag. 
| des | 
Abgeordneten Dr. Albrecht 
Namens des I. Ausfchuffes: 
über 


den Antrag des Herren Reichſsraths Frhrn. von Stauffen- 
berg, „die Berufungsfumme in bürgerlichen Nechtöftreitigs 
feiten betr.‘ 


Johann Bhilipp Freiherr Groß von Trodau 
beziehungsweije der erblihe Herr Reichsrath Freiherr 
Schenf von Stauffenberg Hatten unterm 19, 
Januar 5, 3. bei der Kammer der Reichsräthe den. dem 
gegenwärtigen Bortrag ald Beilage angefügten Antrag 
eingebracht, welcher im Allgemeinen 1) die Gfleichftellung 
fämmtlicher dießrheinifcher Gebietstheile Bayernd in Be— 
rechnung der Appellationsjfumme bei Berufungen wider 
untergerichtliche Beſcheide, 2) die Aufhebung der Ap« 
pellationsfumme bei Streitigfeiten über f. g. jura incorpo- 
ralia bezielt. Diefer Doppelantrag ift, jedoch in modificirtet 
Faflung, von der gedachten erften Kammer kraft Bes 
fchluffes vom 22. Februar 5. J. genehmiget und hier: 
nach Der Dieffeitigen Kammer zur gleichfallfigen Berath” 


ung zugeſchloſſen worden, 
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* Nach den beiden Kapiteln, in welche derſelbe zer- 
fällt, fol er auch in dem, gegenwärtigen Vortrage zu— 
nächft in zwei Abtheilungen behandelt werben, welchen 
fih noch eine dritte zur Erwägung - einiger formaler 
Punkte anfchlieffen wird. 


Hinfichtlich des erften Antragskapitels — der Gleich: 
ftellung der dießrheinifchen Gebietötheile in Berechnung 
der Appellationsfumme bei Berufungen wider Unterges 
richtöbefcheide — ift vor Allem an den Standpunft des 
dermalen giltigen Rechts zurüczuerinnern. Jenach— 
dem das Gericht erfter Snftanz, wider deffen - Befcheid 
die Berufung ergriffen wird, entiveder privilegii modo 
ein Mittelgericht, oder ordentlicher Weife ein Un— 
tergericht ift, ift die Berufungsfumme d. h. der 
Werth des Streitobjekts, welcher zu einer Appellation 
berechtiget, verfchiedentlich beftimmt. In dem erftern 
Falle beträgt fie nach der Verordnung vom 16. Auguft 
1779 einhundert Gulden, wober zugleich Fraft der Ver: 
ordnung vom 28. November 1803 feftfteht, daß im 
MWürzburgifchen und Bambergifchen der Gulden nach der 
fränfifchen, in den übrigen \dießrheinifchen Gebietstheilen 
aber nach der (geringern) rheinifchen Währung anzu— 
fchlagen if, In dem andern Falle dagegen ift Die 
Berufungsfumme Ffraft der PBrozeßnovelle vem 17. Nos 
vember 1837 auf fünfzig Gulden feftgeftelt, ohne daß 
dabei ausdrüdlich feitgefegt worden wäre, ob der Gul— 
den Auch hier wie jenes Falls in den verfchiedenen Ge- 
bietötheilen nach. verfchiedenen Währungen oder allent; 
halben gleichmäffig nach der rheinifchen zu berechnen ſey. 

Don den bezeichneten beiden Fällen ift es nun 
fediglich der letztere allein, welcher ven Gegenftand des 
in Stage stehenden Antragsfapiteld bildet, Bald nach 
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dem Erfcheinen der Novelle vom Jahre 1837 nämlich 
hatten fich .in der Anwendung Zweifel darüber erhoben, 
ob bei Appellationen wider Untergerichtsbefcheide Die 
nunmehr dafür abjolut auf fünfzig Gulden feftgefeßte 
Berufungsfummge im Würzburgifchen und Bambergifchen 
ebenfo wie Früher der allegirten Verordnung von 1803 
gemäß nach der fränfifchen Guldenwährung zu berechnen 
fey, oder wie in den übrigen "Gebietätheilen nach ber 
rheinifchen? Der Unterfchied kann nicht unbedeutend 
genannt werden, da jene Berufungsfumme nach der 
fränfifchen Währung berechnet um 12 fl. 30 fr. rhein. 
mehr entziffert. - Die angeregten Zweifel führten auch 
wirklich zu einer verfchiedenartigen PBraris, indem die - 
Gerichte im Unterfranfen und Ajchaffenburgifchen fich für 
die fränfifche, im Bambergifchen dagegen für die. rheinis 
ſche Guldenwährung entfchieden, welcher Ungleich« 
heit indeffen zulegt durch ein nach dem Gutachten des 
oberften Gerichtshofs erlaffenes Yuftizminifteriafrefeript 
vom 31. Mai 1839 (abgedrudt im Beil, Bd. II. der 
1. Kammer der dießjährigen Ständeverfammlung ©. 369 
bis 374) gefteuert wurde, indem ſich daffelbe für die 
fraglichen Gebietstheile zu Gunften der fränfifchen 
Währung ausſprach. Da nun hiernacdh Die Prozeßfüh⸗ 
renden im Würzburgiſchen und Bambergiſchen im Vers 
hältniß zu jenen in den übrigen dießrheiniſchen Gebiets⸗ 
theilen in offenbarem Nachtheile ſtehen, ſo iſt dießfalls 
von Seiten des Herrn Antragſtellers die Bitte formulirt 
worden, — die Stände möchten bei Seiner Königlichen 
Majeſtaͤt beantragen: 
„daß ausgeſprochen werde, die Be— 
„rufungsſumme zur zweiten Inſtanz 
„betrage für alle Theile des König— 
„reichs fünfzig Gulden rheiniſch.“ 
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Nur wie im Vorübergehen will Referent zur Bes 
richtigung dieſes Petitumd bemerken, daß erftend, wenn 
auch darin überhaupt von der Berufungsfumme „zur 
zweiten Inſtanz“ die Rede ift, daſſelbe fich Doch 
nur auf den zweiten der oben’ unterfgiedenen beiden 
Fälle, nämlich nur auf den Fall befchräfft, wenn wi— 
der einen Befcheid eines Untergerichts, nicht aber wider 
einen erftinftanziellen Ausfpruch eined Mittelgerichts ap- 
pellirt wird, indem das’ Petitum ja nur von der Be: 
rufungsfumme pr. 50 fl, fpricht. Zweitens ift zu erin— 
nern, daß die Worte „für alle Theile des König 
reichs“ nur von den dießrheinifchen Kreifen verftanden 
werden Fünnen, indem die in Frage geftellte Prozeßno— 
velle von 1837 wie dad Prozeßrecht überhaupt, auf 
welche3 dieſelbe gebaut ift, auf die Pfalz Feine An- 
wendung hat. 


Soll nun das Ziel, welches hiernach dem Antrage 
geſetzt ift, erreicht werden, fo wäre Dazu der in den Mo- 
tiven defjelben bezeichnete Weg einer authentifchen 
Interpretation des beftehenden Geſetzes wohl nicht 
als der geeignete zu befinden. Denn eine authentifche 
Interpretation als folche kann den unbeftreitbaren Er: 
gebniffen der doftrinellen nicht widerfprechen, nach der 
legtern aber unterliegt ed feinem ‚gegründeten Zweifel, 
daß Das zu_erflärende Gefeg, nämlich der $. 57 der 
Novelle von 1837, welcher die vorgedachte Berufungs— 
fumme feftfegt, nur in dem Sinne zu nehmen ſey, wie 
ed in dem allegirten Minifterialreferipte aufgefaßt worden 
ift, daß nämlich im Würzbürgifchen und Bambergijchen 
der fränkifche „Berufungsgulden zu gelten habe, Zwar 
läffet fi für dieſe Abficht der Gefeggebung vom Jahre 
1837 in den dießfälligen ftändifchen Verhandlungen jo- 
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wenig ald in dem Geſetze felbft ein direktes Zeugniß ans 
treffen, allein U8 mittelbar erwiefen müffen wir fie gelten 
laffen, fobald fich zeigt, daß es bei den damaligen Bes 
ftimmungen über die Appellationsfumme überhaupt auf Er: 
höhung und nicht auf eine Minderung derfelben angelegt 
gewejen ſey; denn fobald dieſes dargethan werden kann, 
ift die Möglichkeit, eine Ausfchlieffung des vorbeftandenen 
MWährungsunterfchieded und eine gleichmäffige Annahme 
der rheinifchen Guldenwährung in allen dießrheinifchen 
Gebietötheifen für die fragliche Berufungsfumme zu 
fupponiren, von jelbft hinweggefallen, weil. durch die all» 
gemeine Einführung der Rheinerwährung die Appellationd> 
fumme im Würzburgifchen und Bambergifchen, wo fie 
fehon ehedem zu dem Betrag von 50 fl. fränfifch d. i. 
62 fl. 30 fr. rheinifch beftanden, anftatt erhöhet um den 
Betrag von 12fl. 30 fr. rheinifch geradezu würde ver; 
mindert worden feyn. In der That ift nun aber die Ab- 
ficht, die Berufungsfumme zu fteigern,. fehon in den Res 
gierungsmotiven zu dem dießfälligen Gefjegentwurf — 
©. 95 de Beil. Bdos. IT der Verhandlungen der Kams 
mer der Abgeordneten — Far ausgefprochen, indem es 
dortfelbft heißt: „Die Erhöhung der (Berufungs-) 
„Summen, wie fie bis jeßt gefetlich beftimmt 
„find, ift ohne Zweifel eines der nothwen- 
„digften Mittel, der Allerhöchften Intention 
„Seiner Königlichen Majeftät zu entſprechen.“ 
(Vergl. S. 99 dajelbft und ©. 217 _und 218 des 
VI Beil. Bd8.) Desgleichen bewährt fich jene Abficht 
durch den Geſetzentwurf felbft, indem darin die fragliche 
Berufungsfumme nur für, Sachen des mündlichen Ber: 
hörs auf 50, für alle übrigen Gtreitigfeiten aber gar 
auf 10Mfl. beantragt war (©. 155 $ 57 lit. a. ibid.) 
Ebenfo lag jene Erhöhung auch in der Abficht der Stände, 
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und wenn ſchon Diefelben auf die Steigerung bis zu 
100 fl. nicht eingingen, fo befchränfte fich ihre dießfaͤl— 
lige Differenz mit: der Regierung doch nur auf das Maß 
der Erhöhung, ohne der lehtern ſelbſt und überhaupt 
entgegenzutreten oder gar eine Minderung herbeiführen 
zu wollen, was fie auch faktifch dadurch bewährten, daß 
fie mindeftend 50 fl. als die nunmehrige abfolute Bes 
rufungsfumme annahmen, während ehedem der Ober— 
-richter, wenigftens aufferhalb der ehemaligen Fürftenthü- 
mer Würzburg und Bamberg, gemäß der Verordnung vom 
11. Februar 1811 aus erheblichen Gründen auch eine 
Appellation unter jenem Betrag hatte annehmen dürfen. 
(Beil. Bd. VI eit. S. 107 — 109.) Bei diefer ganz 
offenbar auf die Erhöhung und gegen jede Minderung 
der vormaligen Berufungsfumme gerichteten Intention Fann 
in dem gefelichen Ausdruf des $ 57 der Novelle von 
1837, welcher fchlechtweg von 50 fl: fpricht, der Gulden 
um fo weniger abfolut für den rheinifchen angenommen 
werden, als in den Regierungspropofitionen wie in den 
ftändifchen Verhandlungen überhaupt nur von einer Er— 
höhung der Zahl der Gulden, nirgends aber von einer 
Veränderung des frühern Zuftandes hinfichtlich der ua; 
lität des Guldens die Rede war, Lebtere aber noth: 
wendig hätte mit ind Auge gefaßt werden müffen, da 
auf dem damaligen Stanbpunfte eine Dualitätsverfchies 
denheit praftifch beftand. Hätte diefelbe aufgehoben wer: 
den wollen, fo hätte dieß auch in dem Geſetze felbft aus— 
gedrückt, es hätte die rheinifche Währung ebenfo befon- 
ders namhaft gemacht werden müffen, wie man dieß in 
dem jüngftvorhergegangenen einfchlagenden Geſetze — 
nämlich in dem Landtagsabjchied vom Jahre 1831 Ziff. 
III. 8., wo die Berufungsſumme für die dritte Inftanz 
neu regulirt worden, — für nothwendig befunden und 
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wirklich ausgeführt hatte, Gerade daran aber, daß fols 
ches bei dem Geſetze von 1837 nicht gefchah,. müffen 
wir einen neuen. Beweis dafür: erfennen, daß man 'für 
die zweite Inftanz den Währungsunterfchied belaffen wollte, 
wie er hiefür noch in Geltung war, und für Berufungen 
gegen erftinftanziele Beſcheide der Mittelgerichte auch 
noch dermal fogar völlig unangefochten gilt. Allerdings 
hätte die Gefeßgebung von 1837 dieſe Belaffung des 
Unterjchiedes auch in pofitiver MWeife ausdrüden fünnen ; 
allein folcher ausdrüdliche Beifag war, da er nichts 
neues feftgefegt hätte, nicht nur nicht nothwendig, fon» 
dern er wäre fogar ungeeignet gewejen, da die Novelle 
son 1837 ja überhaupt und ihrer ganzen Beftimmung 
nach nur ein finguläre8 Gorrectivgefeg ſeyn follte, und - 
. überdieß noch zu allem Ueberfluß in ihrem $ 115 rüds 
fichtlich aller von ihr nicht abgeänderten Punkte des be- 
ftehenden Prozeßrechts auf Die bereits beftehenden Gefege 
ausdrüdlich zurückverweiſet. Freilich ift gerade in ihrem vor- 
erwähnten $. 57 felbft, indem derfelbe die fragliche Be— 
rufungsfumme auf 50 fl. feftfest, der unmittelbare Zu- 
fat beigefügt, daß ed „im Uebrigen bei den rüdfichtlich 
der Appellationsfumme im Landtagsabfchievde vom 29, 
Dezember 1831 getroffenen Beftimmungen zu verbleiben‘ 
habe, — und man möchte hiernach argumentiren: da 
diefer Landtagsabichied a. a, O. unter anderm‘ ausdrüd: 
(ich die rheinifche Guldenwährung bezeichnet, jo fey in 
jenem $. 57 der Novelle auch um eben diefes Punktes 
willen auf jenen Abfchied hingewiefen worden. Allein die 
Entftehungsart jenes Verweiſungsſatzes belehrt uns fofort 
eines andern, Der Negierungsentwurf der Novelle von 
1837 hatte nämlich in dem mehrerwähnten $. 57 aufs 
jer der Berufungsſumme gegen umntergerichtliche Befcheide 
auch noch für. Appellationen wider Beſcheide von Mits 
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telgerichten neue Berufungsfummen mit in Vorſchlag 
gebracht, Diefe letztere Veränderung des damaligen Zuftandes 
glaubte aber der Ausfchußreferent der II. Kammer nicht 
empfehlen zu Eönmen, und brachte daher anftatt jenes 
fernern Inhalts des entwurfsmäfltgen $. 57 die An 
fügung der vorberegten Berweifung auf den 183 1ger 
Landtagsabfchied in Antrag, welche Klaufel denn aud 
wie von dem Ausishuffe jo von den beiden Kammern 
genehmigt, und in die fanftionirte Noselle felbft beinahe 
„ wörtlid) aufgenommen worden ift. (Bgl. cit. Beil. Br. 

I. ©. 155. VI. 109, 122, 220. Prot. Bd. XI. S. 
112; dann Verhandlungen der I. Kammer Bd. IH. 
©. 153 und 154). Auf diefe Weife hat jene Verweiſ— 
ung des $. 57 der Novelle auf den Landtagsabfchied 
zu der Berufungsfumme wider UntergerichtSbefcheide ganz 
und gar feine Beziehung, johin auch nicht auf den Bunft 
der dabei fraglichen Guldenwährung; fie follte nur im 
Gegenfate zu dem urfprünglichen Gefegentwurfe ausprüden, 
daß es rüdfichtlich der Berufungsfummen gegen Befcheide 
von Mittelgerichten ganz bei dem frühern Land: 
tagsabfchiede verbleiben, und der abändernde Geſetzent— 
wurf in biefer Beziehung verworfen ſeyn ſolle. 


Ergibt ſich aus der vorſtehenden Entwietung Die 
boftrinelle Gewißheit, daß die dermalen in Uebung ſteh⸗ 
ende Verſchiedenheit der Appellationsſumme bei Beruf— 
ungen wider Untergerichtsbeſcheide zwiſchen den Würz— 
burgiſchen und Bambergiſchen einerſeits und den übrigen 
dießrheiniſchen Gebietstheilen anderſeits wirklich in dem 

Geſetze ſelbſt begründet ſey, eine authentiſche Interpre— 
tation deſſelben mithin weder nöthig, noch vermögend 
wäre jene Verſchiedenheit zu beſeitigen, ſo kann das Ziel 
des Antrags nur auf dem Wege eines direkt abändern- 
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en Geſetzes erreicht werden. Dießfalls aber frägt es 
ich noch vorerft um die Gründe, weiche folche Aender- 
ing räthlih machen, und welche. derjelben etwa im 
Wege ftehen? 

Es läßt fich aber fchlechtweg Fein innerer Grund 
Denfen, warum die Berufung wider Untergerichtöbefcheide 
gerade im Würzburgifchen und Bambergiſchen den Recht: 
fuchenden erjchwert‘ feyn ſollte. Wäre auch ein folcher 
jemals in der Zeit vor der Verf, Urf. vorhanden ges 
wejen, jo haben doch durch diefelbe jene beiden Gebiets: 
theife jedenfalls einen rechtlichen Anfpruch auf Gleich» 
ftelung mit den übrigen ©ebietötheilen in Geſetzgebung 
und Rechtspflege erworben, und man kann fich darum ' 
nur verwundern, Daß das dießfällige Verfaſſungsprinzip 
bei Behandlung der Novelle" v. 1837 namentlich rüd- 
fichtlih der in Frage ftehenden Berufungsfumme ohne 
Würdigung geblieben ift, nachdem man zumal gerade in 
diefem Punkt an dem Landtage von 1831 einen weifs 
enden Borgang gehabt, da defien Abjchied, wie oben ers 
wähnt worden, für die Berufungsfumme zur dritten In— 
ftanz den alten Guldenwährungsunterfchied aufgehoben, 
und allgemein die rheinifche Währung dafür ausdrücklich 
vorgefchrieben -hatte. Bei dem beftehenden Rechtsanfpruch 
auf Gleichſtellung aller Gebietätheile erjcheint es nuns 
mehr, nachdem eine befondere Anregung der Sache ein- 
mal vorliegt, als unerfäßliche Pflicht, daß was dießfalls 
im Jahre 1837 unterlaffen worden unverzüglich wieder 
gutgemacht werde, und der Erfüllung diefer Pflicht kann 
weder der Umftand, daß demnächit ohnehin eine allge 
meine Proceßgefeggebung zu gewärtigen, noch Fönnen ihr 
die Beftrebungen im Wege ftehen, welche dermalen zur 
Erleichterung der Geſchaͤftslaſt der Gerichte fo vielfeitig 

rege getvorden find. Denn foviel den eritern Umftand 
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betrifft, fo ift die neue allgemeine Geſetzgebung und na— 
mentlich ihre wirkliche Einführung in die Praris vor 
dem Ablauf der nächften drei Jahre ficherlih auf feinen 
Fall zu erwarten; warum follten nun Die Gebietstheife, 
um die ſich's frägt, mit ihrem gerechten Anfpruch ohne 
alle Noth fo lange hingehalten werden, während Defien 
Erfüllung fofort möglich, und durch dieſelbe dad Wert 
jener neuen Legislation nicht im mindeften alterirt oder 
aufgehalten wird? Was aber die durch Befriedigung 
jenes Anſpruchs den Gerichten zumachfende Gejchäfts- 
mehrung anbelangt, fo wird dermalen nur über Die Ge- 
ſchaftslaſt der Untergerichte und des oberften Gerichts: 
hofes Klage geführt; es find aber nur ein paar Mit- 
telgerichte, welche durch die Genehmigung des vor 
liegenden Antrags berührt würden. Wie dem aber aud) 
feyn mag, fo dürfte man fich auf folche Gegengründe 
jedenfalls infolange. nicht einlaffen können, als ven 
Mipftänden, aus welchen fie abgeleitet find, noch durch 
‘andere Mittel entgegengemwirkt zu werden vermag. Der 
Auftechthaltung verfaffungsmäfftger Prinzipien muß ſchon 
um ihrer jelbft willen jedes andere Intereſſe weichen; 
ihr gebührt bis zum minutissimum herab die gewiſſen— 
haftefte Sorgfalt, und deswegen hält Referent Dafür, 
müßten die Stände wie die Regierung fich nöthigenfalld 
fogar eher bereit finden, diein Rede ftehende Berufungs- 
jumme für die übrigen -Gebietstheile um den fraglichen 
Differengbetrag zu erhöhen, als ferner zu gedulden, daß 


um denjelben die beiden fränfifchen Gebiete hinter jenen 


im Nachtheile ftehen. — 

Sprechen indeſſen die Gründe jo laut für die Sache 
des Antrags, fo bleibt nur noch unbegreifiih, Daß ſich 
derjelbe auf die Berufungen gegen Untergerichtöbejcheide 
beichränft, und nicht auch auf die Appellationenwider folche 
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Befcheide erftredt, welche von Mittelgerichten in 
deren privilegirter -Eigenfchaft als erfter Inſtanz ausgeh- 
en, indem bei der dießfälligen Berufungsfumme (pr. 100fl.), 
wie oben auseinandergefeßt worden, anerfanntermaßen 
derjelbe Unterfchied in der Guldenwährung zwifchen Würz: 
burg und Bamberg einer= und den übrigen dießrhein— 
ifchen Gebietstheilen anderſeits herrfcht, und dießfalls 
jener Unterfchied noch viel drückender ift, da er den dop- 
pelten Betrag der vorigen Differenz entziffert. Es un- 
terliegt wohl feinem Zweifel, daß die Stände, wenn fie 
fi) allein auf die Genehmigung des Antrages bejchränf: 
en, und die Erftrefung der rheinischen Guldenwährung 
auf Würzburg und Bamberg nicht gleichmäfftg für die 
hier fragliche Berufungsfumme wie für die im Antrag 
bezeichnete verlangen wollten, dadurch ihre Weberzeugung 
von der Triftigfeit ihres für den. Antrag beftehenden Mo- 
tivs ſelbſt in Schatten ftellen, und mit fi in Wider 
ſpruch gerathen würden, 

Referent glaubt die Ausdehnung des Antrags auf die 
Berufungsfumme wider erftinftänzielle Befcheide der Mit- 
telgerichte um fo ficherer empfehlen zu fünnen, als bie 
Faſſung, in welcher der Antrag von der erften. Kammer 
genehmigt worden iſt, (ob aus denfelben oder anderen 
Gründen? geben freilich die mitgetheilten Berhand; 
lungen nicht zu entnehmen) fich ohnehin auf beide Bes 
rufungsfummen gleichmäffig erftredt, indem fie gemäß 
dem dießfälligen Kammerbefchluffe wörtlich alfo lautet: 

nr daß Die Berufungsfumme in al 
„len Theilen des Königreichs dies 
„ſeits des Rheins nah rheinifhem 
„Münzfuße zu berechnen fey.“ 

Ja, indem dieſe Faſſung nicht blos zwifchen den 
Gerichten, fondern auch zwifchen den Inftanzen, gegen 


| 508. Vortrag des Abg. Dr. Albrecht über den Antrag ꝛc. 


deren Befcheide appellirt wird, feinen Unterfchied macht, 
erftredt fie ſich ſogar auch auf die Berufungen wider 
bie Bejcheide der zweiten Inftanz an Die dritte, Obwohl 
nun für dieſe Berufungen die. rheinifche Guldenwährung 
durch den mehr allegirten Landtagsabfchied von 1831 
bereitö allgemein feftgefegt ift, jo ift Deswegen Doch jene 
generelle Faſſung nicht nur nicht fchädlich, fondern viel: 
mehr vorzüglicher zu nennen, theild weil Dadurch die zu 
gewärtigende. Aufhebung der fränfiichen Währung für 
die Berufungsfummen zu den Mittelinftanzen mit jener 
durch den 1831ger Landtagsabfchied bereits verwirklich— 
ten rüdfichtlich der letzten Inſtanz auch formell in Ein- 
Hang gebracht, und ſo für alle umd jede Berufungsfum; 
me das materiell zu erzielende gleichmäßige Refultat ein- 
heitlich ausgefprochen, — anderntheils weil eben dadurch 
aud) . die Faſſung des Antrags und der zu erzielenden 
Gejegbeftimmung einfacher und verftändlicher wird. Ueber: 
dieß find in der reichsräthlichen Faſſung auch jene Män- 
gel entfernt, welche an jener ded Antrags felbit vom Re 
ferenten fchon oben gleich bei deren FERMALGER Ermähn: 
ung. hervorgehoben wurden. — 

Auf diefe Weiſe dürfte alfo nichts wehr im Wege 
liegen, dem Reichsrathsbeſchluſſe über das erſte Capitel 
des Antrags ſofort und unbedingt beizutreten. 


IE | 
Das andre Gapitel des vorliegenden Antrags lautet 
dahin: 

madaß feftgefegt werde, daß jura incor- 
„poralia zur Eompetenz aller Instanzen 
„ver Gerihtsbehörden ſich eignen, reip 
„daß es hierin bei den Beftimmungen des 
„Kreitmayerichen Coder fein Verbleiben 
„habe.“ 
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Es wird alſo für Streitigkeiten über fg. jura incor- 
poralia, wobei der Antrag namentlich die grunpherrlichen 
Gefälle im Auge hat, die Befreiung der Appellation von 
dem Erfordernig jeder Berufungsfumme zu allen Inftanzen 
ſchlechtweg in Anfpruch genommen, wie folche Freiheit cher 
dem nach dem Rechte der Gerichtsorpnung von 1753 bes 
ftanden hat. | 

Nach Cap. XV. $. 3. Nro. 6 diefer Gerichtsorbnung 
war jene Freibeit allerdings begründet; fle ward jedoch in 
neuerer Zeit theild durch den Landtagsabſchied vom Jahre 
1831 theils durch die Progeßnovelle von 1837. wieder auf- 
gehoben, — indem zunächſt jjener Abfchied. unter Ziffer 
III. 8. lit, c bei Gtreitigfeiten über jährliche. beftimmte 
Geld, und Naturalleiftungen die Berufung zur dritten Ins 
ftanz durch eine folche Rente bedingte, die mit dem 2öfachen 
Betrag capitalifirt einen Werth von 300 beziehungsweiſe 
600 fl. ergibt, — und indem fpäter die genannte Novelle 
in ihren 98. 57 und 59 bis 61° inclus. für foldhe 
Streitigkeiten die Berufungen den gewöhnlichen Appellationd- 
fummen unterwarf, zu deren: Berechnung aber die jährlichen 
Geldrenten und Zahlungen als vierprocentige Zinfen, die 
Naturalleiftungen dagegen nach zehnjährigen Durchichnitts-, 
Markt» oder laufenden Preiſen mit 25 zu capitalifiren gebot 
übrigens noch weiter vorfchrieb, daß Gegenftände, deren 
Werth nicht anerkannt oder angegeben ſey, die aber doch. 
eine Schägung zulaffen, nach den gewöhnlichen Tarations- 
normen gerichtlich gefchägt werben follen. 

Die Räthlichkeit der Wiederherftellung der gerichtsord- 
nungsmäßigen Freiheit nun — gegen die fo eben erwähnten 
Beftimmungen des neuern Rechts wird im Antrage zu Guns 
ften der grundherrlichen Gefälle durch folgende vier Gründe 
motiviri: erfiens — weil nach diefen neueren Rechtöbes 
flimmungen die meiften grundherrlichen. Gefälle, obſchon Dies 

Beilagen: Band VL. 36 
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felben. in. ihrer Tofalität für den Berechtigten bedeutend, 
und den größten Theil ded Vermögens der Gutsbefiger fo 
wie einen großen Theil des Vermögens des Staats und der 
Stiftungen ausmachen, die Berufungsfumme nicht erreichen; 
zweitend — weil Renten, welche nicht eben alljährlid 
wiederfehren, nach einer wörtlichen Auslegung des $. 59 der 
Novelle von 1837 in der Praxis gar nicht capitaliſirt, fon 
dern nur nach ihrem jemal ftreitigen. Einzelbetrag berüd- 
fichtigt zu werben pflegen; Drittens — weil folgeweiſe 
der größte Theil des Vermögens der Gutöbefiger und em 
großer Theil des Stantd- und Stiftungsvermögens dem Ur 
theile eines einzelnen Untergerichts preiögegeben, dadurch aber 
um fo mehr gefährdet fey, als theils die Anfichten diefer 
Richter gegen bie grumpherrlichen Berechtigungen neigen, theild 
die ſe Rechtsverhältniffe. ſchon ihrer Natur nach ſchwierig zu 
beurtheilen ſeyenz endlich — weil nach der fechften Bei 
lage zur Verfaffungsurfunde die. meiften Grundgefälle durch 
einfachen Widerſpruch von Seiten der Verpflichteten illiquid 
und fo auf den Rechtsweg vertiefen werden fünnen, mithin 
dad Eigenthum an denfelben Aufferft bedroht fey. 

Zur Würdigung des Sachverhältnifies ift vor allem ald 
ausgemacht anzuerkennen, daß durch die angeführten Beitim- 
mungen des neuern Rechts in dem bei weitem. größten Theile 
der Rechtöftreitigfeiten , welche über gutöherrliche Präftati- 
onen geführt werden, die Berufung zu einer fernern Snftanz 
unmöglich gemacht if. Denn bei weiten die meiften dieſet 
Präftationen find (ganz abgefehen davon, daß zur Ermit 
tefung der conereten Berufungsfumme nicht fo fehr ver ganze 
Werth der Hagbaren Präftation fondern nur zu dem Betrag 
als diefelbe vom Unterrichter aberfannt ift — summa gra- 
vaminis — ald Bafis dient) notorifch ſchon an fich ſelbſt 
fo geringe, daß ihr durch die vorgefchriebene Berechnungd 
weife zu ermittelnder Capitalswerth hinter der gefeglichen 
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Berufungsfumme zurüchleibt. Ebenſo muß beflätiget werben, 
daß die Praris jolche Bräftationen, die nicht eben alljährlich 
jondern in verfchiedenen Zeiträumen wiederfehren, namentlich 
z. B. Handlöhne, Mortuarien u, dgl., wenn auch wirklich 
das Recht dieſer Bräftationen felbft beftritten ift, gar nicht 
einmal zu capitalifiren pflegt, ſondern Lediglich nach dem 
fälligen Betrag der klagbaren Einzelpräftation für ſich allein 
das Vorhandenſeyn der erforderlichen Berufungdfumme bes 
mißt, — ein Verfahren, zu deſſen Rechtfertigung man fich 
auf den $. 59 der Novelle beruft, welcher die Capitaliſirung 
nur für jährliche Renten und Zahlungen vorfchreibt; 
und in der That dürfte diefe Verbalinterpretation weder durch 
die Hinweifung darauf, daß dort das Wort „jährliche” nur 
a potiori angewendet ſeyn dürfte und daß der nächfte 
$..60 jenes befchränfenden Beiworts auch wirklich entbehre, 
noch durch die im Beil. Bd. VI ©. 220. der Verhand- 
fungen der II Kammer vom Jahre 1837 vorfommende Er- 
Eärung des königl. Regierungscommiſſärs, es ſeyen der- 
gleichen ſg. nichtſtändige Gefälle von den Vorſchriften der 
Novelle ganz eximirt, immerhin nicht befriedigend genug zu 
elidiren ſeyn. Es iſt alſo Thatſache, daß das Recht der 
Berufung in den entſchieden meiſten Proceſſen über grund— 
herrliche Präſtationen den Parteyen entzogen iſt. 

An und für ſich allein kann nun dieſer Umſtand 
freilich immerhin nicht als ausreichend gelten, um gerade 
zu Gunſten der ſtreitigen grundherrlichen Präſtationen 
eine Ausnahme von der Regel der beſtehenden Beruf 
ungejumme zu rechtfertigen; denn eben um der Gering- 
fügigfeit des Streitobjefts willen ift ja die Berufungs- 
fumme beziehungsweije Die Inappellabilität ſolcher Sa⸗ 
chen geſetzlich ausgeſprochen, und jedenfalls müßte dieſe, 
wenn ſie wirklich ein Uebel iſt, aus dem gleichen 
Grunde nicht blos ae der —— Keane 
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auch Hinfichtlich aller übrigen NRechtsverhältniffe wieder 
‚ aufgehoben werden. Sol ſich demnach rückſichtlich Der 
gutöherrlichen Gefälle eine Ausnahme rechtfertigen, fo 
müffen ſich noch andere Gründe finden laffen, welche 
dieſe Inappellabilität der untergerichtlichen Urtheile bei 
Streitigkeiten über Grundbarfeitögefäle vor anderen 
Rechtöverhältniffen in überwiegendem Grade ald drüdend 
barzuftellen vermögen. 

Mit dem legten der oben verzeichneten vier Ars 
tragsmotive wird nun geltend gemacht, daß nach dem 
gutöherrlichen Edikte der Verfaffungsurfunde die meiften 
Gefälle durch einfachen Widerfpruch von Seiten der Ber: 
 pflichteten iliquid und fo auf den Rechtsweg verwiefen 
werden koͤnnen, mithin das Eigenthum an denfelben äuſ— 
ferft bedroht jey. Indeſſen nicht blos dieſe grundherr: 
lichen Gefälle,‘ fondern auch jedes andre Recht ift bei 
einfacher Negation und Berweigerung auf den Rechts: 
weg verwiefen, und muß ed auch feyn wenn man er- 
wägen will, daß umgefehrt auch von dem Gutsherrn, 
derfelbe fey nun eine Stiftung oder der Fiskus oder ein 
Privatmann, aus Irrthum oder fonft ungerechte Anfprü- 
che an einen wirklichen oder vermeintlichen Grundholden 
geftellt werden Fönnen, denen ‘dann derſelbe mehr oder 
minder nicht auszumweichen vermöchte, wenn er ben Prä- 
tendenten nicht zur gerichtlichen Geltendmachung vers 
weifen dürfte, Die diepfälligen Beftimmungen der fech- 
ſten Berfaffungsbeilage find auch feine Aufhebung früh: 
erer gutöherrlicher Eremtionen, fie find nicht in odium 
der Grundherrfchaften erlaffen, fondern fie find reiner 
Ausfluß eines allgemeinen NRechtsprinzips, deſſen allge 
meine Anwendung durch die Idee des Rechts und durch 
die nothwendige Drdnung des Staatslebens unbedingt 
geboten if. Es Fönnte mithin auch das hier angeregte 


Motiv nicht zum Ziele führen. 
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Unter den dargelegten Motiven wird fernerd hervor- 
gehoben, daß die untergerichtlichen Urtheile über guts« 
herrliche Rechtöverhältniffe weniger als in anderen Sach: 
en genügen können, theild weil die Anfichten der, Unter- 
gerichte größtentheild gegen die grundherrlichen Berechtig- 
ungen neigen, theil® wegen der objektiven Schwierigkeit 
der Beurtheilung dieſer Rechtöverhältniffe. Soviel nun 
zuerft jene widerftrebenden Anfichten der Unter- 
richter anbelangt, ſo dürfte die dießfällige Behauptung 
eine nähere Prüfung ebenfalls nicht auszuhalten vermö— 
gen. Denn find jene Anfichten wirkliche Anfichten über 
das pofitive Recht, und aus pflichtmäffiger Erwägung und 
- Erfenntniß deffelben gewonnen, fo kann man natürlich 
nicht fordern, daß andere Anfichten ald eben diefe in den 
Urtheilen wirklich geltend gemacht werden, und es ift zus 
gleich nicht abzufehen, Daß gerade die Richter der höheren 
Inſtanzen eben die entgegengefegten Anfichten von dem 
geltenden Rechte haben werden. Sollen fie dagegen blos 
auf politifchen oder nationalöfonomifchen Anfchauungen 
oder auf dem Zeitgeift oder Zeitgefchmad beruhen, fo wäre 
jene Behauptung nicht nur ein offener Vorwurf der Pflicht- 
verlegung gegen den Stand der Unterrichter, in welchen 
Referent bei gegentheiligen Erfahrungen nicht einzuftims 
men vermöchte, fondern der Mebelftand dürfte auch, wäre 
er wirklich begründet, durch die Erreichung, deffen, was 
der Antrag bezielt, nicht zu heben feyn, weil fich nicht 
denfen läßt, wie fich jene rechtswidrigen politifchen oder 
nationalöfonomifchen. Intuitionen oder der Zeitgefchmad 
gerade auf die Unterrichter allein geworfen und fich nicht 
vielmehr auch der höhern Richter in gleichem Maße bes 
meiftert haben follten. Diefelben Gründe ftünden auch ent: 
gegen, wenn jene gefährlichen Anfichten aus einer Bars 
teylichkeit der Untergerichte gegen den Stand der Guts- 
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herren hervorgegangen ſeyn follten; hiebei würde aber das 
Undenkbare der Sache noch durch die Betrachtung gefteigert, 
daß der größte Grundherr im Lande der Staat felbft if, 
in deſſen Dienften eben zugleich die meiften jener Unter: 
richter ftehen; follte nun bei ihnen je eine Parteylichfeit 
aufgefommen feyn, fo ließe fich diefe im Allgemeinen 
natürlich nur zu Gunſten ihrer Dienftherifchaft denken; 
gerade mit dieſer aber würde fi) die Abneigung gegen 
die gutöherrlichen Rechte nicht vertragen, vielmehr nur 
dad Gegentheil, indem fich diefelbe zum Nachtheile an- 
derer Gutsherrfchaften, außer dem Staate, begreiflich nicht 
geltend machen liege ohne zugleih den letztern felbft 
d. i. die eigene Dienfiherrfcehaft in noch weit “überwies 
genderem Maße zu bejchädigen. 

Was dagegen. die andre Behauptung anbetrifft nämlich 
die erhöhte Schwierigfeit der Beurtheilung 
der Grundbarfeitöverhältniffe, jo muß diefelbe allerdings 
anerkannt, und zugegeben werden, Daß die untergerichtliche 
Urtheile in diefer Beziehung in der Negel weit weniger 
befriedigend fenn können, als dieß rüdfichtlich anderer 
Verhältniffe der Fall if. Denn bei dem innigen Zuſam— 
menhang des GrundbarfeitSwefend mit der ältern teut: 
ſchen Staats- und Landesverfaſſung feßt die Beurtheilung 
gutsherrlicher Verhältniſſe tiefe und ausgebreitete hiſto— 
riiche Kenntniffe voraus, das Alterthbum der Gewohnbeis 
ten und Verträge, auf deren jene Präftationsrechte bes 
ruhen, erheifcht ein fehr eindringendes Studium des äl— 
tern Rechts und macht eine genaue Kunde der Diplo 
matif unentbehrlich, und bei der groffen Mannichfaltigfeit 
der verfchiedenen Arten und Nitaneirungen der Grund 
barfeit find vielfache Erfahrungen, Gewandtheit und Reife 
der Einfichten unerläßliche Erforderniffe, Kurz es find dazu 
fpecielle Eigenfchaften nöthig, die an RichteramtSperfonen | 
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bei Lintergerichten,. zumal wo nur ein Einzelrichter au 
‚Recht foricht (was faktifch die Regel ift), ficherlich noch 
nicht zu dem Grade -und in dem Umfange wie bei den 
höheren Gerichtöftellen erwartet werben Fönnen. . Zugleich 
ift es aber auch, von jenen Eigenfchaften abgefehen, den 
Untergerihten nicht möglich, gerade jenen  Rechtöverhälts 
niffen die von ihrer bejondern Natur geforderte ausge⸗ 
zeichnete Achtſamkeit und Sorgfalt in der Anwendung 
zu widmen, da fie ſich bei dem überwiegenden Andrang 
der Polizei- und Adminiftrationsgefchäfte mit der Juſtiz⸗ 
pflege überhaupt nur höchſt nothhürftig mehr befaflen 
fönnen, und ed ihnen zu tieferen SPrivatftudien au Zeit 
wie an den Mitteln mangelt, ohne welche denn auch der 
Umftand, daß Streitigkeiten der fraglichen Art nah 8. 1 
der Novelle von 1837 dem mündlichen Berhör ents 
zogen find, natürlich nicht genügen kann. So liegt denn 
alfo in dem hier angeregten Motive allerdings etwas, 
was die untergerichtlichen Urtheile über grundherrliche 
Berhältniffe vor anderen Streitigkeiten fehr problematifch 
macht, und die Inappellabilität derjelben in überwiegen: 
dem Maße als gefährlich für die Rechtſuchenden darftellt. 
An diefe befondre Gefahr der Ungerechtigkeit uns 
tergerichtlicher Urtheife über Grundgefälle knüpft fich aber 
noch ein andrer Umftand an, welcher die Inappellabili— 
tät berfelben diesfalls als völlig unerträglich darftellt. 
Der Gutsherr befist niht Ein ihm grundbares Gut, 
- er hat immer eine gröffere Anzahl von Grundholden, von 
denen ihm der eine wie der andre aus gleichen Bers 
trägen zu gleichen Präftationen verpflichtet ift. Führt er 
nun wider den einen von ihnen über fein Gefälldrecht 
einen: Rechtöftreit durch und verliert benfelben, fo wird 
ihm diefer Berluft fofort faktifch gegemüber allen feinen - 
anderen Grundholden präjubieirlich; denn da diefelben in ” 
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ganz gleichem Verhaͤltniß zu ihm flehen wie ihr. fiegrei- 
cher Pflichtgenoffe, fo kann er vernünftigerweife nicht 
mehr'erwarten, daß er gegen diefe — weitere Proceſſe ge 
winnen würde, die er aus gleichen Gründen mit gleichen 
Behelfen und vor demſelben Unterrichter durchführen und 
durch ihn definitiv entfcheiden Taffen müßte, bei welchem 
er bereit dem einen Grundholden unterlegen if, So in- 
volvirt alfo der PBrogeßverluft wider den einen Colonen 
immer auch jenen ‚gegen alle übrigen im Voraus; Diejel- 
ben ftellen nad) gewonnenem Proceſſe ihres Genoffen fo- 
fort: die Zahlung ihrer BPräftationen an den Gutsherrn 
ein, und find durch jene Lage des Letztern faktifch Dafür 
gefichert, daß fie dieß fogar ohne ihrerſeits noch erft einen 
Proceß führen zu müffen thun können. Und was dabei 
das Echlimmfte ift,. fie verweigern jet ihre Pflichtlei- 
ftungen während fie ohne den fiegreichen Vorgang jenes 
Genoffen an eine Verweigerung gar nie gedacht hätten, 
vielmehr ihre Präftationen - bisher gleich ihren Gutsvor—⸗ 
fahren ununterbrochen immer mit Willigfeit und felbft in 
rechtlicher Meberzeugung von der Schuldigfeit derfelben 
zu perfolviren pflegten; fie verweigern fie aber jet blos 
durch. das. Beifpiel ihres Pflichtgenoffen verleitet und durch 
die gute Ausficht auf folgeweife Befreiung angelodt. Ja es 
fehlt felbjt nicht an Erfahrungen, daß die Grundholden 
einer Gutsherrfchaft unter eben günftigen Zeit- und Per—⸗ 
fonalumftänden ihr Glüd zu verfuchen ſich fraudulenter- 
weife verabredeten, einen aus ihrer Mitte zur vorläufigen 
Verweigerung feiner SBräftationen und. zum Broceffe da 
rüber auserfahen und beftimmten, aufbaß mit dem Glücs— 
fall feines Obſieges jener faktiſche Erfolg der Befreiung 
von ihren eigenen Berbindlichfeiten für fie alle erzielt 
würde. Iſt nun ein folches vorgängiges Singularurtheil 
ein ungerechted (und dieß ift wie oben gezeigt gerade bei 
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Rechtöverhältniffen der fraglichen Art um vieles leichter 
möglich als bei anderen) fo multiplicirt fich dieſe Unge- 
rechtigfeit. fofort und von felbft fo vielfach, als der Guts- 
herr eben Grundholden zählt, die mit dem bisherigen Li- 
tiganten in dem gleichen Verhältniß zu ihm ftehen; une 
gerechterweije kömmt er in Folge eines einzigen Urtheils 
über die Gefällspflicht eines einzigen Grundholden um 
fein ganzes grundherrliches Vermögen, und büßt damit 
zugleich feine höheren politifchen Rechte ein, welche ja 
lediglich an. den Befig jener Gefällsrechte als an ihre Vor—⸗ 
bedingung geknüpft waren, Wäre es ihm aber erlaubt 
gewefen, wider jenes eine Urtheil noch ein höheres Ges 
richt anzugehen, und die Rechtöfrage einer gründlichern 
Prüfung zu unterftelen, jo würde er jenen Eingelproceß 
eben jo leicht gewonnen und damit fein übriged Vermö— 
gen und feine höhere politifche Stellung felbft gerettet 

aben. 

‚ &3 würde indeſſen Derjenige höchlich irren, welcher 
diefe Gefährlichkeit eines definitiven untergerichtlichen Ur» 
theild nur ald eine Gefahr für. die Gutsherrfchaften, — 
für die Grundholden aber in derjelben einen Vortheil er 
fennen wollte. Das Eigenthum der Lesteren ift vielmehr 
in ganz gleichem Maße von ihr bedroht, obfchon der An- - 
trag von diefer zweiten Seite der Sache völligen Um: 
gang nimmt. Das ungerechte inappellable Urtheil des 
Untergerichts kann zufolge der mangelnden Einfichten deſſel⸗ 
ben ebenfoleiht zu Gunften des Gutsherrn aus 
fallen; was würde dann den Pflichtgenoffen des unter- 
legenen Grundholden faltiſch für ein Rechtsſchutz übrig 
ſeyn? Könnten etwa fie eher hoffen, von demſelben Uns 
tergerichte bei den gleichen Defenfionsgründen und Bes 
helfen über ihre gleichen Nechtöverhältniffe ein günfti- 
geres Urtheil zu erlangen, wenn ber Grundherr nunmehr 
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gegen fie Diefelbe Klage recipirte? Anftatt neben dem 
voraudfichtlichen Unterliegen in. der Sache auch noch die 
Mühen, Sorgen und Koften der weiteren Proceſſe zu über 
nehmen werden fie es für gerathener finden, ſich gleich» 
zeitig mit ihrem verurtheilten Genoffen ohne weitern 
Streit zur Berfolvirung der an ihnen gleihmäfftg vers 
langten Präftationen an den Gutsherrn für jegt und für- 
ver herbeigulaffen, und fo find fie denn alle zu dieſen 
Leiftungen pflichtig gemacht, ohne daß der Grundherr in 
der That: anf diefelben einen Anfpruch gehabt hätte; fie 
find es — zufolge eines -einzigen untergerichtlichen Ur- 
theild gegen den einen von ihnen allein ergangen; fie 
find es blos, weil ihnen eine Berufung wider daffelbe 
einzulegen gefeglich nicht verftattet. war. 

Jene erhöhte Gefahr der Ungerechtigkeit eines inap- 
yelfablen Untergerichtöurtheild und deren faktifcher Mul—⸗ 
tiplieirung ift übrigens bei den Streitigkeiten, über Grund— 
batfeitögefälle Teineswegs allein gegeben. Sie tritt — 
berechtigter- wie verpflichteterfeitd — in ganz gleicher 
Weiſe auch bei anderen ähnlichen Rechtöverhältniffen ein. 
Bei allen in mehr oder minder gewiffen, gleichen oder 
ungleichen Zeitperioden wiederkehrenden Realpräftationen 

nämlich, deren derfelbe Berechtigte gleichmäſſiger Weiſe 
yon mehreren Pflichtigen zu fordern hat, namentlich bei 
Zehenten, Bodenzinfen, Frohnden, vogteilichen und polis 
tifchen Präftationen, ſie feyen perfönliche Dienftleiftungen 
oder Giebigfeiten an Geld oder Naturalien, kurz bei 
allen anderen teutfchen Reallaſten ift dafjelbe der Fall, 
wie bei den grundherrlichen Präftationen, Denn au 
jene Leiftungen find in ihren Einzelbeträgen fo geringe, 
daß ihr in der gefeglichen Weiſe der Novelle auszumits 
telnder Kapitaldwerth Die vorgefchriebene Berufungsfumme 
meiftentheild nicht erteicht; auch fie find permanenter 
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Natur umd werden zıt den ewigen Rechten gezählt; auch 
die Beurtheilung dieſer Rechtöverhäftniffe ift mit ähnli— 
chen erhöhten Schwierigkeiten verbunden, die das einzige 
Urtheif eines Untergerichts problematifch macht; auch ber 
Zehentherr, die Bogteiherrfchaft, der Bodenzinsberechtigte 
u. ſ. f. hat nicht Einen Zehentholden, nicht Einen 
Bogteipflichtigen oder Cenſiten und dgl., fondern immer 
zugleich eine gröffere Zahl mehrerer folcher Pflichtiger 
derfelben Art verbandsweiſe fi gegenüber. Auch bei 
diefen Reallaften überhaupt alfo hat das ungerechte ums 
tergerichtliche eine Urtheil wider den Einen Bflichtigen 
das gleiche faktifche Präjudiz rückſichtlich aller übrigen ; 
fallt e8 zu Gunſten des erften aus, fo wirft es fofort 
zur Befreiung aller übrigen; fällt es zu feinem Nach 
theil aus, zur Verpflichtung aller übrigen u. ſ. f. Ob 
wohl nun der vorliegende Antrag wenigftend in feiner 
Motivirung von diefen anderweiten Bräftationen ſchweigt, 
fo wird ed doch feinem Anftand unterliegen, denfelben, 
zumal die allgemeinere Faflung feines Petitums ohnehin 
dazu die Hand bietet, auch auf diefe Rechtsverhältniffe 
zu erftreden, vorausgefegt daß fich die Räthlichfeit des— 
jelben überhaupt genugfam bewähren wird. , 

Mo hunderte von ewigen Rechten verloren gehen 
und ein Berechtigter fein und feiner Familie ganzes 
Vermögen und deren höhere politifche Stellung mit eins 
büßen fann, — wo anderfeitS hundert ewige Obliegens 
heiten an Unterthanen anfgebürdet und ganze Marken 
und Dörfer für alle Zeiten gilt- und, dienftpflichtig wer- 
den fünnen, die es an und für fich nicht find, — wo 
alles dieſes als faktiſche Folge eines falfchen Urtheits 
eined einzigen Unterrichters über ein einzelnes folches 
Recht beziehungsmweife eine einzelne folche Obtliegenheit 
eintreten Fann: — da wird man einzugeftehen geneigt 
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feyn, daß ein groffer Mangel an Rechtsfürforge in der 
beftehenden Gefebgebung obwalte, ein Gebrechen,- wel- 
ches zu den ſonſtigen legislativen und rechtsbildenden 
Beftrebungen aller Zeiten- in  direftem Widerfpruche fteht. 
Denn gerade nachtheilige Folgen eined Prozeſſes für an: 
dere, in demfelben nicht unmittelbar befangene, Rechts« 
verhältniffe zu verhüten, das war von jeher ein Gegen- 
ftand ernfter Fürforge in der Rechtögefebgebung, in ber 
MWiffenfchaft und Anwendung. Darım ftand dießfalls 
im römifchen Recht der Grundſatz an der Spike: Res 
inter alios judicata tertio neque obest neque pro- 
dest, und wo dort diefed Prinzip nicht ausreichte, da 
ward zu anderweiten Hilfdmitteln gegriffen; fo erwuchs 
namentlich das Recht der Intervention. In diefem Bes 
‚ftreben würde jene römifche Surisprubenz und Gefeßge- 
bung ohne allen Zweifel auch ven in Rede ftehenden 
faktifchen Folgen eines fingulären Urtheild in den Weg 
getreten jeyn, wenigftend das Drüdende und Auffallende 
derfelben in aller Weife gemildert haben, wenn die In— 
ftitute der teutſchen Reallaften, wenn überhaupt Snfti- 
tute folcher Art, wo dem einen Berechtigten eine fo 
große Reihe gleichartig Verpflichteter gegenüber zu ftehen 
pflegt, dem Berfehre der Römer angehört hätten, und 
für fie jener Fall des Bedürfniffes gegeben gewefen wäre, 
Allerdings dürften fi) zwar Progeßfolgen der frag- 
lichen Art nicht unmittelbar felbft vermeiden laffen; allein 
eben wenn fie an fi) unvermeidbar find, fo muß mit 
gefteigertem Nachdruck dahin gearbeitet werden, daß ber 
vorgängige Prozeß, der ein fo großes und durchgreifen- 
des faktifches Präjubiz gibt, und der demnach nicht um 
feiner felbftwillen allein in Betracht fteht, wenigftens 
mit der möglichften Gründlichfeit und NRechtlichkeit ent: 
fhieden werde. Wird nur dießfalls alles gethan, was 
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zu thun möglich, ift, - wird für die Rechtlichfeit und 

Gründlichkeit des vorgängigen inzelurtheild gehörig ges 

forgt fenn, alddann wird fi über jene factifchen Fol— 

gen deffelben auch“ Niemand mehr zu beffagen Urfache 
haben, weil alddann hinterherige Urtheile über die übri- 

gen gleichartigen Nechtöverhältniffe, wenn ſolche dennoch 

erzielt werden wollten, aus inneren Gründen nicht mehr 

gerechter und richtiger ausfallen könnten. Ebendarum 
aber muß das GErforderniß einer Berufungsſumme be- 

jiehungdweife die Inappellabilität der untergerichtlichen 

Beicheide in den hier fraglichen Rechtöftreitigfeiten 

als die einzige : Urfache des beflagten Mißftandes aner- 

fannt, und die Aufhebung derfelben ald/ eine unvermeid- 

liche -Rothwendigkeit erachtet werden, zumal gerade bei 

diefen Streitverhältniffen eine Berufungsfumme fehon an! 
fih ganz am unrechten Orte ift, und namentlich bie 

Beftimmungen unferer. Rovelle in ihrer Anwendung auf 
die vorwürfigen Procepfachen ohnehin dem Zweck und, 
der Natur ded InftitutS der Berufungsfumme überhaupt 

wiberftreiten. 

Denn vernünftiger Weife kann dem gefeglichen Er- - 
forderniß einer Berufungsfumme nur der eine Zweck un- 
tergelegt werden, die Parteyen zu verwahren, daß fie 
nicht durch Ergreifung von Rechtömitteln eine Maſſe von 
Procepfoften anhäufen, welche den Werth des Gtreits 
obiekts ei weitem überwöge, damit alfo dem Befiegten 
dad Unglüf des Unterliegend in der Sache nicht über- 
mäßig gemehrt, dem Sieger aber bei der Leichtigkeit 
theild der Koftencompenfation theils der Zahlungsunfähig« 
feit feined Gegners der Werth des Sachgewinns nicht 
zwei⸗ und dreifach abforbirt werde, die Bedeutung des 
Procefjes mithin, anftatt ein Mittel zur Erhaltung eines 
Bermögensrechted zu ſeyn, nicht in das multiplieirte 


\ 
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Gegentheil umfchlage, und derfelbe zur Duelle ded Bers 
mögensverluftes werde, Diefer Zweck war ed auch, der 
dem Inſtitut der Appellationsfumme hiftorifch fein Ent- 
ftehen und feine Grundlage gegeben hat, wie wir in 
den dießfälligen Gefegen deutlich ausgedrückt finden. An 
biefen Zwed wußte zwar in der Folge die Finanz auch 
den ihrigen anzufnüpfen, und das Inſtitut als Mittel 
zu benügen, damit die Appellationen nicht allzuwiele 
Richterfräfte erheifchten, und fo der Gerichtäherrfchaft 
nicht eine zu große Laft der Anftelung und Erhaltung 
von Richteramtsperfonen aufbürdeten. Allein es ift Da: 
bei nicht- zu überfehen, daß dieß zunächſt lediglich rüd- 
fichtlich eines Gerichtshofes gefhah, zu deffen Fortbe— 
ftand bei der ungeheuern Größe ded Gebiets, welchem 
er vorgefegt, bei der Natur der Quellen, an welche er 
mit feiner ordentlichen Subſiſtenz angewiefen war, und 
«bei feinen ganz eigenthümlichen Berhältniffen überhaupt 
Mittel von ganz aufferordentlicher Art erfonnen werden 
müßten, die am Ende bei aller ihrer Seltjamfeit noch 
immer natürlich erfcheinen fonnten, bis freilich der weis 
tere Derlauf der Zeiten zeigte, daß feine Exiſtenz am 
Ende gar nur mehr durch abfoluten Ausſchluß aller 
neueren Einläufe und durch Rüdfendung von etwa der 
Hälfte feiner NRetardaten zu retten gewefen wäre. Da- 
her wurde denn auch in den Territorien von der Lan— 
desgeſetzgebung und namentlich in Bayern in Feſtſetzung 
von Appellationsfummen die Grenzen jenes erftern und 
‘ wahren Zwedes derjelben nicht überfchritten, und was 
jelbft an der Reichögefeßgebung noch immer als höchſt 
reipectabel gepriefen werben muß, aber auch zugleich für 
die von ihr ſelbſt empfundene Berlegung jenes rechten 
Zweckes der Berufungsfumme ein weiteres Zeugniß gibt, 
— ‚war, baß fie, gerade indem. fie die reichskammergericht⸗ 
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liche Berufungsfumme aus jenen finanziellen Rüdfichten 
- fteigerte, doch zugleich immer durch ausdrüdliche Beftim- 
mungen und mit um fo größerm Nachdrud dafür forgte, 
daß die Untergerichte, deren Appellabilität fie durch jene 
Erhöhung der Kameralberufungsfumme befchränfte, mit defto 
tüchtigeren Richtern befegt, und auf diefe Weife fowie durch 
Einführung der fogenannten Sufpenftvmittel bei den Territo⸗ 
rialgerichten für den Verluſt der dritten Inſtanz intenfive 
Surrogate hergeftellt wurden. (Vgl. Reichsabfchien von 
1570 $$. 66 und 68. Deputat.Abfchied von 1600 $$. 14 
bi8 16 ind. 3. R. A. 88. 112 und 113.) Wenn nun hier 
nach das Princip, daß die Berufungsfumme ihrer Natur 
nach lediglich den mwohlthätigen Zweck der Fürforge für bie 
Interefien der Partenen habe, ungeachtet jenes fingulären 
Finanzübergriffs, völlig unverfümmert geblieben, und nur 
dieſer Zweck als der allein zu rechtfertigende fich noch heut: 
zutage darftellt, jo muß die Anwendung unferer Berufungs- 
fumme auf die hier in Frage ſtehenden Reallaften und die 
für die Lebteren feftgejegte Berechnungsart jener Summe 
als dem Zwed derfelben diametral zumiderlaufend erflärt 
werden, weil fie (ganz abgefehen davon, daß fte ohnehin 
eine Befchränfung der fonftigen privatrechtlichen Freiheit der 
Parteyen enthält) dieſe Letzteren, während fie ihnen hinficht- 
lich des einen Rechtes oder der einen Obliegenheit nützen 
will, in ihrem Gefolge um hundert andere Rechte, um ihr - 
Vermögen und ihre politiiche Stellung bringt, und bezieh⸗ 
ungewetfe hundert andere Perſonen zu ungerechten ewigen 
Verpflichtungen obligat macht, und ſo, weit entfernt eine 
Wohlthat zu ſeyn, hundertfachen Nachtheil für die Privaten 
erzeugt. 

Aber nicht blos dem Zweck, auch der fonftigen inhält⸗ 
lichen Natur der Berufungsſumme widerſtreben jene Beſtim⸗ 
mungen in ihrer Anwendung auf die vorwürfigen Rechto⸗ 
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ftreitigfeiten. Die concrete Berufungsfumme joll anerkannter 
maßen nach) dem Werth des Streitobjefts beziehungsweile 
des Beſchwerdegegenſtandes berechnet werden. Wird aber 
dur die Application der in der Novelle vorgezeichneten 


Berechnungsweife auf die fraglichen Präftationen der Werth 


derfelben voranfchlagt? Keineswegs. Das Recht des em 


zelnen Grundgefäls, welches 3. B. ein Gutsherr oder De 
cimator u. dgl. gegen den einen feiner Grund» oder Zehent⸗ 
holden oder Genfiten u. dgl, im Proceſſe verfolgt, kommt 
‚außerhalb des Proceſſes an und für fich allein gar nicht im 
Verkehre vor, und ed kann daher für daffelbe allein gar 
fein eigentlicher Werth gefunden werden. Es kommt immer 
nur in Berbindung mit allen übrigen gleichartigen Red 
ten vor, die dem Gutöheren zugleich gegen feine übrigen 
Grundholden, dem Derimator gegen feine übrigen Zehent- 
pflichtigen der Flur und dgl. zuftehen. Sie alle werden von 
ihm mehr oder minder nur in ihrer Oefammtheit befeflen 
und verwaltet, bezogen, erworben und veräußert, auf ihrer 
- Verbindung allein beruhen ‘vie politifchen Rechte, vie dem 
Gutöheren zukommen, gleichwie anderfsits auch die Pflid- 
tigen durch das fie gemeinfam umflechtende Band der Dienfe 
pflicht ihrer Herrfchaft gegemüber Vortheile: genießen, deren 
fie einzeln ftehend nothwendig entbehren müßten. Nur auf 
einer biftorifchen Zufälligfeit beruht es, wenn je ausnahnds 
weife hier ‚oder dort Jemand nur ein paar oder gar nur 
einen einzigen derartig WVerpflichteten fich gegenüber hat, ver 
ihm eine und zwar im jeweiligen Betrage fo geringe Giebig⸗ 
feit präftiren muß, mie fie hier in Rede ftehen ; dieß if 
aber eine ſo feltene als abnorme Erfcheinung, die fich nur, 
wie gefagt, aus einer zufälligen Zerfplitterung gefchichtlich 
erklaͤren Iäßt, und ebendarum auch, wie die Erfahrung zeigt, 
fih im Verkehre nicht auf die Dauer halten kann. Eben 
deswegen aber, weil ein fo kleines Einzelngefäll für fich fein 


— 
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verfehrläufiger Gegenftano ift, und die fraglichen Präftations- 
rechte,nur in ihrer Gefammtverbindung ihre eigentliche ver⸗ 
fehrmäßige Geltung haben, muß eine auf das Hagbare ein- . 
‚zelne Präftationsrecht für fich allein berechnete Taration ims 
mer zu ganz faljchen Refultaten führen, und eben der Um— 
fand, daß ihre wahrer Werth nur in jenem ihrem Zufams 
menhange mit den übrigen verborgen liegt, eben dieß war 
auch der wejentliche Grund, warum. man jene Renten in 
den früheren Procepgefeggebungen für inäftimable Gegens 
ftände, für Sachen. „ſo nicht genug Achtung haben“ erklärte, 
und der Anwendung einer Berufungsfumme entrüdte. Zwar 
haben allerdings die oben angezogenen Reichögefege für die 
fraglichen Präftationsrechte eine ähnliche Tarationsweife zur 
concreten Ermittelung der Appellationsfumme vorgefchrieben, 
wie dieß durch unfere Proceßnovelle gejchehen ift, (vgl. R. 
A. v. 1570 $. 67, Dep. Abih. v. 1600 $. 14, J. R. 
4. $. 112); allein diefe nur zu Gunften des Reichsfams 
mergerichtö vorgefchriebene Bejonderheit hing mit dem vor⸗ 
erörterten fingulären Grunde zufammen, daher fie auch in 
den meiften Territorialgeſetzgebungen und namentlich in Bay⸗ 
ern keinen Anklang gefunden hat. Rückſichtlich nicht gerade 
jährlich fondern in verfchievenen Zeitperioden oder bei, der 
Zeit nach, nicht beftimmt vorherzufehenden Umftänden wieders 
fehrender fg. unftändiger ı Gefälle übrigend hat die Ge— 
schichte vollends kein Beifpieldafür aufzuweiſen, Daß die Appella- 
tionsfumme, foferne dad Recht felbft beftritten ift, gar nur 
nach dem jeweilig fälligen einzelnen Betrag ver Giebigfeit 
bemeffen, und nicht einmal feine eigene Wiederkehrlichkeit 
mir in Anfchlag gefommen, fondern gleich dem Falle tarirt 
worden wäre, wo nicht das Mecht ſelbſt, fondern nur die 
Ausftändigkeit des Gefälls im Streite liegt; fogar beim 
Reichöfammergerichte ward folche Unterfcheidung noch aufe 
recht erhalten. (Vgl. Danz, Reichögerichtöproceß $. 308, 
mit Not. c. und d, eit.) 
Beilagen: Band VE, 37 
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Durch die vorftehenden Entwidelungen möchte denn for 
wohl das Bedürfniß als die Rechtmäffigkeit der Befreiung 
von dem Erforderniß einer Berufungsfumme für Streitigkei⸗ 
ten über folche Rechte dargethan ſeyn, welche wiederfehrende 
Realpräftationen, diefelben mögen nun in perfönlichen Dienften 
oder in ©iebigfeiten an Geld oder Naturalien beftehen, zum 
Gegenftande haben, und: es frägt ſich nunmehr nur ned 
um die richtige Formulirung ded Antrags in diejer Be 
ziehung. Referent könnte fih nun mit der von dem Hm. 
Antragfteller gewählten Bormel aus zwei Gründen nicht 
vereinigen. Für s Erfte find darin die Rechte, für melde 
die Aufhebung der Berufungsfumme in Anfpruch genommen 
werden fol, mit dem Ausdrud „jura incorporalia“ 
determinirt. Obſchon diefer Ausdruck außer den in den An- 
fragdmotiven allen benannten Grundbarfeitöpräftationen 


auch diejenigen involvirt, für welche nach der obigen Ent 


wickelung noch fonft das Bedürfniß der Aufhebung der Ay: 
pellationsfumme gleichmäßig begründet ift, fo möchte doch 
Referent mit der Reception jened Auspruds in dem neuen 
Geſetze vor allem nicht die Streitigkeiten wieder hervorrufen, 
welche zur Zeit, als die einfchlägige Stelle der Gerichtd- 


‚ordnung noch in Giltigfeit beftand, über den nähern Begriff 


von jura incorporalia volvirt wurden, (vgl. Cod. Max. 
eivil. p. 11. c. 1. $$. 9 u. 10 mit den Anmerfungen.) 


° Und jevenfalld wäre diefer Begriff viel zu umfafjend, da er 


wenigſtens nach der vorherrfchenden Meinung mit Ausnahme 
des Eigenthumsrechts alle übrigen dinglichen wie alle per- 
fünlichen Rechte jeder Art in fich einfchließt, alfo Die Grenz 
Iinie des in Rede ftehenden Bedürfniſſes ungemein über: 
fchreitet. Denn nach diefem Letztern kann, wie früher er- 
örtert, nur von Forderungsrechten auf wiederkehrende ewige 
oder Realpräftationen, ſie mögen in perfönlichen Dienftleiftun. 
gen oder irn Giebigfeiten an Geld oder Naturalien beftchen, 
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und deren ein Berechtigter immer am mehrere PBerfonen 
gleichmäßig zu-fordern hat, die Rede fen. Zum andern 
wird in der Antragsformel für die hier fragfichen Rechte 
die Appellabilirät überhaupt in Anfpruch genom- 
men („daß jura incorporalia zur Gompetenz aller Inftans 
zen der Gerichtöbehörden fich eignen‘), alfo nicht blos in 
fofern allein, als dieſelbe vermalen durch das Erfordernig 
der Berufungsfumme , fondern auch fofern fie noch durch 
andere Requifite beſchränkt ift, während doch das obwaltende 
Bedürfniß nicht mehr als die Aufhebung jenes erftern Erfor- 
derniſſes allein erheiſcht. Zwar mag erinnert werden, daß 
die zu große Allgemeinheit der „gewählten Ausdrucksweiſe 
des Antragdpetitumd hinterher durch die erflärenden Schluß- 
worte .(„reip. daß es hierin bei den Beftimmungen des 
Kreitmayr’ichen Goder fein Berbleiben habe”) wieder. gehörig 
begrenzt werde; allein auch dieſe Verweifung auf ben ‚oder 
ift felbft wieder zu allgemein gefaßt und Eönnte daher zu 
allerlei Jrrungen Anlaß geben, und überhaupt möchte eine 
einfachere ganz präcife Faffung, des Antrags vor einer ſolchen 
den Vorzug verdienen, welche flch zugleich felber ausdrücklich 
eommentiren muß. " 


+ Sehen wir indeffen auf den Befchluß, welcher in der 
Kammer der Reichsräthe über das in Frage ftehende Eapitel 
des Antrags zu Stande gekommen ift, fo finden wir in. 
demjelben die folgende Formel gewählt: 


ne in Rehtöftreiten über jährliche 
„Renten oderZahlungen in Geld oder 
„Raturalleiftungen foll, wenn den— 
„elben ein Rechtötitel zum Grunde 
„liegt, aus welchem der Berechtigte 
„nemäß beigebrachter Befcheinigung 
„Diefelben Anforderungen gegen mehr 
37* 
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„rere Perſonen macht, die Berufung 
„auch. dann zuläffig feyn, wenn Die in 
„men 88. 59 und 60 des Geſetzes vom 
„17. November 1837 einige Verbefjer 
„ungen der Gerichtsordnung in bür 
„gerlihen Recdhtsftreitigfeiten betref 
„gend — vorgeſchriebene Berufungs— 
„Summe durch die Kapitalifirung der 
„Renten oder Zahlungen oder Natıw 
HEHLLETRURSERNEL Pflichtigen erreidt 
„wird,“ 


Referent muß befennen, daß er fich noch Teichter 
der antragsmäßigen Formulirung anzufchließen vermöchte 
als diefer. Denn ganz abgefehen davon, daß diefe letz— 
tere ungewöhnlich ſchwer aufzufaflen feyn dürfte, Teidet 
- fie an einer Reihe theils materieller theils formeller 
Gebrechen, welche nunmehr näher dargelegt werden follen. 

a) Eine wejentliche Gigenheit dieſer Formel if, 
daß nach ihr dem Appellanten vorerft eine Befcheini 
gung darüber zugemuthet wird, daß dem Prätendenten 
der ftreitigen Leiftung auch gegen andere Perfonen der 
gleichen Präftationsrechte zuftehen, durch deren Hinzu 
rechnung zu jener die gefeßlich normirte Berufungsfumme 
dann jedenfalls effieirt würde. 


Aber ſolche Beicheinigung möchte zunächft darum 
als überflüflig erjcheinen, weil das Erforderniß, welches 
befcheinigt werben fol, ohnehin allezeit vorhanden zu ſeyn 
pflegt, indem es, wie oben gezeigt worden, nicht wohl 
vorkömmt, daß eine Gutöherrfchaft, ein Decimator, ein 
Bodenzinsberechtigter ꝛc. nur einen oder ein paar Grund; 
holden, Zehentpflichtige, Eenfiten u. f. f. zählt. Kommt 
es gleichwohl wirklich im Leben 'vor, fo trägt folches 


* 
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eine Präftationsrecht Doch wenigftend zwei Gulden oder 

mehr: in diefem Falle aber ift dann die Berufungsfums 
me nach der Novelle. von 1837 bereitd ohnehin erreicht, 
es fiefe alfo eine Berufung hierwegen ohnehin nicht unter 
die Norm. ded nun zu erzielenden Geſetzes; — iſt e8 
aber fo geringe, daß es je nicht einmal 2 fl, abwirft, 
fo ift es alleinftehend gewiß eine eben fo unpraftifche als 
feltene Rente, die in ihrer. Einzelheit nur aus einem his 
ftorifchen Zufall hervorgegangen und des eigentlichen 
Werths als Rente entbehrend fofort wieder aus dem 
Verkehr verfehwinden muß, und ihre Umwandlung in eine 
andre Werthsform oder ihre Ablöfung namentlich auf 
dem Wege ded Vergleich8 in dem Falle zu gewärtigen 
bat, wenn fie in Proceß zu gerathen auf dem Puncte 
fteht. Auf eine fo zufällige und vorübergehende Selten- 
heit aber Fönnte eine Gefeggebung nach dem von der 
Rechtspflege geltenden Satz „Minima non curat Prae- 
tor‘ vernünftiger Weife feine Rüdficht nehmen. "Ueber: 
dieß wäre jene bloße Bejcheinigung allzuleicht aufzubrin- 
gen, als daß ihre Zulaffung für die Gegenpartey nicht 
jedenfalls, namentlich aber in der Reviſionsinſtanz, wo 
Diefelbe- ded Rechts der Nebenverantwortung gefeglich ent- 
behrt, fehr bedenklich erfcheinen müßte, wenn anderd auf 
die Nothwendigkeit einer Bejcheinigung überhaupt ein Ge- 
wicht gelegt werden will; — einen fürmlichen Beweis 
aber hat die erfte Kammer felbft nicht erfordern zu müfs 
fen geglaubt, derſelbe würde auch in allen Fällen 
Weitwendigfeiten und Koften nach fich ziehen, welche‘ zu 
der abnormen Seltenheit des Falls, wo dem Prätenden⸗ 
ten in der That nur das eine Flagbare geringe Präftas 
tionsrecht allein zufommt,'in dem unleidlichften Mißver- 
haͤltniß ftünden, und den Zwed der Berufungsfumme je 
denfald ums Sechsfache abforbireten. Eine befondere 
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Schwierigkeit würde ſich bei jenem Erforerniß einer Bes 
feheinigung noch: ergeben, wenn das klagbare Einzelnrecht 
nicht: zu: dem libellirten Umfang der Präſtation ſondern 
nur zu einem theilweifen Betrage deffelben zum Gegen- 
ftande - des Berufungsgravamen : gemacht wird; da die 
Appellationsfumme bekanntlich nur nad) der sumnia 
gravaminis "berechnet werden: darf, jo müßte erft : Die 
Frage: gefeglich gelöst werden, ob. in einem folchen Sale 
die Bräftationen der übrigen Pflichtigen des flreitbaren 
Prätendenten zu ihrem vollen ober nur zu den dersum- 
ma- gravaminis’ der klagbaren Präftation analogen Ber 
trägen beigurechnen feyen ? — Mit Recht fcheinen Daher 
- auch * Herr Berichterſtatter der erſten Kammer (Vhdlgg. 
Bd. J. ©. 257:) dem Erforderniß jener Beigeinigung 
ihren ‘ — entzogen zu haben. 
b) Der Begriff, mit welchem die reichsräthliche Formel 
die Rechte definirt, zu deren Gunſten der Antrag geſtellt wer⸗ 
den foll, Inutet, dem Ausdrude der Proceßnovelle von 1837 
analog, alſo: 
„ährliche Renten oder Zahlungen in 
„Geld oder Raturalleiftungen”, 

und am Schluffe der Formel fo: 
„Rentenoder Zahlungen oder Natur 
„ralleiftungen“. - 

Davon abgefehen,, daß diefe beiden Definitionen, obs 
wohl fie in derſelben Formel ftehen, von einander abweichen, 
indem die Iegtre der Geldqualit ät der Renten ober 
Zahlungen nicht gedenkt, wie dieß doch nicht nur in der vor 
gängigen. Definition ſondern auch in dem $. 59 der gedach⸗ 
ten Novelle der Fall iſt, — indem in der zweiten re 
ferners bei den Renten von der Qualitaͤt „jährliche Um 
gang’gerommen tft, — auch davon "abgefehen, daß durch bie 
Mitaufnahme dieſes letztern Worts, wie es in der erftern 
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Definition enthalten iſt, auch in das neue Geſetz der alte 


Zweifel hinübergepflanzt würde, ob die nicht gerade j ähr⸗ 


Lich wiederfehrenden Renten der Berufüngsfumme unter 


liegen oder nicht? — ift die vorwürfige Definition jedenfalls 
zuweit, als daß fie den Grenzen des angeregten Bebürf- 
niſſes angemeffen wäre... Unter diefe Definition würden nas 
mentlih 3. B, Kapitalfriften fallen, Die in wenigen Jah: 
en zu laufen aufhören, Darlehenszinfen, Mieth- und 
PBachtgelder, Dienftlöhne, u. dgl. Sorderungsrechte, denen 
der Charakter der Perpetuirlichfeit mangelt, und bei wel 
chen, wenn fie auch demfelben Gläubiger gleichmäßig von 
mehreren Perſonen debitirt werden, dieſe SBluralität nur 
zufällig und ganz geringe ift, — Forderungen, für Die jener 
Anſpruch auf Inappellabilität im Vergleich zu den hier 
fraglichen überhaupt nicht. begründet iväre, | 

c) Nach derjelben Definition ‚würde Die begielte 
Befreiung von der Berufungsfumme auch bei Gtreitigs 
feiten über die bloße Ausftändigfeit der fälligen 
Präftation fraglicher Art zugeftanden feyn, und nicht 
blos bei jenen über das Recht der Präftation felbft, 
während fie doch. von jeher nur für den letztern Fall 
allein beftand,. für, den erſtern aber auch gar fein zu 
rechtfertigendes Bedürfniß vorläge. 

d) Nach der reichsräthlichen Formel foll die Berufungs- 
fumme bei den fraglichen Rechtöverhältniffen unter der Vor: 
ausſetzung ceffiren, daß der Elagbaren ‘Präftation „ein 
Rechtstitel“ zu Grunde liegt, „aus welchem“ ihrem 
- Brätendenten „auch gegen andere Perſonen „viefelben‘ 
Präftationen gebühren. Mithin müßten diefe legteren Präfta- 
tionen erftend mit der Hagbaren aufeinem und demſelben 
Rechts titel baſirt, fie müßten aber zweitens nicht blos hins 
fichtlich der causa debendi, fondern auch nach dem Quan- 
tum,und Quale einander nicht "etwa blos gleich ſondern 


\ 
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identifch fern, Furz fie müßten alle miteinander eine 
wahre Eorrealobligation bilden. Doch die Identität 
des Rechtstitels wäre wohl unter folchen Präftationen denk— 
bar, welche auf gefeglichen und dergleichen Geboten beruhen, 
wie 3. B. größtentheild die Zehenten, keineswegs aber bei 
anderen Präftationsarten und namentlich nicht bei den Prä- 
ftationen der Grundbarkeit, da das Verhältniß jedes einzel- 
nen Grundholden zu. feinem Gutsherrn lediglich auf einem 
mit demfelben abgefchlofienen befondern Bertrage bes 
ruht, der Titel der Präftationspflicht des einen alfo von 
jenem des andern immer ein verfchievener ift, wenn fchon 
der Gutsherr für alle feine Grundholden derfelbe, und die 
verſchiedenen Verträge der Grundholden theild nach ihrer 
Entftehungsweife, theild nach dem Inhalt, theils nach dem 
Dbjeft der Pflichten in quanto et quali einander durchaus 
gleich Fommen mögen. ine Gorrealität der Haftung 
aber findet unter den verfchiedenen Präftationspflichtigen der 
hier fraglichen Arten nie und nirgends ftatt. 


e) Der Berechtigte müßte nach. jener Formel viefelben 
Anfprüche gegen mehrere Perfonen „machen.“ Das heißt 
num nichts anders ald: er müßte fie bereitd gerichtlich ober 
wentgftend aufßergerichtlich wirklich verfolgen over realifiren. 
Die Abficht der erften Kammer ift aber natürlich wohl nur 
“Darauf gerichtet, daß dem Berechtigten folche Anfprüche ges 
gen Mehrere rechtlich zuftehen, ohne Unterſchied, ob er 
diefelben zur Zeit auch fchon realifire oder nicht, ob viefel- 
ben zur wirklichen Einforderung bereit3 fällig ſeyen (actio 
nata) oder nicht, — wie dieß denn auch in der Dießfälligen 
urfprünglichen Modification (cit. Vholgg. S. 254) wirflich 
richtig audgevrüdt war mit dem Worter „zu machen hat,“ 
was jedoch durch fpätere Redaction und zwar noch vor. der 
Abftimmung wieder abgeändert worden ift. 
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f) Die Formel fpricht von der „in den $$. 59 und 
„60 der 1837ger Novelle vorgeschriebenen Bern» 
„fungsſumme.“ Allein in diefen 88 ift eine Berufungs- 
fumme nicht vorgefchrieben, fondern in einem ganz andern, 
nämlich in dem vorgängigen $. 57. Jene nachfolgenden 
beiden Paragraphen dagegen fprechen blos von der Bes 
technungsweife der Berufungsfumme. Freilich wollte 
die erfte Kammer gerade auf diefe beiden $6 das Gewicht 
legen, aber die Allegatioiı derfelben könnte füglich erft mei- 
ter unten in der Formel nämlich bei vem Worte „apitalis 
frung 0. ꝛc.“ ihren Plag finden, fo etwa, daß es hieße: 
nie. ıc. zuläffig ſeyn, — wenn die im Gefeh vom 
„re. vorgefchriebene Berufungsfumme durch die 
„in den $$. 59 und 60 defjelben Gefeges be 
„zeichnete Bapitalifirung der Renten ıc. x. ers 
„reicht wird.“ — Endlich 

g) heißt es am Schlufle der Formel: 

„re. der Pflichtigen erreicht wird.“ 

Die Verftändlichkeit würde anftatt diefer Worte noth» 
mendig einen andern Ausdrud erfordern, etwa den: „ac. der 
„übrigen Pflihtigen gemeinfchaftlidy mit jener 
„ber im Streite begriffenen erreicht wird,“ — 
zumal ed leicht gefchehen Fönnte, daß auch der erhobene 
Capitalswerth der Präftationen der übrigen Pflichtigen für 
ſich allein die-Berufungsfumme noch nicht, wohl aber gerade 
durch Hinzurechnung des Ne der Rreitigen Prã⸗ 
ſtation noch efficirt würde. — 

Bei dieſer Beſchaffenheit der von der erſten Kammer 
vorgefchlagenen Formel glaubt Referent viefelbe durchaus 
nicht zur Annahme empfehlen zu dürfen. Im Hinblid aber 
auf feine Erörterungen in dem vorftehenden Vortrage übers 
haupt fowohl ald auf das, was bei der Prüfung der beiden 
vorliegenden Formeln noch infonderheit fo eben auseinander 
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gefegt worden ift, muß er die folgende Faſſung Des zweiten 
Antragkcapuels als die räthlichere. erachten: 

„daß bei Berufungen dn Streitigkei— 
„ten über Rechte auf wieberfehrende, 
„Srundpräftationen, Diefelben mögen 
„nun. in perfönlichen Dienftleiftungen 
„oder in Giebigfeitem an Geld oder 
„an Naturalien beftehben, fürderhbin 
don dem Erforderniß einer Beruf 
„ungsfumme Umgang zu nehmen ſey.“ 

Nicht mehr über die Materie, wohl aber über die 

Formalien des Antrags find noch ein paar befondere 
Erörterungen nothwendig. 

1) Nad) dem Reichsrathsbeſchluſſe fol beantragt wer; 
den, daß die Sanction der bisher. behandelten beiden 
Antragscapitel in! dem nächften Landtagsabſchiede 
ausgeſprochen werden möge. 

Referent ift zwar Der perfönlichen Ueberzeugung, 
dag im. Reflort der Gefeßgebung von den Ständen nad 
der Berfafiungsurfunde nur die Vorlage eined Geſetz— 
entwurfs beantragt werden fünne, Da es indeffen nicht 
an Beifpielen fehlt, daß Die Berathung und Zuftimmung 
zu einem Gejege von den Ständen quf den Grund von 
aus ihrer Mitte hervorgegangenen Anträgen anticipirt, 
und. denfelben durch den darauf folgenden Landtagsab- 
ſchied von Seiten der Regierung durch einfache Sanction 
‚ auch deferirt worden ift, und da jelbft auch auf der 
gegenwärtigen Ständeverfammlung ein folcher Antrag. - 
auf eine einfache abſchiedsmäßige Gefegesbeftimmung ber 
reits beſchloſſen worden ift, ſo kann Referent dermalen 
nur vorfchlagen, "daß dem vorliegenden Reichsrathsbe⸗ 
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för in dem hie fraglichen Punet beigetreten — 
air 

2) Es muß aber dabei gleichjeitig auch über den 
Zeitpunc verfügt werden, . von "welchem: an die zu 
fanctionirenden -Sefeheöbeftimmungen ihre Wirkfamfeit in 
der Anwendung zu beginnen haben, — ein Bunft, über 
welchen der Beſchluß der erften Kammer ſowohl als auch 
der Antrag ſelbſt nichts enthält. ©: 

| Referent glaubt nun, daß bei. einer gefehtichen Ber: 
fügung in Diefer Beziehung zwar von der Wohlthat des 
neuen Gejeged jo wenige als möglich laufende Proceſſe 
der einfchlägigen Art ausgefchloffen werden follen, jedoch 
auch die jura quaesita völlig unbefümmert gelaffen wers 
den müſſen. Dieje doppelte Grenze: würde aber gewahrt 
bfeiben und zugleich allen zu beforgenden Difficultäten 
zuvorgefommen werben, wenn der Anfang der Wirkſam— 
feit der durch die beiden Antragscapitel bezielten Ges 
feßesbeftimmungen auf den nächften Tag nach der Bus 
blication des zu erwartenden Landtagsabſchieds firirt, 
und demnach die Anwendbarkeit: derjelßen für alle Fünf- 
tigen mit dem Tage der Publication felbft noch nicht 
‚gerichtlich eingelegten Berufungen, ausgefprochen werden 
würde. — 

"Die Refultate feiner in den vorftehenden drei Abs 
ſchnitten dieſes Vortrags entwidelten Specialgutachten 
faßt nunmehr Referent in den folgenden Schlußan— 
trag zuſammen: 

‚Eine. hohe Kammer der Abgeordneten möge dem 
vorliegenden Antrage beziehungsweife dem darüber 
unterm 22. Februar d. 933. von der Sammer der 
Reichsräthe gefaßten Befchluffe in der nachftehend 
modificirten Faffung des Letztern ihre Zuftimmung 
ertheilen; 
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„Ed möge im Landtagsabſchiede mit 
Geſetzeskraft ausgeſprochen werden, 
daß in den. ſaͤmmtlichen Kreiſen dieſ— 
ſeits des Rheins bei allen künftigen 
mit dem Publicationstage dieſes Ab— 
ſchieds noch nicht gerichtlich eingeleg— 
ten Berufungen in a Rechts: 
ftreitigfeiten — 

- 09) die Berufungsfumme nad theini- 


b) 


ſchem Münzfuße zu u, — 
und 

in: Streitigkeiten über Rechte auf 
wiederkehrende Grundpräſtationen, 
dieſelben mögen nun in perſön— 


lichen Dienſtleiſtungen oder in Gie— 


bigkeiten an Geld oder an Natu— 
ralien beftehen, von dem Erfor 
derniß einer Berufungsfumme Um: 
gang zu nehmen ſey.“ 


Ss. M. 


München den 18. April 1843. 


Dr. Albrecht, Referent. 
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Beilage. \ 
Hohe Kammer der Reichsräthe! 


Gehorfamfte Vorftellung mit Bitte von Seite 
des adelihen Gutsbeſitzers Freiheren 
Sohann Philipp Groß v. Trockau, 
die Berufungsfumme in bürgert. 
Rechtsſtreitigkeiten betreffend. 


Das Geſetz vom 17. November 1837, einige Vers 
befferungen der Gerichtdordnung in bürgerlichen Rechts» 
ftreitigfeiten betr., enthält in den $$. 59., 60., 61. 
Beftimmungen über die Ermittelung der Berufungsfumme 
in bürgerlichen Rechtöftreitigfeiten, welche in ihrer Aus- 
führung für das allerhöchfte Aerar fowohl, wie für die 
milden Stiftungen und alle Befiger von Dominifalrech- 
ten die nachtheiligften Folgen äuſſern. 

Bis zum Landtagsabfchieve vom 29. Dezember 1831 
fonnten wegen ewigen Berechtigungen Die Richter aller 
Snftanzen angegangen werden, ed fam fohin bei wieders 
fehrenden Gefällen auf Feine Berufungsfumme an. 
| Der Landtagsabjchied vom 29. Dezember 1831 
erhob den Sag zum Geſetze, 
daß jährlich beftimmte Geld» und Naturalskeiftungen 
an die legale Summe gebunden. feyen, und daß 
eine Berufung zur dritter Inſtanz nur dann ſtatt 
finde, wenn die Rente mit 25 zu Kapital erhoben, 
einen Werth von dreihundert Gulden und bezieh- 
ungsweife fechshundert Gulden: rheinifch ergibt. 
Das Geſetz vom 17. November 1837 ſetzt hierüber 
Folgendes feft: | 

$. 57. die Appellationen gegen Untergerichte find uns 

zuläffig in Sachen, in weldhen der Bejchwerde-Ges 
genftand fünfzig Gulden nicht erreicht, 

$. 59. jährliche Renten oder Zahlungen in Geld 
werden als vierprocentige Zinfen angeſetzt und hiers 
nach als Kapital berechnet, 
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$. 60, Naturalleiftungen werden nach zehnjährigen 

Durchſchnjtts-, Markt- oder laufenden Preiſen ans 

gefchlagen und hiernach ihr Rapitalwert) mit dem 

25 fachen Betrage berechnet. 

$. 61. Gegenftände, deren Werth nicht angegeben 

oder anerfannt ift, welche aber eine Schägung zu— 

{affen, werden nach den geſetzlichen Vorjchriften 

über Schägungen. gerichtlich geſchätzt. 

Grunddienſtbarkeiten find in der Art zu ſchätzen, 
daß ermittelt werde, um. wie viel das Grundftüd 
des appellirenden Theild durch das gravirliche Erz 
fenntniß an Werth verlieren wird; wenn ſich dieſes 
aber nicht ausmitteln läßt, jo gilt der Werth des 

Grundſtücks des Appellanten ald Streitfumme, 

Diefe Abänderungen der frühern Gefege üben auf 
eine groffe Anzahl der Bewohner des RE die 
nachtheiligften Folgen. 
ae Denn 

1) das Geſetz vom 17. November 1837 (äßt in 
feinem $ 57. unbeftimmt, ob die 50 fl. in rheinifcher 
oder fränkifcher Währung verftanden werben. 

Dadurch ift in den Regierungsbezirken von Unter- 
franfen und Ajchaffenburg und Oberfranfen eine Rechts» 
verfchiedenheit gegen die übrigen Regierungsbezirke ent: 
ftanden, welche nur ſchädlich auf das Wohl der Ber 
wohner jener Bezirke einwirkt. In beiden Bezirken galt 
früher die fränfifche Währung, und ale Gerichte wollen 
diefe auch jest noch als im Prozeſſe rüdfichtlich der Ap- 
pellationsfumme geltend angewendet haben, 

Es unterliegt daher keinem Zweifel, daß die beiden 
genannten Bezirke im Nachtheile gegen die übrigen ſtehen. 

Eine authentiſche Interpretation des Gefeged würde 
dieſes Uebel befeitigen, 
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2) Die größte Menge der geundhertlichen Gefälle 
erreicht nach den Beftimmungen der 88. 59, 60, 61, 
nicht die Berufungsfumme, obfchon fie in ihrer Totalis 
tät für die Berechtigten bedeutend find, und den größten 
Theil des Vermögens der Gutsbeſitzer, fo wie einen 
groffen Theil des Vermögens des Staats und der Stift; 
ungen ausmachen. 

Diefed Bermögen ift durch das Geſetz dem Ur 
theile der einzelnen Richter überlaffen, und nur zw fehr ' 
gefährdet, da die Erfahrung Iehrt, ‘daß die Anfichten. dies 
fer Richter fich größtentheild gegen die grundherrlichen 
Berechtigungen neigen und oft die unhaltbarften Theorien 
gegen fie verwirklichen. 

Bei der Schwierigfeit der Beurtheitung des Nechtd 
ftanded diefer grundherrlichen Gefälle-ift daher. die Furcht 
nur zu gegründet, daß diefe Beſtimmung des Geſetzes 
die Grundherren um einen groffen Theil ihrer alt her 
gebrachten Berechtigungen bringen wird. 

Dieſe Befürchtung iſt um ſo drohender, als 

3) der $. 59 nur vom jährlich. wiederkehrenden 
Renten fpricht, und die Gerichte diefen Satz fo erflären, - 
daß Renten, welche nicht jährlich wiederfehren, nicht ka— 
pitalifirt, fondern nur nach) ihrem jededmaligen Betrage 
berüdfichtiget werden. | 

So werden die meiſten Handlohndgefälle, dieſe 
groſſe Rente des Aerars, der Stiftungen und Gutsbe— 
ſitzer als nicht appellable Gefälle behandelt. 

Wenn hiezu noch in Erwägung gezogen wird, daß 
nach den 88. 120, 121 des IL, Eonftitutionellen Edikts die 
meiften Gefälle durch den einfachen Widerfpruch der Ber- 
pflichteten illiquiv und auf den Rechtsweg verwiefen 
werden. können, fo erfcheinen dieſe Gefege für das Eigen» . 
thum in einer äufferft drohenden Geftalt, 
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ch Tege zum Nachweife dieſer Behauptungen ad 
4, 2 und 3 zwei appellationdgerichtliche Erfeuntniffe und 
ein oberappellationögerichtliches bei, welche die geſchil— 
derte Gefahr begründen, | 
Eine Abänderung der Geſetze und Zurüdführung 
auf den frühern Stand, daß wegen jura incorporalia 
die Entfcheidung der Richter aller Inſtanzen angerufen 
werden Fönnte, würde diefem Uebel abhelfen, und Feines 
Unterthanen Rechte kränken, denn die Grundherren ver- 
fangen nichts als gerechte Entfcheidung — welche die 
fönigl. Gerichtshöfe zu üben gewöhnt find — fie Hät- 
ten daher für einen ungerechten Anſpruch feinen Schuß 
in feiner Inftanz zu erwarten, und begehren ihn auch nicht. 
Geftügt auf diefe Ausführung ftele ich an Die hohe 
Kammer der Reichsräthe die gehorfamfte Bitte: 
nach Anleitung der $$. 19. und 20. Titel III. 
ver. Verfaffungd-Urfunde bei Seiner König- 
lichen Majeſt ät zu beantragen, daß 

a) ausgefprochen werde, die Berufungsjumme 
zur zweiten Inſtanz betrage für alle Theile 
des Königreihs 50fl. rhein., 

b) daß feftgefegt werde, Daß Jura incorpo- 
ralia zur Competenz aller Inftanzen Der 
Gerichtsbehörden fich eignen, reſp. daß 
ed hierin bei den Beftimmungen des 
Kreittmayrfehen oder fein Verbleiben 
habe. | 


In tieffter Ehrfurcht 


Der 
hohen Kammer der Reichsräthe 


‚  gehorfamfter 
Johann Philipp Frhr. Groß v. Trockau. 
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Unterbeilage a. 


Nr. 2485. WA: 
Im Uamen Seiner Majeſtät des Königs er 
erfennt 1; 
das Fönigl, Appellationsgericht von Unterfranten und 
Aſchaffenburg 
in Sachen 
des Johann Keßler, Gutsbeſitzers zu Sep 
Klägers und Appellanten 
gegen | | 
Die Freiherrliche von Thüngen’fche Gutgsherrſchaft, L. 
u A. L. zu Burgſinn, Beklagten und Appellaten, 
„Anforberung von Grundzind und Kirchweihgelo betr, u 
anmit zu Recht: 
daß die Berufung wegen Mangels det zur Be⸗ 
rufung erforderlichen Summe abzuweiſen, und 
der Appellant in die Koften der zweiten In⸗ 
ftanz, fowie in eine Gelpftrafe von 
| jehn Gulden 
zu verurtheilen ſey. 


— 


Entſcheidungsgründe. 


In Gap. XV. $. 3. Nr. 6. cod. jud. ift ange, 
ordnet, daß die Appellation oder Revifion von geringen 
‚Händeln unter fünfzig Gulden an Geld oder Gelded- 
werthe, ohne Einrechnung der hievon verfallenen Zinfen, 
und mit Ausfchluß der jurium incorporalium oder anz 
derer. nicht leicht in Fanta. zu bringender Sachen, 
nicht ftatthaben fol. | 

Beilagen: Band VII. 38 
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Diefe gefegliche Beftimmung erhielt in Bezug auf 
die vormald fränfifchen Fürftenthümer Würzburg und 
-Bamberg am 28. Nov. 1803 eine dur das Proteßges 
ſetz v. 17. Nov. 1837 nicht aufgehobene Erläuterung 
dahin, daß die Appellationsfumme in früänfifcher Währ: 
ung zu verftehen jey. j 
Was nun die jura incorporalia anbelangt, jo be 
fand fehon früher die" Beftimmung, daß, infoferne das 
jus incorporale, welches den Streitgegenftand ausmacht, 
in Geld angefchlagen werden kann, der Gapitaldwerth 
nach dem Maafftabe zu vier Procent zu beftimmen fey. 

Jahrbücher der bayerifchen Rechtöpflege, Bd. II. S. 211. 

\ und 

der Landtags-Abfchied vom 29. Dezember 1831 Gefegblatt pro 
1831 Seite 86. ab initio beftimmte, daß bei jährlichen bes 
ſtiramten Leiftungen att Geld nnd Naturalien die Rente mit 
25 zu Kapital angefchlagen werben fol. | 

| Diefe Bestimmungen find auch in das nenefte gedachte 
Proceßgeſetz vom 17. November 1837.65. 59 und 60 übers 
geganget. Ä | 

Im 6 59. heißt eg: 

„jährliche Renten oder Zahlungen in Geld werben 
„als vierprocentige Zinfen angefegt und hienach 
als Kapital berechnet,‘ 
und diefe Beftimmungen auf den vorwürfigen Fall angewen⸗ 
det, ergiebt nun, daß es hier am der gefeglichen Berufungs⸗ 
fumme fehlt. Bi, 

Der Kläger verlangt nämlich den Ausfpruch: 

„daß der beflagten Gutöherrfchaft das Recht, 
„wornach fie von feinem gejchloffenen Bauerngute 
„zu Heßdorf jährlich 11 Kreuzer und 3 Pfenninge 
„Srundzind und Kirchweihgeld zu fordern habe, 
„nicht zuftehe.“ & x 


/ 
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Infoferne nun nicht auch felbft der Umftand bei Bes 
rechnung der Berufungsfumme in Betrachtung kömmt, daß, 
im Laufe det Verhandlungen ver beflagte Theil erklärte, wie 
er von dem gefchlofienen Bauerngute feinen Grundzind in 
Anfpruch nehmen wolle, fondern nur das Kirchweihgeld von 
fieben und einem halben Kreuzer, fo fehlt es, wenn auch die 
113 Kreuzer jährlicher Grundzins „und Kirchweihgeld als 
vierprogentige Zinfen angeſetzt, und als Kapital berechnet 
werden, immerhin an der gefeglichen Berufungsfumme, da 
"jene 11% Kreuzer noch keineswegs ein N von zehn 
Gulden berechnen Taffen. 

Da nun auch die Verordnung vom 11. Februar 1811, 
Regierungsblatt vom Jahre 1811,.©. 235, 
wornach aus befonvers erheblichen Urfachen die Appellation 
auch in Sachen unter fünfzig Gulden mit: oder ohne Sufpen- 
fivwirfung zugelaſſen wird, wo alfo die Erheblichfeit der 
Beſchwerde als Surrogat der Summe in. Betrachtung 
fommt, in dem Umfange des vormaligen Großherzogthums 
Würzburg nicht Anwendung findet, ſo muß die Berufung 
des Klägers wegen mangelnder geſetzlicher Summe abgewie⸗ 
ſen, derſelbe auch in die Koſten II.ae. ſowie in Gemäßheit 
.$- 65. Abſatz 2. des allegirten Proceßgeſetzes in eine Geld⸗ 
— 


verurtheilt werden. 

Die Aften folgen zurüd, | 

‚  Urfundlich des hier nachgedrudten föniglichen Appellatis 

onsgerichts⸗Inſiegels. 

Aſchaffenburg den 18. Februar 1839. | | 
Bönigl. Appellations-Gericht von Unterfranken 
and Aſchaffenburg. 
(Ei S.) Dir, Seiling. 


von Zehn Gulden 


nur Kelten 
38* 
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Unterbeilage b. 


Im Mamen Seiner MAajeſtät des Königs 


erkennt das k. Appellationsgericht von Unterfranfen und 
Alchaffenburg in der Berufungsjache des Julius-Spitals 
zu Würzburg gegen Sigmund Hefner zu Reichenberg, 
Handlohn betreffend, zu Recht: 
daß die Flägerifche Berufung gegen das landges 
richtliche Erfenntnig vom 20. Auguft 1841, als 
anher nicht erwachfen, abzuweiſen ſey, unter 
Verurtheilung des Appellanten in die Koſten der 
zweiten Inſtanz. Die Deſerviten des k. Advo—⸗ 
katen Treppner werden mit 8 fl. 51 fr. und 
diejenigen bes E. Advokaten Schedel auf 8 fl. 
47 fr. feftgefekt. 
- Entfcheidungs - Gründe. 

Im vorliegenden Rechtöftreite fteht die Handlohns⸗ 
pflicht der drei Durch die Bermögensübergabe der Bernard 
Hefnerfchen Eheleute an ihren Sohn Sigmund ger 
fommenen Grundftüde an das Zulius-Spital, und - zwar 
in Kauf: und Saufch» Fällen, fowie die Handlohns— 
Gröffe, — die Procente — auffer Frage, denn al? die- 
ſes ift von dem Beflagten eingeräumt worden. 

Es handelt fi nur von Entfcheidung der Frage, 
ob das Gefchäft, wodurch der Beklagte Eigenthümer der 
handlohnspflichtigen Güter wurde, ald ein Kauf zu bes 
trachten, ob alfo ein Handlohnsfall eingetreten fey, nicht 
aber davon, ob das Spital befugt fey, Handlohn in den 
Fällen der Theilung der Güter zwifchen Eltern und Kin- 
dern zu verlangen. 

Das Untergericht hat obige Frage verneint, fofort 
die erhobene Klage definitiv abgemwiefen; dieſes ift ganz 
unpräjudiziel für alle Fünftige Säle der Art, denn es 
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ift hiedurch blos ausgefprochen, daß im gegenwärtigen 
Galle Fein Kauf vorliege, daher das ZAulius = Spital, 
welches nach jeiner eigenen Angabe nur zum Kauf-Hand- 
Iohne berechtigt feyn will, in diefem ale einen Hand» 
Iohn nicht verlangen könne, keineswegs ift aber hiedurch 
entfchieden, wie es in Fünftigen Fällen gehalten werben 
fol, höchftend könnten feiner Zeit einmal mehrere gleich» 
fürmige Entſcheidungen im Sinne des vorigen Richters 
als Präjudizien angeführt werden, an welche aber auffer 
dem oberften Gerichtshofe in den Durch das Geſetz vom 
17. Rovember 1837 vorgefehenen Fällen Fein Gericht ges 
bunden. ift, | 

Es kann daher nicht gejagt werden, Daß durch ges 
genwärtiged Erfenntniß über den Umfang ded Handlohns 
rechts refp. Die Unftatthaftigfeit der Ausdehnung desſel— 
ben auf Befigveränderungsfälle der in Frage ftehenden 
Art entfchieden ſey, die Entfcheidung bezieht ſich viel: 
mehr nur auf den, dem Richter unterftellt geweſenen Fall 
und kann feinenfalls Geltung Äuffern für Fünftige Fälle, 
da ja eine mwejentliche Vorausfegung der res judicata, . 
die Identität des Streitgegenftandes, ermangelt. 

Das im gegenwärtigen Prozeffe verfolgte Recht Fann 
Daher ald ein untarabled im Sinne des $. 63 der Pros 
zeß- Novelle von 1837 nicht betrachtet werden, es hat 
daher bei Entjcheidung der Frage über die Appellabilität 
auf das Borhandenfeyn der Berufungsfumme anzufoms 
men, dieje ift aber offenbar nicht vorhanden, da, nach- 
dem der Beklagte fich zur Zahlung des Zufchreibgeldes 
mit 30 Fr, ohnehin für bereit erflärt hat, das Streit- 
objeft in der Hauptfadhe nur noch in 9 fl, 244 Fr. 
beſteht. 

Wollte man aber auch annehmen, daß das Recht 
ſelbſt in dem vom Kläger angeſprochenen Umfange in 
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Frage ftehe, fo ift dennoch die erforderliche Appellationss 
fumme nicht vorhanden, | 
Der Kläger nimmt vom Beflagten einen Hand- 

lohnsbetrag von 9 fl. 24 fr. in Anfpruch, dieſer Ber 
trag ift aber feine ftändige Rente, welche nad) $. 59 
des Prozeßgeſetzes vom 17, November 1837 ald 4 Pro— 
zent Zinfen angefegt und hienach Fapitalifirt werden könn— 
te, fondern ein unftändiges Gefäll, deſſen Anfall nad 
ftaatswirthfchaftlichen Grundfägen und in Berüdfichtigung 
der hier analog anwendbaren Beftimmungen der Meyer: 
fchafts - Friften nur nach einem Zeitlaufe von je 20 
Jahren angenommen werden Fann. 

Wird nun aber der erwähnte Handlohnsbetrag zu 
9 fl. 24 Fr. in einem Zeitraum von 20 Sahren ge 
theift, fo' ergibt fich als jährliche fländige Rente nur 
die Quote von 284 fr, deren Kapitalwerth nur in 
11 fl. 45 fr. befteht, fomit ift die erforderliche Appel- 
lationsfumme auch unter obiger Annahme bei weitem 
nicht erreicht. In der Hauptfache kann demnach die Bes 
rufung nicht als anher erwachfen angenommen werden. 

Das Flagende Spital führt zwar auch wegen der 
ausgefprochenen Werurtheilung in fämmtliche Streitfoften 
Befchwerde, und will Diefelben verglichen haben, allein 
die Zuläffigfeit einer felbftitändigen Berufung über den 
Koftenpunft ift gleichfall3 durch das Dafeyn der Summa 
appellabilis bedingt. 

Die Koften ded Beklagten in I. Inftanz, deren 
Veberbürdung ſich das Spital nicht gefallen laſſen will, 
betragen -aber Ausweis der Aften in den höchften, reſp. 
nach den eigenen Anfägen des Anwaltes des Beklagten, nur: 
1 fl. 31 fr. für die Eingabe de praes. 24. 

März 1841. 
— „31 ,„ Deftet hierauf vom 25. ejusd, 


— 


Die Berufungdfumme in buͤrgerl. Mechtöftreitigkeiten bir, 547 


— fl. 394 Er. Berhandlungstaren. 
3 „ 323 „ pro exceptione, 
6 „ 47 „ für die Duplif, 

— ', 31 „ Dektet hierauf vom 19. Juli 1841. 

— „31 „ Defret vom 12, Oftober. 1841. 

14 fl. 3 fr. in Summa, wozu nod) die Anfäße 
für Arrha und etwa andere geringere Auslagen ꝛc. zu 
fommen haben. | 

Erwägt man nun, daß diefe ex actis erfichtlichen 
Anfäge noch nicht der tichterlichen Prüfung und Feſt— 
ftellung unterlegen find, wodurch ſich ver Betrag nur 
vermindern Fann, fo ift fein Zweifel, daß auch in bie; 
fer Richtung der Mangel der Berufungsfumme vorliegt, 
fofort auch die Appellation über den SKoftenpunft anher 
nicht devolut geworden ift. 

Die Berufung war daher unter Verurtheilung des 
Appellanten in die Koften IK Inſtanz zurückzuweiſen, und 
das Defervit des k. Advofaten Treppuer auf 8 fl. 
51 fr., und dasjenige des f. Advofaten Schedel auf 
8 fl 47 kr., in Gemäßheit der Würzburger Jarerd⸗ 
nung, zu ermäſſigen. 

Aſchaffenburg den 20. Mai 1842. 

A. Appellations- Gericht von Unterfranken nnd 
Aſchaffenburg. 
Frhr. von Wulffen, Präſident. 
| Hoch. 
Pro copia: 

Würzburg den 1. Juni 1842. 

Bönigliches Sandgericht l. d. Mlains. 

(L. S.) Krafft. 

| Wolf, 
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Unterbrilage c. 


Erfenntnif. 
Seine Königlihe Majeftät 

erfennen in Sachen des Julius Hofpitald zu Würzburg, 
Kiägerd gegen Sigmund Häfner zu Reichenberg, Bes 
flagten, wegen Handlohns zu Recht, und laffen dem 
Julius sHofpital auf feine gegen das Erfenntniß des k. 
Appellationsgerichtd vom 20. Mai I. 38, ergriffene Bes 
rufung wegen Mangeld der erforderlichen Summe die 
Abweifung bedeuten, unter Berurtheilung in die hiedurch 
verurfachten Koften. 


Entfcheidungs - Gründe. 

Das k. Appellationdgericht hat’ über die Frage, ob 
die an dasfelbe gebrachte Berufung zuläffig fey, als erfte 
Snftanz erfannt, und Das k. Oberappellationsgericht er: 
feheint in diefer Beziehung als zweite Inftanz, weswe— 
gen zur Berufung hieher eine Summe von 100 fl. er 
forderlich ift. 

Nun hat das Flagende Spital hier die Behauptung 
aufgeftellt, daß unter dem Vermögen, welches der Be: 
flagte von feinen Eltern übernommen hat, drei Grund» 
ftüde begriffen feyen, welche ihm in Kauf und Tauſch— 
fällen mit 5 p&t. handlohnspflichtig wären; es hat fer- 
ner das fragliche Uebernahmsgefchäft als einen wahren 
Kauf bezeichnet, forort den Handlohn von dem MWerthe 
der erwähnten drei Grundftüde klagweiſe gefordert. Der 
Beklagte widerfpricht die Handlohnspflichtigfeit jener Grund⸗ 
ftüde an das Flagende Spital in Kauf- und Taufchfäl- 
[en mit 5 pCt. nicht, wohl aber beftreitet er, daß hier 
ein Kauf oder Taufch vorliege; Lediglich die Eigenfchaft 


! 
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des Fonfreten Uebernahmsgefchäftd bildet alfo Hier den 
Streitpunft, keineswegs der Umfang oder eine Ausdeh⸗ 
nung ded Handlohnsrechts an fich. 


Im Fonfreten Falle würde aber das geforderte Hand- 
Iohn, wenn auch ein Kauf angenommen werden follte, 
nur Neun Gulden 244 Er, betragen, aljo weit unter der 
Berufungsfumme von 100 fl. zurüdbleiben. 

Es war daher, wie gejchehen, zu erkennen. 

München, den 4. Dftober 1842. 

Oberappellations- Gericht. des. Königreichs Bayern. 
In Abmefenheit des k. Präflventen: 
v. Gerngroß. 
Souner. 


Die richtige Uebereinſtimmung vorſtehender Abſchrif 
mit dem Originale wird anmit beurkundet. 
Aſchaffenburg, den 22. Dftober 1842. | 
R. Appellations- Gericht von Unterfranken und 
Aldyaffenburg. 
(L. S.) Fr. Wulffen. 
| Frey. 
Zur Beglaubigung der Abſchrift. | 
Würzburg, den 27. Oktober 1842. 
R. Landgericht I. d. Mains. 


(L, 8.) Krafft. 
| Müller. 
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Protokoll. 





München, den 12. Mai 1843. 
Gegenwärtige. 


Hr. Minifterlalrath Xehner, 

Hr. II. Kammer » Präfivent. 

Hofrath von Bayer. 

Die Ausfhuß-Mitglieder: | 
Frhr. von der Tann, ald funkt, Borftand, 
Hr. Direktor von Wening. 

„» Brofeffor Dr, Albrecht, Referent. 
Staatsrath Frhr, von Freyberg. 
Hr. Pfarrer Tafel. 
Schr. von Fuchs, funkt, Sekretär, 


Es verfammelte fih heute der I. Ausfchuß (nach— 
‚ dem der Herr Profeſſor Dr. Albrecht fich eine Sitz— 
ung deffelben erbeten hatte, um ald aufgeftellter Refe— 
rent über den von der Kammer der Reichsräthe mitges 
theilten Bejchluß, die Berufung in bürgerlichen Rechts— 
ftreitigfeiten betreffend, Vortrag zu exftatten) und über; 
nahm, bei Berhinderung des älteften Ausſchuß⸗-Mitglie— 
ded, Freiherrn von Harsdorf, das zweitältefte, Frhr. 
von der Tann, ‚die Stelle ded Vorſtandes, worauf Her 
Referent fchriftlichen Vortrag erftattete, 


Der Bortrag ded Herrn Referenten bezog fich vor» 
erſt Ziffer I. auf Abjag a, des Bejchluffes der Kammer 
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der Reichsräthe, und ſchloß fich nach umftändlich ges 
pflogener Berathung der Ausſchuß dem Sonim. des Do 
Referenten: | 
„es jey dem bdießfallfigen Ofntrage der erften: 
„Kammer unbedingt en 2 
einftimmig an. 

Der Herr Referent fprach ſich hierauf in ſeinem 
Vortrage Ziffer II. über Abſatz 6. der Mittheilung der 
1. Kammer aus, derjelbe glaubte zwar im Allgemeinen 
auch hier Zuftimmung beantragen zu follen, war jedoch 
der Anficht, ed fey ftatt der von jener Kammer vorge: 
fehlagenen Formel folgende zu wählen: 

„daß bei Berufungen in Streitigfeiten über Rechte 
auf wiederfehrende Grund = Praftationen, dieſel— 
ben mögen in perfönlichen Dienftleiftungen oder 
in Giebigfeiten an Geld oder an Naturalien be- 
ftehen, fürderhin von dem Erforderniffe einer Bes 
rufungsfumme Umgang zu nehmen ſey.“ | 

Ein Mitglied des Ausfchuffes fehlug vor, es fey 
hier nach den Worten „auf wiederfehrende” noch .einzus 


fchalten | 
„gerichtöherrliche, zehentherrliche und alle” — 


Dagegen fen als überflüfftg der folgende Sat „die— 
felben mögen beftchen 20.” wegzulaſſen. 

Der Herr Referent felbft und noch drei andere 
Mitglieder fihloffen fich diefer Modifikation an, eine Stimme 
erflärte Dagegen, von dem ganzen Antrage 6. Umgang 
nehmen zu wollen. 

Endlich verbreitete fich der Herr Referent in feinem 
Bortrage Ziffer OL noch über die Faſſung des Eingangs 
der zu ftellenden Anträge, und, ftimmte der ganze Ausfchuß 
feinem im Vortrage jelbft aufgeführten Vorfchlage bei. — 
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Der Gefammtbefchluß des J Ausfchuffes gieng fo: 
nach. dahin, zu beantragen, ed möge die TI. Kammer 
dem von der Kammer der Reichdräthe den 22. Februar 
d. 38. gefaßten Beſchluſſe in der nachflehend mobifizir- 
ten Faſſung ihre Zuftimmung ertheilen: 

„Es möge im Landtags Abfchiede mit Gefehes- 
„kraft ausgefprochen werben: daß in den ſämmt— 
„lichen Kreiſen dieſſeits des Rheins bei allen 
„fünftigen, mit dem Publikationstage dieſes Ab— 
„ſchiedes noch nicht gerichtlich eingelegten Be— 
„rufungen in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten 
„a) die Berufungsſumme nach rheiniſchem Münz— 
„fuſſe zu berechnen, und 
„b) in Streitigkeiten über Rechte auf, wieder. 
„kehrende gerichtSherrliche, zehentherrliche und 
„Me Grundpräftationen fürderhin von dem 
„Erforderniffe einer Berufungsfumme Umgang 
„zu nehmen jey.’ 


Hiemit wurde das Protofoll gefchlofien. 
BVorgelefen und unterzeichnet: 


von Wening, 

Dr. Albrecht. 

Schr. von Freyberg. 
Tafel. 

Schr. von der Tann, 
als funkt. Vorftand, 


Schr. von Fuchs, 
2 funft, Sefretär. 


‚Beilage LXVII. 


Vortrag 


des 


Abgeordneten Freiherrn v. Kreß, 
im IH. Ausſchuſſe der Kammer der Abgeord— 
A neten 


über den Antrag bes Abgeorbneten Herrn Baron v. Welden 
die Uebernahme der Koften für StraffensAlleen auf das 
Aerar betreffend. 


' 





München den 28. April 1843, 


Mit Recht rühmt der Herr. Antragfteller die zwar 
schon alte, in neuefter Zeit aber allgemein gewordene 
Sitte, die Straffen mit Alleen zu bepflanzen, indem 

1) die Bäume zur Zierde der, Gegenden dienen, 
2) in fo ferne es Obftbäume find, durch. Blüthen und 

Früchte die Menfchen erfreuen, und ihnen nügen, 
3) bei tiefem Schnee ald Wegweiſer dienen, wobei noch 

4) nicht unbeachtet bleiben dürfte, daß von Zeit zu 

Zeit ältere Bäume abfterben, und einen nicht ganz 

werthlojen Beitrag gegen den zunehmenden Holz⸗ 

mangel liefern. | 

Dabei beflagt derfelbe 

a) den Mangel allgemeiner ‚gefehlicher Beftimmungen 
über die Verbindlichkeit zur Baumpflanzung und 
deren Unterhaltung, 





% 
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b) die groffe Laft, welche einzelnen Gemeinden und 
Brivaten durch deren Ueberbürdung aufgelegt wor 
den fey, und | 
c) das dabei beobachtete ungleiche Verfahren, wodurd 
einzelne wilffährige Gemeinden in groffe Koften 
verfeßt worden feyen, während andere bei beharr- 
licher Weigerung frei ausgegangen wären, indem 
nah den vielen allegirten Verordnungen Direkter 
Zwang nicht angewendet werden dürfe. 
Die Ungleichheit der Belegung hänge befonders 
auch davon ab: ob mehrere oder wenigere Straffen 
eine Gemeinde-Markung durchfchneiden, oder ob die 
Behörden mit möhr oder wenigerem Nachdrud die 
Pflanzungen betreiben, und ob die Bäume mit mehr 
oder weniger Sorgfalt bon den Wegmachern ge: 
pflegt werden. | 
Diefe und ähnliche Betrachtungen beftimmen den 
Herrn Abgeoroneten Baron v. Welden, folgens 
den Antrag zu ftellen : 
„die hohe Kammer wolle um Erlaſſung eines 
„Geſetzes Bitten, die Bepflanzung der Staatd- 
„Kreis⸗ und Diftriftd-Straffen mit Alleen betref- 
„fend, und dabei die Grundzüge deffelben dahin 
„andenten, wie fie im Antrage felbft sub Nro. 
„1. bis 4, angegeben, und weiterd motivirt 
” „find,“ | 
Mit der Würdigung dieſes Antrags beauftragt, 
macht fich Referent zur Aufgabe, zu unterfuchen: 

I. Welches Verfahren bei den Baumpflanzungen 
bisher ftatt gefunden habe? 

1. Was die darüber beftehenden Verordnungen 
enthalten ? 

Ul Ob überhaupt dem Antrage, und in wie ferne 
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ihm in der votgetragenen Faſſung beizuſtimmen ſey, ober 
nicht? 

ad J. und MI. Ein höchſtes Miniſterial-Reſkript 
vom 23. März d. Is., welches auf die Anfrage bed 
HI Ausfchuffes im Betreff des bisherigen Berfahrens 
über den fraglichen Gegenftand erlaffen wurde, verweift 
auf die in DöllingersSammlung, Band XVI. pag. 729 
— 788 abgevrudten Verordnungen, aus welchen fich 
zwar allgemeine Grundfäge darüber, jedoch fürmliche ‚ger 
fegliche Beftimmungen, wie ber Herr Antragfteller ſte 
wuͤnſcht, eben fo wenig ableiten Taflen, als fie dem Re⸗ 
ferenten auf perſoönliche Erkundigungen befannt geworden find, | 

Befchräntt auf die erwähnten Hilfsquellen verſucht 
Referent diefelben zu benüßen, und feine eigenen Erfahrs 
ungen zu Hilfe zu nehmen, um das ihm abgeforderte 
Gutachten motiviren zu können. 

Die erwähnten Verordnungen und Verfügungen bes 
ginnen mit dem 31. Mai 1790, und fohlieffen mit dem 
35. Dezember. 1837 (pag. 729 — 780.) | 

Die weitern pag. 781 vom 14. Auguft 1758 
bis pag. 788 vom 2. Auguft 1836 Handeln von der 
Beftrafurig der Baumfrevler. 

Aus denfelben ift im Allgemeinen Folgendes zu ents 
nehmen. 

Hinſichtlich der vom k. Aerar übernommenen Ver—⸗ 
pflichtungen 
Das höchſte Reſktipt vom 31. Mat 1790, Doͤl⸗ 
lingers Sammlung Band XVI. Thl. U, $. 511. pag. 
729 fpricht aus: 

„Seine Churf. Durchlaucht gebächten nicht nur 
„die erfte Pflanzung und deren Euftivirung ih 
„ven erften 3 Jahren auf Aerarialfoften 
„zw übernehmen, ſondern auch alles hiemit ges 
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„winnende Obft oder Früchte folcher Bäume 
„demjenigen, der mit feinem Grunde zu aller- 
„nächſt anliegt, ohnentgeltfich zu überlaffen, und 
„nur hiefür die beftändige Konfervirung und 
„altenfallfige Nachſetzung derfelben Bäume, wenn 
„etwa einige Alters oder Kranfheits 
„halber zu Grunde gingen, zu fordern, * 
Eine Minifteria-Entfchlieffung des Innern v. 19. 
Febr. 1835, ibidem $. 549 pag. 754 erklärt, „daß 
die biöherigen Verordnungen ſich lediglich auf Die 
Staats- und Kreisftraffen, nicht aber auf Die 
Diftriktöftraffen beziehen“; und eine folgende vom 
26. Auguft 1835 1. c. $. 551 pag, 755 enthält die 
beruhigende Berficherung: „Daß Seine Königlide 
Majeftät von dem Streben befeelt feyen, von Aller 
höchſt Ihren treuen Gemeinden jede unnöthige Belaftung 
‚ fern zu halten.“ | 
Die a. des König. Finanzminifteriums 
vom 10. * 1836. c, 8. 555 pag. 778 ſpricht 
aus: 
‚Die fgl. Regierung wird fich beftreben, in al- 
„ten Sällen, wo dem kgl. Finanz» Aerar 
„die Baumpflanzung. an den Landftraffen o b- 
„liegt, zu forgen, daß von Geite des mit, dem 
„Bollzuge der Baumpflanzung beauftragten Forft- 
„perfonals mit. befonderer Umficht ıc, verfahren, 
„fowie die pflegliche fortwährende Un— 
„ter haltung nicht auffer Acht gelaffen werde.“ 
Dom kgl. Minifterium ded Innern wurde in der 
Entfhlieffung vom. 25. Des. 1837 1. c. $. 558 pag. 
780 nuögefprochen: 
„daß nach den Beftimmungen der Gefege über 
„Diſtrikts⸗ und Gemeindesiimlagen von 1819 
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„und 1825 die Koſten auf Anlage von Baum⸗ 
„pflanzungen an den Landftrafien, ohne Zus 
„Himmung der Gemeinden fih zu Die 
„ſtrikts⸗Konkurrenzen nicht eignen.”. 

Aus diefen Berordnungen und Verfügungen geht 
unbezweifelt hervor, daß ‚die Fgl. Regierung die Ber- 
pflichtung zur Anpflanzung der Allen an den Staatds 
und Kreisftraffen unweigerlich übernommen habe, und 
daß auch in der Regel die Unterhaltung derfelben auf 
Koften ded Aerard übernommen worden fey. 

Beifpiele davon find in hinreichender Zahl, fowohl 
aus Älterer ald aus der neueften Zeit vorhanden, 

Man betrachte die herrlichen Alleen, in Münchens, 
der k. Refidenzftadt, Umgebungen, man werfe einen Blid 
auf die nmeuangelegte Allee der impofanten Königsftraffe 
von München nach Schwabing, man vergleiche Ältere und 
neu gepflanzte Alleen an den Landftraffen in den äufferen 
Kreifen, 3. B. von Nürnberg nach Würzburg, nach Ams- 
berg, nach Bayreuth und in der Umgebung von Bay- 
reuth jelbft ꝛc. 

Referenten ift wenigftend niemals befannt gewor⸗ 
den, daß zur Pflanzung und Unterhaltung folcher Alleen, 
Diſtrikts- oder Lokal-Gemeinden, oder Privaten in An— 
fpruch genommen worden feyen, weil diefelben jeder Zeit 
. ald Adpertinenzien der Landſtraſſen betrachtet, und in die 
Koften-Anfchläge ihrer Erbauung und Unterhaltung mit 
aufgenommen worden find. 

Daß folches auch noch ferner der Kal feyn werde, 
dafür bürgt der Geift ächter Humanität, den alle auf 
die Baumpflanzungen bezüglichen Verordnungen unver« 
fennbar athmen. Er ift befonders vorherrfchend in den- 
jenigen Verordnungen und Verfügungen, welche die Beis 
jiehung der Gemeinden und Privaten zu Baumpflanz- 
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ungen cam bereits beſtehenden Straſſen, wo die Bäume 
nicht auf die Böfchungen der Straſſen ſelbſt und nicht 
auf Ararialifche, fondern auf Privatgründe verfegt wer: 
den jollen, fo wie an Diftriftöftraffen, veguliren, 

Ihre Tendenz ift Belehrung und Ueberzeugung, da— 
mit aud freiwilligen Zufammenfimmen der Betheitigten, 
die ‚allgemeine Durchführung der preiswürdigen Idee der 
Straffen-Bepflanzung nach und nach verwirklicht werde, 
ohne unverhältnißmäffige Belaftung der Gemeinden und 
Privaten. 

Darum ift überall deutlich ausgeſprochen, daß di⸗ 
rekter Zwang hiebei nicht in Anwendung kommen dürfe, 

Die hierüber beftehenden Vorfchriften Iauten, wie 
folgt: . 

Verordnung vom 17. Febr. 1804. Döllinger’s 
Sammlung Bd. XVI hl. UVU. $, 513. Nr. 1. pag. 
731: 

„Die Gemeinden und Grundbefiger follen zur 
„Pflanzung der Dbftbäume nicht nur an den 
„Dammftraffen, fondern auch auf andern Grün. 
„ven aufgemuntert und diefelben hiebei nach— 
„brülich gefhügt, auch fo viel möglich mit 
„Rath, Anleitung und Hilfe unterftügt, mit 
„wirklihen Amtszwang und Strafen 
"Aedoch nicht verfahren werden.“ 

Berfügung von 16. März 1804. ibidem 8. 515. 
pag. 732. , 

„Wir haben ꝛc. erfehen, daß ꝛc. unferer Verdrd⸗ 
„mung vom 17. Februar 1804 eine Wendung 
„gegeben worden fey, welche den Sinn derjel- 
„ben einigermaflen wirklich ändert, indem ver 
„Nachtrag fo gefegt ift, ald ob nur von Ber 
„meidung des Zwangs allein die Rede 
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„wäre, und als ob diejenigen, welche nicht fer« 
„met die Bäume an die Chauffeen ſetzen wür— 

„den oder Fönnten, als übelgefinnte ange 
„Sehen, und als foldhe befhämt werden 
„Sollten, welches ganz gegen den Geift 
„Unferer Berordnung Täuft. 

Höchſte Entfehlieffung von 16. Auguft 1805 loco 

eit. $. 517. Pag. 734: 

„Wenn die Bittfteller zu biejer Konkurtenz ſich 
„micht ſelbſt zuvor ausdruͤcklich verftanden haben, 
„fo kann nach dem Sinne der Churfürftlichen 
„Berorbnung feine Erefution ftatt finden.‘ 

Verfügung vom 20. Juni 1826 loco cit, $. 523. 

pag. 737. Rr. 4.: 

„Webrigens ift Unfer fefter Wille, daß jede 
„Zwangs-Vetfügung unterlaſſen und 
„dagegen meht auf dem Wege der Belehrung 
„und des Beiſpiels der angegebene Zweck mög— 
„lichſt vollſtändig erteicht werde.“ 

Verfügung dom 29. September 1828 loco cit. 

$. 531. pag. 542.: . 

‚re. fo tragen wir Unferm Miniſterium des 
„Innern auf, dafür angemeſſene Sorge, jedoch 
„gleichfalls mit Beſeitigung alles Zwangs 
„tragen zu laſſen.“ 

Spätere Verfügungen in dieſer Angelegenheit find 
dem Referenten nicht mitgetheilt Worden, jedoch hat der— 
felbe die Berficherung erhalten, daß dem Alerhöchften 
Willen entfprechernd, ale nachfolgenden in ähnlichem 
Geiſte und Sinne erlaffer worden feyen. 

Um jedoch das nügliche Unternehmen der Baums 
sflanzimg auch ohne Zivang zu befördert und nach Möge 
lichkeit allgemein — find den Beforderern def 
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felben ſogar Prämien zugefichert worden, und zwar durch 
die allerhöchfte Entfchlieffung vom 18. Augufl 1819, 
Döllinger. Bd. XVI. Theil IL. 9, 518. pag. 734 
eine Belohnung von 5 fl. für jedes 100 an Chauffeen 
neu angepflanzter Obftbäume, oder anftate derfelben Preis» 
Medaillen, im vierten Jahre. ihres Gedeihens, und durch 
eine weitere vom 20. Juli 1836 ibid. $. 523, Nr. 5. 
pag. 738. dem Unternehmer, im vierten Jahre des vollen 
Gedeihens, eine verhältnigmäffige Belohnung in Geld, 
oder an vorzüglichen Fruchtbäumen aus den Föniglichen 
Baumjchulen. | 


Ob und wann dergleichen Prämien auch wirflich realifirt 
worden find? ift dem Referenten nicht befannt geworden, er 
hat aber auch nicht Urfache an dem Vollzuge zu zweifeln. 


Nicht verhehlen kann er aber, wie fehmerzlich es 
ihn berührte, aus einer Verfügung des Föniglichen Fi- 
nangminifteriumd vom 31. Dftober 1828 1 c. $. 533. 
pag: 743 entnehmen zu müffen, daß eine unentgelbliche 
Abgabe von Baumftangen zur Pflanzung von Obftbäus 
men nicht ferner zugegeben werden fünne. Beruhigend er: 
jcheint zwar der weitere Inhalt diefer Verfügung, verbis: 

„Es bedarf jedoch Feiner förmlichen öffentli- 

hen Widerrufung der frühern Bekanntmachung 

vom 8, Juli 1825 (welche übrigens in die Döl; 
linger’fche Sammlung nicht aufgenommen ift) fondern 
ed genügt, wenn die fid) meldenden Gemeinden 
durch die Forftbehörden geeignet verftändigt werden.“ 


Niederichlagend hingegen ift die Wiederholung ähn— 
licher Grundfäge Durch die Verfügungen des Föniglichen 
Minifteriumd des Innern vom 6. Auguft 1829 1. ce. 
$. 535. pag. 744, und vom 4. April 1835 ibidem 
$. 550, pag. 754, welche jedoch die allegirte wohlthäs 
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tige Bekanntmachung vom 8. Juli 1825, glücklicherweiſe 
ebenfalls nicht foͤrmlich widerrufen. 


Gerade die Anſchaffung der Baumpfähle iſt es, 
welche den Gemeinden und Privaten, beſonders wenn ſie 
keine eigenen Wälder beſitzen, eine noch gröſſere Laſt 
aufbürdet, als die Anſchaffung der Bäume ſelbſt. 


Im eigenen Intereſſe der K. Regierung, welche 
den Zweck wollend, auch die dazu führenden Mittel nicht 
verſchmähen wird, dürfte es liegen, die früheren, noch 
nicht förmlich widerrufenen Beſtimmungen der unentgeld- 
lichen Abgabe von Baumpfählen wieder aufleben zu, laf- 
fen, vornämlich da, wo die Privaten um baaresd Geld 
diefelben anzufchaffen, aufferdem gezwungen feyn würden, 
namentlich auch um die weit nachtheiligeren Folgen zu 
vermeiden, welche aus dem Verſchwinden manches fchön 
gewachfenen Stämmchend aus den k. Forften an unge: 
eigneten Stellen unvermeidlich und mit gröfferem Nach: 
theil für die k. Wälder entftehen dürften. 

Würden diefe früheren Beftimmungen wieder in das 
Leben gerufen; — würden in der Nähe der Straſſen 
felbft, an geeigneten Plägen, die wohl allenthalben fich 
finden dürften, mit geringen Koften Ararialifhe Baums 
fchulen angelegt werden, aus welchen den Gemeinden . 
und Privaten die Bäume zu GStraffenbepflanzungen un- 
entgeldlich abgegeben werden Eönnten, fo würde die Be- 
laftung, welche bisher fo drüdend und fo ungleich auf 
den Gemeinden haftete, allmählig verfehwinden, ohne 
das Xerar mit erheblichen neuen Koften zu befchweren, 

Daß die allgemeine Durchführung der Bepflanzung 
der Strafen mit Alleen, zwar feine unbedingte Noth- 
wendigfeit, jedoch höchft erfreulich und wünfchenswerth. 
fey, wird wohl Niemand in Abrede ftelen, der es ver 
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ſteht, die großartige Idee nach m vollen Gehalte zu 
würdigen. 

Höhft lobenswerth ift es auch, daß die Grfahrung 
lehrt, wie fchon viele Gemeinden zur Verwirklichung 
derfelben, freudig und freiwillig die Hand geboten haben. 

Höchſt tadelnswerth wäre es im Gegentheil, wenn 
andere Gemeinden, infoferne ihre Kräfte es geftatten, 
aus Eigenfinn und BVorurtheilen, oder gar aus Baum— 
feindfcehaft, (denn es gibt leider neben vielen Freunden 
der Baumzucht auch erklärte Feinde derfelben) der guten 
Sache ftarrfinnig und eigenmügig entgegentreten wollten, 

Aber auch, nicht wünfchenswerty und ganz gegen 
den Geift der allegirten humanen Berordnungen würde 
es feyn, wenn unvermögende, mit Schulden, Straffen- 
bau» und andern Umlagen bereit8 überlaftete Gemeinden, 
mit Leiftungen zu einem löblichen, jedoch nicht dringend 
nothwendigen Zwecke, noch weiter überbürdet werden 
ſollten, namentlich in Gegenden, wo Boden oder Klima 
der Baumpflanzung wenig zuſagt, und darum ſie koſt— 
barer macht, als da, wo die Natur ſchon die Setzlinge 
ſelbſt erzeugt. 

Es wird auch nicht nachgewieſen werden Fönnen, 
daß dDirefter Zwang bei folcher Beranlaffung jemals 
angewendet worden fey, ob aber nicht zuweilen die ge: 
botenen Aufmunterungen und Belohnungen die Phyſiog— 
nomie eines indireften Zwanges angenommen, und 
wenigftend Strafandrohungen in ihrem Gefolge gehabt 
haben dürften, möchte eben fo wenig in Abrede zu 
ftellen, und vielleicht die DVeranlaffung zur Stellung des 
vorliegenden Antrags geworden feyn, zu deffen Wür—⸗ 
digung 
- ad IH. nach obigen Direftiven nun erſt gefchritten 
werden Tann. 
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Die wohlgemeinte Tendenz des Antrags iſt offen⸗ 
bar, die Gemeinden und Privaten von einer drückenden 
Laſt, wenn auch nicht völlig zu befreien, doch iwenig- 
ftend fie gleichförmiger und milder zu. geftalten. 

Darum enthält derjelbe Die Bitte um gefegliche - 
Beftimmungen über PBflanzungen der Allen an den 
Strafen, welche beftimmen ſollen: 

1) „daß die Anpflanzung und Unterhaltung derſelben 
„an den Staatd-Straflen, Staatälaft, 

2) „an den Kreidftraffen, Kreislaft, 

3) „an den Diſtriktsſtraſſen, Diſtriktslaſt ſey, und 

4) „daß jeder Angrenzer die Pflanzung auf ſeinem 
„Grund und Boden ohne Entſchädigung ſich müſſe 
„gefallen laſſen.“ 

So wie der Antrag geſtellt iſt, hat er bei dem er» 
ften Anblid etwas Erſchreckendes und. zwar in geboppels 
ter Hinfiht, denn 

1) ftellt er fcheindar Millionen in Ausficht, welche 

doer Staatskaſſe dadurch. zur Laſt fallen. würden, 

2) Fönnte er vielleicht: gefeglichen Zwang. gegen bie 
Gemeinden: und. Privaten hervorrufen, welcher. bis⸗ 
her nicht angewendet werben durfte, und welcher 
mit der Tendenz des Antrags im direlten Wider- 
fpruch ftehen würde, | 
Bei näherer Betrachtung, und bei dem Rückblick auf 

die beftehenden Verordnungen und. dad bisher beobach- 
tete Verfahren verſchwindet aber das: Phantom allınäh- 
fig, wenn man erwägt: 

1) daß bei neu anzulegenden Staate- und Kreiöftraffen 
die Pflanzungs⸗ und Unterhattungdfoften ohnehin 
in den Strafienbau-Gtat mit aufgenommen werben, 

2) daß ſchon beftehende Alleen, an ſolchen Straffen, in 
der Regel auch aus Staato⸗ oder Kreidmitteln uns 
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terhalten worden find, in welchen beiden Fällen alfo 

feine neue. Laft für die Staatskaſſe erwächst. 

Nicht ungegründete Beforgniffe. Hinfichtlich der Be— 
laftung der Gemeinden möchten indeſſen entftehen und 
fie haben auch ihre Begründung gefunden, bei ſchon 
beftehenden Staats- und Kreisftraffen, an welchen 
Alleen bisher nicht vorhanden waren, und welche nun 
bepflanzt werden follen, oder auf Koften der Gemeinden 
bereitd bepflanzt worden find. 

Bei folchen entjteht eigentlich erft Die im Antrage 
aufgeworfene Frage: wem die Pflicht der Bepflanzung 
und der Unterhaltung obliege? 

In dem Begriff einer Staats; oder Kreisftraffe liegt 
wohl unmwiderfprechlich Die Vermuthung, daß, fo wie die 
Pflicht ihrer Anlage und Unterhaltung, jo auch die Ent- 
ftehung und fortwährende Pflege ihrer Adpertinentien, der 
Alleebäume, aus Staatd- reſp. Kreismitteln, unbezweifelte 
Folge feyn müſſe. 

Daß aber diefem Grundfage nicht gehuldigt, viel- 
mehr die nicht geringe Laft von den Gemeinden und 
Privaten entweder freiwillig übernommen oder ihnen auf: 
gebürdet worden fey, ift Thatfache, ebenfowohl ald daß 
andere Gemeinden bei entjchievenem Widerfpruch von 
folcher Laft freigeblieben find. 

Döllinger L c. $. 553., 554. pag. 776 , 777. 

In welchen Fällen und nach welchen Grundfägen 
die Inanfpruchnahme der Gemeinden ftattgefunden habe, 
läßt fi aus den beftehenden Verordnungen nicht ent- 
nehmen. 

Aus Wahrnehmungen läßt fich indeſſen vermuthen, 
daß der Staat ſich feiner ihm obliegenden Pflicht nicht 
entzogen habe, dort 

a, wo die Landftraffen breit genug. waren, um Allen 
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an ihren Böfchungen aufzunehmen, daß hingegen 
die Gemeinden oder Private nur dort in Anſpruch 
genommen worden ſeyen, 
b. wo die Bäume auf ihre — Gründe geſetzt wer⸗ 
den mußten. 
Allerdings entſtand aber ſelbſt daraus häufig eine 
drückende Laſt und eine ungleiche Art der Belegung. 

Darum erſcheint auch der Antrag auf Erlaſſung 
geſetzlicher Beſtimmungen über dieſen —— an ſich, 
allerdings gerechtfertiget. 

Nur müßte derſelbe nach der Anficht des Referen- 
ten in der Art geftellt werden: daß weder der Staats 
Fafje dadurch eine unerfchwingliche Laft von nicht zu 
berechnender Gröffe aufgebürbet, noch mehr aber, daß 
nicht den Gemeinden und Privaten die Wohlthat freis 
willigen Mitwirfend entzogen werde, und dagegen biss 
her nicht anwendbarer Zwang an deren Stelle trete. 

Wirkſame und ausreichende Mittel. beide Zwecke 
zu vereinigen fcheinen fich darzubieten: 

1) In der Anlegung hinreichender Baumfchulen, 

2) In der unentgeldlihen Abgabe von Baumpfählen, 
3) In der Zeit der allgemeinen Durchführung, 

ad 1. Wenn auch nicht allenthalben geeignete 
Pläge zur Anlegung folcher Baumfchulen vorhanden feyn 
follten, und wenn auch dieſes nüßliche Unternehmen nicht 
auf einmal ausgeführt werden wollte oder fönnte, fo find 
doch gewiß in der Nähe vieler Straffen, noch öde Plätze, 
leere Kieögruben ꝛc. genug vorhanden, welche benügt wer: 
den fönnten, um dem nahen und entfernten Bedarf zu 
befriedigen. Denn nicht nur dadurch, daß auf foldhe 
Weife dem allgemeinen Bebürfniffe ſchon in wenigen 
Jahren vollfommen abgeholfen ſeyn würde, fondern auch 
dadurch, daß Bäume, in dem nemlichen Boden und Klima 
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erzogen, ſchnelleres Gebeihen und. längere Dauer ver: 
fpvechen, entftehen Bortheile, welche die‘ geringe Ausgabe 
der Anlegung ſolcher Baumschulen hinreichend erfegen. 

Eine Pofttion im Budget für diefen wohlthätigen 
Zweck, würde vielleicht die einzige unerhebliche Mehraus- 
gabe feyn, welche der Antrag, wenn er gehörig formus 
firt wird, bezwedt. Ja es Fönnte ſogar in der Folge eine 
neue Finanzquelle eröffnet werden, wenn künftig Der Ue— 
berfluß an jungen Bäumen zum Berkauf kommen würde. 

ad 2. Wird fih auf das fchon oben Erwähnte 
bezogen und dabei nur noch. bemerbt, daß jo bedeutende 
Ausgaben Einzelner für öffentliche Zwecke nicht: mit ber 
von der Verfafjungd = Urkunde gebeienen gleichmäjfigen 
Belaftung. im Einklange ftehen. 

ad 3. Bei Unternehmungen, nicht von der unbe— 
dingten Nothwendigkeit geboten, fondern nur zum Nuten 
und. zur Zierde dienend, kann es doch. offenbar nicht dar— 
auf anfommen, in welcher Zeit fie ausgeführt werden. 

Da aber nach dem Mlerhöchften Willen nirgends Zwang 
ftatt finden fol, fo wird. die Bereitiwilligfeit der Gemeinden 
und Privaten allerdings erhöht werden, wenn ihnen geftattet 
wird, die übernommene Ausgabe auf einige Jahre zu ver- 
theilen,, infofern Fünftig deren Theilnahme noch in Anfpruch 
zit nehmen feyn wird, wenn einmal die äratialiſchen Baum⸗ 
ſchulen in vollem Gedeihen ſeyn werden. 

Die Diſtriktsſtraſſen betreffend, unterliegt es wohl keinem 
Zweifel, daß die Alleen an vdenfelben anf Koften des 
Diſtrikts gepflanzt und unterhalten werden müſſen, infofente 
nemlich die Diftrifts-Verfammhung die Pflanzung den Kräf—⸗ 
ten der Diſtrikts⸗Kaſſe angemeffen findet, conf. Diftrifts- 
Umlagen⸗Geſetz vom 11. Sept. 1825. $. 8. u. M. und in⸗ 
foferne nicht die einzelnen Gemeinden: zur freiwilligen Ueber⸗ 
nahme in ihren Bezinfen ſich verftehen, wo jedoch ebenfalls 
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auf die Zeit der Ausführung Bedacht zu nehmen: ſeyn wird, 
beſonders in Hinblick auf den eben ‚angeführten 8. 11., nach 
deſſen Inhalt — Diſtriktslaſten in einem Jahre, fünf 
vom hundert der jährl. Gefammtftener nicht überfteigen follen. 


Zu wiünfchen wäre aber auch hier die Anlage von 
Diftrift-Baumfchulen, oder noch wünfchenswerther die uns 
entgeltlicye Abgabe der Bäume aus den ärarialifchen Baun- 
fhulen, welche möglich werden wird, wenn folche an den 
Staatd- oder Kreisftraffen in hinreichender Zahl und Aus- 
dehnung angelegt werden. 


Vorftehende Erwägungen, welche ald Direftiven zur 
Begutachtung ded Antrags dienen, haben Referenten zu ber 
Ueberzeugung gebracht, daß vie Vorlage eined Geſetzes bei 
den in Wirkfamfeit beftehenden allegirten Allerhöchſten Ber: 
ordnungen nicht nothiwendig, auch in gegenwärtiger Ständes 
verfammlung wohl faum mehr zu erwarten zu feyn, und 
daß die Bitte darum, nicht zu dem erwünſchten Ziele führen 
pürfte, welches ohne Zweifel wirkfamer erreicht werden Fönnte, 
wenn der Antrag folgende Faſſung erhalten würde: 


Seine Königlihe Majeftät fey allerımterthänigft 
zu bitten: 

1) die Anlegung von ärarialifchen Baumfchulen für 
Strafen Alleen, an biezu geeigneten Plätzen, allergnävigft zu 
befchlieffen, und die hiezu erforderlichen geringen Mittel in 
der V. Finanzperiode zu bewilligen ; 

2) jo lange ed bis zum Gedeihen derfelben noch. noth⸗ 
wendig feyn wird, die freiwillige Theilnahme der Gemeinden 
und Privaten zur Pflanzung und Unterhaltung der Alleen, 
in Anfpruch zu nehmen, denſelben in foweit es möglich ift, 
Bäume aus den fchon beſtebenden Föniglichen. Baumfchulen 
— und folchen, welche den Bedarf an Baumpfählen aus 
eigenen Waldungen nicht beziehen Fönnen, diefelben aus den 
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nächften Föniglichen Forſten, gleichtwie früherhin wieder un 
entgeltlich verabfolgen zu laſſen. 


Wenn nun durch, die Erfüllung obiger Bitten, auf der 
einen Seite dem Aerar Feine neuen, wenigftens feine erheb» 
lichen Koften erwachſen, auf der andern aber die Belaftungen 
der Gemeinden und Privaten allmählig und fn ver Folge 
gänzlich aufhören werden, fo ift an deren allergnädigften 
Gewährung nicht zu zweifeln, und wann dieſes der Fall 
feyn wird, zugleich der Zweck des Antrages erfüllt. 


Fehr. von Kres. 
Referent. 


- Antrag des Abg. Frhrn. v. Welden se. 569 


Hohe Kammer der Abgeordneten! 


Antrag 
des Abgeordneten Freiherrn 
von Welden, 
die Uebernahme der Koſten für 
Straffen:Alfeen auf das Aerar betr, 


Die Bepflanzung der Landftraffen mit Bäumen ift 
fihon eine alte Sitte, davon zeugen viele Alleen, welche 
fhon mehr als ein Jahrhundert über ihre Häupter weg» 
gehen fahen; davon zeugen ferner alte Mandate, deren 
in Bayern von 1669, dann von. 1727, 1750 und 
1780 exiftiren. (Maier. Gen.-Sammlung von 1771 ©. 
552., dann Maier. Gen. Sammlung. Band IV, ©. 615 
bis 641.) 

Es wird auch Niemand Läugnen, daß es eine fchöne 
Sitte ift, die Bäume zum fehönften Schmude der Natur 
gehören, ihre Früchte die Menfchen erfreuen, und ihre 
Stämme felbft im Winter, wenn tiefer Schnee die Flur 
ren bedt, ald Wegweifer dienen, damit der Reifende die 
Straffe nicht verliere. 

Deshalb ift auch immer zur Bepflanzung der Straffen 
mit Alleen aufgemuntert worden, und die bayerijche Ver⸗ 
ordnungs - Sammlung von Döllinger enthält im XVI. 
Bande II Abtheilung Seite 729 bis 789 eine ganze 
Reihenfolge von Anordnungen, welche fämmtlich dahin 
zielen, die Alleen an den Landftraffen allgemein zu ver- 
breiten, und vorzugsweiſe zur Obſtbaumzucht aufzu- 
muntern. 
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Es ift auch eine erfreuliche Wahrnehmung, wenn 
man Bayern durchreist, daß befonderd in den mildern 
Gegenden defjelben, welche der Obftbaumzucht günftig 
find, bereits fehr Vieles gefchehen ift, und daß man 
dort die Früchte des Fleiſſes und der Liebe Ärndtet, mit 
denen die Bäume gelegt, und gepflegt wurden. 

Die mit dieſen Alleen= Pflanzungen verbundenen 
baaren Auslagen find indeffen fehr bedeutend, befofiders 
da, wo Baumfchulen fehlen, und die Baumpfähle theuer 
erfauft werden müffen. I 

Bei dem Umſtande nun, daß ſich dieſe Auslagen 
immer wiederholen, weil theils klimatiſche Verhältniſſe, 
theils andere zerſtörende Einwirkungen eine jährliche Er—⸗ 
gänzung det Alleen nothwendig machen, iſt die Frage: 
wem eigentlich die Bepflanzung der Staats— 
Straſſen mit Allee-Bäumen obliege? von der 
größten praktiſchen Bedeutſamkeit, und deshalb auch Ges 
genſtand vielfacher Erötterungen geworben. 

Bald wurde der Angrenzer an der Staatöftraffe, 
bald die Gemeinde, durch deren Marfung eine Straffe 
sieht, als verbindlich erklärt. (Minift.Refkript vom 11. 

April 1832 Döllinger Band XVI. ©, 757.) 
i Insbeſondere werfuchte man aus dem $. 116 des 
reviditten Gemeinde-Edifted von 1834 die Verbindlich: 
feit der Gemeinden herzuleiten. 

Allein die Regierung mochte jelbft fühlen, daß je- 
ner F., weldher dem Kapitel „Feldpolizey“ angehört, 
und dem OrtS-Borfteher die Beförderung des Acker⸗ und 
Wieſenbaues, die Kultur der öden Gründe, die Abftellung 
der Brache, die Pflanzung von Obft und anderen müß- 
lichen Bäumen. auf Gemeinde-PBlägen, Straffen und We 
gen, die Aufnahme der Biehzucht, die Einführung bet 
Stallfütterung ꝛc. empfiehlt, von der gefegfichen 
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Begründung einer Verbindlichkeit zur Pflanzung, der 
Alleen an Sinatds,, Kreis: und Diftrikts-Straffen nichts 
enthalte, und daß ed an einem geſetzlichen Anhaltspunkte 
allenthalben gebreche; den wenn ed darauf anfümmt, dem 
MWiderftande einzelner Gemeinden durch Zwangd-Mafre- 
geln zu begegnen, fo muß hievon ftetd Umgang genom- 
men Werden, wogegen der Weg gütlicher Ueberredung 
den Behörden empfohlen wird, welcher natürlich nur ſel⸗ 
ten zum Ziele führt. 

Auf dieſe Weiſe iſt eine groffe Ungleichheit im 
ganzen Königreiche entſtanden, indem in manchen Gegen⸗ 
den die Gemeinden ihre Alleen mit bedeutenden Opfern 
herftellten und unterhielten, in anderen Gegenden eine 
beharrliche Weigerung die Erreichung des Zweckes zu 
verhindern wußte. 

Auf den ſchon öfterd geftellten Antrag einzelner . 
Gemeinden, die Sttaffen-Alleen zur Diſtrikts⸗ oder Kreis: 
Raft zu machen, wurde Yon Seite der Regierung früher 
gar wicht, nım im neueſter Zeit aber auf erſteren Antrag 
eingegangen, wenn alle Gemeinden eines Diftriftes ein- 
flimmen, (Dölling. Ver.- Sammlung Bd. XVI. ©. 780, 
dann Minift.-Entfchl, v. 6. Sept. 1841, und vom 25. 
Dftober 1842, Kreis ; Intelligenzblatt von Unterfranfen 
Stüd 88.) was übrigens mit dem Gefege vom 22. Juli 
1819 über Umlagen für Gemeinde-Bedürfniffe Art. I. b. 
eben fo wenig in Einklang zu bringen ift, ald mit 8. 2 
des Gefeed vom 11. September 1825 Em Diftrikts- 
Umlagen. 

Somit befteht faktifch eine Bebenbenbe, überdieß fehr 
ungleich vertheilte LZaft,. für die Gemeinden, indem es 
tediglich darauf anfommt, ob viele oder wenige Staats- 
Strafen dur ihre Markungen führen, ob die k. Lands 
richter mit weniger oder mehr Nachdrud die Allee⸗Pflanz⸗ 
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ungen betreiben, und ob die Wegmacher, denen die Pfles 
ge der Bäume, deren Anbinden ꝛc. übertragen ift, dieſer 
Obliegenheit pünktlich nachkommen, oder nicht. 

Die Herbeiführung eines gleichmäffigen und ges 
feglichen Zuftandes für dieſe Die Freiheit des Eigen— 
thums betreffende, in das Wohl der Gemeinden tief 
eingreifende Angelegenheit, fcheint Daher dringendes Bes 
dürfniß, und ein hierauf abzielender Antrag eined Des 
putirten von Oberbayern gewiß bemeflen, da gerade in 
diefem Kreife fich die meiften Schwierigfeiten der Aus- 
führung von Allee-Pflanzungen entgegenftelen, und die 
Laft wegen der vielen in dieſen Kreifen beftehenven 
Staats», Kreid- und Diftrift8-Straffen am empfindlich 
ften ift. 

Der gehorfamft Unterzeichnete erlaubt fidy daher an 
die hohe Kammer den Antrag zu ftellen: 

Diefelbe wolle auf verfaffungsmäffigem Wege um 

Erlaffung eines Geſetzes bitten, die Bepflanzung 

. ber Staatd-, Kreis- und Diftrift3-Straf- 
fen mit Allen betr., und hiebei die Grundzüge 
befielben dahin andeuten: 


1) * die erſte Bepflanzung der Staats— 
Soraſſen vom kgl. Aerar übernommen, 
und auch die Unterhaltung derſelben zu ſeiner 
Sache gemacht werde, inſoferne nicht bei 
tragbaren Obſtbäumen ein anderes Uebereins 
fommen mit den Angrenzern getroffen wird. 
Die Mittel hiezu werden die Erübrigungen 
der laufenden Finanz-SBeriode darbieten. 
Daß die Bepflanzung und Unterhaltung der 
Alleen von Kreis-Strafjen zur Kreislafl, 
und 


‚2 


— 
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3) die ber Diftrift8-Straffen zur Diſtriktslaſt 
unter denfelben Modalitäten gemacht werde. 


4) Daf dagegen jeder Angrenger die Pflangungen 
von -Allee-Bäumen auf feinem: Grunde ohne 
Entſchädigung gefchehen laſſen müſſe. 

ad 1. Die Motive für die Richtung eines zu er— 
laſſenden Geſetzes über Allee-Pflanzungen glaubt der Un- 
terzeichnete darin zu finden, daß dieſelben zunächſt einen 
Öffentlichen Zwed haben, und als ‚Mppertinenzien «ber 
Straſſen, an denen fie jtehen, zu betrachten ſind. — 
Wir finden auch Diefelben Grundfäge in andern Staaten 
adoptirt. — Nur, wenn Obſtbäume zu ‚Alleen ver: 
wendet werden, und Früchte zu tragen ‚beginnen, kann 
mit vollem Rechte die Verbindlichkeit der Erhaltung, Dem: 
jenigen übertragen werden, welcher die Früchte genießt, 

ad 2. und 3. Weder der Einzelne, noch Gemein- 
den befigen die Mittel, die Bäume jederzeit, wie fie ge— 
fordert werden, mit beftimmter Schaft⸗Höhe 2c., felbft 
für Geld zu erhalten, noch die Kenntniffe, welche für 
das Setzen, Beſchneiden der Bäume ꝛc. nöthig ſind, ob— 
gleich hierüber eine ſehr dankenswerthe, umſtändliche Be— 
lehrung unter dem 21. Auguſt 1835 erlaſſen worden iſt. 
(Dölling. a. a. O. S. 755, 776.) 

ad 4. Einer geſetzlichen Beſtimmung hiefür bedarf 
ed um fo mehr, als das Gefeg vom 17. November 1837, 
die Zwangs - Abtretung von Grundeigenthum für öffent 
liche Zwede betreffend, im Art, I. unter den 14 Ka— 
tegorien der Zwangsabtretung, gerade diefen Zwed der 
Abtretung von Privateigenthum nicht nennt, da die Ans 
legung neuer Straſſen Nro. 5. dieſes Artikels nur durch 
eine künſtliche Interpretation auch auf die Straſſen⸗Alleen 
ausgedehnt werden könnte. 

Beilagen: Band VII. 40 
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Endlich wäre auch der Geiſtlichkeit und den Schul- 
fehrern befonderd zu empfehlen, der Jugend Liebe zu den 
Bäumen einzuprägen, damit allmählig jener Zerftörungs- 
geift verbannt werde, der wohl mehr im Muthwillen und 
Mangel an UÜreberlegung, ald in vorbedachter Bosheit 
feinen Grund haben mag. 


So wird der Mebergang zu einer Zeit gefunden 
werden, da man eined Gefeßed für den befprochenen 
Zwed gar nicht mehr bedürfen wird; für die Gegenwart 
aber wird ein gefehlicher Boden gelegt, während das 
Schwanken, welches bisher bemerkbar geweſen, der Re⸗ 
gierung eben ſo viele Verlegenheiten bereiten mußte, als 
den Betheiligten hiedurch das Gefühl erlittener Willführ 
aufgedrungen wurde, 

Möge fich diefer — einer günſtigen Aufnahme 
erfreuen. ⸗ 


In tiefſter Verehrung 


Einer hohen Kammer der Abgeordneten 


München, am 20. Dezember 1842. 


gehorfamfter 
Frhr. v. Welden. 
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Protokoll. 


J 





München den 10. Mai 1843. 


Gegenwärtige. 


Se, Exzellenz Herr Finanzminiſter 
Graf von Seins heim. 


Der k. — — Hr. v. Zenetti. 
„ " „ H. Wanner, 


- Der II. Präfideng der Kammer, 
Hr. Hofrath Dr. v. Bayer. 


VBorftand: 

Hr: Abg. geiftlicher Rath Lechner. 
Die Mitglieder des I. Ausfchuffes: 
Hr. Abg. Beftelmeyer. 

» „Frhr. v. Rotenhan. 

»  n Graf v. Butler. 

» -n Briederid. 

»„ » Dr Schwindl. 

„ [7 Fiſcher. 

Die Mitglieder des III. EIER 
Hr. Abs. v. Hagen. 

»„ „" Dr Müller, 
un Be v. Kreß. 
‚ Dr. Harle$. 
»„ „ Dr Gack, Seftetär, 


In der heute gemeinfchaftlich abgehaltenen Situng 
des II. und IT. Ausfchuffes erftattete der Herr Abge- 
ordnete Freiherr v. Kreß, als erwählter Referent des 


* 


- 
. 
— 
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III, Ausſchuſſes, feinen Vortrag über den Antrag, wel: 
hen der Herr Abgeordnete Freiherr v. Welden in Be 
treff der’ Uebernahme der Koften für Strafen -Alleen auf 
das Aerar geſiellt Hatte. — 

Nach gepflogener Berathung über den Antrag ſelbſt, 
wie über das Referat glaubten die beiden vereinigten 
Ausichüffe der vom Herrn Referenten in Vorfchlag ge: 
brachten veränderten Faſſung des Antrags ihre Zuftim- 
mung nicht ertheifen zu fünnen, vielmehr wurden Die 
urfprünglichen Anträge ded Herrn Antragftellers ſelbſt, 
jedoch in folgender Weiſe und Faffung angenommen: 

„Seine Königliche Majeftät ſeyen aller— 
unterthänigſt zu bitten, auf verfaſſungsmäſſigem 
Wege ein Geſetz in Betreff der Bepflanzung der 
Staats, Kreis- und Diſtrikts-Straſſen 
mit Alleen zu erlaſſen.“ 

Dieſer Hauptantrag wurde mit 8 gegen 4 Stim— 
men angenommen. 

Als Grundzüge dieſes erbetenen Geſetzes werden an- 
gedeutet: 

1) daß die erſte Bepflanzung der Staats⸗-Straſ— 
ſen vom königlichen Aerar übernommen, und 
auch die Unterhaltung derſelben zu ſeiner Sache 
gemacht werde, inſoferne nicht bei tragbaren 
Obſtbäumen ein anderes Uebereinkommen mit den 
Angrenzenden getroffen wird, 

mit 8 gegen 4 Stimmen angenomiten. 

Der Nachſatz jedoch, welchen der Herr Antragfteller 
in folgender Faſſung beifügte: 

„Die Mitte hiezu werden die Erübrigungen der 
laufenden Finanzperiode darbieten,“ 
fat nach einhelliger Zuftimmung beider Ausfchüffe weg. 
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9) Daß die Bepflanzung und Unterhaltung der Alleen 
von Kreis-Sträffen zur Kreislaft, — und 
3) die der Diftritts-Straffen zur Diſtrikts⸗ 
laſt unter denſelben Modalitäten gemacht werde, 
welche beide Punkte ebenfalls mit 8 gegen 4 Stimmen 
angenommen wurden. ' 
Dagegen wurde N | 
4) der Antrag des Here Antragitellers 
„daß jeder Angrenzende die Pflanzung von 
Alleebäumen auf feinem Grund und Boden 
ohne Entſchädigung gejchehen laffen müſſe,“ 
einftimntig nicht. angenommen, | — 
Dabei glaubten die beiden Ausſchüſſe noch folgens 
ven Wunfch beifügen zw follen: 
Seine Königlide Majeſtät wolle in- 
zwifchen bis zur Gmanirung dieſes erbetenen Ge- 
ſetzes Allergnädigſt zu verfügen geruhen, daß 
zwar auf dem Wege der Belehrung und Er⸗ 
munterung die Baumpflanzung ai den Straffen 
und deren Unterhaltung fortan gefördert, hiebei 
aber jeder direfte Zwang gegen Einzelne oder 
Gemeinden thunlichft vermieden werde. 


Aljo beſchloſſen und unterzeichnet. 

\ Die Mitglieder 
des I, Ausſchuſſes: des II. Ausſchuſſes: 
Beftelmeyer, Vorſtand. Lechner, Vorſtand. 


Frhr. v. Rotenhan. von Hagen. 

Graf v. Butler. Dr. Müller. 
Friederich. Freiherr von Kreß. 
Dr. Shwindl. Dr. Harleß. 


Fiſcher. Dr. Sad, Sekretär, 


Verichtigungen 
D zum 
fiebenten Beilagen: Bande, 





Seite 112 Zeile 3 von untenmufß es ftatt „Zinskaſſen“ heiſſen: 

„Zinse kaſſe.“ 
„157 in der Rubrik: Erfüllung 2te Zeile muß es ſtatt 
„28, 820, fl.‘ heiſſen: „28,689, 800 fl. 
a IT 5 mußesftatt „304,649 fi.“ heiffen: 304,850 f. 
vr 163 inder Rubrik: Betrag für 185%, Seile 2 muß 
2 ig »r22,490 fi.24 fr.’ Heiffen : 22,491 f, 

r 


„184 „7 von oben muß es flatt „a 4 pCt. unverzinslich“ 
heiffen: a 4 p@t. verzinslich.“ 
Beilage IX.C., Betrag eines Jahres⸗Zinſes“ 
in der Rubrik: nah dem Stande vom 1. 
Oktober 1838 muß es ftatt „Dauptfumme 
4,791,487 fl. 26 Er. 9 1.‘ Heiffen: 
4,191,487 fl. 29 fr. 
Seite 294 Zeile 18 von oben lies: „endlich ſtatt ‚entweder.‘ 
295 „väãterlichen“ ft, natürlichen“ 
„207 „123 ss „uun“ fl. „nur . 
„» 34 „3 von unten „ „30tägige” ft. „2otägige.“ 
306 13 nv „nvwenn es“ ft. „wenn. 
„ 396 „12 „ „ — er erſcheint““ ft. „Ge⸗ 
ilfe. 


» 316 ,, 17 von oben , „Staats > Angehörigen‘ ftatt 
„Staats: Behörden.” 
„ 318 „ 17 "on n „Beſtrafung“ ſt. „Beachtung“ 
„34 „VI ,„ um „Privaten, Öffentiihe Treue” 
ft. „Puivaten und öffentliche 
Treue.“ 

355 7 1 [7] [7] ” „da ſtatt „a“ 

375 ,, 12 von mıten „nur ein anf ft. „nur auf.“ 
— 27 6a „ndder von der“ ft, „von der.“ 
380 ,„ 4 von oben „nſethzen“ ft. „zu ſehen.“ 

„» 35 Au gerichtete ft, „gerichteten.“ 
382 ,, von unten m das’ flatt „daß.“ 
» 388 ,, 14 von oben „, „dem Angeſchuldeten“ ſtatt 
„der Angeſchuldete.“ 
388 „ 7 von unten „, — wollte‘ ſtatt „ſtatt⸗ 
ude.“ 


„339 „II von oben „nauch“ ſtatt ‚mod.‘ 
„3 3 in den Akten‘ ft. „in ber Art‘ 
„3 „ 8 „ „ » die Frage‘ ft. „der Frage.’ 
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